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Antrag Nr. 4578 der Drucksachen zurück

-

gezogen 	  13909B 
Erklärung der Bundesregierung (betr. 
Vier-Mächte-Verhandlungen): 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler . . 	 13909D 
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Dr. von Brentano (CDU) 	 13910A 
Dr. von Merkatz (DP) 	 13910A 
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Rundfunkanlagen innerhalb der Bundes-
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Drucksachen); Mündlicher Bericht des 
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Nächste Sitzung 	  13918D 

Zusammenstellung der namentlichen 
Abstimmungen 

1. über den Änderungsantrag der Abg. 
Frühwald u. Gen. zum Einzelplan 10, 
Haushalt für den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, in der 
dritten Beratung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Feststellung des 
Bundeshaushalts 1953 (Umdruck Nr. 
1023 Ziffer 1), 

2. über den Änderungsantrag der Frak-
tion der SPD zum Änderungsantrag 
der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, 
DP, FU zur Beratung des Antrags 
der Fraktion der SPD (Nr. 4444 der 
Drucksachen) betr. Vier-Mächte-Ver-
handlungen zur Wiedervereinigung 
Deutschlands (Umdruck Nr. 1031 
Ziffer II), 

3. über den Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 1031 Ziffer III, 

4. über den Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 1031 Ziffer I 	  13919 

Die Sitzung wird um 10 Uhr 1 Minute durch den 
Präsidenten D. Dr. Ehlers eröffnet. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren! Ich eröffne die 278. Sitzung des Deutschen 
Bundestages und bitte um Ihre Aufmerksamkeit für 
die Bekanntgabe der Namen der entschuldigten Ab-
geordneten. 

Dr. Fink, Schriftführer: Der Präsident hat Urlaub 
erteilt für drei Tage den Abgeordneten Freitag, 
Wallner, Loritz, Winter, Frau Strohbach, Lausen, 
Lemmer, Kalbfell und Dr. Frey, für zwei Tage den 
Abgeordneten Dr. Horlacher, Dr. Fricke, von 
Thadden und Frau Thiele. 

Entschuldigt fehlen die Abgeordneten Wirths, 
Freudenberg, Frau Korspeter, Gockeln, Hilbert und 
Dr. Keller. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke schön. 
Ich habe Glückwünsche auszusprechen dem Herrn 

Abgeordneten Dr. Köhler zum 61. Geburtstag am 
27. Juni, 

(Beifall) 
dem Herrn Abgeordneten Ludwig zum 61. Geburts-
tag ebenfalls am 27. Juni 

(Beifall) 
und dem Herrn Abgeordneten Scharnberg zum 
60. Geburtstag am 28. Juni. 

(Beifall.) 
Die amtlichen Mitteilungen werden ohne Ver-

lesung ins Stenographische Protokoll aufgenommen: 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 26. Juni 
1953 den nachfolgenden Gesetzen zugestimmt bzw. 
einen Antrag gemäß Art. 77 Abs. 2 des Grund-
gesetzes nicht gestellt: 

Gesetz über das Zweite Berichtigungs- und Än-
derungsprotokoll vom 8. November 1952 zu 
den Zollzugeständnislisten des Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT); 

Gesetz über den  deutsch-chilenischen Brief-
wechsel vom 6. September 1952 betreffend 
die zollfreie Einfuhr von 50 000 t Chile-Sal-
peter in der Zeit vom 1. Juli  1952 bis 30. Juni 
1953; 

Gesetz über das Zweite Protokoll vom 22. No-
vember 1952 über zusätzliche Zugeständnisse 
zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkom-
men (Österreich und Bundesrepublik Deutsch-
land); 

Gesetz zur Änderung und Ergänzung des Ge-
setzes über die Wahl der Vertreter der Bun-
desrepublik zur Beratenden Versammlung 
des Europarates; 

Gesetz zur Regelung von Fragen des Hebam-
menwesens; 

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrank-
heiten; 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die vor-
läufige Regelung der Errichtung neuer Apo-
theken; 

Bundesevakuiertengesetz; 
Baulandbeschaffungsgesetz; 
Drittes Gesetz zur Änderung des Zuckersteuer-
gesetzes; 

Gesetz zur Abänderung des Kapitalverkehr-
steuergesetzes (KVStÄndG 1953); 

Gesetz zur Aufhebung überholter steuerrecht-
licher Vorschriften; 

Gesetz zur Änderung des Erbschaftsteuer-
gesetzes; 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über den 
Lastenausgleich. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 26. 
Juni 1953 zu folgenden Gesetzen den Vermitt-
lungsausschuß angerufen: 
Drittes Strafrechtsänderungsgesetz; 
Gesetz über die Deckung der Rentenzulagen 

nach dem Rentenzulagengesetz für das Rech-
nungsjahr 1953; 



13838 	Deutscher Bundestag — 278. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 1. Juli 1953 

(Präsident D. Dr. Ehlers) 
Gesetz über die Änderung und Ergänzung für-
sorgerechtlicher Bestimmungen. 

Der Herr Bundesminister für Wirtschaft hat 
unter dem 26. Juni 1953 die Kleine Anfrage 
Nr. 342 der Fraktion der SPD betreffend Förde-
rung der Berliner Wirtschaft — Drucksache 
Nr. 4415 — beantwortet. Sein Schreiben wird ,als 
Drucksache Nr. 4477 vervielfältigt. 

Der Herr Staatssekretär des Auswärtigen Amtes 
hat unter dem 25. Juni 1953 die Kleine Anfrage 
Nr. 344 der Fraktion der SPD betreffend 
Deutsche Soldatengräber im Ausland — Druck-
sache Nr. 4417 — beantwortet. Sein Schreiben 
wird als Drucksache Nr. 4613 vervielfältigt. 

Der Herr Staatssekretär des Auswärtigen 
Amtes hat unter dem 18. Juni 1593 unter Bezug-
nahme auf den Beschluß des Deutschen Bundes-
tages in seiner 260. Sitzung über die Schritte der 
Bundesregierung zur Freilassung des Herbert 
Kluge berichtet. Sein Schreiben wird als Druck-
sache Nr. 4628 vervielfältigt. 

Meine Damen und Herren, wegen der Tagesord-
nung dieser Woche stehen wir vor etwas schwieri-
gen Problemen. Es ist vorgeschlagen worden, meh-
rere Gesetze, die in den Bereich des Finanz- und 
Steuerausschusses fallen, auf die Tagesordnung zu 
setzen. Soweit ich unterrichtet bin, ist Einverständ-
nis lediglich darüber erzielt worden, daß die erste 
bis dritte Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP und DP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes über die innerdeutsche Regelung 
von Vorkriegsremboursverbindlichkeiten auf die 
Tagesordnung gesetzt wird. Ich darf unterstellen, 
daß dieser Punkt auf die Tagesordnung kommt. 

Ich habe dann die Frage zu stellen wegen des Ent-
wurfs eines Gesetzes betreffend die Vereinbarun-
gen über die Regelung der Schweizerfanken

-

Grundschulden vom 23. Februar 1953. Kann dieser 
Punkt auf die Tagesordnung gesetzt werden? 

(Abg. Dr. Menzel: Nein!) 

— Sie widersprechen namens der Fraktion, Herr 
Abgeordneter Menzel. Es liegt also ein Widerspruch 
vor, der verhindert, es heute auf die Tagesordnung 
zu bringen. 

Weiterhin habe ich die Frage zu stellen wegen 
der ersten Beratung der Entwürfe von Gesetzen 
betreffend die Vereinbarung zwischen der Bundes-
republik Deutschland und Vertretern der Gläubi-
ger- und Garantiemächte über die Haftung der 
Bundesrepublik Deutschland für gewisse öster-
reichische Auslandsschulden — — 

(Abg. Dr. Menzel: Sind das die 
Off-shore-Sachen?) 

— Nein, Herr Abgeordneter Menzel, das sind diese 
drei Dinge: die österreichischen Auslandsschulden, 
die Regelung der Forderungen der Französischen 
Republik und die Regelung der Forderungen des 
Fürstentums Liechtenstein an die Bundesrepublik. 
Wird auch widersprochen? 

(Abg. Dr. Menzel: Wir widersprechen!) 
— Sie widersprechen; ich kann das also heute 
ebenfalls nicht auf die Tagesordnung bringen. 

Dann frage ich wegen der Off-shore-Sache. 
(Abg. Dr. Menzel: Wir widersprechen!) 

— Da widersprechen Sie auch; dann kann ich die 
Drucksache Nr. 4627 ebenfalls nicht auf die Tages-
ordnung bringen. 

Dann die erste Beratung des von den Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, FDP, DP, FU eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes über die Verlängerung 
der im § 3 des Gesetzes über die drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über die deut-
schen Vermögenswerte in der Schweiz, über die 
Regelung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige Deutsche 
Reich und zum deutschen Lastenausgleich vom 
7. März 1953 enthaltenen Fristen, Drucksache 
Nr. 4603. Wie steht es damit? — Einverstanden. 
Dann können wir das auf die Tagesordnung neh-
men. Also diese beiden Punkte: dieser Gesetzent-
wurf und die Vorkriegsremboursverbindlichkeiten, 
kommen auf die Tagesordnung; im übrigen wird 
widersprochen. 
Meine Damen und Herren, im Ältestenrat ist 

vereinbart worden, daß wir heute morgen mit der 
dritten Beratung des Bundeshaushaltsplans in 
allgemeiner Aussprache beginnen. Dafür ist eine 
Redezeit von 180 Minuten vorgesehen. 
Es ist ferner vorgesehen, daß die Abstimmungen 

zur dritten Beratung erst ab 12 Uhr 30 stattfinden. 
Ich bitte die Herren Abgeordneten, sich darauf 
einzurichten. 
Weiter ist in Aussicht genommen, daß der Punkt 

2 der Tagesordnung unabhängig von dem Verlauf 
und der Erledigung der übrigen Tagesordnung 
etwa um 13 Uhr 30 aufgerufen werden soll. — 
Darüber besteht Einmütigkeit. 
Ich rufe also auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Rechnungsjahr 1953 (Haus-
haltsgesetz 1953) (Nrn. 4000, 4500 bis 4526 
der Drucksachen) 

(Erste Beratung: 247. und 248. Sitzung; 
Zweite Beratung: 275. und 276. Sitzung); 
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter 
Beratung (Umdruck Nr. 1025; Anträge Um-
drucke Nrn. 1017, 1023, 1024, 1025, 1028); 
in Verbindung mit der 
Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den 
Antrag der Abgeordneten Behrisch, Kahn, 
Dr. Wellhausen, Eichner und Genossen be-
treffend Bau der Autobahn Frankfurt-Würz-
burg-Nürnberg (Nm. 4570, 4274 der Druck-
sachen), 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bärsch; 
Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den 
Antrag der Abgeordneten Behrisch, Kahn, 
Dr. Wellhausen, Eichner und Genossen be-
treffend Ausbau der Großschiffahrtsstraße 
Rhein-Main-Donau '(Nrn. 4571, 4275 der 
Drucksachen), 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Barsch; 
Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den 
Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
FDP, DP, BP, WAV, Z, Gruppe der BHE- 
DG betreffend Bildung eines Grenzlandfonds 
zur Behebung wirtschaftlicher und kulturel-
ler Notstände (Nrn. 4572, 2078 der Druck-
sachen), 

Berichterstatter: Abgeordneter Wacker; 
Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den 
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Antrag der Abgeordneten Kahn und Genos-
sen betreffend Sanierung der westlichen 
Oberpfalz (Bayern) (Nrn. 4573, 3513 der 
Drucksachen), 
Berichterstatter: Abgeordneter Wacker; 
Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses 00. Ausschuß) über den 
Antrag der Abgeordneten Gengler, Bau-
knecht, Dr. Weiß, Pfender, Kiesinger, Frau 
Rösch, Schuler und Genossen betreffend 
Bau von Umgehungsstraßen um Rottweil 
a. N. im Zuge der Bundesstraßen 27 und 14 
(Nrn. 45'74, 4353 der Drucksachen), 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Bärsch; 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den 
Antrag der Abgeordneten Dr. Bartram 
(Schleswig-Holstein), Dannemann, Ewers 
und Genossen betreffend Ausbau von Bun-
desautobahnen um Hamburg (Nrn. 4576, 
4451 der Drucksachen), 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Barsch. 

Wer wünscht das  Wort  zur allgemeinen Aus-
sprache in der dritten Beratung? — Herr Abge-
ordneter Jaffé, bitte! 

Jaffé (DP): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Eine abschließende kritische 
Würdigung des- letzten Haushalts, den dieser Bun-
destag zu beschließen hat, kann an der Problema-
tik der Finanzsituation des Bundes einflach nicht 
vorübergehen. Angesichts der Größenordnung — 
im ordentlichen Haushalt über 27 Milliarden DM 
und im außerordentlichen nach Abzug der durch-
laufenden Posten immer noch 1,3 Milliarden DM 
— stellt sich diese Problematik ja schon fast auto-
matisch. Sie ergibt sich — und darum geht es 
hier im Grunde — aus der finanzpolitischen Ge-
samtlage in unserer Bundesrepublik überhaupt. 
Finanzpolitik der öffentlichen Hand und damit 

Haushalts- und Steuerpolitik sind in einem Bun-
desstaat doch nur im ganzen zu sehen, d. h. daß 
eine isolierte Betrachtung des Haushalts des  Bun-
des  für sich ebensowenig bestehen kann wie eine 
davon losgelöste Betrachtung der Haushalte der 
Länder. Die Haushalte der Kommunen und kom-
munalen Verbände, deren Aufgaben sich natur-
gemäß regional wie fachlich in weit engeren Gren-
zen halten, vertragen schon wegen ihres im all-
gemeinen mehr örtlichen Interesses eher eine 
andere Schau. Bei den Haushalten der L ander wie 
dem des 'Bundes hingegen ist eine solche Ver-
flechtung schon dadurch gegeben, daß sich diese 
Aufgaben trotz der im 'Grundgesetz geregelten 
Aufgabenteilung zwischen Bund und Ländern be-
kanntlich weitestgehend überschneiden. Denken Sie 
dabei z. B. einmal an den Wohnungsbau, an die 
Sozialpolitik und an das Vertriebenenproblem, um 
nur die wichtigsten Merkmale hervorzuheben, und 
beachten Sie bitte den Gesichtspunkt, den ich schon 
einmal ausführlich dargelegt habe, daß der Bun-
deshaushalt infolge seiner überregionalen Aus-
gleichsfunktion gewissermaßen zum Gemein-
schaftshaushalt der Länder geworden ist. Die 
Bedeutung gerade dieser Funktion — sie hat ein 
Volumen von über 4 Milliarden DM — kann nicht 
genug betont werden. 

Die Tatsache, daß der Bund neben dem über-
regionalen Ausgleich die großen gesamtstaatlichen 

Aufgaben wahrzunehmen hat, Aufgaben, die ich 
als bekannt voraussetzen darf, bringt den Bun-
deshaushalt — und das ist gerade das Charakteri-
stische an ihm — in die Ihnen gleichfalls be-
kannte Lage, daß ein so hoher Prozentsatz der 
Mittel für diese Aufgaben gebunden ist, daß für 
vieles, was uns zu tun besonders am Herzen liegt, 
ein allzu enger Spielraum übrigbleibt. Dieser Um-
stand — ich möchte das besonders an.  dieser 
Stelle hervorheben — ist ein wirklicher Grund 
dafür, daß wir bei so viel en Problemen, die wir 
in dieser Legislaturperiode zu lösen uns noch vor-
genommen haben,  auf die fast unüberwindliche 
Schwierigkeit der Bereitstellung der hierfür be-
nötigten Mittel stoßen. Ich glaube, wir sollten 
Verständnis dafür haben, wenn der zum Hüter 
der Solidität der Haushaltsgebarung berufene 
Finanzminister und letzten Endes damit der zum 
Hüter der Währung berufene Fachminister hier 
immer wieder seine wa rnende Stimme erhebt. Ich 
glaube, wir Abgeordnete sollten den Mut haben, 
in Erkenntnis dieser Verantwortung — wir kön-
nen uns im Parlament dieser Verantwortung nun 
einmal nicht entziehen — zu manchen Wünschen 
auch einmal nein zu sagen. Dafür wird man auch 
draußen 'Verständnis aufbringen! 

Wenn auf der einen Seite das Grundgesetz eine 
Teilung der Aufgaben entsprechend der födera-
listischen 'Struktur der  Bundesrepublik  vorsieht, 
so versucht es, und zwar bekanntlich in dem 
Abschnitt „Das Finanzwesen", die Frage der Auf-
bringung der für diese Aufgaben benötigten Mit-
tel in ihrer sinnvollen Verteilung auf Bund und 
Länder zu regeln. Ich sage ausdrücklich „ver-
sucht", denn der Gesetzgeber sieht selber die Re-
gelung nicht als endgültig an, wenn er in Art. 107 
die endgültige Regelung der Zukunft vorbehalten 
hat. Daß 'der seit nunmehr fast vier Jahren be-
stehende Zustand nicht immer voll befriedigend 

 ist, zeigt sich doch immer wieder. Die stets wie-
derkehrenden Auseinandersetzungen über den An-
teil des Bundes an der Einkommen- und Kör-
perschaftsteuer lassen dieses Spannungsfeld 'doch 
deutlich erkennen und machen ersichtlich, daß 
unsere Finanzverfassung in ihrem derzeitigen 
Zustand der Situation einfach nicht gerecht 
wird. Aufgabenteilung und Steueraufteilung sind 
eben nicht ausreichend aufeinander abgestimmt. 
Es bedarf also einer Neuregelung dieser Finanz-
verfassung. Ich glaube, nur so ist Abhilfe zu 
schaffen. Damit sind wir bei dem Punkt ange-
langt, der 'bei der Betrachtung des  vorliegenden 
Haushalts doch die Frage Nr. 1 ist: das Problem 
des Ausgleichs der Ausgaben und Einnahmen. 
Man muß zugeben, daß ein Ausgleich unter An-
wendung von Methoden gelungen ist, die nur 
durch die 'außergewöhnliche Situation zu erklären 
und zu rechtfertigen sind. Daß der für jeden Un-
befangenen auf den ersten Blick als gegeben er-
scheinende Weg, gestiegene Ausgaben durch er-
höhte Steuern und Abgaben zu decken, nicht gang-
bar war, darüber herrscht, glaube ich, in diesem 
Hause Einmütigkeit. Haben wir doch gerade des-
wegen, weil der Anteil 'der öffentlichen Hand am 
Volkseinkommen einfach nicht mehr tragbar er-
schien, die bekannte 15%ige Steuersenkung durch-
geführt, und zwar einmal, um endlich den Steuer-
zahler wenigstens in etwa zu entlasten., und zwei-
tens, um auf die Dauer überhaupt ein ausrei- 
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chendes Steueraufkommen sicherzustellen, Diese 
Steuersenkung — das ist das Entscheidende — 
trifft in ihrer vollen Wucht fast ausschließlich den 
Bund. Das ist eine der Hauptschwierigkeiten, mit 
denen in bezug auf den Ausgleich gerechnet wer-
den muß. Es ist eine der Schwierigkeiten, aber 
nicht die einzige und .  nicht die letzten Endes ent-
scheidende. Entscheidend für das Problem, wie 
man mit dem auch unter dem heutigen Gesichts-
punkt übergroßen Volumen der Ausgaben fertig-
werden kann, ist letzten Endes die Frage, inwie-
weit man diese nicht durchlaufenden Belastungen 
in einem Haushaltsjahr decken, sondern sie auf 
einen längeren Zeitraum verteilen kann. Mit 
einem Wort gesagt: es ist die Frage des Kredits, 
die Frage der Anleihen. Diese grundsätzliche 
Frage ist ja in allen Debatten immer wieder auf-
getaucht. 

Hierzu bringe ich Ihnen heute noch einmal mei-
nen Standpunkt und den meiner Freunde zur 
Kenntnis. Die Aufgaben und damit die Funktionen 
des Bundeshaushalts ebenso wie auch der übrigen 
öffentlichen Haushalts sind nicht .dieselben, wie 
sie in früheren Zeiten zu sein pflegten. Während 
früher die Verwaltungsaufgaben und ihre Durch-
führung die Haushalte weitgehend beherrschten, 
sind es heute aus der Zeit geborene, andere und 
größere Aufgaben, die ein Staatshaushalt zu er-

- füllen hat. Ich nenne neben der Notwendigkeit 
der Verteidigung nach außen die Aufgabe Nr. 1: 
die sozialen Leistungen — neben vielen anderen 
Gebieten, die man in dieser Größe früher kaum 
gekannt hat —, Leistungen, die nach ihrem Cha-
rakter dazu berechtigen und nach ihrer Größen-
ordnung einfach dazu zwingen, die Lasten ihrer 
Erfüllung nicht ausschließlich einem allzukurzen 
Zeitraum zur Last zu legen. Die Folgen eines ver-
lorenen Krieges und damit die daraus entspringen-
den finanziellen Lasten können nicht nur aus 
laufenden Abgaben gedeckt werden. Wir müssen 
sie zu einem wesentlichen Teil auch auf die Schul-
tern mindestens der nächsten Generation legen. 
Das ist um so mehr berechtigt, als diese Aufgaben 
doch teilweise einen stark vermögenswirksamen 
Charakter besitzen, d. h. echte Investitionen mit 
sich bringen. Für die Investitionen war ja auch 
nach den klassischen Grundsätzen der Haushalts-
politik die Anleihe immer ,die gegebene Finan-
zierung. 

Sie  werden fragen: Ist das nicht eh bedenk-
licher Weg, weil dadurch letzten Endes die Wäh-
rung gefährdet sein könnte? Ich habe dazu nur zu 
sagen: nicht Anleihen, d. h. fundierte Schulden, 
gefährden die Währung, sondern kurzfristige un-
gedeckte Kassenkredite, wenn sie sich nicht in 
einem angemessenen Verhältnis zur Wirtschafts-
kraft des Staatsgebietes und zum Geldumlauf 
halten; und da, glaube ich, ist noch ein recht 
weiter Spielraum. 

Wir stimmen deshalb .grundsätzlich dem Finanz-
minister zu, wenn er zur Abgleichung des Haus-
halts auch den Anleiheweg beschreitet. Wir 
wünschten allerdings — ich glaube, mit ihm —, 

daß er in  der  Lage wäre, diese Anleihen auf dem 
normalen Wege, nämlich über den Kapitalmarkt, 
aufzunehmen. Daß das nur in sehr beschränktem 
Maße gelingen kann, ist dem völlig unbefriedigen-
den Zustand des Kapitalmarktes zuzuschreiben. 
Uns scheint es nach wie vor die allerdringendste 

und schlechthin entscheidende Frage zu sein, einen 
funktionsfähigen. Kapitalmarkt mit allen Mitteln, 
die dem Gesetzgeber auf wirtschafts- und finanz-
politischem Gebiet zur Verfügung stehen, zu 
schaffen — ich betone dabei ganz besonders — 
nicht etwa nur im Interesse des Kapitalbedarfs 
der öffentlichen Hand, sondern und in noch viel 
höherem Maße Und vordringlich auch im Inter-
esse der privaten Wirtschaft. 

Eine der großen Voraussetzungen dabei ist, ge-
rade heute und morgen besonders aktuell, die 
Regelung der Auslandsschulden, wie sie im Lon-
doner Schuldenabkommen ihren Niederschlag ge-
funden hat, und damit die Freimachung des 
Zugangs zum internationalen Kapitalmarkt. Ich 
glaube, wir alle wissen, wie weit wir hier noch 
von befriedigenden Verhältnissen entfernt sind, 
Weil meine Freunde und ich wissen, daß die Mög-
lichkeiten für den Bund, auf den Kapitalmarkt zu 
gehen, einfach nicht ausreichen, sehen wir die 
kurz- und mittelfristigen Anlagen, die der 
Finanzminister zur teilweisen Deckung der Haus-
haltsausgaben vorgesehen hat, als die zur Zeit 
leider noch einzig mögliche Lösung an. 

Ich darf abschließend eine kurze grundsätzliche 
Betrachtung anstellen. Die kameralistische Auf-
stellung des Haushaltsplans als reine Einnahmen- 
und Ausgabenrechnung läßt eines nicht erkennen: 
die Vermögensbildung. Der Bund bereitet, wie 
Ihnen wohl bekannt ist, eine Aufstellung seines 
Gesamtvermögens vor. 

(Abg. Dr. Gülich: Leider erst jetzt!) 

— Ganz recht, Herr Kollege Dr. Gülich. — Ich 
muß sagen, ich bin darauf sehr gespannt. Die Ver-
mögensbildung der öffentlichen Hand, und zwar 
nicht etwa allein des Bundes, hat bei uns Aus-
maße angenommen, die mit unserer grundsätz-
lichen  Auffassung von den Aufgaben der öffent-
lichen Finanzpolitik nicht mehr übereinstimmen. 

(Sehr richtig! rechts.) 

Industrielle Beteiligungen z. B. in einer Gesamt-
höhe, wenn ich die mittelbaren und unmittelbaren 
Beteiligungen zusammenrechne, von 2,7 Milliarden 
DM bedürfen ganz dringend des Abbaues. Ich 
freue mich, in der letzten Zeit eine Pressenotiz 
aus der Feder des Herrn Ministerialdirektors Oef-
tering gelesen zu haben, daß einem solchen Abbau 
dieser Beteiligungen nichts im Wege steht, wenn 
er vorsichtig und sinnvoll gehandhabt wird. 

Hierher gehören z. B. auch die Behördenneubau-
ten in Bonn, die wir in diesem Jahr zwar noch we-
gen der Notwendigkeit ihres Entstehens mit einem 
tränenden Auge bewilligt haben, bei denen uns 
aber in Zukunft doch eine erhebliche Zurückhal-
tung dringend geboten erscheint, schon angesichts 
des vorläufigen Charakters von Bonn als Bundes-
hauptstadt und zur Vermeidung von Fehlinvesti-
tionen. Der Staat hat nicht das Recht, seine Bürger 
weit über ihre Leistungsfähigkeit in Anspruch zu 
nehmen, um sich neben der Erfüllung laufender 
Verpflichtungen in großem Stile Vermögen anzu-
sammeln. Das ist der Ausdruck eines Staatskapi-
talismus, den wir ablehnen und bekämpfen. 

(Beifall bei der DP. — Zurufe von der 
SPD.) 
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Eine solche Finanzpolitik der öffentlichen Hand — 
ich meine hier auch in erster Linie bei Ländern 
und Gemeinden, nicht nur beim Blind — 

(Abg. Renner: Aha!) 

macht die Deutsche Partei nicht mit. 

(Abg. Renner: Die kleinen Adenauer, die 
sind schuld!) 

Ich sage das mit aller Deutlichkeit. Wir haben 
uns in diesen Jahren hinter den Finanzminister 
und seine Finanzpolitik gestellt. Wir werden dies 
auch weiter tun, müssen aber dabei voraussetzen, 
daß unsere Grundsätze — und gerade dieser 
Grundsatz — volle Beachtung finden. 

Ich darf zum Schluß sagen: Wir haben diesen 
letzten Haushalt, über den der erste Deutsche 
Bundestag zu beschließen hat, bestimmt nicht 
kritiklos hingenommen, auch im Ausschuß nicht. 
Das wird den Damen und Herren, die mit mir 
den Vorzug haben, dem Haushaltsausschuß anzu-
gehören, zur Genüge bekannt sein. Ich stehe aber 
nicht an zu erklären, daß wir bereit sind, ihn zu 
verabschieden, dem Finanzminister zu diesem 
Schlußstein des Aufbaues des Haushaltswesens des 
Bundes unsere Anerkennung zum Ausdruck zu 
bringen und damit der Regierung hinsichtlich 
ihrer Politik auch auf diesem entscheidenden Ge-
biete unser Vertrauen auszusprechen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte mich hier nicht gleich in 
eine polemische Auseinandersetzung mit meinem 
Herrn Vorredner über das Problem einlassen, das 
er offenbar als den.  zentralen Punkt seiner Aus-
führungen betrachtet hat: den Kampf gegen den 
sogenannten Staatskapitalismus. Darüber werden 
wir uns vermutlich mit der Deutschen Partei nicht 
einig. 

(Abg. Dr. Schäfer: Warum?) 

Die geschichtliche Entwicklung wird über diese 
Art von Theorien genau so hinweggehen, wie sie 
schließlich über den Versuch hinweggehen wird, 
etwas als Sozialismus zu bezeichnen, was im 
Grunde genommen echter Staatskapitalismus ist. 

Die dritte Beratung des Bundeshaushalts gibt 
Gelegenheit zu einer allgemeinen Aussprache über 
politische Grundsätze auf den verschiedensten Ge-
bieten. Soweit Einzelkritik am Haushaltsplan und 
an der Politik der verschiedenen Ressorts zu üben 
war, haben meine Freunde das bei der zweiten 
Beratung getan. Im übrigen war unsere Ableh-
nung, unsere - Zustimmung oder unsere Stimm-
enthaltung gegenüber den verschiedenen Einzel-
plänen der Ausdruck unserer politischen Haltung. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang nicht ver-
säumen, noch einmal die kleine Episode in Erin-
nerung zu rufen, die sich bei der 'zweiten Bera-
tung des 'Einzelplans 10 abgespielt hat. Ich habe 
den stillen Verdacht, daß diese Episode durch ge-
wisse Bemühungen in der dritten Lesung aus der 
Welt geschafft werden soll. Aber ich möchte die 
Damen und Herren von der CDU bei dieser Ge-
legenheit noch einmal nachdrücklich darauf auf-
merksam machen, daß unsere Haltung zu den Ein

-

zelplänen und zum Gesamthaushalt der Bundes-
regierung aus politischen Motiven entspringt, die 
in der Auseinandersetzung mit der Gesamtpolitik 
der Regierung ihre Wurzel haben. Wir haben ei 
bisher noch nicht fertiggebracht, sozusagen aus 
Ärger über die Abstimmung eines Teils der Koali-
tion der Regierung selber eine Rute zu binden 
und sie in eine gewiß nicht angenehme Lage zu 
bringen. Ich möchte die Damen und Herren von 
der stärksten Regierungspartei bitten, bei Ge-
legenheit einmal darüber nachzudenken, wie sich 
im Bewußtsein der  Opposition eine solche Haltung 
ausmalt, die Sie bei der zweiten Lesung des Ein-
zelplans 10 — Bundesministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten — bezogen haben. 

Noch eine andere Bemerkung! Es ist vielleicht 
zuviel verlangt, aber ich muß sagen, ich wäre den 
Mitgliedern der Mehrheit dieses Hauses sehr 
dankbar, wenn sie die politische Motivierung un-
serer Stellungnahme zu einzelnen Ministerien 
endlich zur Kenntnis nehmen wollten, anstatt 
landauf landab damit hausieren zu gehen, die 
Sozialdemokratie im Deutschen Bundestag habe 
z. B. die Renten abgelehnt, weil sie zum Haushalt 
des Arbeitsministeriums eine bestimmte Haltung 
eingenommen habe. Das ist ein zu billiges Manö-
ver, als daß man es sich zwischen ernsthaften poli-
tischen Menschen und ernsthaften politischen Par-
teien in der Propaganda draußen leisten sollte. 
Sie wissen doch genau, daß unser Nein in jedem 
Fall nicht einer von uns als notwendig erkannten 
Lösung gilt, sondern der von uns als unzulänglich 
oder schlecht betrachteten Lösung. Es wäre ein 
großer Fortschritt, wenn man von diesen Dingen 
Kenntnis nehmen wollte; aber angesichts eines 
harten Wahlkampfes wage ich nicht zu glauben, 
daß ein solcher Fortschritt in unserer politischen 
Auseinandersetzung tatsächlich erzielt werden kann. 

(Abg. Horn: Umgekehrt!) 

— Nun, darüber läßt sich ja reden, Herr Kollege 
Horn. 

Ich darf Sie ferner darauf hinweisen, daß die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion — und 
auch das wissen Sie — in keinem Fall ihre posi-
tive Mitarbeit versagt hat, wo sie notwendig war, 
und daß sie auf vielen Gebieten während dieser 
letzten vier Jahre drängend und wegweisend tätig 
gewesen ist. 

Nun noch eine andere Bemerkung. Es wird 
immer wieder gesagt, daß die Opposition nur aus 
parteipolitischen Gründen oder aus parteipoliti-
schem Egoismus zu dieser oder jener Frage 
so oder so Stellung nehme. Auch beim Haus-
halt ist das so. Ich darf vielleicht gerade in 
diesem Zusammenhang sagen, daß es eine allzu 
grobe Vereinfachung der Dinge ist, wenn man sich 
auf den 'Standpunkt stellt, die Opposition treibe 
im Prinzip und immer und überall Parteipolitik, 
während die Damen und Herren von der Koalition, 
von 'der  'Regierung stets und in jedem Fall nur 
aus reiner Vaterlandsliebe und aus glühendem 
Idealismus handelten und niemals an den kleinen, 
simplen parteipolitischen Vorteil dächten. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, wir haben ge-
nügend Beispiele dafür wie fein man es versteht, 
mit der Ausübung der Regierungsgewalt auch 
einen sehr soliden parteipolitischen Vorteil zu 
verbinden. Ich habe diese Vorbemerkung gemacht, 
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weil ich glaube, daß es gut ist, wenn man für die 
haushaltspolitischen Auseinandersetzungen einen 
ordentlichen Ausgangspunkt und Standort hat. 

(Abg. Dr. Wuermeling: „Ordentlich" 
ist gut!) 

Nun noch eine andere Vorbemerkung. Wir haben 
in der letzten Woche hier eine Reihe von kommu-
nistischen Reden gehört und werden sicher auch 
heute wieder eine hören. Ich möchte mich nicht 
mit dem Inhalt dieser Reden auseinandersetzen. 
Es lohnt sich nicht. Wir sind auch nicht bereit, 
irgendwelche Belehrungen von .den Herrschaften 
entgegenzunehmen. Dazu sind sie nicht legiti-
miert. Was sie Opposition nennen, ist die Erfül-
lung eines Solls. Die sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion, die sozialdemokratische Opposition 
steht im Prinzip und in der Sache auf einem völlig 
anderen Boden als die, die sich kommunistische 
Opposition nennen. 

(Abg. Renner: Bei Adenauer!) 

— Herr Renner, seien Sie zufrieden. Das ist zu 
dumm, als daß ich es Ihnen abnehme, Herr 
Renner. 

(Abg. Renner: Nach drei Monaten wird man 
klar sehen, Herr Schoettle!) 

Wir anerkennen und verteidigen den Grundsatz 
der Legitimität der demokratischen Grundord-
nung. Die Kommunisten wollen diese Grundord-
nung zerstören, sobald sie die Möglichkeit dazu 
haben. Der Ausgangspunkt der Kritik an der Politik 
der Bundesregierung ist der entschlossene Wille, die 
Demokratie zu verteidigen — auch gegen die 
zweifelhaften unter ihren Freunden — gegen die 
Verfälschung demokratischer Methoden und Ein-
richtungen durch parteipolitische Willkür, gegen 
bürokratische Engstirnigkeit oder konservativ-
reaktionäre Borniertheit. Wir haben nichts gegen 
einen echten konservativen Grundton bei be-
stimmten politischen Parteien, soweit er sich in 
einer Weise äußert, mit der man sich auseinander-
setzen kann. Wir sind der Meinung, daß die poli-
tische Demokratie vom Wechselspiel der progres-
siven und konservativen, der vorwärtsdrängenden 
und der bewahrenden Tendenzen geradezu eine 
Befruchtung erfahren kann. Aber wir glauben, 
daß das Verwechseln von konservativer Grund-
haltung und reaktionärem Beharren auf unmög-
lich gewordenen politischen, ökonomischen und 
sozialen Zuständen nichts mit jenem echten 
Widerspiel einer fortschrittlichen Haltung und 
Gesinnung zu tun hat, ohne die die Demokratie 
schließlich erstarren und sich in ihr Gegenteil 
verwandeln muß. 

Nun einige Bemerkungen zum Haushaltsplan 
selbst. Ich will, wie gesagt, nicht mehr auf Details 
eingehen. Es wird in der Fülle der Einzelpro-
bleme, die sich in einem Haushalt niederschlagen, 
immer solche geben, bei denen die Auffassungen 
der Regierung und der Opposition weit auseinan-
dergehen, und andere, bei denen Übereinstimmung 
in der Sache und gelegentlich sogar auch bei der 
Veranschlagung der Mittel besteht. Die grund-
sätzlichen Meinungsverschiedenheiten liegen nicht 
beim einzelnen Haushaltstitel, bei der einzelnen 
Summe, sondern sie liegen bei den Methoden der 
Haushaltsfinanzierung, der Verteilung der Lasten 
im Großen und bei der politischen Begründung, 
bei der Tendenz des Haushalts. Auch der Herr 

Bundesfinanzminister wird sich wohl in stillen 
Augenblicken darüber im klaren sein, daß der 
Bundeshaushalt 1953/54 selbst nach seinem Ent-
wurf nur formal das Erfordernis des Art. 110 des 
Grundgesetzes erfüllt. Von einer echten Ausge-
glichenheit kann doch wohl kaum die Rede sein. 
Ich sehe dabei ganz davon ab, welche Unstimmig-
keiten bei der zweiten Beratung entstanden sind. 
Die entscheidende Frage ist, ob dieser Haushalt 
in dem Sinne ausgeglichen ist, wie es das Grund-
gesetz vorschreibt. Dabei kann man der Meinung 
sein, daß die Väter des Grundgesetzes vielleicht 
nicht die Situation bedacht haben, die die Bun-
desrepublik tatsächlich zu meistern hat. Man 
könnte sehr wohl darüber streiten, ob die Ver-
pflichtung, in einem Haushaltsjahr einen Haus-
halt abzugleichen, tatsächlich immer die Beweg-
lichkeit der öffentlichen Finanzpolitik gestattet, 
die notwendig ist, um schwierige Situationen zu 
meistern. Aber das ist eine Frage, über die man 
lange debattieren kann und die sicher auch hi den 
kommenden Jahren eine gewisse Rolle spielen 
wird. 

Bedenken wir nur, daß im Haushaltsgesetz z. B. 
der § 13 steht, der ,die Vorschriften des § 75 der 
Reichshaushaltsordnung für das Haushaltsjahr 
außer Kraft setzt. Das heißt doch zunächst ein-
mal, daß der Fehlbetrag des Rechnungsjahres 
1951, der in diesem Haushaltsplan als Ausgabe 
hätte erscheinen müssen, zu den Schuldverpflich-
tungen des Bundes geschlagen und vom kommen-
den Bundestag wird verdaut werden müssen. 
Hinzu kommt — ob man es wahrhaben will oder 
nicht — die Inanspruchnahme der Reserven der 
Sozialversicherungsträger und der Arbeitslosen-
versicherung mit 740 Millionen DM. Wir haben in 
diesem Hause in den letzten Tagen über dieses 
Thema mehrfach gestritten. Aber es bleibt dabei, 
daß die Inanspruchnahme der Reserven der 
Sozialversicherung und der Arbeitslosenversiche-
rung auf Kosten der für den sozialen Wohnungs-
bau und für andere wichtige Investitionszwecke 
verfügbaren Kapitalreserven geht. 

Zu den unechten und nach unserer Auffassung 
höchst bedenklichen Deckungsmethoden gehört 
auch die Inanspruchnahme eines Kredits von 
250 Millionen DM aus dem ERP-Sondervermögen. 
Dieses Sondervermögen ist ausdrücklich für In-
vestitionszwecke reserviert. Nimmt man es zur 
Abdeckung laufender Verpflichtungen des Bundes 
in Anspruch, so wird der eigentlichen Bestimmung 
des Sondervermögens Abbruch getan. Niemand 
wird doch wohl im Ernst behaupten können, daß 
der Investitionsbedarf der deutschen Wirtschaft 
und insbesondere unserer Grundstoffindustrien 
zur Zeit auch nur annähernd befriedigt sei. 

Man kann auch nicht behaupten, daß bei diesem 
Haushalt der Grundsatz der Haushaltswahrheit in 
vollem Umfang zu seinem Recht komme. Es ist 
mir nicht die Zeit gegeben, diesen Vorwurf in 
allen Einzelheiten an Hand von Tatsachen aus dem 
Haushalt zu begründen. Ich greife aber ein Bei-
spiel heraus, das einen echten politischen und 
budgetären Charakter hat.  

Im sogenannten Verteidigungskostenhaushalt 
sind für das Rechnungsjahr 1953/54 nach dem 
neuen Stand 8950 Millionen DM veranschlagt, 
d. h. der Herr Bundesfinanzminister hat für die 
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Zeit vom 1. November  bis zum Ende des Haus-
haltsjahrs nicht 600 Millionen DM Besatzungs-
kosten monatlich, sondern die mit den Westmäch-
ten vereinbarten 950 Millionen DM monatlich ein-
gesetzt. Er ist dabei zweifellos von der Annahme 
ausgegangen, daß die Verträge vom 1. November 
an in Kraft seien. Dazu ist folgendes zu sagen. 
Einmal: der Bundesfinanzminister glaubt ja wohl 
selbst nicht, daß diese Annahme heute noch auf-
rechterhalten werden kann, auch wenn es öffent-
lich immer so betont wird. Weder in Frankreich 
noch in Italien sind die Voraussetzungen für die 
Ratifizierung der Verträge gegeben. In der Bun-
desrepublik wird die verfassungsrechtliche Streit-
frage nicht vor dem Herbst geklärt wenden. Von 
der weltpolitischen 'Entwicklung will ich in die-
sem Zusammenhang ganz schweigen. Und zwei-
tens: der Herr Bundesfinanzminister weiß - und 
wir wissen es auch —, daß sich die westlichen 
Mächte bereit erklärt haben, sich bis  zum 1. Ja-
nuar 1954 oder bis zum Inkrafttreten der Ver-
träge, soweit dieses vor dem 1. Januar 1954 erfol-
gen sollte, mit den 600 Millionen DM .  pro Monat 
zu begnügen, die als Besatzungskosten mit ihnen 
vereinbart worden sind. 

Ich behaupte, daß der Herr Bundesfinanzmini-
ster allein hier eine Reserve von 700 Millionen DM 
zur Verfügung hat — ich rede jetzt nur von die-
sem einen Posten: von anderen will ich ganz 
schweigen —, für deren Veranschlagung im Haus-
halt keine gesetzliche Grundlage besteht; aller 
Voraussicht nach braucht er diesen Betrag auch 
nicht zu zahlen. Man könnte es eine Manövrier

-

masse nennen, oder wie man will. Wir werden 
den Eindruck nicht los, daß der Herr Bundes-
finanzminister — selbstverständlich in Überein-
stimmung mit der Politik der Regierung, der er 
angehört — eine Art Thesaurierungspolitik mit 
dem Ziele betreibt, bestimmte Absichten, be-
stimmte Projekte, die sozusagen frei in der Luft 
hängen, zu finanzieren. 

Mit der Einnahmeseite dieses Haushalts will 
ich mich nicht beschäftigen. Das würde zu weit 
führen. Ich weiß, daß wesentliche Teile eines jeden 
Haushaltsplanes auf Schätzungen beruhen und 
daß man darüber streiten kann, ob die Schätzung 
der Einnahmen optimistisch oder pessimistisch 
gehalten sei. Wie es wirklich ist, wird sich zeigen, 
wenn im Laufe des Haushaltsjahrs Übersichten 
über die tatsächliche Kassenlage des Bundes zu 
erhalten sind. 

Schließlich darf ich in diesem Zusammenhang 
eine Bemerkung zur äußeren Gestaltung, zur 
Methodik des Bundeshaushalts machen. Eine Re-
form der Reichshaushaltsordnung erscheint uns 
dringend geboten. Dieses Instrument ist zwar 
heute noch in Kraft und bildet die Rechtsgrund-
lage für diesen Bundeshaushalt; aber eine gründ-
liche Überprüfung und Anpassung an die Erfor-
dernisse unserer Zeit ist längst überfällig. Ebenso 
halten wir es für notwendig, daß die Systematik 
des Haushaltsplans über den jetzt erreichten Stand 
hinaus entwickelt wird. Mit dem zur Zeit in Be-
ratung stehenden Plan sind wir zwar ein Stück 
weitergekommen, aber eben nur ein Stück. Es ge-
nügt nicht, ein neues System der Bezeichnung und 
der Numerierung einzuführen. Nach unserer Auf-
fassung ist nur ein halber Schritt getan worden. 

Der beschrittene Weg muß konsequent in der 
Richtung weitergegangen werden, daß endlich die 
schematische Zweiteilung in einen ordentlichen 
und in einen außerordentlichen Haushalt fällt. An 
ihre Stelle müßte eine saubere Scheidung zwi-
schen den Erfordernissen einer normalen Haus-
haltsführung der  Bundesverwaltung und den In-
vestitionsaufgaben der öffentlichen Hand treten. 
Heute ist das Extraordinarium nur zum Teil der 
Niederschlag von Investitionsabsichten: es ist auf 
der anderen Seite, wie wir bei den Beratungen im 
Haushaltsausschuß erfahren haben, auch eine ge-
wisse Abladestelle für Projekte, von denen man 
nicht sicher ist, ob man sie finanziell überhaupt 
wird verkraften können. Ich glaube, daß das 
erstens eine Art von Selbstbetrug und zweitens 
auch ein Betrug an der Öffentlichkeit ist, der man 
sagt, daß man gewisse Projekte in den Haushalt 
eingesetzt habe, während man im Grunde genom-
men genau weiß, daß man die Mittel dafür nicht 
aufbringen kann. 

Deshalb sind wir der Meinung, daß der außer

-

ordentliche Haushaltsplan zu einem echten In-
vestitionsplan entwickelt werden muß, aus dem 
klar ersichtlich ist, was sich die öffentliche Hand 
an Investitionsaufgaben innerhalb einer bestimm-
ten übersehbaren Periode vorgenommen hat, zu 
deren Durchführung sie entschlossen ist. Sonst ist 
der außerordentliche Haushalt eben ein Stück 
Papier ohne großen Realitätswert. 

Nun ein Wort zur Finanz- und Steuerpolitik — 
auch nur sehr kursorisch! Meine politischen 
Freunde haben bei der Beratung der sogenannten 
Kleinen Steuerreform den Standpunkt der Sozial-
demokratischen Partei eingehend dargestellt. 
Meine Fraktion hat übrigens bereits im Jahre 
1950, als das erste Mal über eine Steuerreform 
beraten wurde, in diesem Hause Anträge gestellt, 
die auf eine wirkliche Steuerreform hinausliefen. 
Ich wiederhole sie hier nur in Stichworten. Wir 
sind nach wie vor der Meinung, daß eine Reform 
der Steuertarife von Grund auf notwendig ist und 
daß dazu einerseits die  Erhöhung der Freibeträge 
und zum anderen eine gerechte Gestaltung der 
Progressionskurve notwendig ist. Was wir jetzt 
als lineare Tarifsenkung bei der kleinen Steuer-
reform erlebt haben, hat die alten Ungerechtig-
keiten nicht beseitigt, sondern höchstens ver-
schärft. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir werden weiterhin für den Ersatz des Steuer-
klassensystems durch Familienbeihilfen und für 
die.  Ausschaltung der Progression bei der Bestim-
mung des Unternehmensertrags durch die Be-
triebssteuer kämpfen. Ich glaube, daß wir in 
absehbarer Zeit gar nicht um die Lösung der Frage 
der echten und unser Steuersystem von Grund auf 
umgestaltenden großen Finanzreform herumkom-
men. Ich und meine Freunde verstehen nicht, 
-warum die Pläne, die ja nicht erst während der 
Lebensdauer dieser Bundesregierung angefangen 
worden sind, sondern die schon in Frankfurt sehr 
weit gediehen waren, immer wieder aufgeschoben 
warden sind. Das heißt, wenn ich sage, wir ver-
stehen es nicht, so muß ich hinzufügen: wir ver-
stehen selbstverständlich sehr gut die politischen 
Hintergründe und die politischen Hemmungen, die 
einer solchen Aufgabe zur Zeit im Wege stehen. 
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In diesem Zusammenhang darf ich auch auf die 

Tatsache aufmerksam machen, daß der Bundes-
haushalt zu 66,8°/o durch Einnahmen aus indirek-
ten Steuern gedeckt wird. Das ist ein krasses Miß-
verhältnis. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 
Wir Sozialdemokraten sind uns darüber klar, daß 
die alte These der restlosen Beseitigung der in-
direkten Steuern angesichts des gewaltigen Aus-
maßes der öffentlichen Ausgaben nicht mehr in 
vollem Umfang vertreten werden kann. Wir kön-
nen es uns nicht leisten, so zu verfahren wie in 
einem gewissen Lande des Ostens, wo praktisch 
überhaupt nur indirekte Steuern erhoben werden 
und  die  Finanzierung der Staatsaufgaben aus-
schließlich auf diesem Wege vorgenommen wird. 
Da wir aber wissen, daß ein Idealzustand nicht 
erreichbar ist, glauben wir, daß eine Umschichtung 
des Verhältnisses zwischen direkten und indirek-
ten Steuern absolut notwendig ist, und zwar in 
absehbarer Zeit, wenn die Steuerlast nach -der 
Tragfähigkeit der einzelnen Schultern der Steuer-
zahler wirklich gerecht verteilt werden soll. Wir 
vermögen, wie gesagt, nicht einzusehen, warum 
man sich immer wieder mit Flickwerk - begnügt, 
anstatt eine echte Lösung herbeizuführen, die 
längst fällig ist. 

(Abg. Dr. Gülich: Nach dem Motto: 
„Gebt ihnen noch vier Jahre Zeit!") 

Wir bedauern ausdrücklich - ich muß das in 
diesem Zusammenhang sagen —, daß dieser Bun-
destag nicht imstande war, die verfassungsrecht-
lichen Schlußfolgerungen aus den finanzpolitischen 
Erfahrungen der letzten vier Jahre zu ziehen. Eine 
einheitliche Bundesfinanzverwaltung muß kom-
men. Sie wird nicht nur außerordentliche Verwal-
tungsvereinfachung und echte finanzielle Erspar-
nisse von großem Umfang bringen; sie wird auch 
ihre Wirkung auf .die ,Steuermoral und den Voll-
zug der Steuergesetze ausüben und damit zur 
Gesundung des demokratischen Staatswesens bei-
tragen. Diese Forderung, die wir Sozialdemokra-
ten mit anderen politischen Kräften in der Bun-
desrepublik trotz -des vergeblichen Anlaufs in die-
sem Parlament niemals aufgeben werden, hat 
nichts mit zentralistischen Zielsetzungen zu tun. 
Im Gegenteil, man muß offen aussprechen, daß der 
falsch verstandene Föderalismus, der die deutsche 
Innenpolitik seit Jahren beherrscht, durch seinen 
Appell an den Egoismus der regionalen Interes-
sen die Beseitigung von Notständen in -den schwä-
cher entwickelten Gebieten der Bundesrepublik 
geradezu verhindert. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Er zwingt immer wieder zu Hilferufen an die Zen-
trale und sündigt so dauernd gegen seine eigenen, 
angeblich geheiligten Grundsätze. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Ich glaube, hier wird der kommende Bundestag 
sich ernsthaft fragen müssen, ob er nicht die Ver-
pflichtung hat, endlich einmal einen Strich unter 
gewisse Irrwege zu ziehen, die wir seit -dem Jahre 
1949 gar nicht allein aus freien Stücken gegan-
gen sind. 

(Zustimmung bei der SPD und bei der DP.) 
Schließlich noch einige Bemerkungen zu einigen 

wichtigen Teilen des Haushaltsplans, oder besser 
gesagt, zu ihrer politischen Seite. 
Über die Außenpolitik werden wir ja heute noch 

an anderer Stelle zu sprechen haben; es gehört 

nicht zu meinen Aufgaben, mich hier damit aus-
einanderzusetzen. 

Dagegen muß ich einige Bemerkungen zur Innen-
politik der Bundesregierung machen. Sie ist nach 
unserer Meinung schon durch die Person des Herrn 
Bundesinnenministers gekennzeichnet, der, das 
muß bei allem persönlichen Respekt, den man vor 
abgerundeten Persönlichkeiten haben kann, ge-
sagt werden, sich durch die konservativ-reaktio-
näre Tendenz auszeichnet und geradezu zum Fah-
nenträger der Bundesregierung in dieser Richtung 
geworden ist. Was aus dem Ministerium Lehr im 
Laufe der Jahre an Gesetzentwürfen hervorging 
oder in der Planung steckengeblieben ist — und 
das ist ja bei einigen wichtigen der Fall —, ist 
derart, daß selbst gute Freunde der Regierung sich 
dagegen zur Wehr setzten und die schärfsten Be-
denken äußerten; und das will viel heißen. Ich 
denke dabei an das Presse- und das Rundfunk-
gesetz, von den verunglückten Wahlgesetzentwür-
fen ganz zu schweigen. Auch in diesen Entwürfen 
hat sich ja eine gewisse Tendenz gezeigt, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 
die mit den Aufgaben eines Verfassungsministeri-
ums nur sehr wenig zu tun hat, wohl aber sehr 
mit der Absicht der Sicherung bestimmter politi-
scher Bastionen für eine bestimmte politische Kräf-
tegruppierung. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Auch über die Methoden des sogenannten konstruk-
tiven Verfassungsschutzes, wie sie im Ministerium 
Lehr entwickelt worden sind, können wir nur 
unser äußerstes Mißtrauen aussprechen, zumal an-
gesichts -der Tatsache, daß man sich beharrlich 
weigert, über diese Methoden und ihre Ziele und 
die damit verbundenen persönlichen und organi-
satorischen Bereiche ernsthaft mit -den Vertretern 
demokratischer Auffassungen in diesem Parlament 
zu sprechen. 
Da ist schließlich das Verkehrsministerium des 

Herrn Dr. Seebohm. Es ist nicht nur -der Politik 
und der politischen Haltung des Ministers wegen 
Gegenstand unserer besonderen Aufmerksamkeit. 
Ich sage kein Wort über die Beamten dieses Mi-
nisteriums, wie überhaupt bei dem, was ich hier 
ausspreche, niemals die Angehörigen der Admini-
stration gemeint sind, sondern in erster Linie die 
politischen Chefs, die eine politische Kontur haben, 
die politische Ziele vertreten und mit denen wir 
uns auseinanderzusetzen haben. Wir haben mit 
wachsender Besorgnis die Verkehrspolitik der Bun-
desregierung verfolgt. Wir haben vergeblich nach 
einer einheitlichen Verkehrspolitik gesucht. Man 
kann eher das Fehlen einer solchen Politik fest-
stellen. Der Herr Bundesverkehrsminister hat zwar 
neben seiner politischen Funktion als ganz rechter 
Flügelmann der Koalition noch eine heiße Liebe 
zur deutschen Luftfahrt entwickelt. Das ist viel-
leicht nicht nur sein Steckenpferd, sondern eine 
echte Leidenschaft. Aber damit allein kann man ja 
die Tatsache nicht verdecken, daß die Bundes-
regierung bisher entscheidende Maßnahmen zur 
Koordinierung der verschiedenen Verkehrsprobleme 
und der verschiedenen Verkehrsträger nicht er-
griffen hat. Man kann summieren: Die Bundes-
bahn — — 

(Zurufe rechts) 
— Meine Damen und Herren, wenn Sie in der 
Propaganda die Verdienste Ihrer Regierung her-
ausstreichen, sind Sie auch nicht ganz frei von 
Übertreibungen, um es milde auszusprechen. Sie 
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heften sich ja manches Lorbeerblatt an Ihre manch-
mal etwas kahlen Schläfen, das auf anderen Bäu-
men gewachsen ist. 

(Zustimmung bei der SPD.) 
Seien Sie also doch sehr vorsichtig mit solchen 
Vorwürfen. 
Ich sage noch einmal, die Bundesregierung hat 

bisher entscheidende Maßnahmen zur Koordinie-
rung der Verkehrsprobleme nicht unternommen. 
Und wenn Sie den Zustand betrachten, in dem 
sich z. B. die Bundesbahn als einer unserer größ-
ten Verkehrsträger befindet, wenn Sie sich an 
die finanzielle Krise der Bundesbahn erinnern, die 
geradezu lebensgefährliche Ausmaße angenommen 
hat, wenn Sie dazunehmen, daß unser Straßen-
netz, auch wenn man die Winterschäden außer 
acht läßt, die ja in diesem Jahre besonders groß 
und kostspielig sind, — dann muß man doch fest-
stellen, daß sich unser Straßennetz in einem kata-
strophalen Zustand befindet, der auch nicht durch 
die kleinen Mittelchen verbessert wird, die man 
im Rahmen der budgetären Möglichkeiten an-
wendet. 
Ich glaube, hier ist tatsächlich auch eine ernste 

Besinnung auf das Notwendige erforderlich. Hier 
muß tatsächlich einmal die Frage gestellt werden, 
ob man lediglich damit, daß man repariert und 
daß man da und dort — vielleicht nach regionalen 
oder nach Wahlkreisgesichtspunkten — einmal eine 
Straße weiterführt oder eine Umgehungsstraße 
baut, den wirklichen Problemen unseres Straßen-
verkehrs, unseres Straßenwesens überhaupt, nä-
herkommt. Auch das ist eine Frage, die nach un-
serer Meinung vom Herrn Bundesverkehrsmini-
ster nur an der Oberfläche gesehen, aber niemals 
im Zusammenhang mit allen anderen Verkehrs-
problemen wirklich durchdacht worden ist. Denn 
das ist das Entscheidende: Wir haben uns eben 
nicht nur mit einem notleidenden Verkehrsträger 
zu beschäftigen, sondern mit einer ganzen Fülle 
von Problemen, die man nur im Zusammenhang 
sehen und auch nur aus dem Zusammenhang lösen 
kann. 
Da ist der verheerende Wettbewerb zwischen 

Schiene und Straße. Er. geht unentwegt weiter. 
Die gesetzlichen Möglichkeiten, die gesetzlichen 
Maßnahmen, die getroffen worden sind, sind offen-
sichtlich Notlösungen und gehen nicht an den wirk-
lichen Kern der Dinge. Dabei wird sowohl auf der 
Straße wie auf den Schienen doch in zunehmen-
dem Umfang nationales Vermögen zerstört und 
verschlissen, das in diesen Sektoren investiert ist. 
Hier ist Kritik, und zwar Kritik in einem durch-
aus positivem Sinne, angebracht, damit endlich die 
maßgebenden Stellen der Bundesregierung die 
Verkehrspolitik als eine der wichtigen Gegen-
wartsaufgaben betrachten lernen, die gelöst werden 
muß und für die man sich nicht irgendwelche 
kleinen Rezepte zurechtlegen kann. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Noch ein Wort zur Wirtschaftspolitik. Nichts ist 

so bezeichnend für die soziale Marktwirtschaft, d. h. 
für die wirtschaftspolitische Theorie, die angeblich 
die Wirtschaftspolitik der Bundesregierung be-
stimmt, wie die Art und Weise, mit der für diese 
soziale Marktwirtschaft Propaganda gemacht wird. 
Diese Propaganda wendet sich — ich will von den 
Einzelheiten absehen, es gäbe darüber eine Fülle 
von interessantem dokumentarischem Material — 
nicht an die wirklichen Nutznießer der Politik des 
Herrn Professor  Erhard.  Die Herren vom Bundes

-

verband der Industrie und von anderen großen 
Wirtschaftsverbänden brauchen schließlich nicht da-
von überzeugt zu werden, wie gut es Ihnen zur 
Zeit geht. Das wissen sie alle selber, und sie lassen 
es sich ein schönes Stück Geld kosten, damit es 
ihnen auch nach den Wahlen des Sommers 1953 
weiter, só gut gehe wie bisher. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nein, die propagandistischen Anstrengungen der 
Bundesregierung und ihrer Parteien konzentrieren 
sich auf diejenigen Schichten unseres Volkes, die 
am wenigsten von der Wirtschaftspolitik der Bun-
desregierung profitiert haben. Ihnen muß man 
durch die Propagandalautsprecher der verschie-
densten Kaliber weismachen, wie Großes man für 
sie geleistet hat. Daß das manchmal auf eine sehr 
merkwürdige, um nicht zu sagen umappetitliche Art 
geschieht, ist eine Sache für sich. 

Ich habe dieser Tage ein Flugblatt gelesen, das 
aus Anlaß des Parteitages eines erheblichen Teils 
der größten Regierungspartei dieses Hauses er-
schienen ist. Was da an Vergleichszahlen und an 
Vergleichsgrundlagen aufgeführt wurde, das ist — 

(Zuruf von der Mitte: Wahr!) 

man könnte es beinahe genial nennen, wenn es 
nicht so unehrlich wäre. Ich will nur einige Bei-
spiele herausgreifen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Aha, endlich!) 

Da wird z. B. gesagt, die Produktion hätte im 
Juni 1948 37°/o der des Jahres 1936 betragen, und 
dann wird errechnet, wie sich durch die soziale 
Marktwirtschaft die Kurve nach oben bewegt habe. 
Daß eine solche Bewegung stattgefunden hat, wird 
niemand leugnen wollen. Das läßt sich ja statistisch 
nachweisen, obwohl wir wissen, daß die Statistik 
zu vielen, auch zu dunklen Zwecken gebraucht 
werden kann. Aber daß zwischen 1936 und Juni 
1948 ein verlorener Krieg, ein katastrophaler Zu-
sammenbruch, eine völlig zerrüttete Währung 
lagen, das sollte man, wenn man aus christlicher 
Verantwortung Propaganda macht, nicht ganz ver-
schweigen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Wuerme

-

ling: Ist das vielleicht unbekannt?) 

— Aber es wird gelegentlich verschwiegen, Herr 
Wuermeling! 

(Abg. Dr. Wuermeling: Verschwiegen? Muß 
man das erzählen, daß wir den Krieg ver

-

loren haben? O je, o je, o je!) 

— Wenn Sie etwas beweisen wollen, was schwer zu 
beweisen ist, dann müssen 'Sie immerhin alle Tat-
sachen auf den Tisch legen, damit der Leser sich 
auch ein wirkliches Urteil über die zusammenwir-
kenden Elemente einer Erscheinung bilden kann. 
Das gehört nun einmal zur Ehrlichkeit der 
Propaganda. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das steht auf der 
ersten Seite des Flugblatts! Die müssen 

Sie auch lesen!) 

In derselben Statistik wird gesagt, daß die Ar-
beitslöhne im Juni 1948 100 % derer von 1938 be-
tragen hätten und daß sie bis August 1952 auf 
192 % derer von 1938 gestiegen seien. Kein Wort 
von der Bedeutung 'der Kaufkraft in diesem Zu-
sammenhang! 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
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Kein Wort davon, daß die D-Mark von 1952 im 
Innenverhältnis nicht dieselbe Kaufkraft hatte wie 
die Reichsmark von 1938! 

(Abg. Dr. Wuermeling: Dafür haben wir ein 
extra Flugblatt! — Lachen und Zurufe 

links.) 
— Sie wechseln also  je  nach Bedarf Ihre technischen 
Mittel aus, damit der Leser, wie es gerade trifft, so 
oder so orientiert wird! Auch ein Stück Propag anda, 
Herr Wuermeling! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Und was soll man schließlich sagen, wenn be-

hauptet wird, die soziale Marktwirtschaft habe das 
Realeinkommen von 66 % des Jahres 1948 auf 
113 % im Jahre 1952 gesteigert? Meine Damen und 
Herren, selbst wenn diese Zahlen stimmen, bedeutet 
ihre willkürliche Gruppierung eine objektive Un-
wahrheit; denn daß das Realeinkommen des Jahres 
1948 entscheidend durch den Währungsverfall be-
stimmt war, ist ja wohl allgemeine Überzeugung. 

.(Abg. Dr. Wuermeling: Wir haben doch 
1948 angefangen, nicht 1936! Das ist doch 

unser Ausgangspunkt!) 

— 1948 haben wir alle miteinander ,angefangen, 
nicht nur Sie, Herr Wuermeling! 

(Abg. Dr. Atzenroth: Herr Schoettle, gehen 
Sie  doch durch die Straßen!) 

1948 haben wir sozusagen mit Null angefangen, 
und es ist ja schließlich verständlich, daß von Null 
an die Sache entweder nur in einer vollendeten 
Katastrophe landen kann oder daß man sich ein 
Stückchen aufwärts bewegt. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Und das ist geschehen!) 

Dieses Sichaufwärtsbewegen — davon rede ich die 
ganze Zeit — wird von niemandem geleugnet. 
Worauf es ankommt, ist, klarzustellen, aus welchen 
Elementen sich dieser Aufwärtstrend eigentlich er-
geben hat. Darüber sollte man doch in guten Treuen 
und mit anständigen Voraussetzungen reden kön-
nen. Man sollte jedenfalls aufhören, sich mit 
statistischen Kunststücken Erfolge auszurechnen, 
und offen zugeben, 

(Abg. Arndgen: Aber was für Erfolge!) 
— aber, Herr Arndgen! — ich sage, man sollte 
offen zugeben, • 

(Abg. Dr. Atzenroth: Das, was geschehen ist!) 

daß die nicht zu bezweifelnden Fortschritte, die der 
Wiederaufbau der zerstörten deutschen Volkswirt-
schaft seit den Tagen des Zusammenbruchs ge-
macht hat, — — 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz) 

Ich sage nicht ohne Grund: seit den Tagen des Zu-
sammenbruchs, denn auch vor 1948 hat es in 
Deutschland eine schwere Zeit gegeben, haben 
deutsche Regierungen bestanden, die etwas getan 
haben, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 
gar nicht erst seit der Begründung der Bundes-
republik und der Etablierung dieser Regierung! Das 
ist einfach ein propagandistischer Kunstgriff, den 
wir nicht akzeptieren und gegen den wir uns mit 
aller Entschiedenheit wehren. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Man sollte zugeben, daß die unbezweifelbaren Fort

-

schritte, die der Wiederaufbau gemacht hat, das 

Resultat des Zusammenwirkens verschiedener Fak-
toren sind, 

(Zuruf von der Mitte: Tun wir auch!) 
daß die Außenhilfe und die von  den Alliiert en 

 durchgeführte Währungsreform — auch das muß 
wieder einmal gesagt werden — als zwei entschei-
dende Voraussetzungen angesehen werden müssen, 
von denen aber dann neben der Arbeit der Bundes-
regierung die Leistungen der Gemeinden und der 
Länder und vor allem der Fleiß und die Arbeits-
freude der Menschen nicht wegzudenken sind. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Täte man das, meine Damen und Herrn, würde 
man stets und ständig alle diese Dinge im Zusam-
menhang sehen, dann hätten wir eine saubere 
Ebene für die politische Auseinandersetzung. So 
haben wir sie leider nicht. 

Schließlich darf man auch nicht vergessen, daß 
die Wirtschaft der Bundesrepublik wie die 'anderer 
westlicher Länder von dem Rüstungsboom etwas 
profitiert hat, der durch den Koreakrieg ausgelöst 
worden ist. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Aber auch von den 
Nachteilen!) 

- Auch von den Nachteilen, zweifellos; nur haben 
die Nachteile in der Regel andere verspürt als die, 
die die Vorteile gehabt haben. Das hat sich nicht 
ganz gleichmäßig auf das ganze deutsche Volk aus-
gewirkt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Man sollte auch einmal in die Rechnung einstel-
len — wir denken ja nicht nur an den gegenwär-
tigen Augenblick, wir reden ja nicht nur von diesem 
Bundeshaushalt, sondern von der künftigen Ent-
wicklung —, daß eines Tages die Antriebskräfte 
von außen nicht mehr wirksam sein werden und 
daß wir uns dann mit unseren eigenen Mitteln und 
Möglichkeiten behelfen müssen. Dann wird sich 
zeigen, daß neben der „Genialität" des Erfinders 
der sozialen Marktwirtschaft in unserm Lande noch 
einiges andere notwendig ist, um eine stetige 
Weiterentwicklung unserer Wirtschaft zu gewähr-
leisten, deren innere Unausgeglichenheiten ja durch 
die Politik der gegenwärtigen Bundesregierung 
nicht gemildert oder gar 'beseitigt worden sind; im 
Gegenteil, man kann sagen, daß sie eine Steige-
rung erfahren haben. 

Die unzulänglichen Versuche, das Problem der 
Investitionspolitik zu lösen, sind noch in Erinne-
rung. Die Engpässe in unserer Wirtschaft, vor allem 
bei den Grundstoffindustrien, lassen sich nicht 
überwinden, wenn man landauf, landab die Sozial-
demokratie, und zwar gegen 'besseres Wissen, als 
Anhänger der Zwangswirtschaft beschimpft, wäh-
rend die Widersprüche in unserem Wirtschaftsleben 
unentwegt fortbestehen. Wir Sozialdemokraten --
das muß in diesem Zusammenhang gesagt werden 
— wollen ebensowenig den schematischen Dirigis-
mus, den manche Leute uns andichten, wie wir an 
die unfehlbare Wirkung der sogenannten Gesetze 
der freien Marktwirtschaft glauben. Wir kämpfen 
vielmehr für eine Wirtschaftspolitik, die das not-
wendige Maß von Planung mit einem Höchstmaß 
von persönlicher Freiheit verbindet. Wir wenden 
uns gegen die Planung durch die Interessenten, die 
in erster Linie eine Planung gegen die Gesamtinter-
essen der Volkswirtschaft ist, 

(Beifall bei der SPD) 
und wir machen auf den Widerspruch aufmerksam, 
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der darin liegt, daß dieselben Leute, die auf der 
nationalen Ebene drei Kreuze machen, wenn von 
Planung die Rede ist, auf der sogenannten supra-
nationalen Ebene für Schumanpläne und ähnliche 
Konstruktionen schwärmen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Eine Ausnahme macht dabei allerdings der Herr 
Stellvertreter des Bundeskanzlers, der vor einigen 
Tagen, wie ich im Rundfunk gehört habe, erklärt 
hat, er persönlich sei kein Freund des Schuman-
plans und der Montanunion. Das war eine Offen-
barung für unsereinen; denn bisher las man's 
anders. 

(Sehr gut! bei der  SPD.)  

Vielleicht klären sich diese Widersprüche im Laufe 
der Begebenheiten noch auf. Aber wir haben schon 
so manche Widersprüche hinnehmen müssen, die 
niemals aufgeklärt worden sind, so daß wir uns 
auch damit abfinden werden. 

Meine Damen und Herren! Abgesehen von den 
theoretischen Deklamationen sind die verschiedenen 
Zweige unserer Wirtschaft — und unter Wirt-
schaft versteht man ja nicht nur die Industrie, 
sondern dazu gehört noch eine ganze Menge an-
deres; sogar die Arbeiter gehören zu dieser Wirt-
schaft, 

(Sehr gut! bei der SPD) 

und sie haben am wenigsten die Möglichkeit, ihre 
Stimme so laut zu erheben wie gewisse Herren, die 
sich ,das Monopol herausgenommen haben, sich „die 
Wirtschaft" zu nennen — in der Beurteilung der 

 theoretischen Grundlagen und der Praxis der offi-
ziellen Wirtschaftspolitik keineswegs in voller 
Übereinstimmung erstens mit der Regierung und 
zweitens untereinander. Das zeigt sich am besten 
in der Haltung der landwirtschaftlichen und der 
Mittelstandsorganisationen. Neben vielen Verbeu-
gungen vor der sozialen Marktwirtschaft ertönt aus 
diesen Kreisen — und das können Sie überall in 
der Presse lesen — immer wieder und immer stär-
ker der Ruf nach Reglementierung, nach Planung, 
nach Lenkung, nach Schutz vor der Konkurrenz, sei 
es die von innen oder die von außen. Jedenfalls 
sind gerade diese Kreise unserer Wirtschaft weit 
davon entfernt, an die ehernen Gesetze der freien 
Marktwirtschaft zu glauben, und sie wünschen sich 
sehr gern manchmal eine etwas größere Initiative 
von seiten der Bundesregierung und vor allem des 
Bundeswirtschaftsministers im Interesse der Ge-
samtheit der Volkswirtschaft, nicht im Interesse 
einzelner Gruppen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Schließlich findet sich derselbe Widerspruch ja auch 
im Schoße der Bundesregierung. Die Gegensätze 
und Rivalitäten zwischen Wirtschaftsministerium 
und Ernährungsministerium, zwischen Wirtschafts-
ministerium und Finanzministerium sind ja ein 
offenes Geheimnis; sie sind uns allen wohlbekannt. 
Sie sind unabhängig von den Personen der be-
teiligten Minister das Ergebnis von echten Inter-
essengegensätzen, die  schließlich nur bereinigt wer-
den können, wenn der Staat den Mut hat, als Mitt-
ler einzugreifen, um den Ausgleich der Interessen 
durch eine bewußte Lenkung nach volkswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten durchzuführen. 

Lassen Sie mich endlich noch ein Wort zu dem oft 
besprochenen Thema der Sozialleistungen sagen. 
Es ist richtig: die Sozialleistungen im Bundeshaus-
halt sind von Jahr zu Jahr gestiegen. Es ist ferner 
richtig, ,daß die Sozialleistungen einen großen und 

im wesentlichen starren Block der Aufwendungen 
des Bundes ausmachen, wenn ich auch keineswegs 
bereit bin, die schematische Einreihung von Auf-
gaben und Ausgaben unter den Titel „Sozialleistun-
gen" so zu akzeptieren, wie die Bundesregierung 
diesen Begriff a) in ihrem Haushaltsplan und b) in 
ihrer Propaganda verwendet. Ich glaube, daß da 
sehr viel hineingebaut worden ist, was mit eigent-
lichen Sozialleistungen nichts zu tun hat, wo viel-
mehr echte Verpflichtungen der öffentlichen Hand 
gegen ihre ehemaligen Angehörigen, gegenüber 
verdrängten Beamten usw. zu erfüllen sind. Das 
sollte man klar auseinanderhalten, und man sollte 
nicht so tun, als ob das alles mit dem großen Mantel 
der Sozialleistungen zugedeckt werden könnte. 

('Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Atzenroth: 
Was ist denn „sozial"?) 

— Darüber kann man streiten, Herr Atzenroth, was 
„sozial" im eigentlichen Sinn des Wortes ist. 

(Zuruf von der SPD: Das wird er nicht 
begreifen!) 

Man sollte auseinanderhalten, was zwangsläufige 
Folgen des verlorenen Krieges und was echte 
Leistungen zur Behebung sozialer Notstände sind, 
die nicht unmittelbar mit dem Krieg zusammen-
hängen, sondern die in der Natur der Gesellschaft, 
in der Struktur der Wirtschaft und in der Alters-
schichtung ihre Ursache haben. 
Wenn man die beiden Tatsachen, von denen ich 

vorhin ausgegangen bin, anerkennt, dann muß man 
sie aber auch in ihren wirklichen Zusammenhang 
hineinstellen, und man muß dann die Frage stellen: 
Warum sind die Sozialleistungen gestiegen? Sind 
sie gestiegen aus dem freien Entschluß der Bundes-
regierung, die wohltun wollte, die also der idealen 
Vorstellung vom Wohlfahrtsstaat eine Stätte in 
unserem Lande bereiten wollte? Oder sind sie ent-
standen aus gewissen Zwangsläufigkeiten oder Not-
wendigkeiten, denen man sich nicht entziehen 
konnte? Auch das ist manchmal eine Leistung, daß 
man eine Notwendigkeit 'akzeptiert, und ich will es 
gar nicht verkleinern. 
Aber ich muß sagen: Sie sind gestiegen erstens, 

weil seit 1949, dem Jahr des Beginns dieser Bun-
desrepublik nicht nur Einnahmen, sondern auch 
Ausgaben und Aufgaben von den Ländern auf den 
Bund überkommen sind, so daß also das Volumen 
seiner Leistungen beinahe automatisch steigen 
mußte —das ist die eine Seite der Sache —, 
zweitens, weil die Bundesgesetzgebung im Lauf 
-dieser vier Jahre eine Reihe von Aufgaben gelöst 
hat und lösen mußte, Aufgaben, .die den Sozialhaus-
halt ausweiten. Ich erinnere dabei an das Bundes-
versorgungsgesetz und das 131er-Gesetz, und ich 
darf in diesem Zusammenhang ja wohl sagen, daß 
diese beiden Gesetze unter intensivster Mitwirkung 
der sozialdemokratischen Bundestagsfraktion zu-
stande gekommen sind. Daß die ständigen Be-
mühungen der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion um die Anpassung der Renten an die ge-
steigerten Lebenshaltungskosten ebenfalls in das 
Kapitel „Steigerung der Sozialleistungen" einge-
baut werden müssen und mitgesehen werden müs-
sen, möchte ich 'in diesem Zusammenhang auch 
nicht verschweigen. 
Wir müssen nachdrücklich an dem Standpunkt 

festhalten, daß die sozialen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik gegenüber den wirtschaftlich 
Schwächsten ihrer Bürger noch längst nicht so er-
füllt sind, daß man von einer echten Bereinigung 
der sozialen Spannungen sprechen könnte, die für 
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unseren Volkskörper charakteristisch sind. Mit der 
Parole „Schafft Eigentum!", die man jetzt ausgibt, 
ist diesen Problemen nicht beizukommen. Dazu be-
darf es einer grundlegenden Verschiebung der 
Akzente der innerdeutschen Politik. 
Der Bundeshaushalt spiegelt in seiner Gesamtheit 

die politischen Tendenzen wider, gegen die wir 
Sozialdemokraten ankämpfen. Wenn er trotzdem 
auf vielen Gebieten moderne Züge zeigt, so ist das 
weniger das Ergebnis einer bewußten Politik der 
Bundesregierung als vielmehr die Konsequenz einer 
unaufhaltsamen Entwicklung, die sich in allen 
modernen demokratischen Staaten durchsetzt. Der 
Haushalt ist heute nicht mehr ein bloßer Nieder-
schlag von Einnahmen und Ausgaben zur Bewälti-
gung von Verwaltungsleistungen, er wird immer 
mehr zu einem Instrument zur Erreichung ernäh-
rungs-, wirtschafts-, sozial- und allgemeinpoli-
tischer Ziele, und die Auseinandersetzung um einen 
solchen Haushalt ist eine politische Aufgabe ersten 
Ranges. 
Die Konsequenz aus unserer Gesamthaltung 

gegenüber der Politik der Bundesregierung ist da-
her die Ablehnung dieses Haushaltsplans durch die 
sozialdemokratische Bundestagsfraktion. Ich ver-
rate Ihnen kein Geheimnis, meine Damen und Her-
ren: Die sozialdemokratische Fraktion wird in der 
Gesamtabstimmung den Haushaltsplan 1953/54 ab-
lehnen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Bausch. 

Bausch (CDU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Die letztmalige Verabschiedung eines 
Bundeshaushalts in der Sitzungs- und Tätigkeits-
periode dieses Parlaments gibt uns Anlaß, in einer 
Stunde der Besinnung zu überlegen, welche großen 
und leitenden Gesichtspunkte für die Finanz- und 
Haushaltspolitik der größten Fraktion dieses Hauses 
und darüber hinaus der Regierungskoalition maß-
gebend waren. Es wird sicher nützlich sein, eine 
solche Gelegenheit zu benützen, um sich selbst Re-
chenschaft darüber abzulegen, ob — der großen 
Linie nach gesehen — der Weg, den man beschrit-
ten hat, richtig oder falsch war, an welchen Stellen 
der eingeschlagene Weg etwa korrekturbedürftig 
war oder an welchen Punkten andererseits völlige 
Klarheit darüber besteht, daß der Weg richtig war. 
Wir sind keinesfalls der Auffassung, daß wir alles 

richtig gemacht haben. Wir sind gar nicht der Mei-
nung, daß das, was wir in den letzten vier Jahren 
getan und unternommen haben, nicht da  und dort 
der Änderung bedürftig sei. Wir mußten in den 
letzten vier Jahren erst die Erfahrungen sammeln. 
Wir mußten uns erst Einblick in die ganz neuarti-
gen Verhältnisse verschaffen. Außerdem war alles 
vollkommen in Bewegung. Wer hätte etwa im 
Herbst des Jahres 1949, als wir damit angefangen 
haben, Haushalte zu bearbeiten und Haushalte zu 
verabschieden, auch nur im entferntesten daran zu 
denken gewagt, daß wir im Jahre 1953 einen Haus-
halt mit einen finanziellen Gesamtvolumen von 
27 Millionen DM verabschieden würden? Damals 
haben wir mit 7 Milliarden, wenn ich mich recht 
erinnere, angefangen. Alles war vollkommen un-
übersehbar. Wir waren vor die Notwendigkeit ge-
stellt, in ein dunkles Land, in eine vernebelte 
Gegend hineinzumarschieren. Wir mußten von Fall 
zu Fall Lösungen finden. Man wird bei aller 
Schärfe der Kritik wohl nicht bestreiten können, 

daß wir solche Lösungen gefunden haben. Aber wir 
hätten diese Lösungen niemals gefunden, wenn wir 
uns bei den wichtigsten Entscheidungen über unsere 
Finanzpolitik nicht von ganz festen und klaren 
Grundsätzen hätten leiten lassen. Es ist mir ein 
Bedürfnis, einige dieser Grundsätze in dieser 
Stunde einmal herauszustellen, 
Zum ersten: Wir waren vor die Aufgabe gestellt, 

für die Bundesrepublik und ihre Finanzgebarung 
'einen Raum des Vertrauens zu erwerben und zu 
erkämpfen. Ohne Vertrauen kann kein Staat, kann 
keine Gemeinschaft leben. Was aber ,den Deutschen 
und ihrer neu anhebenden Finanzgebarung in aller-
erster Linie in der ganzen Welt entgegengebracht 
wurde, war zunächst nichts als Mißtrauen, bitter-
stes, härtestes Mißtrauen. Dieses Mißtrauen ist aus-
gelöst worden durch das, was durch das vergangene 
schlechte und verworfene Regime von Leid und 
Not über uns Deutsche und darüber hinaus über die 
ganze Welt gebracht worden ist. Unsere Aufgabe 
war es nun, darum zu kämpfen, daß an Stelle des 
Mißtrauens gegen Deutschland das Vertrauen zu 
Deutschland treten möge. Gerade auf dem Gebiet 
der Finanzen aber kann Vertrauen auf die Dauer 
nur dadurch erworben werden, daß eine ganz red-
liche, ganz ehrliche, sehr sorgfältige und sehr ge-
wissenhafte Finanzwirtschaft getrieben wird. 

(Zustimmung in der Mitte. — Abg. Hei- 
land: Da warten wir schon lange drauf! — 

Gegenruf von der Mitte: Na, na!) 
Darüber, daß aber in der Bundesrepublik eine red-
liche, ehrenhafte, solide und gewissenhafte Finanz-
politik getrieben worden ist, besteht wohl kein 
Zweifel. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Jeder in Deutschland hat im Laufe der Zeit gese-
hen, daß dieser Bundesfinanzminister Schäffer und 
daß diese Regierungskoalition entschlossen sind, 
ein ehrliches Spiel und eine ehrliche Geldwirtschaft 
zu betreiben. 

(Na, na! bei 'der  SPD.) 
— Sie sagen „na, na"; es gibt leider noch manche 
Deutsche, die so sagen. Aber es ist unser ganzer 
Stolz, daß man im Ausland nicht so sagt, 

(Zustimmung in der Mitte — Zuruf von 
der SPD: Kein Beweis!) 

sondern daß man im Ausland der Finanzpolitik 
dieser Regierung Vertrauen und Achtung entgegen-
gebracht hat. 

(Abg. Renner: Eisenhower und Baruch 
haben Vertrauen zu Ihnen! — Gegenrufe 
von der Mitte und rechts: Ruhe im Kreml! 

— Renner, das verstehst du nicht!) 
Wer noch irgendeinen Zweifel hieran hat, der 
braucht ja nur zu sehen, wie es um die Deutsche 
Mark steht. Wie stand es um 'das Jahr 1948 um die 
Deutsche Mark, als uns die Besatzungsmacht die 
Währung in die Hand gedrückt hatte? Wenn man 
damals ins Volk hineinhörte, dann stellte jeder 
zweite dazu die Frage: Wie lange wird diese Wäh-
rung halten? Kaum jemand hatte Vertrauen zur 
Stabilität der Währung. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Und wie ist es heute? Heute ist die deutsche Wäh-
rung eine der festesten Währungen, die es über-
haupt in der Welt gibt. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Das ist der Ertrag einer redlichen und ehrlichen 
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Finanzgebarung, einer Finanzgebarung, die ganz 
streng darauf hielt, daß man nicht mehr ausgibt, 
als man einnimmt, daß gegebene Versprechen auch 
gehalten werden, einer Finanzpolitik, deren Träger 
sich ganz einfach und nüchtern an das Wort gehal-
ten haben: „Eure Rede aber sei: ja, ja, nein, nein; 
was darüber ist, das ist vom Übel." 

(Lachen bei der KPD.) 
Ein Kaufmann, der sich in seiner Geschäftspraxis 
an dieses Wort hält, der gegebene Versprechen 
auch einlöst, der hat Kredit. Eine Regierung, die 
das tut, hat auch Kredit. Unsere Regierung hat sich 
in der Welt Kredit erworben, weil sie sich bemüht 
hat, nach diesem Rezept zu handeln und einen red-
lichen, ehrlichen und sauberen Weg in der Finanz-
politik zu gehen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Renner: Westdeutschland auszuver

-

kaufen!) 
Wir haben in vielen harten und schweren Entschei-
dungen Gelegenheit gehabt, die Politik dieser Re-
gierung zu stützen. Es ist uns oft sehr, sehr schwer, 
— bitterschwer gefallen, nein zu sagen zu irgend-
einer Ausgabe, die wir sehr gern bewilligt hätten, 
für die wir aber keine Deckung hatten. Es war und 
ist auch heute unser ganzer Stolz, daß wir diese 
Härte aufgebracht haben, ganz entschlossen nein 
zu sagen zu Ausgaben, für die wir keine Deckung 
gesehen haben. 
Nun komme ich zum zweiten Grundsatz, der uns 

bei unserer Arbeit im Haushaltsausschuß bestimmt 
hat. Wie Sie wissen, haben wir viele, viele Wochen 
lang im Haushaltsausschuß zusammengesessen. Der 
Haushaltsausschuß war einer derjenigen Aus-
schüsse, die wohl die meisten Sitzungen abgehalten 
haben. Kürzlich hatten wir die 250. Sitzung. Es 
waren Sitzungen voll von Mühe und Arbeit. Ich 
weiß nicht, ob man sich im Lande draußen eine ge-
nügende Vorstellung davon macht, welches Unmaß 
von Arbeit hinter diesen 250 Sitzungen des Haus-
haltsausschusses steht. Ich darf sagen, daß wir von 
der Christlich-Demokratischen Union und auch wir 
von  der  Regierungskoalition — ich hoffe, meine 
Kollegen von den anderen Regierungsparteien 
werden mir darin zustimmen — uns bemüht haben, 
eine Tugend zu praktizieren, die heute in dieser 
bewegten Zeit da und dort nicht mehr sehr groß im 
Ansehen steht. Wir haben versucht, die Grundsätze 
der Sparsamkeit anzuwenden. 

(Abg. Renner: Bei den Ministergehältern!) 
Wir haben uns bemüht, auch bei den kleinen Din-
gen sparsam zu sein. Wie oft haben wir uns dar-
über gestritten, was nun die Ausstattung eines Zim-
mers in irgendeinem der Gebäude der  Verwaltung 
höchstenfalls kosten darf! 

(Lachen bei der KPD.)  
Wir haben uns die Mühe nicht verdrießen lassen, 
gerade auf die kleinen und kleinsten Dinge mit 
großer Sorgfalt einzugehen. Wir haben das deshalb 
gemacht, damit der Steuerzahler draußen im Lande 
in dem Bewußtsein leben kann: Wenn die Leute 
hier in Bonn das Geld des Steuerzahlers ausgeben, 
dann denken sie an den Steuerzahler. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sie denken daran, daß das Geld der Steuerzahler 
hart und sauer und schwer verdient werden muß 
und daß der Steuerzahler deshalb ein Recht darauf 
hat, daß die Leute, die sein Geld ausgeben, dies mit 
Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit und unter Anwen

-

dung der Grundsätze der Sparsamkeit tun, die un

-

ser Volk in der Vergangenheit wohlhabend und 
groß gemacht haben. 
Und dann noch ein Drittes, auf das ich hinweisen 

möchte, wenn ich Rechenschaft über die Grundsätze 
ablegen soll, die wir gerade auf dem Gebiet der 
Finanzen und des Haushalts zu praktizieren ver-
sucht haben. Wir haben gesehen, daß eine Verwal-
tung — die Verwaltung ist ja in den letzten vier 
Jahren mächtig aufgeblüht — 

(Abg. Renner: Kann man wohl sagen!) 
ihre Selbständigkeit haben und über ein Tätigkeits-
feld verfügen soll, auf dem sie frei und unabhängig 
ihr Werk verrichten kann. Ein Ministerium soll ein 
Eigenrecht, sein Leiter eine Verfügungsgewalt 
haben. 

(Abg. Renner: Und die Korruptionsfonds 
nicht zu vergessen!) 

Dieses Eigenrecht der Verwaltung haben wir ge-
achtet und respektiert. Wir haben aber anderer-
seits auch gesehen, daß die Verwaltung nur dann 
fruchtbar ihres Amtes walten kann, wenn sie in 
einem wirklich lebendigen Spannungsverhältnis 
zum Parlament steht. Dieses Spannungsverhältnis 
zwischen der Verwaltung, die von der Organisa-
tionsgewalt der Bundesregierung her bestimmt ist, 
und dem Parlament, das von Fall zu Fall seine 
Stellung neu bezieht, stets lebendig zu erhalten, 
dies war ein weiteres besonderes Anliegen, das für 
unsere Haltung bestimmend war. Noch immer ist 
es so gewesen, daß eine Verwaltung von einem ge-
wissen Moment an in Gefahr stand, zu verdorren 
und zu verknorpeln, wenn sie keine Inspiration 
mehr hatte, sondern nur, von starren Rechtsgrund-
sätzen geleitet, von Paragraphen und den Bestim-
mungen der Gesetze angetrieben, ihre Tätigkeit aus

-

übte. So wie jeder Einzelmensch immer erneut der 
Inspiration bedarf, der schöpferischen und erleuch-
tenden Gedanken, die seine Haltung bestimmen 
und ihm immer neuen Antrieb geben, so bedarf 
auch die Verwaltung ständig der Inspiration. Sie 
muß neue und schöpferische Gedanken haben. Sie 
bedarf der ständigen Befruchtung. Der Verwaltung 
immer neu diese Befruchtung zu geben, ist in erster 
Linie Sache des Parlaments. 

(Abg. Renner: Vergessen Sie nicht die mo-
ralische Aufrüstung! Das ist sehr wichtig!) 

— Ja, ganz sicher, Herr Renner. 
(Heiterkeit.) 

Das wäre sehr gut für uns alle, wenn wir diese nie 
vergäßen! 

'(Abg. Dr. Wuermeling: Er ist aber ein 
hoffnungsloser Fall!) 

Da könnten auch Sie wirklich noch einiges hinzu-
lernen. 

(Abg. Renner: Richtig! Richtig! Aber nicht 
von Ihnen, Herr Wuermeling!) 

Ich wage es nicht zu sagen, daß diese gegenseitige 
Befruchtung von Parlament und Verwaltung in den 
letzten vier Jahren einen maximalen Standard er-
reicht hätte. — Das ist sicher nicht der Fall. Ganz 
gewiß aber hat sich unsere Tätigkeit auf dem Ge-
biet der Finanzwirtschaft befruchtend für die Arbeit 
der Regierung ausgewirkt. Darüber hinaus werden 
die kommenden vier Jahre dem Parlament und der 
Verwaltung Gelegenheit geben, in  gemeinsamer Be-
mühung einen maximalen Standard gegenseitiger 
Befruchtung zu erreichen. Der Kontakt zwischen 
Regierung und Parlament muß verbessert werden. 
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Es darf nicht sein, daß es in der Verwaltung Män-
ner gibt, denen es an der Achtung und dem Respekt 
vor idem Parlament fehlt. 

(Abg. Lücke: Sehr richtig!) 

Es sollte sich nicht ereignen können, daß in der 
Verwaltung auf irgendeinem Gebiet irgendwelche 
Aktionen unternommen werden, ohne daß dabei 
gleichzeitig geprüft wird, welches die großen kon-
struktiven Linien sind, die für dieses Gebiet vom 
Parlament als normativ und bestimmend entwik-
kelt worden sind. Achten wir doch sorgfältig dar-
auf, daß wir es noch viel mehr, als dies bisher der 
Fall war, lernen müssen, aufeinander zu hören, da-
mit nicht aus einem Gegensatz, sondern aus einer 
guten, konstruktiven und spannungserfüllten Zu-
sammenarbeit heraus das gemeinsame Werk von 
Parlament und Regierung verrichtet werden kann. 

Aber nun lassen Sie mich einige kurze Bemerkun-
gen zu dem machen, was Herr Kollege Erwin 
Schoettle, mein verehrter Landsmann, 
heute an kritischen Bemerkungen gegenüber der 
Finanz- und Haushaltspolitik der Bundesregierung 
entwickelt hat. 

Ich muß sagen, daß ich eigentlich etwas beküm-
mert darüber bin — schade, daß Schoettle nicht da 
ist; ich hoffe, daß er wiederkommt —, nun nur, nur 
das Nein aus seinen Worten herausgehört zu haben, 
nur Kritisches gehört zu haben. Ich glaube, wenn 
ich in seine innerste Herzkammer hineinblicken 
könnte, 

(Abg. Dr. Wuermeling: Er glaubt das sel

-

ber nicht! Sehr richtig!) 

dann würde ich feststellen können, daß es dort 
ganz anders aussieht, als er uns das hier geschil

-

dert hat. Denn ich kann mir nicht denken, — - 
(Abg. Dr. Gülich: Herr Bausch, wie kom

-

men Sie dazu, Herrn Schoettle für unglaub

-

würdig zu erklären? Das gehört sich nicht! 
Das paßt auch zu Ihrer sonstigen morali

-

schen Auffassung nicht!) 

— Wollen wir doch nicht so sensibel sein! Sie sind 
ja nun wirklich auch nicht sensibel. Sie machen 
doch reichlich Gebrauch davon, Ihrer Überzeugung 
Ausdruck zu geben, und dann wollen Sie uns doch 
bitte dasselbe Recht zugestehen. Ich bin der Mei-
nung, daß auch Sie bis ins Innerste hinein von 
dem Glauben und von der Überzeugung erfüllt 
sind, daß diese Bundesregierung nicht nur Schlech-
tes, sondern auch einige ganz ausgezeichnete Dinge 
gemacht hat, 

(Abg. Dr. Gülich: Wer malt denn 
schwarz-weiß? Das ist doch Unsinn!) 

nur haben Sie nicht den Mut, das auszusprechen, 
(Abg. Dr. Gülich: Natürlich haben wir 

den Mut!) 

und diesen Mut hätte ich Ihnen von Herzen gern 
gewünscht. 

(Abg. Dr. Gülich: Sie müssen richtig 
zuhören!) 

- Ich habe sehr aufmerksam zugehört. Aber ich 
habe kein positives Wort gehört, sondern nur ne-
gative Dinge! Das aber genügt nicht. Dies trägt 
nicht der Bedeutung der Stunde Rechnung. So kön-
nen wir nicht miteinander umgehen, daß eine 
Gruppe von Menschen da ist, die sich ehrlich und 
redlich bemüht, vier Jahre lang die Last der Ver

-

antwortung zu tragen, und dann kommt die Oppo

-

sition und sagt: Das war ja alles nur schlecht! 
(Abg. Dr. Gülich: Das ist doch gar nicht 

wahr, Herr Bausch!) 
— Doch, doch, Herr Kollege Gülich, genau das 
wurde gesagt. 

(Abg. Dr. Gülich: Ihre Moralpredigt 
ist unerträglich! — Abg. Heiland: Ich 
dachte, Caux hätte bei Ihnen mehr 

gewirkt!) 

Ich habe genau zugehört. Die letzten Ausführungen 
des Kollegen Schoettle gingen etwa dahin: Im 
wesentlichen waren es reaktionäre Tendenzen, die 
bei der Regierung wirksam waren. Das, was sonst 
so gemacht worden ist, nun, das ist aus den allge-
meinen Zeitläuften entsprungen, das ist im großen 
und ganzen von selber gekommen. Nein, meine 
Damen und Herren, in dieser Welt entsteht nur der 
Unsinn, nur der Blödsinn von selbst. Alles, was 
an guten und nützlichen Dingen in dieser Welt 
entsteht, das muß erkämpft und erarbeitet wer-
den. Und wir haben gekämpft und wir haben ge-
arbeitet. Wir haben vieles für unser Volk erreicht. 
Es hätte uns mit Befriedigung erfüllt, wenn Sie 
auch anerkannt hätten, daß die Frucht unserer 
Arbeit eine Reihe von positiven Ergebnissen war, 
die sich segensreich für unser Volk ausgewirkt 
haben. 
Kollege Schoettle hat an den Deckungsmethoden 

Kritik geübt, die beim Haushalt 1953 angewandt 
worden sind, so z. B. daß der Fehlbetrag von 1951 
nicht in den Haushalt eingestellt worden ist. Das 
ist eine Sache, die auch uns Kummer gemacht hat 
und die auch uns nicht gefällt. Sie hat auch dem 
Finanzminister nicht gefallen. Aber bei der An-
spannung des Haushalts, unter der wir leiden, ist 
es doch sonnenklar, daß es auf dem Gebiet der Fi-
nanzpolitik genau so geht, wie etwa auf dem Ge-
biet der Militärwissenschaft. Clausewitz hat ein-
mal gesagt: „Der Krieg ist ein System von Aus-
hilfen". Ich glaube, jeder Finanzminister, gleich-
gültig ob er von der CDU oder von der SPD ge-
stellt wird, wird von Fall zu Fall ein System von 
Aushilfen ersinnen müssen, 

(Abg. Renner: Und Vernebelungen!) 

um praktische Lösungen für die jeweiligen Pro-
bleme zu erreichen. 

(Abg. Dr. Gülich: Er wird sich aber 
nicht hinstellen und als erste Tugend 
verkünden: „Wir werden nicht mehr 
ausgeben, als wir einnehmen"! Das 

haben Sie doch gesagt!) 
— Ein System von Aushilfen! — Ich halte es für 
eine durchaus legale Maßnahme, wenn etwa ver-
sucht wird, im Einvernehmen mit den Trägern 
der Sozialversicherung die Lösung zu finden, die 
nunmehr realisiert wird. 

(Zuruf des Abg. Renner.) 

Nachdem die Träger der Sozialversicherung vom 
Bund laufend in bar große Summen, geradezu Rie-
sensummen zugeschossen bekommen und nachdem 
sie große Summen frei disponibel haben, ist 
es doch nichts Unbilliges, wenn sich der Bund mit 
ihnen ins Benehmen setzt und eine Lösung an-
strebt, wie sie nun gefunden wurde. 

(Abg. Kohl [Stuttgart]: Das stimmt ja gar 
nicht, was Sie hier sagen!) 

— Doch, das stimmt! Das ist genau das, was ich 
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meine und was  meine Überzeugung ist.  Ich halte diese  
Lösung nicht etwa für eine schlechte, sondern für  
eine ganz gute und ordentliche Sache.  

Nun die weitere Frage, die Kollege Schoettle  
angeschnitten hat, die Sache mit den Mitteln, die  
für die Erfüllung der Verträge bereitgestellt sind.  
Er hat gesagt, für die Erfüllung der Verpflichtun-
gen aus den Verträgen stünden im Haushaltsplan  
950 Millionen DM. Diese Beträge werde man aber  
wahrscheinlich gar nicht bezahlen müssen. Es wäre  
deshalb seiner Meinung nach besser gewesen, diese  
hohe Summe nicht in den Haushalt hineinzuschrei-
ben. Dann hätte man bei den Deckungsmitteln doch  
etwas mehr Luft bekommen. Demgegenüber ist  
folgendes zu sagen: Für uns von der CDU und von  
der Regierungskoalition gilt, auch was diese Ver-
träge anlangt, das, was ich eingangs gesagt habe:  
Wenn man Verträge geschlossen hat und wenn  
man sich verpflichtet hat, bestimmte finanzielle  
Leistungen zu vollbringen, dann ist man auch ver-
pflichtet, die Deckungsmittel für diese Leistungen  
in den Haushalt einzustellen.  

(Zuruf von der KPD: Der Fluch der  
bösen Tat!)  

Unser außenpolitisches Handeln würde unglaub-
haft werden, wenn wir anfingen, die Deckungs-
mittel für die Verpflichtungen aus den Verträgen,  
die wir abgeschlossen haben, aus dem Haushalt  
herauszustreichen. Das wollen wir nicht. Wir ste-
hen zu den Verträgen. Wer zu der Bereitstellung  
dieser Mittel für die Erfüllung der Verträge nein  
sagt, muß folgerichtig ja sagen zur Leistung von  
Besatzungskosten, die dann vielleicht viel höher  
sein werden als die Beträge, die wir zur Erfül-
lung der Verpflichtungen aus den Verträgen be-
reitgestellt haben.  

(Sehr richtig! in der Mitte und rechts.)  
Vergessen wir nicht, daß bis zum heutigen Tage  
noch das Besatzungsstatut vom 8. April 1949 gültig  
ist, in dem vorgesehen ist, daß die Hohen Kommis

-

sare uns während seiner Dauer jederzeit durch  
einseitige Anordnungen Besatzungslasten in belie

-

biger Höhe auferlegen können. Der, der die Ver

-

träge und die aus ihnen erwachsenden Kosten ver

-

neint, der bejaht das Besatzungsstatut und die  
Besatzungskosten! Der muß dann aber auch ehrlich  
genug sein, das auch draußen im Lande zu sagen.  

(Abg. Dr. Gülich: Lassen Sie doch  
das Ehrlichkeitsgerede weg!)  

— Die Ehrlichkeit ist ein wichtiges Element der  
Politik, Herr Professor Gülich! Wir gedenken sie  
nicht wegzulassen. Sondern wir gedenken sie auch  
in Zukunft zur Grundlage unserer Politik zu  
machen.  

(Abg. Dr. Gülich: Ja, wir auch!)  
Sie werden doch im Ernst nicht bestreiten können,  
daß, wenn Sie nein zu den Verträgen sagen, Sie  
dann ja sagen zum Besatzungsstatut  

(Abg. Dr. Gülich: Das ist doch Unsinn!)  
und zur Vollmacht der Alliierten, uns auch in Zu

-

kunft durch einseitige Anordnungen zu regieren.  
(Abg. Dr. Gülich: Studieren Sie den  

Generalvertrag und den Finanzvertrag!)  
Was die übrigen Bemerkungen des Kollegen  

Schoettle anlangt, so habe ich nicht die Absicht,  
auf seine allgemeinen finanz- und steuerpolitischen  
Ausführungen einzugehen. Die Fragen des Steuer-
systems, der Einrichtung einer Bundesfinanzver-
waltung und alle diese Fragen sind hier sehr  
häufig und sehr eingehend erörtert worden.  

Ich möchte nur noch ein Wort zu seinen kriti

-

schen Bemerkungen über die Wirtschaftspolitik  
sagen. Die Wirtschaftspolitik steht in einem ganz  
engen Kontakt mit der Finanzpolitik. Ich habe  
schon darauf hingewiesen, daß wir mit einem Haus-
halt  angefangen haben, der etwa 7 Milliarden DM  
in Ausgaben und Einnahmen umfaßte. Jetzt sind  
wir bei einem Haushalt mit 27 oder 28 Milliarden  
DM angelangt. Ich habe mich oft darüber gewun-
dert, daß wir es fertig gebracht haben, für die  
sich ständig steigernden Staatsausgaben die erfor-
derlichen Deckungsmittel zu beschaffen. Dabei  
haben sich die finanz- und steuerrechtlichen Grund-
lagen, die für die Einnahmeseite bestimmend sind,  
eigentlich kaum geändert. Gewiß, wir haben das  
eine Prozent Umsatzsteuer zugeschlagen. Dafür  
haben wir aber zweimal Senkungen der Einkom-
mensteuer .vorgenommen. Obwohl also die steuer-
rechtlichen Grundlagen gleichgeblieben sind, haben  
wir es fertiggebracht, im Haushalt 1953 Staatsaus-
gaben in Höhe von 27 Milliarden DM zu decken.  

Wie ist aber nun dieses Kunststück möglich ge-
wesen? Doch einfach deshalb, weil sich das Pro-
duktionsvolumen der deutschen Wirtschaft stän-
dig vergrößert hat und weil sich deshalb auch die  
Steuereinnahmen erhöht haben.  

Wir Deutschen haben ja eine fabelhafte Fähig-
keit, uns herumzustreiten. Von dieser Fähigkeit  
hat der Kollege Schoettle auch bei seiner Ausein-
andersetzung über die Wirtschaftspolitik des Bun-
des reichlichen Gebrauch gemacht. Mag man aber  
nun über die Wirtschaftspolitik der Bundesregie-
rung denken, wie man will, — jedenfalls ist es  
eine Tatsache, daß sich das Produktionsvolumen  
der deutschen Wirtschaft unter der Herrschaft die-
ser Regierung geradezu ungeheuerlich erweitert 

 

hat und daß deshalb auch die Staatseinnahmen  
entsprechend gestiegen sind. Niemand wird leug-
nen können, daß wir von der Regierungskoalition  
ein gerüttelt und geschüttelt Maß von Leistung  
erbracht haben, um dieses Ergebnis zu erzielen.  
Von selbst ist das alles nicht so gekommen. Ich  
wollte einmal sehen, wie es bei uns aussähe, wenn  
die Rezepte, die die SPD in den Jahren 1948 und  
1949 für die Wirtschaftspolitik entwickelt hat, an  
Stelle der sozialen Marktwirtschaft verwirklicht  
worden wären. Wo wären wir da hingekommen!  

(Abg. Dr. Wuermeling: Sehr richtig!)  

Also, aufs Ganze gesehen, haben wir allen An-
laß, im Rückblick auf die letzten vier Jahre zu  
sagen, daß wir gut und redlich gewirtschaftet  
haben. Wir haben allen Grund, dankbar dafür zu  
sein, daß es uns  in  so weitgehendem Maße gelungen  
ist, das gesteckte Ziel zu erreichen. Wir können  
die Resultate dieser Finanzpolitik mit gutem Ge-
wissen und in ehrlicher Überzeugung vor den brei-
ten Schichten unseres Volkes vertreten.  

Ich möchte nicht versäumen, in dieser Stunde  
dem Leiter der Finanzverwaltung des Bundes, dem  
Bundesfinanzminister Schäffer, für seine hinge-
bende und schöpferische Arbeit für unser Volk den  
herzlichen Dank unserer Fraktion auszusprechen.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Wenn wir in den letzten 4 Jahren oftmals vor  
einer schwierigen Situation gestanden haben, habe  
ich mich oft gefragt: „Wird Herr Schäffer wohl  
wieder eine Lösung finden?" Bei unserer Ausschuß

-

arbeit waren wir uns immer wieder darüber einig,  
daß man einen Bundesminister zu dem Zweck  
hätte, damit ihm in einer kritischen Situation  
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etwas einfalle. Ich muß sagen, daß dem Finanz-
minister Schäffer immer etwas eingefallen ist. 
Meistens war es etwas Gutes. 

(Abg. Frau Döhring: Es fragt sich bloß, 
auf wessen Kosten!) 

Es ist in  der heutigen Zeit, in der so viel Kritik 
geübt und in der so viel Negatives hervorgehoben 
wird, dringend nötig, einmal frei, deutlich und so 
laut, daß es alle Welt hört, unsern Dank denjeni-
gen auszusprechen, die etwas Gutes für unser Volk 
geleistet haben. 
Nun noch einige wenige Bemerkungen zu den 

vorliegenden Anträgen. Wir haben als Ergebnis 
der zweiten Beratung zu verzeichnen gehabt, daß 
der Haushalt des Bundesministeriums für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten abgelehnt wor-
den ist. Das war ein unvorhergesehenes Ereignis. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Das können wir 
doch beim Einzeletat behandeln!) 

— Ja, wir können es auch später behandeln; das 
ist durchaus richtig. Dann werde ich die  Bemer-
kungen darüber zurückstellen. Ich behalte mir aber 
vor, bei der Beratung des Einzelhaushalts dazu 
noch einige Randbemerkungen zu machen. 

Abschließend möchte ich sagen: Wer auch immer 
in Zukunft die Verantwortung für die Finanz- und 
Haushaltspolitik der Bundesregierung tragen wird, 
— niemals,  wird man an dem vorbeigehen können, 
was an guter und ehrlicher Arbeit in den letzten 
vier Jahren geleistet worden ist. Für diejenigen, 
die in diesem Hause auch in Zukunft wirksam und 
tätig sein werden, werden die Erfahrungen, die 
wir 'in den letzten vier Jahren gesammelt haben, 
wertvolle Wegweiser für die Arbeit der Zukunft 
sein. Wenn in den kommenden vier Jahren die 
Rezepte realisiert werden, die für die Finanzpoli-
tik dieser Regierung und für die Haltung der Re-
gierungskoalition bestimmend waren, dann wird 
die Deutsche Mark auch in Zukunft in ihrem Wert 
erhalten bleiben, dann werden die Wohlfahrt, der 
Wohlstand und das soziale und innere Gefüge 
unseres deutschen Volkes auch in Zukunft sich 
weiter steigern, verbessern und verstärken. Was 
wir von der CDU aus dazu tun können, um diesen 
Kurs auch in Zukunft zu verfolgen, das werden 
wir tun. Denn wir sind alle der Überzeugung, 
daß der Weg, den wir gegangen sind, der rechte 
und der gute Weg war. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. Wuermeling. 

Dr. Wuermeling (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Scho e ttle 
hatte die Freundlichkeit, sich in seinen Ausfüh-
rungen zum Haushaltsplan etwas mit den von mir 
betreuten Flugblättern zu beschäftigen. 

(Abg. Schoettle: Die sind doch nicht von 
Ihnen, Herr Wuermeling!) 

Ich bin Ihnen dafür sehr dankbar, da wir ja über
-haupt noch vor der Notwendigkeit stehen, Herr 

Kollege Schoettle, eine Diskussion zu Ende zu 
führen, die wir bei der Haushaltsberatung im letz

-

ten Jahr begonnen haben. Ihre Beendigung vor 
dem Rundfunk mit Ihnen ist mir leider deswegen 
nicht gelungen, weil Sie sich trotz mehrfacher 
Mühen nicht dafür zur Verfügung gestellt haben. 

(Lebhafte Hört!-Hört!-Rufe bei der CDU. 
— Abg. Dr. Schroeder [Düsseldorf]: War

-

um wohl nicht? — Abg. Schoettle: Herr 
Wuermeling, das lag an der  Art  Ihrer 
öffentlichen Betätigung! — Abg. Heiland: 
Mit jedem stellt man sich nicht vor das 

Mikrofon!) 

Herr Kollege Schoettle hat soeben davon ge-
sprochen, daß vor der Übernahme der Wirtschafts-
politik durch Herrn Minister Erhard, den früheren 
Direktor der Verwaltung für Wirtschaft des Ver-
einigten Wirtschaftsgebietes, schon unendlich viel 
in der Bundesrepublik an Aufbau geleistet wor-
den sei. Niemand von uns hat bisher bestritten, daß 
das geschehen sei. Trotzdem muß ich sagen: wenn 
nun so getan wird, als wenn seit 1948 so gewisser-
maßen alles von selber gekommen wäre, dann habe 
ich das Gefühl, daß man sich der Situation von 
1948 und der Umstände, wie man sie gerade auf 
seiten der SPD damals sah, heute nicht mehr ge-
nügend erinnert. Darf ich zu diesem Zweck mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten ein kurzes 
Zitat aus dem Buche von Herrn Dr. Schumacher 
„Nach dem Zusammenbruch" verlesen, das im Jahre 
1948 gedruckt worden ist. Darin sehen wir, wie 
man seitens der SPD die Chancen und Möglich-
keiten eines wirtschaftlichen und sozialen Wieder-
aufbaus nach 1948 beurteilt hat. Es heißt dort: 

Unübersehbar ist das Trümmerfeld, unvorstell-
bar das Elend, unheilbar das Leid. Der deutsche 
Name ist besudelt ...., die Wirtschaft ist zer-
stört, ihre Substanz geschwunden. Das Land 
ist krank bis ins Mark. Die einfachsten und 
selbstverständlichsten Forderungen des täg-
lichen Lebens sind schier unlösbare Probleme 
geworden. 

So schrieb Dr. Schumacher 1948, um dann fort-
zufahren: 

Daß jetzt neue Lebensformen von unvorstell-
barem Tiefstand und nie gekannter Primitivi-
tät für alle Deutschen heraufziehen, 

(Hört! Hört! rechts) 
davor wollen viele die Augen verschließen. 

(Hört! Hört! rechts.) 

Meine Damen und Herren, das ist unsere ganze 
Genugtuung und Befriedigung, daß wir im vollen 
Bewußtsein dessen, was alles noch zu tun ist und 
wieviel Not noch zu lindern ist, die Unrichtigkeit 
dieses Zitats des Herrn Dr. Schumacher inzwischen 
durch unsere politische Arbeit unter Beweis gestellt 
haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Herr Kollege Kreyssig sagte drei Jahre 
später in der Bundestagsdebatte am 11. Oktober 
1951: 

Wenn Sie  sich einmal der Mühe unterziehen 
und den Dingen etwas ernsthafter auf den 
Grund gehen, dann werden Sie feststellen 
müssen, daß man eine Charakterisierung des 
Ergebnisses der Wirtschaftspolitik der Bundes-
regierung dahin zusammenfassen muß: Sie hat 
begonnen mit dem Stichwort der „freien 
Marktwirtschaft" und der „Liberalisierung", 
— sie hat im Frühjahr dieses Jahres geendet 
mit  dem Einfuhrstopp vom 21. Februar, der das 
Fiasko der ganzen Politik, vor allem auch im 
Außenhandel, kennzeichnet... Auch  Sie  haben 
wahrscheinlich bemerkt, daß seit einiger Zeit 
von „sozialer" Marktwirtschaft kaum noch ge-
sprochen wird. 
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Sie werden mir zugeben müssen, 
— schloß Herr Kreyssig — 

daß der Herr Bundeswirtschaftsminister, der 
ausgezogen war,  die  Zwangswirtschaft zu be-
seitigen, jetzt drauf und dran ist und bis zum 
Halse drinsteckt, wieder eine obendrein noch 
miserabel funktionierende Bewirtschaftung 
einzuführen. 

(Hört! Hört! bei der CDU.) 

Es ist sehr interessant, meine Herren  'von  der SPD, 
sich dieser Zitate jetzt einmal zu erinnern, wo wir 
ja nun für weitere Jahre die Ergebnisse der Wirt-
schafts- und Sozialpolitik der Bundesregierung 
vorliegen haben. 

Herr Kollege Schoettle, da wir ja nicht unbe-
dingt wissen können, ob wir uns beide im Herbst 
in diesem Hohen Hause wiedersehen — — 

(Zuruf von der SPD: Hoffentlich Sie nicht!) 
— Ja, wenn Sie sagen: „Hoffentlich Sie nicht!", 
dann muß ich darauf erwidern: ich fürchte, daß ich 
Ihnen auch im nächsten Bundestag nicht erspart 
bleibe. 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei der CDU. — 
Abg. Renner: Größenwahn! Aber etwas 

Größtenwahn tut manchmal not!) 

Nachdem Herr Kollege Schoettle bei der Haus-
haltsdebatte im Juli vorigen Jahres meine Aus-
führungen über die Wirtschafts- und Sozialpolitik 
in nicht gerade sehr freundlicher Form behandelt 
hatte, indem er sagte, meine Ausgangspunkte 
stimmten nicht ganz, es kämen falsche Ergebnisse 
heraus, und ich hätte ein Meisterwerk der Irre-
führung geleistet, 

(Sehr richtig! links) 

habe ich darauf gewartet, daß Herr Kollege 
Schoettle, wie er es in Aussicht genommen hatte, 
sich „die Geschichte einmal schwarz auf weiß ange-
sehen" hätte, um dann zu .den von mir vorge-
tragenen Zahlen in sachlicher Weise Stellung zu 
nehmen. Es ist mir nun, wie gesagt, nicht gelun-
gen, diese Rundfunkaussprache, die ja in aller 
Sachlichkeit hätte erfolgen können, mit Ihnen 
durchzuführen; und nun wollen wir das Gespräch, 
Herr Kollege Schoettle, damit es auf jeden Fall zu 
Ende kommt, eben heute noch beenden. 

Ich habe Ihnen in diesem Zusammenhange 
eigentlich nur einige Fragen vorzulegen, weil Sie 
ja immer über falsche Ausgangspunkte und der-
artige Dinge sprechen. Wenn wir unserer Be-
urteilung der wirtschaftspolitischen Lage die Zahlen 
zugrunde legen, wie sie laufend vom Statistischen 
Bundesamt veröffentlicht werden, dann können Sie 
uns ja nicht vorwerfen, daß wir falsche Ausgangs-
punkte nähmen, auch dann nicht, wenn das Jahr 
1936 als letztes normales Friedensjahr vor der 
eigentlichen Aufrüstung zugrunde gelegt wird. 
Denn wir haben ja nicht das Statistische Bundes-
amt beauftragt, die Statistik auf dieser Basis durch-
zuführen, sondern das ist aus sachlichen und wissen-
schaftlichen Gründen geschehen, weil diese Aus-
gangsbasis eben sachlich die richtigste ist. Ich frage 
nunmehr: 

Ist es richtig, daß die Produktion der deutschen 
Industrie, die im Jahre 1948 63 % der Produktion 
von 1936 betrug, sich im Jahre 1952 auf 145 % be-
lief und inzwischen 156 % derjenigen von 1936 
erreicht hat, 

(Hört! Hört! bei der CDU) 

also auf weit mehr als das Doppelte gesteigert 
worden ist? Ich frage weiter: 
Ist es richtig — ich muß eine Einschränkung 

machen Herr 'Kollege Schoettle; die Zahlen, die ich 
vor einem Jahr genannt habe, bringe ich heute 
nicht mehr ganz in dieser Form weil sie inzwischen 
nämlich noch wesentlich verbessert worden sind, 
aber ich darf annehmen, daß Sie mir diese Berichti-
gung ohne weiteres gestatten — ist es richtig, daß 
seit der Währungsreform 1,5 Millionen Wohnungen 
mit einem Kapitalaufwand von 17 bis 18 Milliarden 
DM für etwa 5 bis 6 Millionen Menschen gebaut 
worden sind? 
Ist es richtig, daß die landwirtschaftliche Boden-

erzeugung von 79 auf 110% des Vorkriegsdurch-
schnitts, also um 38 % allein in den drei Jahren 
von 1948 auf 1951 gesteigert worden ist? 

(Zuruf von der KPD: Das ist aber ein 
Ammenmärchen!) 

Ist es richtig, Herr Kollege Schoettle, daß insbe-
sondere die deutsche Ausfuhr in den letzten Jahren 
trotz aller Hemmungen, die doch, wie wir alle 
wissen, im Ausland lange bestanden haben, einen 
geradezu nicht vorausahnbaren Aufschwung ge-
nommen hat, 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien) 
indem sie 1949 4,1 Milliarden, 1950 8,4 Milliarden, 
1951 14,6 Milliarden und 1952 fast 17 Milliarden 
DM, also mehr als das Vierfache des Jahres 1949 
betrug? 
Ist es welter richtig, daß die deutsche Ausfuhr 

monatlich Ende 1948 etwa 200 Millionen DM betrug 
und daß sie im Winter 1952/53 das Siebenfache mit 
rund 1,4 Milliarden DM monatlich beträgt? 
Und ist es vor allem richtig — das sind ja die 

entscheidenden Zahlen jetzt —, daß wir im Außen-
handel im Jahre 1949 noch einen Fehlbetrag von 
3,7 Milliarden DM batten, der durch Auslandshilfe 
gedeckt werden mußte, der im Jahre 1950 nur auf 
3 Milliarden absank, dann aber  1951 nur noch 
150 Millionen DM betrug bei je rund 14 Milliarden 
DM auf beiden Seiten der Handelsbilanz, daß wir 
also im Jahre 1951, wie ich Ihnen voriges Jahr 
schon sagte, zum erstenmal bereits fast wieder eine 
ausgeglichene Handelsbilanz hatten? 
Aber, Herr Kollege Schoettle, ich muß jetzt 

weiter fragen über das letzte Jahr: Ist es richtig 
oder ist es nicht richtig, daß das Jahr 1952 uns erst-
mals einen Außenhandelsüberschuß von 700 Mil-
lionen DM gebracht hat, so daß wir also 1952 schon 
über das Ziel des Marshallplans hinausgekommen 
sind? 
Trotz all den Unkereien, die man immer wieder, 

neulich auch von Herrn Ollenhauer in Frankfurt, 
hörte: Ja, nächstens kommt die Katastrophe; jetzt 
kommt ihr nicht mehr weiter: 'Herr Kollege 
Schoettle, ist es richtig, daß wir in diesem Jahre 
1953 im Außenhandel am 1. Juni schon wieder 
einen Vorsprung von 700 Millionen DM Bilanzver-
besserung gegenüber dem Vorjahr gehabt haben, 
während das ganze vergangene Jahr einen Aus-
fuhrüberschuß von 700 Millionen DM erbracht hat? 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Das sind die wirklichen Entwicklungen, die Sie, 
meine Herren von der Opposition, gegenüber der 
Bevölkerung zu unterdrücken natürlich das höchste 
Interesse haben, weil diese Ergebnisse nun wahrlich 
besser als jeder theoretische Beweis für die Rich-
tigkeit unserer Wirtschaftspolitik sprechen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 
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Ist es weiter richtig, Herr Kollege Schoettle, daß 

wir im Mai.  1953 einen Gold- und Devisenbestand 
von 5 Milliarden DM, also einen Vorrat zur Be-
zahlung von drei Monaten Einfuhrbedarf, bereits 
wieder verfügbar gehabt haben, darunter 3/4 Mil-
liarden in Gold, während vor einem Jahr, als ich 
sprach, diese Beträge noch 2,7 Milliarden und 
,440 Millionen DM in Gold gewesen sind? 

Ist es weiter _richtig, daß unser Brutto-Sozial-
produkt von 80 Milliarden im Jahre 1949 auf 125 
Milliarden im Jahre 1952 gestiegen ist? 
Alles amtliche Zahlen des Statistischen Bundes-

amtes, 
(Abg. Seuffert: Nehmen Sie doch die gleich

-

zeitigen Zahlen von anderen Ländern zum 
Vergleich!) 

an denen ich nicht das mindeste frisiert habe und 
an denen wir auch nichts zu frisieren haben, weil 
sie ebenso für sich sprechen. 
Aber nun weiter: Ist es richtig, daß die Einzel-

handelsumsätze von 1949 auf 1952 von 25 auf 40 
Milliarden DM gestiegen sind, die Handwerksum-
sätze von 20 auf 32 Milliarden DM? Und ist es — 
und nun kommt etwas sehr Wesentliches, darauf 
spielten Sie vorhin 'an — richtig, ,daß die Lebens-
haltungskosten in der Bundesrepublik heute fast 
genau die gleichen sind wie um die Jahreswende 
1948/49? 

(Sehr richtig! und Hört! Hört! in der Mitte.) 
Der Lebenshaltungsindex betrug (auf der Basis 
1938 = 100) 168 um die Jahreswende 1948/49 und 
169 im April und Mai 1951! 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Renner: Erzählen Sie das mal Ihrer 

Frau!) 
Sie kennen die Entwicklung, die dazwischenliegt. 
Der Index ging zuerst im Jahre 1949 im Zuge der 
sozialen Marktwirtschaft bis auf 148 herunter, und 
dann kam die Korea-Teuerung, die bei uns in der 
Bundesrepublik, wie Sie auch ganz genau wissen, 
die niedrigste unter allen Ländern der Welt ge-
wesen ist. Diese Korea-Teuerung trieb die Preise 
dann hoch bis zu einem Lebenshaltungsindex von 
172 in Mai 1952. Inzwischen sind wir nun wieder bei 
169 gelandet, also ungefähr auf dem gleichen 
Niveau, das um die Jahreswende 1948/49 in der 
Bundesrepublik bestand. Das bedeutet aber, daß 
alle Gehalts-, Lohn- und Rentenerhöhungen, die 
zwischen Anfang 1949 und jetzt erfolgt sind, reale 
Kaufkraftsteigerungen gewesen sind 

(lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien) 
und nicht nur eine Änderung der Nominalbezüge. 
Was nun die Verteilung des vergrößerten Sozial-

produkts angeht, so ist es gerade vor diesem Hinter-
grund der Lebenshaltungskosten von Anfang 1949 
und von heute immerhin interessant — ich möchte 
mir diese Zahlen von Ihnen bestätigen lassen, 
Herr Kollege Schoettle; denn ich lege Wert darauf, 
daß wir uns über die Tatbestände einig werden —, 
daß der Durchschnittsstundenlohn des Industrie-
arbeiters im Juni 1948 98 Pfennig betrug, im De-
zember 1948 1,13 Mark und im Februar 1953 
1,59 Mark und daß der Durchschnittswochenlohn 
im Dezember 1948 50 Mark und im Februar 1953 
73 Mark betrug; also eine annähernd 50% ige Real-
lohnsteigerung der Industriearbeiterschaft, die 
allerdings, meine Herren von der SPD, unser ganz 
großer Stolz ist, wenn wir auf diese vergangenen 
Jahre zurückblicken.  

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ist es weiter richtig, daß die Zahl der Beschäftig-
ten sich in diesen genannten Jahren um 2 Mil-
lionen, im Bereich der Wirtschaft sogar um 2,5 Mil-
lionen erhöht hat? Sie reden immer nur von dein 
nicht wesentlichen Absinken der  Arbeitslosenzahl. 
Warum verschweigen S i e denn der Öffentlichkeit 
immer wieder, daß sich das Arbeitskräftepotential 
bei uns laufend erheblich erhöht hat, nämlich von 
1.3,9 Millionen Menschen auf 16,5 Millionen Men-
schen in diesen wenigen Jahren, und daß es da-
durch keinen einzigen zusätzlichen Arbeitslosen 
gegeben hat, sondern daß trotzdem die Bundes-
republik jetzt 300 000 Arbeitslose weniger hat als 
bei Zusammentritt des Bundestages? So muß man 
die Dinge doch sehen, wenn man sie objektiv dar-
stellt. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Auch die Lage der Rentenempfänger muß in 

diesem Zusammenhang nochmals erörtert werden. 
Wir sind die letzten, meine Damen und Herren von 
der Opposition, die so vermessen wären, etwa zu 
erklären, daß die Renten der Sozialversicherung 
oder der Kriegsopferversorgung heute ausreichend 
wären. 
Wir haben mindestens genau so wie Sie das ern-

ste Bestreben und das heiße Bemühen, gerade auf 
diesem Gebiete dem bisher Geschehenen noch wei-
teres hinzuzufügen. 

(Abg. Renner: Nur kein Geld habt Ihr da

-

für!) 
Meine Damen und Herren, wir machen es aber nicht 
so, wie sie das draußen mit solchen Flugblättern 
wie diesem hier machen, 

(Redner zeigt ein Flugblatt — Rufe in der 
Mitte: Hört! Hört!) 

wo Sie auf der einen Seite den Wählern draußen 
41/2 Milliarden Mehrausgaben zugunsten der Not-
leidenden versprechen und dann auf der Rückseite 
Steuersenkungen in  Höhe von ebenfalls 4 1/2 Milli-
arden in Aussicht stellen, 

(erneute Zurufe in der Mitte und rechts: 
Hört! Hört!) 

ohne eine Antwort darauf zu geben, woher Sie die 
Differenz von 9 Milliarden nehmen wollen, 

(Abg. Lücke: Alte Methode!) 
ohne die Inflation herbeizuführen, 

(Sehr richtig! bei der CDU) 

die in einem solchen Fall die einzige Lösung wäre. 
Meine Damen und Herren, darauf sind Sie nicht 
nur uns, sondern der Bevölkerung draußen die Ant-
wort leider Gottes schuldig geblieben.  

(Beifall bei der CDU und FDP.) 

Wenn wir in diesem Zusammenhang, meine Her-
ren von der Opposition, davon sprechen, daß hier 
verantwortungslose Opposition getrieben wird, 
dann, glaube ich,  haben wir mit diesem Stand-
punkt sehr recht; denn nicht nur die Mitglieder der 
Regierungsparteien, überhaupt nicht nur die Abge-
ordneten des Bundestages, sondern jeder einzelne 
Wähler im Volke draußen ist Träger der staats-
bürgerlichen Gesamtverantwortung und hat kein 
Recht, an diesen Staat, der von ihm selber mit re-
präsentiert wird, Forderungen zu stellen, wenn er 
sich nicht Gedanken darüber macht, wie diese For-
derungen ohne Schaden für die Gesamtheit, für die 
Währung usw. erfüllt werden können. 

(Zustimmung bei der CDU.) 
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Sie erziehen die Leute draußen zum negativen 
staatsbürgerlichen Bewußtsein, 

(Lachen bei .der SPD) 
zum Egoismus, zum Nur-an-sich-Denken, 

(Beifall bei der CDU) 

und wir geben uns Mühe, die Menschen zum staats-
bürgerlichen Denken zu bringen, weil idas eine Vor-
aussetzung für das Funktionieren unserer demo-
kratischen Ordnung auf die Dauer ist. 

Nun, meine Damen und Herren, noch ein Wort 
zu den Rentnern. Ich sagte also: sicherlich reicht 
das, was bisher geleistet ist, nicht, und Sie wissen 
aus den Verhandlungen des Bundestages, daß wir, 
wann und wo wir können, die Dinge zu bessern 
suchen. Andererseits darf ' auch hier nicht unter-
drückt werden, daß die Invalidenrenten, die An-
fang 1949 bei gleichem Lebenshaltungsindex wie 
heute durchschnittlich 46 DM monatlich betragen 
haben, heute im Durchschnitt 83 DM monatlich be-
tragen, also eine Steigerung von 80 % auch in 
realer Kaufkraft aufweisen. 

(Hört! Hört! bei der CDU.) 

Das ist gewiß nicht unser letztes Ziel. Auch wir 
wollen noch mehr. Man kann aber keine Sozialpo-
litik treiben, indem man immer nur hier im Bun-
destag Anträge stellt oder Flugblätter vertreibt, 
um die Massen aufzuhetzen. 

(Beifall bei der CDU.) 
Wir ringen mit dem Finanzminister um positive 
Ergebnisse, 

(Abg. Marx: Schauen Sie doch Ihre Flug

-

blätter an! — Gegenrufe und Unruhe in 
der Mitte. — Glocke des Präsidenten.) 

Wenn wir im Haushalt den Niederschlag dieser 
Dinge beobachten — — 

(Anhaltende Unruhe, Zurufe und Gegen

-

rufe — Glocke des Präsidenten.) 

Wenn wir den Niederschlag dieser Dinge im Haus-
haltsplan beobachten, dann stellen wir fest, daß die 
Zuschüsse des Bundes zur Invalidenversicherung 
im Jahre 1949 eine halbe Milliarde DM betragen 
haben und im Jahre 1953, wenn auch zum Teil in 
Kreditform, über 2,4 Milliarden DM, also eine Ver-
fünffachung, eine Vermehrung um annähernd 
2 Milliarden DM. Ähnlich liegen die Dinge bei den 
Kriegsopfern, wo auch die frühere Summe von 1,9 
Milliarden inzwischen auf insgesamt 3,3 Milliarden 
im Jahr gesteigert worden ist. 

(Abg. Marx: Wir bezahlen unsere Flug

-

blätter immerhin selber!) . 

Es ist unser eiserner Wille, diese Steigerung weiter 
fortzusetzen, 

(Abg. Marx: Wer bezahlt denn Ihre Flug

-

blätter? Sagen Sie das auch 'einmal!) 

sobald und wo wir in der  Lage  sind, die Mittel da-
für aufzubringen; aber ohne Deckung geht es leider 
nicht, wenn man noch die Gesamtverantwortung 
für das Ganze überhaupt hat. 

Zum Schluß noch eines. Ich habe eingangs ein 
Zitat von Herrn Dr. Schumacher über seine Beur-
teilung der Aussichten der Wirtschafts- und Sozial-
politik aus dem Jahre 1948 gebracht. Lassen Sie 
mich nun, nachdem ich diese Zahlen ganz kurz in 
Ihr Gedächtnis zurückgerufen habe, noch ein Zitat 
von Herrn Dr. Schumacher vom September 1951 

bringen. Im September 1951 hielt Herr Dr. Schu-
macher eine Pressekonferenz in Kiel ab. Man 
glaubte damals anscheinend in der SPD, daß wir in 
der Regierung Sehnsucht hätten, die SPD in die 
Koalition aufzunehmen. Ich erinnere mich persön-
lich dieser Sehnsucht nicht; aber Herr Dr. Schu-
macher hat daran wohl gedacht, als er auf der 
Pressekonferenz in Kiel folgendes sagte: 

Die Idee der großen Koalition in der Bundes-
republik ist ganz hart abzulehnen. Wir sollen 
in die Situation kommen, jetzt in der offen-
sichtlichen Periode des Bankrotts der Bundes-
regierung und ihrer Politik uns an der Ver-
waltung des Bankrotts und damit in den Au-
gen Urteilsloser an der Schuld am Bankrott zu 
beteiligen. 
Wenn jetzt 

- so sagte Herr Dr. Schumacher weiter  — 
die  Regierung gezwungen ist, Brotkarten ein-
zuführen 	, nun, dann möchten gewisse 
weite Kreise der Regierungsparteien uns beim 
Regierungsgeschäft mitsehen. Zu sagen hätten 
wir nichts, weil nach dem Mehrheitsverhältnis 
wir jeden Tag wieder herausgesetzt werden 
können. Aber die Verantwortung zu tragen 
hätten wir. Und in den Augen des Publikums 
wäre dann die SPD für Zeit und Ewigkeit die 
Partei der Brotkarte und der Zwangswirt-
schaft. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 
Nun, meine Damen und Herren, wir sind ohne die 
SPD und auch ohne die Brotkarte ausgekommen, 
und ich hoffe von Herzen, daß es weiter in beider 
Hinsicht so bleibt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Noch ein letztes. Zu der wirtschaftspolitischen Be-
urteilung unserer Politik durch die SPD darf noch 
folgendes ganz kurz gesagt werden. Neuerdings ist 
man mit den Ausdrücken „Planwirtschaft" und 
„Lenkung", nachdem sich das andere nämlich sehr 
gut bewährt hat, außerordentlich zurückhaltend ge-
worden. 

(Präsident D. Dr.  Ehlers  übernimmt 
wieder  den  Vorsitz.) 

Man müßte diese neue Sprachregelung meines Er-
achtens nur etwas vorsichtiger in die Öffentlichkeit 
lenken. Herr Kollege Ollenhauer hat auf der 
letzten Frankfurter Tagung der SPD eine Rede ge-
halten, die er der Öffentlichkeit dann in korrigier-
ter Form, aber unter Sichtbarlassen der Korrek-
turen, übergeben hat. Daraus können wir sehr 
deutlich erkennen, welche Wandlungen sich im 
wirtschaftspolitischen Denken der SPD noch wäh-
rend der Frankfurter Tagung vollzogen haben, 
nachdem man offenbar bemerkt hatte, daß man mit 
den alten Ladenhütern aus dem 19. Jahrhundert 
heute nicht mehr zum Zuge kommt. 

(Zurufe von der SPD.) 
Da sind z. B. folgende drei Änderungen an der 

Rede des Herrn Ollenhauer vorgenommen. Ge-
strichen wurde der Satz: „dazu eine Lenkung der 
Produktion unter dem Gesichtspunkt der Bedarfs-
befriedigung." 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
Ich nehme mit Interesse davon Kenntnis, daß das 
also neuerdings — bis zur Wahl — 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien) 
keine Forderung der SPD mehr ist. 
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Weiter wurde aus dem Satz: „Allgemeine soziale 

und wirtschaftliche Sicherung erkämpfen sich die 
Arbeiter nur in den Reihen 'der politischen und ge-
werkschaftlichen Bewegung für den sozialistischen 
Staat" das gefährliche Wort „sozialistisch" ge-
strichen, offenbar im Zuge der neuen Mittelstands-
politik der SPD. 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 
Und ein drittes. Da hieß es: „eine geplante und 

gelenkte Wirtschaft in Deutschland". In der neuen 
Fassung heißt das: „eine Wirtschaft in Deutschland 
in Verbindung mit Planung und Wettbewerb." 

(Hört! Hört! bei den Regierungsparteien.) 
Meine Damen und Herren, wir sind natürlich sehr 
erfreut, daß die Praktizierung unserer wirtschafts-
politischen Prinzipien solche Erfolge bei Ihnen ge-
zeitigt hat. 

(Heiterkeit bei den Regierungsparteien.) 
Wir werden aber die Befürchtung nicht los, zu er-
leben, daß Sie nach den Wahlen wieder in Ihre 
alten Konzeptionen zurückfallen. Deswegen, meine 
ich, sollte man den Wählern das während des  Wahl-
kampfesdraußen möglichst rechtzeitig sagen. 

(Zuruf von  der  SPD: Tun Sie .das!) 
Aber vielleicht gibt es doch diesen oder jenen, 

der in der Lage ist, auf Grund dessen, was jetzt 
vorliegt, von überholten Konzeptionen noch abzu-
gehen und in sich zu gehen. In dem Zusammenhang 
möchte ich eigentlich meinen Appel1 an meinen im 
Haushaltsausschuß von mir stets besonders ge-
schätzten Kollegen Schoettle richten. Wie wäre es 
denn, Herr Kollege Schoettle, wenn man nun wirk-
lich einmal aus den Erkenntnissen, die die vergan-
genen Jahre jedem denkenden Wirtschaftspolitiker 
doch geradezu aufzwingen, Konsequenzen zöge? 
Ich glaube, es wird nicht nur im Himmel, sondern 
auch auf Erden mehr Freude über einen SPD-Mann 
sein, der Buße tut, als über 99 Christliche Demo-
kraten, die gewiß der Buße auch bedürfen. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Abg. Schoettle: Da stehen Sie 
sogar an der Spitze, Herr Wuermeling!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Funcke. 

Funcke (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Lassen Sie mich zu dem Haushalt zurück-
kehren. ich möchte aber zunächst das Wort des 
Herrn Kollegen Wuermeling von der Buße 
aufgreifen; denn die Haushaltsberatungen sind 
Bußtage für das Parlament, 

(Abg. Schoettle: Sonst sind die meisten auch 
nicht da, Herr Funcke!) 

indem es für seine Bewilligungen im Laufe der 
Zeit nun Einkehr halten und Deckung schaffen 
muß. Ich glaube, die Mehrheit dieses Hauses braucht 
diesem Bußtage nicht mit großer Sorge entgegen-
zusehen; denn der Haushaltsausschuß hat -dem 
Hause einen ausgeglichenen Haushalt vorgelegt. 
Dieser Haushalt hat ganz unzweifelhaft seine 

Mängel. Das Defizit von 1 390 Millionen DM aus 
dem Jahre 1951 ist nicht eingesetzt, die Nicht-Bar-
auszahlungen an die Sozialversicherung ergeben 
'735 Millionen DM, und die Entnahme aus dem 
außerordentlichen Haushalt einschließlich der Her-
einnahme der ERP-Kredite von 255 Millionen DM 
beträgt 975 Millionen DM. Für Menschen, die im 
alten Haushaltsdenken befangen sind, sind diese 
Zahlen doch von einer sehr großen Bedeutung, ins-
besondere da der Haushaltsplan für die Gesetze,  

die jetzt noch nicht 'beschlossen worden sind, noch 
keine Deckung vorsieht. 

Bei der Betrachtung des Haushalts erkennt man 
drei große Aufgabenkreise: einmal den Verteidi-
gungshaushalt, zweitens den sozialen Haushalt und 
drittens 'alle sonstigen. Hinsichtlich des Verteidi-
gungshaushalts habe ich den Eindruck, daß in 
vielen Kreisen der Gedanke herrscht, aus diesem 
Haushalt könne man durch eine andere Politik Mit-
tel entnehmen. Solange es aber andererseits Men-
schen und Menschengruppen gibt, die darauf aus-
gehen, andere Völker sich politisch oder wirtschaft-
lich dienstbar zu machen, wird man nicht daran 
vorbeikommen können, für die Verteidigung zu 
sorgen. Das gilt nicht nur für diejenigen, die die 
EVG-Verträge bejahen und die im Rahmen der 
Europäischen Verteidigungsgemeinschaft die eigene 
deutsche Wehrkraft einsetzen wollen. Auch diejeni-
gen, die sich, wie bisher, noch weiterhin durch 
fremde Truppen verteidigen lassen wollen, werden 
an der Tatsache eines Verteidigungshaushalts — 
vielleicht in noch größerer Höhe — nicht vorbei-
kommen können. Selbst unsere Freunde von der 
äußersten Linken werden zugeben, daß, wenn ihr 
Idealstaat einmal eingerichtet wäre, auch er Ver-
teidigungskosten zahlen müßte; denn ich habe noch 
nie gehört, daß in den Satellitenstaaten Rußlands 
etwa keine Wehrmacht mehr bestehe oder keine 
Verteidigungslasten mehr aufzubringen seien. 

(Zustimmung rechts. — Abg. Niebes: Auch 
keine Plakatkosten mehr!) 

Was den sozialen Haushalt betrifft, so sind wir 
an die Grenzen des Tragbaren gegangen. Daß diese 
Grenzen erweitert werden konnten, ist ausschließ-
lich das Verdienst der Wirtschaft und der Wirt-
schaftspolitik, die in diesen vier Jahren getrieben  
worden ist. Selbst wenn man etwas niedrigere 
Preise ansetzte, würde ohnehin die  Leistungsfähig-
keit der deutschen Wirtschaft einen solchen sozialen 
Haushalt niemals haben tragen können.. 
Es ist abwegig, die Sozialpolitik, die die Mehrheit 

dieses Hauses getrieben hat, anzugreifen, weil sie 
nicht alle Wünsche befriedigt. Sie ist gezwungen, 
sich in Grenzen zu halten. Diese Grenzen sind sehr 
weit gesteckt. Denn das, was ich vorhin als Mängel 
des Haushalts bezeichnet habe, sind doch Konstruk-
tionen, die gewählt worden sind, um auch und vor 
allem den sozialen Haushalt des Bundes in dieser 
Höhe zu 'ermöglichen. 

Der dritte Aufgabenkreis umfaßt die Verwal-
tungsausgaben: den Schuldendienst, die Ausgaben 
für Wirtschaft, Landwirtschaft und Verkehr und 
die  verschiedenen Ausgaben für Kriegsfolgen. 
Lassen Sie mich, nachdem über  die  Wirtschaft so 
viel geredet worden ist, nur einige Worte zu den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Schoettle 
über den Verkehr sagen. Ich glaube, wir sind uns 
einig — nicht nur zwischen uns, sondern im ge-
samten Haushaltsausschuß —, daß die Mittel, die 
wir im ordentlichen und im außerordentlichen 
Haushalt für den Verkehr ausgebracht haben, unzu

-

reichend sind. Hinsichtlich dessen, was er an  Kritik 
über den schlechten Zustand der Straßen, über das 
ungelöste Problem der Bundesbahn vorgebracht 
hat, sind wir gar nicht weit auseinander. Aber, 
Herr Schoettle, ich glaube nicht, daß von Ihnen 
oder von Ihrer Partei im Haushaltsausschuß oder 
auch in der Öffentlichkeit konstruktive Pläne dar-
über gebracht worden sind, wie das zu beheben ist. 
Auch Sie haben keine Deckung für weitere An-

leihen für den Neubau von Straßen, Autobahnen 
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und dergleichen, die so dringend begehrt werden, 
und auch Sie wissen über die Bundesbahn nur das 
alte und immer wiederkehrende Wort „Kredit", 
während es doch eigentlich die erste Aufgabe sein 
müßte, die Bundesbahn in einen Zustand zu brin-
gen, daß sie wenigstens ihre laufenden Ausgaben 
durch laufende Einnahmen decken kann. Das kann 
unter keinen Umständen durch Kredite geschehen. 
Wir haben ja auch eine Subvention, um einmal das 
böse Wort zu gebrauchen, in der Form des Dar-
lehens von 150 Millionen DM in den Haushalt ein-
gestellt, während wir im vorigen Jahre 30 Millio-
nen DM und im Nachtragshaushalt nur 60 Millio-
nen DM eingestellt hatten, um wenigstens bei aller 
Misere der Bundesbahn ihren technischen Aufbau 
und den Ersatz ihrer Fahrmittel und vor allen Din-
gen ihres Oberbaues zu ermöglichen. Aber ich 
wollte mich über diese Dinge nicht so lange ver-
breiten. 
Wir haben noch vor einigen Monaten in den Blü-

tenträumen unserer Hoffnungen geglaubt, daß wir 
einmal in der Lage sein würden, alle die Entschädi-
gungen, die sich als rechtliche oder moralische Ver-
pflichtungen aus dem Krieg ergeben, in einem ein-
zigen Gesamtplan zusammenzufassen und sie dann 
in der Gesetzgebung herauszugeben. Das sind die 
Fragen der Auslandsschulden, der Wiedergut-
machung, der Heimkehrer und so viele andere bis 
herab zu der Konversionskasse. Das ist noch nicht 
gelungen, und wir haben in 'diesen Tagen noch über 
Einzelfragen 'aus diesem Problemkomplex zu befin-
den. Es wird dem nächsten Bundestag vorbehalten 
bleiben, sich mit idem Rest zu 'beschäftigen und ihn 
abzugleichen. Wir wissen, daß das alles noch zu-
wenig ist. 
Ich möchte an ein Wort erinnern, das Herr Pro-

fessor Kaufmann einmal in Unkel in einer Aus-
schußsitzung des Bundestages gesprochen hat. Er 
sagte, daß unser Bundeshaus — nicht dieses Haus, 
sondern vergleichsweise der Bund — zunächst ein-
mal grob habe zusammengehauen werden müssen 
und daß die Feinarbeit erst noch in längerer Zeit 
vor sich gehen müsse. Wir sind bereit, diese Fein-
arbeit auf uns zu nehmen; aber wir freuen uns und 
danken es unserer Regierung und, wie ich glaube, 
auch der Politik der Mehrheit dieses Hauses, daß 
die Verwaltung steht, daß sie ihre Aufgaben erfül-
len kann. Wir hoffen, daß es ihr möglich sein wird, 
das auch weiterhin zu tun. 
Ich darf mich nun an Herrn Kollegen Jaffe 

wenden. Auch ich bin der Meinung, daß die  Investi-
tionen der öffentlichen Hand nun einmal mehr oder 
weniger eingeschränkt, wenn nicht zu Ende geführt 
werden sollten. Aber 'die Investitionen der öffent-
lichen Hand sind ja aus der Not  der  Zeit entstan-
den. Wenn man die Haushaltspläne der letzten 
Jahre 'betrachtet, so wird man ohne weiteres fest-
stellen, 'daß sich noch in  den  letzten Jahren Aus-
gaben etwa für Neubauten von Gebäuden und der-
gleichen im ordentlichen Haushalt befanden, die 
jetzt immer mehr in den außerordentlichen Haus-
halt aufgenommen worden sind. Vor ein bis zwei 
Jahren hätte der Kapitalmarkt ja überhaupt nicht 
die Summe darbieten können, die wir nun einmal 
ausgeben wollten und ausgeben mußten. Ich brauche 
bloß an den Wohnungsbau zu erinnern. Es ist also 
nicht so, daß diese Dinge aus einem sozialistischen 
oder staatskapitalistischen Gesichtspunkt heraus 
entstanden sind, sondern sie sind die logischen Fol-
gen der Zeit gewesen. 
Und ein anderes. Im Jahre 1913 hat Herr D r. 

H e 1 f f e r i c h das Volksvermögen des Deutschen 

Reichs einmal geschätzt. Er kam auf 330 Milliarden 
Goldmark. Er hat errechnet, daß von diesen 330 
Milliarden 130 Milliarden auf die öffentliche Hand, 
und zwar Reich, Staaten und Gemeinden entfielen. 
In diesem Vermögen befinden sich die Eisenbahn, 
die Post, die Straßen, die öffentlichen Gebäude, die 
militärischen Bedürfnisse, die Versorgungsbetriebe 
der Gemeinden und vieles andere. Viele von die-
sen Vermögensteilen sind nicht rentabel. Wo aber 
diese Vermögensteile rentabel sind, müssen wir 
leider auf Grund des 'Haushalts feststellen, daß die 
Verwaltungskosten die Einnahmen aufzehren. Ich 
möchte aber vor allen Dingen davor warnen, daß 
nach dem Grundsatz, solche Vermögensteile, die 
für den Bund entbehrlich sind, unter allen Umstän-
den wieder der Privatwirtschaft zuzuführen — 
nicht aber die unentbehrlichen —, diese Vermö-
gensteile beim Abstoßen verschleudert werden. Es 
ist vielleicht die richtigere Politik, gewisse Vermö-
gensobjekte so weit zu entwickeln, daß sie wirklich 
zu einem brauchbaren Preise abgegeben werden 
können, so daß nicht der Vorwurf entstehen kann, 
man habe zu billigsten Preisen 'abgegeben, auf 
Grund deren dann andere große Verdienste machen 
könnten. 

Der Bundestag hat leider — das ist eben schon 
festgestellt worden — keine Vermögensaufstellung 
des Bundes mehr bekommen. Der neue Bundestag 
wird sich mit dieser Frage zu beschäftigen haben 
und dann hoffentlich auch im Sinne dieser Ausfüh-
rungen zu einer vernünftigen Politik der Vermö-
genshandhabung kommen. 

Der Haushalt hat mit seinen 27 Milliarden große 
Dimensionen angenommen. Er wird auch durch die 
Wiedergutmachung und andere derartige Probleme, 
die uns beschäftigen, noch wachsen. Es werden noch 
schwere Jahre kommen. Andererseits sind viele 
Kosten, die uns gegenwärtig belasten, auslaufende 
Kosten. Wenn wir bedenken, daß wir in zehn oder 
zwanzig Jahren an das Ausland oder auch im Inland 
Milliarden von Schulden bezahlen müssen, deren 
Tilgung uns außerordentlich stark belasten wird, 
dann müssen wir sagen, daß es sicherlich eine 
durchaus zu vertretende Politik ist, die wir auch in 
den nächsten Jahren fortsetzen müssen — und da 
komme ich auch auf die Ausführungen von Herrn 
Jaffé zurück —, Mittel und Wege zu suchen, um die 
Belastung, die in diesen ersten Jahren noch vor uns 
liegt, auch auf die kommenden Generationen hin

-

überzuleiten. Es braucht ja nicht so weit zu gehen 
wie in Königsberg, wo man im Jahre 1912 glücklich 
so weit war, daß man die Kontributionsschulden 
aus den Jahren 1806/07 bezahlen konnte. Aber auf 
eine Reihe von 30 oder 40 Jahren wird man die 
Belastungen, die jetzt übermäßig sind, wohl vertei-
len können. 

Ich möchte mich den Worten des Herrn Kollegen 
Bausch insoweit anschließen, als er sagt, daß wir 
anerkennen und wissen, was das Finanzministe-
rium und insbesondere auch der Bundesfinanzmini-
ster geleistet hat.  Es ist schon richtig, was der Kol-
lege Bausch gesagt hat, daß der Haushaltsausschuß 
und wohl auch der Bundestag auf dem Wege der 
Suche nach der  Deckung nicht sehr weit gekommen 
sind und daß es immer wieder der Erfindungsgabe 
des Bundesfinanzministers bedurft hat, um die 
Löcher zu stopfen, die nun einmal da waren. Des-
wegen möchten wir 'auch von dieser Stelle aus die-
sen Dank an den Bundesfinanzminister aussprechen. 

(Bravo! in der Mitte.) 

Wir empfehlen den Haushaltsplan zur Annahme. 
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Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Renner. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Adenauer-Mehrheit in diesem 
Hohen Hause hat die zweite Beratung des Haus-
haltsplans in einer Art und Weise vorgenommen, 
die geradezu als ein Hohn auf jede echte Demo-
kratie, als eine Preisgabe des primärsten Rechtes 
eines Parlaments, die Positionen des Haushalts-
plans einer sorgfältigen Kritik zu unterziehen, Ver-
besserungen oder Änderungen vorzunehmen, ange-
sprochen werden muß. Daß die Adenauer-Koalition 
und die Regierung an einer derart gründlichen 
Durchberatung des Etats nicht interessiert sind, 
versteht sich von selber. Sie haben ja begreiflicher-
weise kein Interesse daran, daß das Volk erfährt, 
wieviel Milliarden für volksfeindliche Zwecke in 
diesem Haushalt verausgabt werden. Das Volk soll 
nicht wissen, daß — zugegebenermaßen — mehr als 
9 Milliarden DM bereits heute für (die Wiederauf-
rüstung und 'den daraus zwangsläufig resultieren-
den neuen Krieg verschleudert werden. Das Volk 
soll nichts von den Korruptionsfonds wissen, von 
'all  den Beträgen, die eingesetzt sind, um die psy-
chologische Kriegsführung vorwärtszutreiben. Das 
Volk soll nichts von der einen Milliarde zur Auf-
rechterhaltung des Status Berlins als „Frontstadt" 
wissen. Das Volk soll vor allen Dingen 'auch nicht 
wissen, wieviel Hunderte von Millionen zur Finan-
zierung der faschistischen Organisationen BdJ und 
„Technischer Hilfsdienst" verausgabt werden. Das 
Volk soll vor allen Dingen nicht erfahren, welches 
Mißverhältnis zwischen diesen destruktiven Aus-
gaben, diesen  gegen das Interesse unseres Volkes 
verplemperten Beiträgen und den Leistungen für 
Sozialpolitik und Kulturpolitik 'besteht. 

Was wir heute erlebt haben, war platterdings 
nichts anderes als eine mehr oder minder gute 
Wahlrede der  verschiedenen Herren Sprecher. Mit 
dem Etat und seinen Einzelheiten hat man sich nur 
sehr en passant beschäftigt. Man hat heute hier also 
etwas vorweggenommen — ich komme zurück zu 
Ihnen, Herr Bausch, ich schenke Ihnen auch 
nichts! —, 

(Heiterkeit) 

was man sonst draußen in einer schlecht 'aufgezoge-
nen Wahlrede macht. 

Aber nun etwas zu den Einzelheiten. Man hat 
heute so viel von den „hohen Leistungen auf sozial-
politischem Gebiet" geredet. Daß die 6,5 Milliarden 
DM, die im Haushalt für diese Ausgaben vorge-
sehen sind, 

(Abg. Bausch: Viel mehr!) 
zwangsläufige Ausgaben und übrigens Ausgaben 
für Folgen einer Politik sind, die Sie in Ihrer 
früheren Geschichte als Träger des Hitler-Systems 
selber mit verantworten müssen, davon redet man 
nicht. Daß keine Mittel z. B. für die wirkliche 
Sanierung der Sozialversicherung eingesetzt sind, 
daß die derzeitigen Renten — trotz aller schön-
färberischen Reden — heute absolute Hungerrenten 
sind, davon wird nicht geredet. 

Es wird auch nicht groß davon geredet, daß z. B. 
den Sozialversicherungsträgern zur 'Finanzierung 
dieser Kriegsvorbereitungspolitik mehr als eine 
halbe Milliarde DM wegeskamotiert werden, daß 
keine Möglichkeiten einer Erhöhung von Invaliden-
renten in diesem Etat enthalten sind, daß z. B. auch 
die von allen Kriegsopfern und ihren Organisatio-
nen so dringend geforderte wirkliche Verbesserung 

des Bundesversorgungsgesetzes nicht durchgeführt 
wird, wird hier 'verschwiegen. 

Heute ist hier zum erstenmal etwas ausgespro-
chen worden — sowohl von dem Herrn Bausch als 
auch von dem Herrn Wuermeling —, was man bis-
her nur von unserer Seite hören konnte, nämlich 
die Tatsache, daß noch in diesem laufenden Etat-
jahr vermutlich zu den Mitteln, die Sie für Ihre 
Kriegsvorbereitung eingesetzt haben, noch weitere 
Belastungen hinzukommen werden. Das haben 'Sie, 
Herr Bausch, sehr klar gesagt, und das ist das 
einzig Dankenswerte an Ihren Ausführungen. Das 
haben Sie sehr klar zum Ausdruck gebracht. Damit 
bestätigen Sie nur die von uns immer wieder gege-
bene Darstellung, daß das dicke Ende noch kommt 
und daß wahrscheinlich noch im Laufe dieses Jah-
res weitere Milliardenlasten für die Finanzierung 
und Ausstattung dieser von Ihnen so bereitwilligst 
für die Herren Amerikaner zur Verfügung gestell-
tn 12 ersten Divisionen an uns herankommen wer-
den, die unser Volk dann aufzubringen haben wird. 
Nun, daß die sozialen Leistungen infolge einer 

derartigen Politik 'der Wiederaufrüstung leiden' 
müssen, ist ja eine Binsenweisheit. Heute ist auch 
erfreulicherweise von dem Herrn Sprecher der 
SPD, dem Herrn Schoettle— der sonst im all-
gemeinen abgelehnt hat, Belehrungen von unserer 
Seite entgegenzunehmen —, ein Wort der Kritik 
an dem Steuersystem ausgesprochen worden. Wir 
waren es aber, die in der zweiten Beratung festge

-

stellt haben, daß 16 Milliarden DM in der Form 
indirekter Massensteuern aus dem Volk herausge-
holt werden. 
Nun ein Wort an den Herrn Schoettle. Ganz im 

Gegensatz zu der Auffassung, die Herr Bausch hier 
vertreten hat, bin ich der Meinung, daß der Tenor 
seiner Rede als „sachliche Kritik mit Verbeugun-
gen" angesprochen werden muß. Die Verbeugungen 
bestehen z. B. darin, daß er ausgesprochen hat, in 
diesem Haushaltsplan seien „mode rne" Züge er-
kennbar. Nun, was ist an d e m Minister modern? 
Was kann man denn von einem 'derartigen Minister 
als Sozialdemokrat an „moderner Entwicklung" 
erwarten? Das ist doch ein Haushalt, wie er seit 
Jahrzehnten immer wieder von solchen Kräften 
gemacht worden ist, deren Exponent im Augenblick 
'der Herr Finanzminister Schäffer ist. Wo ist denn 
da etwas Modernes enthalten? Schön war doch auch 
sein Ausspruch, daß er an und für sich nichts gegen 
konservative Grundhaltung hat. Das war sogar für 
einen lebenden sozialdemokratischen Führer etwas 
Neues. 

(Lachen in der Mitte.) 

Was dabei herauskommt, wenn man eine derartige 
Politik der Halbheit, eine derartige Politik des 
ständigen Zurückweichens vor den Interessen dieser 
Herren auf der rechten Seite dieses Hauses zeigt, 
das  hat ihm (der Herr Wuermeling quittiert. Er hat 
hier klar und deutlich mit seinen Ausführungen 
den Erweis erbracht, daß diese sozialdemokratische 
Führerpolitik in ihrer ganzen Grundsatzlosigkeit 
es dem Herrn Adenauer überhaupt nur ermöglicht 
hat, seine Politik durchzuführen. 

Nun zu dem Herrn Bausch. Er hat uns hier 
eine ganze Reihe von sogenannten „leitenden" Ge-
sichtspunkten für die Politik des Herrn Schäffer 
herausgestellt. Er sprach von der „ehrbaren Fi-
nanzgebarung" des Herrn Schäffer, mußte aber 
selbst zugeben, daß in diesem Haushalt 2 Milliarden 
DM einfach verschleiert — vernebelt! — sind. 

(Zuruf des Abg. Bausch.) 
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- Das Defizit ist doch da. Das wissen Sie doch so 
gut, wie ich es weiß . — Er sprach dann davon, daß 
diese Politik Schäffers „Vertrauen" erweckt habe. 
Wer hat denn eigentlich bei uns in Westdeutsch-
land zu dieser Politik des Herrn Schäffer noch Ver-
trauen? Hören wir nicht jeden Sonntag aus Ihren 
eigenen Kreisen, aus den Kreisen Ihrer Wirtschaft, 
harte Kritik an seiner Finanzpolitik? Vertrauen zu 
Herrn Schäffer und zu Herrn Adenauer, auch das 
gibt es in der Welt. Das haben die Herren Eisen-
hower, Dulles und Baruch. Die haben allen Grund, 
ihm Vertrauen zu schenken. 

Nun, Herr Bausch, zu diesem „Ja, j a — Nein, 
nein" in ihrer angeblichen Politik und zu dieser 
„Härte des Neins gegenüber ungedeckten Forderun-
gen" kann man nur folgendes sagen. Wissen Sie, 
Herr Bausch, wann Sie diese Härte gezeigt haben? 
Jedesmal, wenn es darum ging, sozialpolitische For-
derungen zu realisieren! Dann haben Sie davon ge-
sprochen, daß keine Deckung vorhanden sei, und 
dann haben Sie diese Härte gezeigt. Niemals aber 
haben Sie diese Härte gezeigt gegenüber den stän-
dig anwachsenden Forderungen für die Wiederauf-
rüstung und für die Kriegsvorbereitung. Da war die 
Deckung immer da. Da waren Sie immer bereit, 
diese Deckung zu bewilligen. 

Er sprach auch von der Tugend der Sparsamkeit 
im Sinne altpreußischer Sparsamkeit. Ich habe den 
Zwischenruf gemacht: „Gilt das auch für die Mi-
nistergehälter?". Gilt da auch die bewährte Spar-
samkeit? Da waren Sie außerordentlich großzügig. 
Außerordentlich großzügig waren Sie auch in der 
Ausstattung, wenn nicht gewisser Büros in den 
Ministerien, so gewisser „Dienstsitze" von gewissen 
Herren Ministern. Oder haben Sie ganz die Fest-
stellungen des zuständigen Ausschusses vergessen, 
der sich mit dem Problem der Villa des Herrn Bun-
deskanzlers beschäftigt hat? 

(Abg. Bausch: Dummes Gerede!) 

Vorsicht also mit solch generalisierenden Feststel-
lungen. 

(Abg. Bausch: Es war alles in Ordnung!) 

Nun noch einmal zurück zu dem Herrn 
Schoettle. Er sprach den Herrn Lehr an als 
die „abgerundete" Persönlichkeit. 

(Lachen rechts.) 

Nun, rund ist er ja schon. 
(Heiterkeit.) 

Das kann man nicht verkennen. Aber was ist denn 
an diesem Herrn Lehr als „abgerundetes Charak-
terbild" zu erkennen? Das wissen wir Alten doch. 
Das wissen doch die Sozialdemokraten aus Düssel-
dorf z. B. schon aus seiner Tätigkeit als Ober-
bürgermeister. Dieser Herr Lehr war immer ein 
Feind der Arbeiterbewegung. Dieser Herr Lehr 
war und ist ein Erzreaktionär. Das muß man hier 
aussprechen. Wenn man so an ihn herangeht, dann 
wundert man sich über die Auswirkungen und den 
Inhalt seiner Politik, die er als getreuer Diener des 
Herrn Adenauer durchführt, keinen Deut. Dann ist 
das alles verständlich. Man soll also diesen Minister 
als „Charakterbild" dieser ganzen Regierung neh-
men, die im Lande systematisch die Politik des 
Bruchs gewisser verfassungsrechtlich verankerter 
Grundrechte betreibt, um den Kampf der Kräfte 
des Friedens in unserem Volk zu unterdrücken, 
dieser Regierung, die systematisch die Wahlbehin-
derung unserer Partei befiehlt oder duldet! 

(Abg. Kohl [Stuttgart]: Da nickt er!) 

Diesem Minister kann man nur den Titel „Erzreak-
tionär" geben. Man muß also schon etwas weiter-
gehen als der Herr Schoettle. Lehrs Bild ist in der 
Geschichte wirklich abgerundet, und es hätte gar 
nicht mehr dessen bedurft, daß sein berühmtes Ent-
schuldigungsschreiben an . die NSDAP vom Jahre 
1933 wieder bekanntgeworden ist. 
Wir lehnen diesen Haushalt der Regierung des 

Adenauer-Regimes grundsätzlich ab, weil er das 
zahlenmäßige Bild der Politik des Bundeskanzlers 
Adenauer und seines Kabinetts darstellt. Wir leh-
nen den Etat ab, weil wir die von Adenauer be-
triebene Außen- und Innenpolitik ablehnen. Wir 
sagen nein zu diesem Etat, weil die Politik 
Adenauers, die sich in diesem Etat widerspiegelt, 
gegen die wahren Interessen des Volkes verstößt. 
Seine Politik richtet sich gegen den Frieden und 
gegen die Wiedervereinigung Deutschlands. Des-
halb sagen wir nein zu diesem Etat, wie wir nein 
sagen zu diesem. Kanzler, wie wir auch nein sagen 
zu diesem Kabinett. 

(Zuruf von der Mitte: Aber ja zu Moskau! — 
Abg. Gengler: Und zu Ihnen selbst sagen Sie 

auch nein?!) 

— Was über mich zu sagen ist, das hängt von mei-
ner Partei ab; lassen Sie sich das sagen! 

(Lachen bei den Regierungsparteien.) 

— Über meinen Wert entscheidet immer noch 
meine Partei. 

(Zuruf von der Mitte: Der Kreml!) 

Die Meinung meiner Parteigenossen bestimmt 
immer noch über meinen Wert, nicht Leute wie 
Pferdmenges und derartige Größen. Seien Sie also 
vorsichtig mit solchen Zwischenrufen. 

Ich komme zum Schluß. Zu der Politik Adenauers 
und seiner Hintermänner zur Verhinderung der 
Einigung Deutschlands etwas zu sagen, habe ich 
keine Gelegenheit mehr, weil meine Zeit abge-
laufen ist. 

(Lachen und Zuruf von der Mitte: Ja, Ihre 
Zeit ist abgelaufen!) 

Bei der politischen Aussprache wird sich aber noch 
genügend Gelegenheit bieten. Da werden wir noch 
einige ergänzende Ausführungen machen, die den 
wahren Charakter dieser Adenauer-Regierung und 
der Koalition sowie der allergetreuesten Opposition 
genügend beleuchten und erhellen. Also: bis auf 
ungefähr anderthalb Stunden! 

(Abg. Kunze: Der Schwanengesang! — Abg. 
Renner: Ich singe meinen Schwanengesang 
erst kurz vor meinem Tode; das sollten Sie 

auch tun!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Hoffmann (Lindlar). 

Hoffmann (Lindlar) (FU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Haushaltsplan 1953 ist der 
erste seit 1945, der schon im ersten Vierteljahr fer-
tiggestellt worden ist. Damit kommt voraussichtlich 
Ordnung in das Haushaltswesen. Alle beteiligten 
Stellen erhalten endlich die für die Fortführung 
eines Staates unerläßliche Übersicht. Ein geord-
neter Staat kann ohne Haushalt nicht auskommen. 
Vor allen Dingen wird der Haushaltsplan den Mi-
nister auf seiner Gratwanderung vor dem Abgleiten 
bewahren. 
Der diesjährige Haushaltsplan zeigt, daß der ge-

wollte Optimismus des Finanzministers bei der 
Ankündigung der kleinen Steuerreform nicht be- 
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gründet gewesen ist. Das gleiche gilt hinsichtlich 
der Ausführungen von Herrn W u e r m e l i n g, 
der so großartig mit Statistiken gearbeitet hat. Es 
ist immer etwas bedenklich, mit Statistiken zu ar-
beiten. Man weiß  ja,  wie sie zustande kommen. Mit 
Statistiken kann man schließlich alles beweisen. 

Herr Kollege Bausch — er ist leider nicht 
hier —, 

(Zurufe von der Mitte: Doch, hier ist er!) 

Sie können von der Opposition nicht verlangen, 
hundertprozentig zu bejahen, was die Regierung 
gemacht hat. 

(Abg. Bausch: Nein, aber das Gute daran 
soll man bejahen und nicht alles schlecht

-

machen!) 

— Das ist sicher. Man kann auch nicht alles für 
gut finden, was der Herr Kollege Wuermeling ge-
sagt hat. 

(Abg. Bausch: Aber was gut ist, soll man 
als gut bezeichnen!) 

— Was der Herr Finanzminister gut gemacht hat, 
soll man auch gut finden. 

(Beifall bei der CDU.) 

Das ist hundertprozentig richtig, was eben gesagt 
wurde. 

Wenn der Herr Minister damals glaubte, die An-
teile des Bundes an der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer der Länder auf 40 % festsetzen zu 
können, und dabei schon die Zustimmung der Län-
der voraussah, dann hat er sich doch getäuscht. 
Herr Kollege Jaffé glaubte damals ja auch — und 
zwar als Mitglied einer föderalistischen Partei —, 
daß es möglich wäre, diese Erhöhung auf 40 % zu 
tragen. Die Entwicklung hat dem Herrn Finanz-
minister nicht recht gegeben. Der Versuch, gegen 
die Ablehnung der Länder nun durch neue Gesetze 
die Haushaltslage zu verbessern, hat sich nicht als 
richtig erwiesen; denn hier werden von seiten der 
Länder wieder die Einsprüche kommen. Es ist doch 
nichts anderes als ein Kunststück, Herr Bundes-
finanzminister, wenn Sie nun sagen: „Wenn Ihr die 
40 % nicht freiwillig gebt, dann werde ich sie mir 
an einer anderen Stelle nehmen!" Der Steuer-
kuchen ist nun einmal so klein, und man kann sich 
mit den Ländern darum raufen, wer den größten 
Teil davon bekommt. Die Lage der Länder bzw. 
der Gemeinden ist durchaus nicht so günstig. Was 
Sie den Ländern wegnehmen, nehmen die Länder 
wieder den Kommunalverbänden weg. Wenn Sie 
die Situation in den Landgemeinden kennen, dann 
werden Sie wissen, daß diese heute nicht mehr im-
stande sind, allen ihren Anforderungen nachzu-
kommen, denen sie auf dem Gebiete des Schul-
wesens, beim Wegebau usw. nachkommen müssen. 
Es mag selbstverständlich auch Gemeinden geben, 
die hohe Gewerbesteueraufkommen haben und des-
halb einen Luxus treiben, der in der heutigen Zeit 
nicht verantwortet werden kann. 

Der Mittelstand stöhnt mit Recht über die Last 
der Steuern und sieht auch in der kleinen Steuer-
reform keine wirkliche Erleichterung. Nur ein klei-
ner Teil der Bevölkerung führt ein sorgenfreies 
Dasein. Das neu gewonnene Eigentum geht leider 
in die Hände weniger über. 

Die Kreditpolitik hat sich nur für wenige gün-
stig ausgewirkt. Ja, man hat den gewerblichen 
Mittelstand, der unter einer großen Kapitalarmut  

leidet, gezwungen, die noch vorhandenen flüssigen 
Mittel zur Investitionsabgabe zur Verfügung zu 
stellen. 

Bei allem Verständnis für die Maßnahmen der 
Regierung ist dieses eine schlechte Politik für den 
Mittelstand, und die Regierung muß in dieser Hin-
sicht eine Änderung durchführen. Man kann das 
nicht „soziale Marktwirtschaft" nennen, wenn man 
sich durch überhöhte Steuern die Mittel beschafft, 
die man wieder als Kredit an diejenigen gibt, denen 
man diese Mittel vorher abgenommen hat. Die Re-
gierung, die sich so sehr auf ihre Eigentumsfreudig-
keit beruft, treibt damit einen gewissen Staats-
sozialismus. Denn der Staat ist heute fast überall 
durch die Hergabe von Krediten beteiligt. Er ist 
beteiligt im Wohnungsbau, in der Industrie, beim 
Gewerbe und neuerdings auch noch etwas in der 
Landwirtschaft. Es muß wieder dahin kommen, daß 
das Geld von den Banken geliehen werden kann, 
weil der einzelne sein Geld auf die Kasse bringt 
und dadurch den'  Banken die Möglichkeit gegeben 
wird, das Geld wieder auszuleihen und für die 
Wirtschaft zur Verfügung zu stellen. 
Der Haushalt ist auch nicht ausgeglichen; denn 

der außerordentliche Haushalt ist — auch nach der 
Ansicht des Herrn Bundesfinanzministers — ein 
sehr fragwürdiges Finanzgebilde. Im außerordent-
lichen Haushalt sind außerdem Ausgaben ent-
halten, die an und für sich in den ordentlichen 
Haushalt gehören und umgekehrt. Ich gebe zu, daß 
die Hauptausgaben Kriegsfolgelasten und Ver-
teidigungslasten sind. Aber ist die Bundesregierung 
nicht zu optimistisch in der Bewilligung der Mittel 
zum EVG-Vertrag? Dabei kann sie doch nicht be-
haupten, daß dieser Beitrag schon die vorgesehene 
Höchstleistung ist, die sie bezahlen will oder muß. 
Dagegen sind die sozialen Leistungen gering. Die 
Opfer des letzten Krieges sind noch nicht an-
nähernd entschädigt. Besonders die Bombengeschä-
digten sind noch in einer sehr schlechten Lage. lvian 
hat bisher in viel zu großem Umfange mit Formu-
laren gearbeitet und bei den Krediten usw. Schwie-
rigkeiten für die Betreffenden herbeigeführt, die 
sich zum Teil hätten vermeiden lassen. 

Eine gewisse Sorge macht uns die Lage der Land-
wirtschaft. Denn sie leidet unter der klaffenden 
Preisschere. Das gilt besonders für die kleinen und 
mittleren Bauern. Der industrielle Index stand im 
April dieses Jahres auf 220, der Lohnindex auf 239, 
der landwirtschaftliche Index fiel auf 191 im Durch-
schnitt. Dabei steht der Index für diejenigen Pro-
dukte, die vor allem die kleinere Landwirtschaft 
erzeugt, unter dem Durchschnitt: bei Obst auf 110, 
bei Milch auf 176, bei Rindvieh auf 189; nur bei 
Schweinen erreicht der Index die Zahl 216. Die 
Lage der kleinbäuerlichen Betriebe verschlechtert 
sich und gibt zu ernsten Sorgen Anlaß. Man kann 
heute beim Bauernstand nicht mehr — was die 
Gesundheit anbetrifft — von einem Blutsquell der 
Nation sprechen, da seine gesundheitliche Lage 
schlechter ist als die vieler Berufsstände in den 
Städten. 

Was uns noch zu einigen Bemerkungen besonders 
Anlaß gibt, ist die Frage des Bundessparkommis-
sars. Wir haben den Bundessparkommissar ver-
langt. Man hat den Bundessparkommissar nicht 
eingeführt, sondern dem Präsidenten des Rech-
nungshofes diese Aufgabe übertragen. Aber dessen 
Tätigkeit erschöpft sich in der Erstattung von Gut-
achten. Es muß eine Stelle geschaffen werden, die 
auch einmal eingreifen kann und darf, 
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Die Gesetzgebungsmaschine ist besonders in letz-

ter Zeit auf Hochtouren gelaufen. Dabei wurden 
weniger wichtige Gesetze bevorzugt erledigt. Die 
Neugliederung der Länder, das Wiedergutmachungs-
gesetz und das Wahlgesetz sind unter Zeitdruck 
behandelt worden; sie hätten unbedingt in einem 
ruhigeren Tempo erledigt werden müssen. 
Auch der diesjährige Haushalt ist doch unter 

einem Zeitdruck zustande gekommen, der eigent-
lich unerträglich ist. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Wieso? Wir sind 
doch monatelang daran!) 

— Ja, wir sind monatelang daran; aber wir wissen 
ja auch, daß wir in letzter Zeit sogar Nachtsitzun-
gen machen mußten, um überhaupt den Etat noch 
rechtzeitig fertig zu bekommen. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Abendsitzungen!) 
Meine Damen und Herren! Der Haushalt 1953 ist 

zwar zahlenmäßig ausgeglichen; aber die Form und 
die Art des Ausgleichs gibt zu großen Bedenken 
Anlaß. Nicht nur, daß der Bundesfinanzminister 
Einnahmen eingesetzt hat, die problematisch sind 
— z. B. die Anleihe aus der Sozialversicherung in 
Höhe von 550 Millionen DM —; es sind umgekehrt 
bei den Ausgaben Posten vorgesehen, für die aller 
Wahrscheinlichkeit nach die Einnahmen nicht zu 
dem vorgesehenen Zeitpunkt anfallen. Die erwar-
tete Wirtschaftsbelebung ist auch eine Unbekannte. 
Dadurch ist eine große Unsicherheit im Haushalt 
eingetreten. Man nannte das früher in der Kommu-
nalverwaltung: „Der Haushalt schwimmt". 
Meine politischen Freunde haben gegen die heu-

tige Finanzgebarung bei allem Verständnis für die 
Schwierigkeiten, die die Bundesregierung hat, 
größte Bedenken, da dadurch große Beträge von 
der öffentlichen Hand festgehalten werden, die in 
der Wirtschaft bei ihrer Kapitalarmut dringend 
notwendig sind. 
Auf die deflationistische Wirkung, die dadurch 

entsteht, daß überhöhte Steuergelder in der öffent-
lichen Hand festliegen, kann in diesem Zusammen-
hang nicht deutlich genug hingewiesen werden. 
Obwohl wir zu vielen Einzelplänen unsere Zu-

stimmung geben, können wir dem Gesamtetat nicht 
unsere Zustimmung geben. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Schoettle, bitte. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist für einen Redner in diesem 
Hause durchaus angenehm, wenn seine Äußerun-
gen Gegenstand einer lebhaften Polemik werden. 
Das zeigt wenigstens, daß man nicht ganz unbe-
achtet gesprochen hat. Ich habe nicht die Absicht, 
mich mit dem Herrn Kollegen Wuermeling 
über seine Statistiken auseinanderzusetzen. Er hat 
hier ja eine sicher sehr wohlvorbereitete Rede 
vorgetragen, vorbereitet deshalb, weil er glaubte, 
etwas nachholen zu müssen, was  -ich ihm versagt 
habe. Ich bin ihm deshalb 'vor dem Hause eine 
Äußerung dazu schuldig, warum ich mich einer 
Auseinandersetzung mit ihm am Mikrophon ver-
sagt habe. Ich kann mich einfach nicht mit Herrn 
Kollegen Wuermeling unter den Linden zeigen 
nach der Art, wie er sich gegenüber der Sozial-
demokratie hier im Hause und öffentlich geäußert 
hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es hängt ganz von dem Kollegen Wuermeling ab, 
wie sich unsere Beziehungen zueinander gestalten, 

und wenn sich da eine gewisse Besserung zeigt — 
ich gebe die Hoffnung nicht auf — , dann können 
wir vielleicht gelegentlich noch ein ganz anstän-
diges Verhältnis zueinander gewinnen. 

(Zuruf des Abg. Dr. Wuermeling. — Abg. 
Kunze: Haben wir beide doch schon, Herr 

Schoettle!) 
Ich kann — ich gebe das offen zu — nicht über 

den Wert der Zahlen reden, die Herr Wuermeling 
hier vorgetragen hat; dazu fehlen mir die Unter-
lagen. Aber er kann sich darauf verlassen, daß sich 
die sozialdemokratische Bundestagsfraktion diese 
Zahlen genau ansehen wird. Und ich will - ganz 
allgemein zu statistischen Zahlen das sagen: Es ist 
eine Frage der politischen Interpretion von Sta-
tistiken, was man daraus macht. Im übrigen läßt 
sich ja kaum leugnen, daß die Ausgangsbasis, die 
man für die Beurteilung von statistischen Ergeb-
nissen wühlt, entscheidend für die Bewertung der 
Resultate ist. Darauf sollte man sich, glaube ich, 
einigen können. 

(Abg. Dr. Wuermeling: Warum haben Sie 
das beim Statistischen Amt nie be

-

anstandet?) 
— Ach, Herr Kollege Wuermeling, das Statistische 
Amt an sich ist ja wohl nicht zu beanstanden. Die 
Herren tun ihre Pflicht, sie tun vielleicht manch-
mal etwas mehr und verstehen unter ihrer Pflicht 
sehr viel mehr, als wir alle miteinander finanziell 
rechtfertigen können. Deshalb haben wir ja auch 
gemeinsam gewisse Striche beim Haushaltsplan 
des Statistischen Amtes vorgenommen. 

Aber das ist ja gar nicht entscheidend. Ent-
scheidend ist, was Sie und was wir aus diesen 
Zahlen zur Erklärung von wirtschaftlichen Ten-
denzen, von Gesamtentwicklungen herauslesen. 
Und da streiten wir uns; da sind wir nicht gleicher 
Meinung. Wir können nicht gleicher Meinung sein, 
weil w i r überzeugt sind, daß Ihre Versuche, die 
Statistik zu interpretieren, zur Rechtfertigung der 
Regierungspolitik dienen, während wir die Re-
gierungspolitik angreifen und bestreiten, daß das, 
was im Zuge ,dieser vier Jahre getan worden ist, 
das war, was  unter allen Umständen getan  werden 
mußte. 

Wir glauben eben, daß man mit einer anderen 
Politik auf einer Reihe von Gebieten Ergebnisse 
erzielt hätte, die nicht hinter dem zurückstehen, 
was ,die heutige Bundesregierung sich als' Verdienst 
zuschreibt, während man  auf der  andern Seite sehr 
viel mehr zum Abbau der sozialen Spannungen, 
zum Ausgleich der inneren Gegensätze hätte tun 
können. 

(Beifall bei der SPD.) 

Denn Sie können ja nicht leugnen, meine Damen 
und Herren, daß der Anteil der Selbständigen am 
Ertrag der Volkswirtschaft in diesen Jahren ge-
stiegen ist, während der Anteil der Unselbstän-
digen gesunken ist. 

(Lebhafter Widerspruch in der Mitte. — 
Zurufe: Das stimmt doch nicht! - Das 

stimmt ja gar nicht, einfach falsch!) 

— Lesen Sie die Statistiken nach auf diesem Ge-
biet. Wir werden Ihnen im Laufe der nächsten 
Wochen darüber eine Reihe von Tatsachen sagen, 
auch öffentlich sagen, und dann können Sie sich 
damit auseinandersetzen. 

(Abg. Dr. Atzenroth: Immer der Unterschied 
zwischen Beweis und Behauptung!) 
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(Schoettle)  
— Ich weiß, das hören Sie auch nicht gern. Aber es  
ist leider eine Tatsache, und  das  ist in der Sta-
tistik auch sehr deutlich zu erkennen.  

Ich möchte mich, wie gesagt, nicht allzusehr in  
das Gestrüpp der Statistik verlieren, ohne die  
Unterlagen dafür zu haben. Aber ich darf Sie auf  
folgendes aufmerksam machen, meine Damen und  
Herren. Herr Kollege Wuermeling hat hier aus  
sozialdemokratischen Veröffentlichungen zitiert.  
Nun, es ist gar nicht zu leugnen, daß in bestimm-
ten Perioden während der letzten Jahre die Mei-
nungen über den Trend der Entwicklung aus-
einandergingen, daß vieles im Laufe der Zeit  durch 
die Erfahrung und durch die Tatsachen korrigiert  
worden ist, was man vor vier oder fünf Jahren  
geglaubt hat. Das soll sogar auch bei den Mit-
gliedern der Regierungskoalition vorgekommen  
sein, und ich glaube, dafür lassen sich viele Be-
weise erbringen.  

Mit solchen Zitaten beweisen Sie gar nichts,  
meine Damen und Herren! Mit solchen Zitaten  
beweisen Sie noch nicht einmal, daß die Haltung  
der Sozialdemokratischen Partei zu bestimmten  
Fragen, die uns alle angehen, sich geändert habe.  
Selbstverständlich wird eine politische Partei, die  
nicht ein Wolkenkuckucksheim erstrebt, sondern  
im konkreten politischen Raum Entscheidungen  
herbeiführen und beeinflussen will, von Zeit zu  
Zeit ihre Konzepte überprüfen und Dinge nicht  
sagen, von denen sie glaubt, daß sie nicht im Be-
reich des Erreichbaren liegen. Warum nicht? Das  
tun Sie auch jeden Tag! Wenn Sie es nicht täten,  
müßte man Ihnen ja das vorwerfen, was Sie der  
Sozialdemokratie oft vorwerfen: Doktrinarismus.  
Ich glaube, wir sind hier weiter entfernt von der  
doktrinären Starre der politischen und  sozialen  
Vorstellungen als gewisse Leute auf der Regie-
rungsbank. Heute ist Herr Dr. Erhard leider  
nicht da. Aber der hat ja im Grunde genommen  
von den letzten 20 bis 30 Jahren gar nichts gelernt  
als das eine, daß die Sozialdemokratie überall  
regiert habe und daß es deshalb überall schief-
gegangen sei. Das ist doch das Rezept, nach dem  
er seine Reden draußen hält. Ich erinnere mich, daß  
ein sehr hochgestellter Mann in der Bundesregie-
rung — ich glaube, es ist sogar der höchst-
gestellte —, einmal so beiläufig gesagt hat, es wäre  
ihm lieber, daß der Herr Bundeswirtschafts-
minister sich um sein Ressort bekümmere, als daß  
er draußen Reden halte.  

(Zurufe von der Mitte: Na, na!)  
Er hat nicht so ganz unrecht gehabt. Manche Rede  
bliebe besser ungehalten, weil sie nämlich nur  
beweist, daß auch ein Bundeswirtschaftsminister  
sich in eine Theorie so verbeißen kann, daß er sich  
den Blick für die Notwendigkeiten des Tages ver-
sperrt.  

Nun, meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Sie sagen, wir Sozialdemokraten seien  
negativ. Sie sagen — das wollte Herr Wuermeling  
beweisen —, wir Sozialdemokraten hätten uns  
gewandelt oder wandelten uns, und wir unter-
schlügen Dinge, die wir gesagt hätten, die wir  
aber eigentlich nicht gesagt haben wollten. — Ich  
bin sofort zu Ende, Herr Präsident. — Ich will  
Ihnen folgendes sagen: Hier i n.  diesem Hause  
wehren Sie sich mit Händen und Füßen dagegen,  
wenn wir Sozialdemokraten eine Politik der  
Vollbeschäftigung verlangen. In Straßburg, auf  
der Ebene des Europarates, stimmen die Vertreter  
der Koalition einer europäischen Politik der Voll

-

beschäftigung zu! Auch hier klafft ein Widerspruch  
zwischen Ihrer Haltung zu Hause und Ihrer Hal-
tung drüben im Europarat, auf der europäischen  
Tribüne, wo man große Reden halten und schöne  
Bekenntnisse abliegen kann, die zu nichts ver-
pflichten. Es wäre besser, man würde die Politik,  
die man auf der europäischen Ebene propagan-
distisch vertritt, auch' zu Hause praktizieren.  

(Beifall bei der SPD.)  
Ich möchte aber diese Auseinandersetzung nicht  

weiter vertiefen. Ich glaube, daß wir Gelegenheit  
haben werden, in den nächsten Wochen während  
des Wahlkampfes und auch im kommenden Bundes-
tag in voller Frische und mit guten Argumenten  
miteinander die Klinge zu kreuzen. Dann wollen  
wir einmal sehen! Inzwischen werden wir ja auch  
sehen, was die Wähler von all den Dingen gehalten  
haben, für die Herr Bausch und Herr Wuermeling  
der Bundesregierung ein so hohes Lob gezollt  
haben.  

(Beifall bei der SPD. — Abg. Bausch:  
Qui vivra verra!)  

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Dr. Wuermeling.  

Dr. Wuermeling (CDU): Herr Präsident! Meine  
Damen und Herren! Nur ganz kurz noch eine Er-
widerung an Herrn Kollegen S c h o et  t 1 e. Was  
zunächst die Vollbeschäftigungspolitik angeht, so  
darf ich mit Genehmigung des Herrn Präsidenten  
auch hier ein kurzes Zitat bringen, obschon es  
Ihnen, Herr Kollege, 'anscheinend nicht sympathisch  
ist, wenn wir die SPD zitieren.  

(Abg. Schoettle: Das macht mir gar nichts  
aus!)  

Herr Staatsminister Oechsle hat laut einer von der  
SPD herausgegebenen Schrift, die Ihnen sicher  
nicht unbekannt ist, über die Vollbeschäftigungs-
politik folgendes gesagt:  

Ich bin mir bewußt, daß der Begriff Vollbe-
schäftigung allmählich zu einem Schlagwort  
geworden ist, das nicht nur im politischen, son-
dern auch im gewerkschaftlichen Leben eine  
oft mißverstandene Deutung erfahren hat und  
erfährt. Ich stehe nicht an zu erklären, daß  
es eine Vollbeschäftigungspolitik an sich, also  
eine Vollbeschäftigungspolitik um jeden Preis  
wohl kaum gibt; denn Vollbeschäftigungs-
politik an sich und um jeden Preis würde be-
deuten eine Politik ohne Rücksicht auf volks- 
und weltwirtschaftliche Gegebenheiten, ohne  
Rücksicht auf Währung, Kredit- und Steuer-
politik, und sie müßte zwangsläufig, da sie  
nicht getragen sein kann von einer organischen  
Entwicklung des volks- und weltwirtschaft-
lichen Ganzen, in inflationäre Erscheinungen  
münden.  
(Lebhafte Zurufe von der SPD: Weiter

-

lesen!)  

— Bitte, gern, wenn Sie Wert darauf legen. Der  
nächste Satz lautet:  

Vollbeschäftigung kann somit immer nur das  
Ziel einer gut durchdachten, planvollen und  
allen volkswirtschaftlichen Gegebenheiten  
Rechnung tragenden Wirtschaftspolitik sein.  

(Beifall bei der SPD.)  
Das bringt auch das Sozialprogramm der So

-

zialdemokratischen Partei Deutschlands zum  
Ausdruck, indem es erklärt: „die Existenz der  
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arbeitenden Bevölkerung kann nur durch eine 
planmäßige sozialistische Wirtschaftspolitik 
gesichert werden", wobei ich hinzufüge, 

— nicht ich, sondern Herr Oechsle — 
daß eine solche Wirtschaftspolitik den wirt

-

schaftlichen Wettbewerb nicht ausschließt. 
(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Das letzte ist auch wieder eine der neuesten, 
modernsten Korrekturen, die in Erkenntnis der 
Richtigkeit unserer Wirtschaftspolitik vorgenom-
men worden sind. 
Deswegen hatte ich mich aber eigentlich nicht 

zum Wort gemeldet, sondern ich wollte zu den 
Ausführungen des Herrn Kollegen Schoettle Stel-
lung nehmen, daß die Besserstellung der Bevölke-
rung im wesentlichen den Selbständigen zugute ge-
kommen sei und daß die Unselbständigen dabei zu 
kurz gekommen seien. Wenn die Zahlen nicht mehr 
zu widerlegen sind, dann kommt man natürlich mit 
irgendwelchen anderweiten Ausreden. Ich stelle 
folgende Gegenfragen: Ist die Erhöhung des Fleisch-
konsums von 18 auf 38 kg pro Kopf und Jahr nur 
den Selbständigen oder auch den Unselbständi-
gen zugute gekommen? Die Erhöhung beim Zucker 
von 19 auf 25 kg und beim Frischobst von 22 auf 
44 kg hat doch mit den Selbständigen und den Un-
selbständigen gar nichts zu tun, sondern das be

-weist, daß alle Schichten der Bevölkerung Gott sei 
Dank — und immer wieder weisen wir mit Stolz 
darauf hin — von unserer Wirtschafts- und Sozial-
politik großen Nutzen haben. 

(Beifall bei der CDU.) 
Mit den anderen Produkten ist es ähnlich. So ver-
zeichnen wir bei Käse eine Steigerung von 2,6 kg 
auf 3,9 kg pro Jahr und Kopf, bei Eiern das Drei-
fache, bei Fett das Doppelte, und sogar bei der 
Butter eine Steigerung um 50 %, sicher nicht nur 
bei den Selbständigen. Und wenn der Zigaretten-
verbrauch von 9 Milliarden Stück im Jahre 1948 — 
damals war er noch rationiert — über 22 Milliarden 
im Jahre 1949 auf 30 Milliarden Stück im Jahre 
1952 gestiegen ist, dann haben nicht nur die Selb-
ständigen, sondern auch die Unselbständigen ge-
raucht. Auch der Bierverbrauch konzentriert sich ja 
nicht bei den Selbständigen. Dieser ist von 10 Mil-
lionen Hektoliter im Jahre 1948 über 14 Millionen 
Hektoliter im Jahre 1949 auf 25 Millionen Hekto-
liter im Jahre 1952 gestiegen. 
Meine Damen und Herren, die Steigerung der 

Kaufkraft, die nachweisbar da ist und nicht wegge-
leugnet werden kann, zeigt sich am allerbesten 

(Glocke des Präsidenten) 
— ich bin sofort fertig, Herr Präsident! — in der 
großen Zunahme der Spareinlagen. Wenn von 1949 
bis 1953 ,die Spareinlagen von 2 Milliarden auf 
über 8 Milliarden gestiegen sind, dann sind es be-
kanntlich nicht die Großaktionäre, die Selbständi-
gen, die ihr Geld auf die Sparkasse getragen haben, 
sondern Gott sei Dank die breiten Schichten der 
Bevölkerung. 
Zum Schluß nur noch eine Erinnerung an etwas 

Gemeinsames, das wir alle haben. Das ist nämlich 
unser Dichter Wilhelm Busch, der über die Unzu-
friedenheit derer, die  immer mehr haben wollen, 
einmal einen sehr schönen Vers geschrieben hat, 
mit dem ich schließen darf: 

Wonach du sehnlichst ausgeschaut, 
Es wurde dir beschieden. 
Du triumphierst und jubelst laut: 
Jetzt hab ich endlich Frieden! 

Ach, Freundchen, werde nicht so wild, 	 
Bezähme deine Zunge! 
Ein jeder Wunsch, wenn er erfüllt, 
Kriegt augenblicklich Junge! 

Diese Zuchtarbeit scheinen Sie  sich besonders vor-
genommen zu haben. 

(Beifall bei der CDU. — Zuruf von der 
SPD: Sie sind nur das Ergebnis dieser 

Zucht!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und 
Herren, die allgemeine Aussprache der dritten Be-
ratung zum Bundeshaushaltsplan ist geschlossen. 
Ich komme zur Einzelberatung. Ich rufe die Ein-

zelpläne auf, zu denen Änderungsanträge gestellt 
sind. 
Zum Einzelplan 08 ist ein Entschließungsantrag 

der Abgeordneten Brookmann, Frühwald, Jaffé 
und Genossen auf Umdruck Nr. 1028 gestellt wor-
den. Über die Entschließungsanträge wird bei den 
Einzelplänen abgestimmt. Soll dieser Entschlie-
ßungsantrag begründet werden? — Offenbar nicht. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ent-

schließungsantrag Umdruck Nr. 1028 zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — 

(Unruhe.) 

— Meine Damen und Herren, der Antrag lautet: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 
den im Einzelplan 08 des Bundesministers der 
Finanzen im Kapitel 08 06, Tit. 700 ausgebrach-
ten Ansatz in Höhe von 20 Millionen DM 
„Durchführung vom Reich vor dem Zusam-
menbruch eingeleiteter Grunderwerbsgeschäfte" 
noch im laufenden Haushaltsjahr durch zusätz-
lichen Verkauf von Liegenschaften und Ver

-

mögensbesitz des Bundes zu erhöhen. Eventuell 
soll den enteigneten Grundbesitzern auf dem 
Tauschwege Bundesbesitz zum Ausgleich ihrer 
Forderungen angeboten werden. 
Die Bundesregierung hat durch diese vorge-
schlagene Maßnahme dafür Sorge zu tragen, 
daß die bisher festgestellten Gesamtforderun-
gen in Höhe von 100 Millionen DM an die Bun-
desvermögensverwaltung nicht wie vorgesehen 
in fünf Jahresraten, sondern in spätestens zwei 
Jahren befriedigt werden. 

Ich bitte die Damen und Herren, die diesem An-
trag zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. 
— Ich bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? 
— Dieser Entschließungsantrag ist angenommen. 
Zum Einzelplan 10 liegen zwei Anträge vor: der 

Antrag Umdruck Nr. 1017, den Einzelplan in der 
Fassung des Beschlusses des Haushaltsausschusses 
wiederherzustellen, und der Antrag Umdruck Nr. 
1023 der Abgeordneten Frühwald und Genossen. 
Soll der Antrag Umdruck Nr. 1017 begründet 

werden? 
(Abg. Bausch: Ja!) 

— Herr Abgeordneter Bausch! 

Bausch (CDU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wie Sie wissen, wurde 
bei der zweiten Beratung der Haushalt für den 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten von diesem 
Hohen Hause abgelehnt. Die Ablehnung ging von 
einem besonderen Vorgang aus; ein Antrag der 
Herren Kollegen Frühwald und Genossen, der eine 
Mehrbelastung des Bundes in Höhe von 68 600 000 
DM erforderte, war nämlich angenommen worden. 
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Der Haushalt war von diesem Zeitpunkt an unaus-
geglichen und unter diesen Umständen auch für uns 
von der Regierungskoalition nicht annehmbar. Wir 
haben deshalb die Wiederherstellung des Haushalts 
nach den Beschlüssen des Haushaltsausschusses be-
antragt. Dieser Antrag liegt Ihnen auf Umdruck 
Nr. 1017 vor. 
Ich möchte 'auf den Vorgang, der zur Ablehnung 
des Haushalts geführt hat, nicht mehr im einzelnen 

eingehen. Der Herr Finanzminister hat zu dem 
Antrag der Herren Frühwald und Genossen einge-
hend Stellung genommen. Es handelt sich im 
Grunde genommen um die Frage: Können Mittel 
für die Zwecke der Siedlung für Heimatvertriebene 
und für allgemeine Siedlungszwecke zur Verfügung 
gestellt werden oder nicht? Zunächst standen solche 
Mittel nicht zur Verfügung. Wir haben aber dann 
im Haushaltsausschuß beschlossen, 75 Millionen DM 

 im außerordentlichen Haushalt bereitzustellen. Die 
Antragsteller haben Zweifel daran, ob diese 75 Mil-
lionen 'DM im außerordentlichen Haushalt von dem 
Herrn Finanzminister auch tatsächlich honoriert 
werden oder nicht. Denn die Mittel für die Aus-
gaben, die im außerordentlichen Haushalt beschlos-
sen sind, werden nur dann wirk lich bereitgestellt, 
wenn eine entsprechende Kreditaktion des Herrn 
Bundesfinanzministers erfolgreich ausgeht. 

Nun sind wir von der CDU durchaus der Mei-
nung, daß es dem Herrn Finanzminister gelingen 
wird, auf dem Kreditwege Mittel zur Deckung des 
außerordentlichen Haushalts 'flüssig zu machen, wie 
das schon in früheren Jahren der Fall war. Wir 
haben also diese Zweifel und diese Bedenken nicht. 
Aber wir möchten unsererseits gar keinen Zweifel 
daran lassen, daß wir entscheidenden Wert darauf 
legen, daß auch die im außerordentlichen Haushalt 
bereitgestellten Mittel für Siedlungszwecke tatsäch-
lich flüssig gemacht und vom Finanzminister bereit-
gestellt werden. Um unserem in diese Richtung 
gehenden Willen einen noch sichtbareren und sinn-
fälligeren Ausdruck zu verleihen, möchte ich fol-
genden Entschließungsantrag einbringen: 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Der Bundesfinanzminister wird ersucht, in 
sofortige Verhandlungen mit der Landwirt-
schaftlichen Rentenbank darüber einzutreten, 
daß diese zur Deckung der Ausgaben für 
Siedlungszwecke, die im Bundeshaushalt 1953 
Kap. A 1002 Tit. 533 und 605 vorgesehen sind, 
einen Kredit von 68,6 Millionen DM baldigst 
bereitstellt. Die Kreditaufnahme ist auf die Er-
mächtigung in § 15 Abs. 2 des Haushaltsgeset-
zes 1953 anzurechnen. 

Wenn dieser Antrag von dem. Hohen Hause ange-
nommen wird, dann kann nicht der geringste Zwei-
fel darüber bestehen, daß die im außerordentlichen 
Haushalt für Siedlungszwecke bereitgestellten 
Mittel, wie das  unser aller Wille ist, auch tatsäch-
lich flüssig gemacht werden. Bei dieser Sachlage 
darf ich Sie darum bitten, dem Antrag Umdruck 
Nr. 1017, den Einzelplan 10 in der Fassung der Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses wiederherzustel-
len, Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Wünscht jemand zu dem 
Antrag Umdruck Nr. 1023 das Wort? — Herr Abge-
ordneter Frühwald! 

Frühwald (FDP): Der Antrag Umdruck Nr. 1023 
ist mit Ausnahme des ersten Satzes derselbe An-
trag, der  bereits in der zweiten Lesung zur An

-

nahme gelangt ist. Ich verweise auf die Begrün

-

dung, die Herr Kollege Dr. Trischler in der zweiten 
Lesung gegeben hat. Der Zweck unserer Antrag-
stellung ist, die Positionen für die Siedlung, die im 
Vertriebenengesetz einerseits sowie im Gesetz zur 
Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung ande-
rerseits festgelegt sind, auch rechtlich im ordent-
lichen Haushalt zu verankern. 
Wenn der Herr Kollege Bausch jetzt sagt, da-

durch sei der Haushalt unausgeglichen, so mache 
ich darauf 'aufmerksam, daß unsere in Ziffer 2 un-
seres Antrags gemachten Vorschläge darauf abzie-
len, die Abgleichung des ordentlichen Haushalts 
durch Hereinnahme aus dem außerordentlichen 
wieder herbeizuführen. Es wird immer wieder  be-
tont, die Wirkung werde ein und dieselbe sein. 
Aber wenn 'die Wirkung ein und dieselbe ist, so bin 
ich mehr als verwundert, daß man sich der Her-
übernahme in den ordentlichen Haushalt wider

-

setzt. Denn wenn die Wirkung wirk lich ein und 
dieselbe ist, dann besteht doch auch kein Anlaß, 
unserem Antrag nicht stattzugeben. Unser Antrag 
bezweckt lediglich, die im Vertriebenengesetz im 
Abschnitt „Landwirtschaft" geschaffenen rechtlichen 
Grundlagen im ordentlichen Haushalt sicherzustel-
len und sie nicht den Zufälligkeiten der Ergebnisse 
des außerordentlichen Haushalts zu überlassen. 

Ich mache weiter darauf aufmerksam, daß nicht 
die Koalition in der zweiten Lesung gezwungen 
war, den Einzelplan 10 'abzulehnen, sondern daß der 
Einzelplan gegen die Stimmen der  FDP mit den 
Stimmen der Opposition und mit 'den Stimmen der 
CDU abgelehnt worden ist. Wenn die CDU damit 
ihren eigenen Minister in diese komische Situation 
bringt, dann hat sie heute die Möglichkeit, die da-
malige Verirrung wieder auszugleichen. Sie hat 
aber auch die Möglichkeit, diesen Weg konsequent  
weiterzugehen. Für die Folgen, die daraus entste-
hen, ist sie natürlich selber verantwortlich. 
Für den Fall der Ablehnung dieses Antrags wird 

meine Fraktion einschließlich der Unterzeichner des 
Umdrucks Nr. 1023 nicht so verfahren, wie es die 
CDU bei der zweiten Lesung getan  hat,  und damit 
den Einzelplan 10 ablehnen, sondern meine Frak-
tion wird dem Einzelplan 10 auf Grund unserer 
Koalitionsverpflichtungen vorbehaltlos ihre Zu-
stimmung geben. Sie wird auch der Entschließung 
Bausch, die soeben bekanntgegeben wurde, ihre 'Zu-
stimmung erteilen. Da aber 'der Antrag Frühwald 
und Genossen Änderungen vorschlägt, ist er ein 
Änderungsantrag zum Antrag Umdruck Nr. 1017, 
und ich beantrage, über den Antrag Nr. 1023 zuerst 
abzustimmen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Früh-
wald, dazu bedarf es  keines Antrags. Die Ge-
schäftsordnung hat darüber einige Bestimmungen. 
Das Wort hat der Herr Bundesminister der Fi-

nanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Es ist meine 
Pflicht — sonst würde ich es nicht tun —, auf die 
Ausführungen des Herrn Kollegen Frühwald 
zu erwidern, daß der Antrag Umdruck Nr. 1023 
nach meiner festen Überzeugung und, wie ich 
glaube, nach objektivem Urteil mit Sinn und Geist 
des Art. 110 des Grundgesetzes einfach unverein-
bar ist. 

(Bravo! in der Mitte.) 
Wenn ich in dem Art. 110 des Grundgesetzes die 
Bestimmung habe, die uns alle bindet, daß wir nur 
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 einen abgeglichenen Haushalt vorlegen dürfen, so 
ist das Ausweichen auf den außerordentlichen 
Haushalt nur unter ganz bestimmten Voraussetzun-
gen möglich, die im Einzelfall geprüft und nach-
gewiesen werden müssen. Wo bisher auf den Haus-
halt des außerordentlichen Etats ausgewichen 
wurde, war nicht nur die Zweckbestimmung, son-
dern auch die Mittelbeschaffung von vornherein 
festgelegt. Wenn wir hier im Plenum dazu kom-
men, daß jeder Antragsteller, um dem Art. 110 
auszuweichen, einfach die Erklärung abgibt: „Ich 
beantrage, in den außerordentlichen Etat eine 
höhere Anleihe einzusetzen und im ordentlichen 
Etat zu sagen ,Einnahmen aus dem außerordent-
lichen Etat' ", dann haben wir unsere Verfassung 
bewußt durchlöchert. Ich möchte das Haus davor 
warnen, einen solchen Weg zu gehen, der auf die 
Dauer nicht vertretbar und sachlich hier wirklich 
gar nicht notwendig ist. Ob die Flüchtlingssiedlung 
durchgeführt wird oder nicht, hängt nicht davon 
ab, ob der Antrag Frühwald oder der Antrag 
Bausch angenommen wird oder nicht. Wird der 
Antrag Bausch angenommen, ist genau die gleiche 
Sicherheit und die gleiche Möglichkeit gegeben 
wie bei dem andern Antrag. 

(Beifall in  der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Kather. 

Dr. Kather (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte beginnen mit einer kur-
zen Erwiderung auf die letzten Sätze des Herrn 
Bundesfinanzministers. Der Herr Bundesfinanz-
minister hat erklärt, gleichgültig, ob der Antrag 
Frühwald oder die Entschließung von Herrn 
Bausch angenommen werde, für die Flüchtlings

-

siedlung sei dadurch dieselbe Sicherheit geschaf-
fen. Diese Erklärung des Herrn Bundesfinanz-
ministers ist in ihrem Inhalt tatsächlich nicht zu-
treffend. Wenn wir entsprechend dem gestellten 
Änderungsantrag die hier zur Debatte stehenden 
Beträge in den ordentlichen Haushalt einstellen, 
dann ist die Sicherheit dafür geschaffen, daß die 
Beträge zur Verfügung stehen. Wenn wir sie im 
außerordentlichen Haushalt belassen und dazu 
eine Entschließung annehmen, so bedeutet das 
rechtlich nichts. Die Entschließung ändert an dem 
Sachverhalt nichts, denn es bedarf der Zustim-
mung des Herrn Bundesfinanzministers, wenn diese 
Beträge zum Zuge kommen sollen. Ich werde aus 
grundsätzlichen Erwägungen, selbst wenn der An-
trag Frühwald abgelehnt werden sollte, gegen die 
Entschließung stimmen, weil man hier nicht etwas 
einsetzen soll, was nur einen Anschein erweckt, 
aber keine positive Sicherheit gibt. 
Der Herr Bundesfinanzminister hat in der zwei

-

ten Lesung gesagt, alles braucheseine Vorbe-
reitung, und eine andere Wendung von ihm könnte 
gleichfalls den Eindruck erwecken, als ob wir hier 
vor etwas Neuem stehen. Es handelt sich um eine 
Kriegsfolgelast, aus der der Bund verpflichtet wird. 
Im § 11 des Flüchtlingssiedlungsgesetzes, das noch 
vom Wirtschaftsrat verabschiedet worden ist, war 
dem Vereinigten Wirtschaftsgebiet, an dessen Stelle 
dann der Bund getreten ist, aufgegeben, die Mittel 
für die Flüchtlingssiedlung bereitzustellen, und das 
Bundesvertriebenengesetz hat in seinen § 46 nur 
die neue Regelung einer alten, seit langem be-
stehenden Verpflichtung aufgenommen. Wenn das 
Bundesvertriebenengesetz nicht gekommen wäre, 
dann wäre das Flüchtlingssiedlungsgesetz heute 
noch in Kraft und würde noch zwei Jahre lang ge-
golten haben. 

Wenn wir nun eine Regelung akzeptieren sollen, 
nach der die Entscheidung in das Ermessen des 
Bundesfinanzministers gestellt wird, so ist es natür-
lich für uns nicht ohne Interesse zu wissen, wie sich 
der Herr Bundesfinanzminister in der Vergangen-
heit dieser Verpflichtung entledigt hat. Ich habe 
hier die Aufstellung über die Mittel, die in den 
Jahren 1950, 1951 und 1952 für diese Zwecke be-
reitgestellt worden sind: aus dem Arbeitsbeschaf-
fungsprogramm der Bundesregierung 52 Millionen 
— ich nenne nur runde Zahlen —, aus dem Haus-
halt 15 Millionen, aus Soforthilfemitteln 246 Mil-
lionen, aus ERP-Mitteln 38 Millionen und aus 
Ländermitteln 221 Millionen. Das macht 564 Mil-
lionen, davon also 15 Millionen aus dem Haushalt 
und die Beträge, die ich eben nannte, aus dem Ar-
beitsbeschaffungsprogramm und aus den ERP-
Mitteln. 
Meine Damen und Herren, in diesen ganzen 

Jahren — und die Herren, die im Kontrollausschuß 
beim Hauptamt waren und sind, wissen das — hat 
es immer den Streit darum gegeben, daß der Prä-
sident des Hauptamts sich mit Recht weigerte, 
größere Mittel, ,als geschehen, einzustellen, weil er 
sagte: Es liegt hier eine primäre Verpflichtung des 
Bundes vor, und die beiderseitigen Mittel müssen 
in einem angemessenen Verhältnis zueinander ste-
hen. Das gilt auch noch für heute. Nach den Wei-
sungen, die ergangen sind, muß hier eine Relation 
hergestellt werden, und es wird in Zukunft nicht 
mehr so sein wie in diesem Jahr, daß ohne Rück-
sicht auf die Bewilligung von Mitteln aus dem 
Haushalt Beträge zur Verfügung gestellt werden. 

(Abg. Kunze: Das wissen Sie doch nicht!) 
Für das Jahr 1953 sind insgesamt 28 Millionen 

eingesetzt. Davon bind 3 Millionen zweckbestimmt 
für das Flüchtlingssiedlungsgesetz, und von den 
übrigen 25 Millionen sind ebenfalls 75 % für die-
sen Zweck gebunden. Das würde also bedeuten, daß 
für die einheimische Siedlung nur 6 Millionen im 
Jahr zur Verfügung stehen. Und darum haben wir 
beim Bundesvertriebenengesetz und bei dem Zu-
satzgesetz so gekämpft, um endlich auch einmal 
etwas für die einheimische Siedlung, für die sied-
lungswilligen Bauernsöhne und Landarbeiter zu 
schaffen. 

Die Einstellung in den außerordentlichen Etat 
genügt nicht. Wenn man diesen Betrag wirklich 
geben will, wie man uns ja sagt, dann ist der ganze 
Widerstand unerklärlich. Nach der Entschließung, 
die Herr Bausch vorgeschlagen hat, wird der Fi-
nanzminister ersucht, diese Mittel zu beschaffen. 
Nun, dann können wir doch auch ganze Arbeit 
machen und diesen Betrag in den Etat einstellen. 
Ich glaube, wir sollten das tun, 

(Zuruf von der Mitte: Nein!) 
und zwar auch mit Rücksicht darauf, daß wir erst 
vor wenigen Wochen das Bundesvertriebenengesetz 
verabschiedet und hier gesagt haben, wir würden 
100 Millionen für die Vertriebenensiedlung und 
50 Millionen für die einheimische Siedlung ein-
setzen. 

(Zuruf rechts: Haben wir nicht gesagt!) 
Der Vorbehalt der Deckungsklausel, der gemacht 
worden ist, kann doch nicht dazu führen, daß man 
nun keinerlei zureichende Beträge in den ordent-
lichen Haushalt einsetzt, und zwar schon beim 
erstenmal. Wenn man diese Beträge wirklich auf-
bringen will, dann ist doch alles, was man über 
Gefährdung der Finanzen, über Gefährdung der 
Währung gesagt hat — abgesehen davon, daß das 
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I alles schon wegen der geringen Größenordnung 
gar nicht in Betracht kommt —, völlig abwegig. 
Ich kann auch nicht zugeben, daß das richtig ist, 

was der Herr Bundesfinanzminister eben gesagt 
hat, daß hier ein Verstoß gegen Art. 110 des 
Grundgesetzes vorliegt. 

(Abg. Bausch: Jawohl!) 
Der Herr Bundesfinanzminister oder der Haus-
haltsausschuß haben einen Betrag von 907 Mil-
lionen DM aus dem außerordentlichen Haushalt 
zur Abdeckung des Fehlbetrags im ordentlichen 
Haushalt übertragen. Es kann mir nun niemand 
sagen, daß es zulässig sei, das mit einem Betrag 
von 907 Millionen zu machen, aber nicht mit einem 
Betrag von 975 Millionen DM. Wenn man das eine 
kann, kann man auch das  andere. 

(Zurufe von der Mitte: Nein! — Ist ja auch 
nicht gesagt worden!) 

Ich möchte aber grundsätzlich etwas anderes 
sagen, meine Damen und Herren. Ich nehme es 
dem Herrn Bundesfinanzminister nicht ab, daß er 
uns anläßlich einer so bedeutsamen Aufgabe, einer 
staatspolitischen Aufgabe erster Ordnung, sagt: Ich 
habe keine Deckung für diesen Betrag, und es uns 
dann überläßt, die Deckung zu suchen. So kann man 
meiner Ansicht nach nicht verfahren. Die gesetz-
liche Verpflichtung liegt vor, und niemand kann 
doch bestreiten, daß hier auch wirklich ein echter 
Notstand vorliegt. Wenn man hier einmal die 
Statistik zu Gehör bringen will, stellt man fest, 
daß in den vergangenen drei bis vier Jahren von 
270 000 oder 300 000 aus dem Osten gekommenen 
Bauern doch nur 35 000 wieder angesetzt worden 
sind. Wir müssen, Herr Bundesfinanzminister, dies-
mal ein ganz anderes Tempo vorlegen, wenn wir 
wirklich einmal zu einem Siedlungsvolumen kom-
men wollen, das auch irgendwie zu Buche schlägt. 
Man kann uns auch nicht beibringen, daß es bei 
einem Etat von insgesamt 27 Milliarden DM nun 
etwa völlig unmöglich sei, diese 75 Millionen DM 
in den ordentlichen Etat einzustellen. 
Es handelt sich hier um eine so große und be-

deutsame politische Frage, daß ich es für richtig 
und für notwendig halte, hierüber in namentlicher 
Abstimmung zu entscheiden. Ich beantrage das 
hiermit und bitte, diesen Antrag zu unterstützen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Erler. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die Einwendungen des 
Herrn Finanzministers gegen den Antrag Umdruck 
Nr. 1023 halte ich nicht für schlüssig. 

(Sehr richtig! ganz rechts.) 

Er hat ausgeführt, daß er gemeinsam mit uns allen 
die Verpflichtung habe — und das bestreitet nie-
mand —, einen ausgeglichenen Bundeshaushalt zu 
verabschieden. Er hat nun dem Wege, den dieser 
Antrag vorschlägt, entgegengehalten, es verstoße 
gegen das Grundgesetz, wenn man die Ausgaben, 
die hierfür erforderlich seien, dadurch bestreite, 
daß man den Zuschuß des außerordentlichen Haus-
halts an den ordentlichen Haushalt um diesen Be-
trag erhöhe. 
Nun, wenn die Erhöhung verfassungswidrig ist, 

dann war schon die ursprüngliche Idee verfas-
sungswidrig., 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Auf diese Idee ist aber der Bundesfinanzminister 
gekommen, und nicht das Parlament. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Sehr richtig! 
auf der äußersten Rechten.) 

Die Regierungsvorlage selbst enthält bereits als 
Deckungsmittel für den ordentlichen Haushalt einen 
Zuschuß aus dem außerordentlichen Haushalt. Dann 
darf sich der Herr Bundesfinanzminister nicht wun-
dern, daß er, nachdem er diese Idee zur Abdeckung 
des Haushaltsplans eingeführt hat, nun erlebt, daß 
mißvergnügte Abgeordnete aus den Reihen seiner 
eigenen Koalition dieses von ihm entwickelte In-
strument zur Abdeckung ihrer eigenen Wünsche 
benutzen. Das ist, glaube ich, der eine Sachverhalt. 
Nun zum zweiten: die Größenordnung. Er sagt: 

Na ja, 900 Millionen DM werden wir vielleicht auf 
dem Kapitalmarkt finden, aber 975 Millionen DM, 
das ist zuviel. So genau kann der klügste Bundes-
finanzminister die Ergiebigkeit des Kapitalmarkts 
im kommenden Jahr nicht vorausschätzen, daß Ab-
weichungen von 7 Vo nach oben oder unten möglich 
oder unmöglich sind. Das würde, glaube ich, das 
Gehirn auch unseres Bundesfinanzministers über-
fordern heißen. Im übrigen dürfte die Rede des 
Kollegen Dr. Wuermeling über die Ergiebigkeit 
der Kapitalbildung gerade beim kleinen Manne 
den Herrn Bundesfinanzminister doch restlos da-
von überzeugt haben, daß eine optimistischere Ein-
schätzung der Situation des Bundes am Kapital-
markt durchaus gerechtfertigt ist.  

(Beifall bei der SPD.) 
Nun schließlich aber noch ein anderes Wort zu 

dem ausgeglichenen Haushaltsplan. Der Herr Bun-
desfinanzminister weiß doch mit uns allen ganz 
genau, daß er in Wirklichkeit über einen Betrag 
von '700 Millionen DM verfügt, den dieser Haus- o 
halt als Ausgabe enthält, obwohl die Ausgabe nicht 
geleistet wird. Niemand in diesem Hause glaubt 
noch ernstlich daran, daß die Verträge über die 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft zum 1. No-
vember dieses Jahres in Kraft treten. 

(Zurufe von der Mitte.) 
— Das wissen Sie doch selbst, daß bis zum 1. No-
vember nicht einmal das französische oder belgische 
Parlament mit den Dingen wie Verfassungsände-
rung in Belgien usw. zu Rande kommen können. 
Das ist völlig ausgeschlossen. Machen Sie sich doch 
nicht selbst etwas vor. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 
Wenn die Verträge in Kraft treten, dann nicht zum 
1. November. Wenn ja, dann erst zu einem viel 
späteren Zeitpunkt. Der Herr Bundeskanzler ist 
sicher nicht bereit, heute mit mir über diese Frage 
zu wetten, wie er es hier Anfang dieses Jahres 
freundlicherweise einmal angeboten hat. Über den 
1. November wette ich mit Ihnen, Herr Bundes-
kanzler, um einen Korb Sekt, wenn ich ihn nicht 
ganz allein mit Ihnen trinken muß. Das halte ich 
nicht aus. 

(Heiterkeit.) 
Nun weiß der Herr Bundesfinanzminister, daß die 

Besatzungskosten in Höhe von 600 Millionen DM 
nicht nur bis zum 1. November für den Fall des 
Inkrafttretens der Verträge am 1. November be-
grenzt sind, sondern daß sie in Höhe von 600 Mil-
lionen DM bis zum 31. Dezember dieses Jahres be-
grenzt sind. Das kann der Herr Bundesfinanz-
minister nicht bestreiten. 
Wenn also der Bundeshaushaltsplan auf alle diese 

Dinge keine Rücksicht nimmt, dann müssen wir 
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doch ehrlich zugeben, daß er nicht eine ganz ob-
jektive Vorausschau über die mit Sicherheit oder 
mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwartenden Ein-
nahmen und Ausgaben des Bundes ist. Gerade in 
diesen Posten stellt er doch in einem hohen Grade 
ein Instrument zur politischen Verhandlung mit 
den anderen Partnern über den Verteidigungs-
beitrag und mit den Ländern über die Höhe des 
Bundesanteils an der Einkommen- und Körper-
schaftsteuer dar. Das sind beides Ziele, die eigent-
lich ein 'Bundeshaushaltsplan nicht haben sollte. 

Ich meine, wir sollten hier den Mut haben, dem 
Antrag Umdruck Nr. 1023 zuzustimmen. Wenn im 
übrigen die Voraussetzungen für die Deckung zu 
schaffen sind, dann auch in diesem Punkte, und 
zwar nach dem Prinzip, das der Herr Bundes-
finanzminister selbst erfunden hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
der Finanzen. 

Schäffer Bundesminister der Finanzen: Meine 
Damen und Herren! Es geht hier um eine grund-
sätzliche Frage, ich möchte sagen, um ein grund-
sätzliches Bekenntnis. Wir haben die Bestimmung, 
daß wir nur dann berechtigt sind, den Haushalt 
vorzulegen, wenn der Haushalt abgeglichen ist. Es 
ist selbstverständlich, daß ich diese Verfassungs-
bestimmung als ehrlicher Mann auch ehrlich aus-
legen muß und nicht damit spielen darf. 

Ich möchte zunächst einmal als erstes feststellen: 
Ich halte es für leichtfertig, wenn in diesem Hause 
immer der Satz ausgesprochen wird: „Bei einem 
Etat von 27 Milliarden DM kommt es auf 75 Mil-
lionen DM Ausgaben nicht mehr an." Das halte ich 

I für ausgesprochen leichtfertig und nicht zu ver-
antworten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe von der SPD.) 

Jeder in diesem Hause weiß, mit welcher Erbitte-
rung, möchte ich sagen, der Kampf um die Auf-
rechterhaltung geordneter Finanzen geführt wer-
den muß. Jeder weiß, daß es sich nicht um die 
Etatsumme von 27 Milliarden DM handelt, son-
dern um die Gefahr, in der der Haushalt heute 
bereits steht. Der Kollege Schoettle hat in seiner 
Rede doch selbst darauf hingewiesen, daß wir in 
diesem Jahre gezwungen gewesen sind, den Fehl-
betrag von 1309 Millionen DM aus früheren Jahren 
nicht abzutragen, sondern zu hoffen, daß wir in 
den nächsten Jahren in der Lage sind, die Voraus-
setzung für seine Beseitigung zu schaffen. Er hat 
darauf hingewiesen, daß die Beträge von 250 Mil-
lionen DM aus dem ERP-Vermögen und 740 Mil-
lionen DM aus dem Vermögen der Sozialversiche-
rungsanstalten im nächsten Jahr vielleicht nicht 
mehr zur Verfügung stehen. Er hat also erklärt, 
daß ein Betrag von 2300 Millionen DM im näch-
sten Jahr als neue Vorbelastung vor dem Bundes-
finanzminister des Jahres. 1954 steht. Der Bundes-
finanzminister des Jahres 1954 denkt nicht an den 
27-Milliarden-Umfang des Haushalts, sondern er 
denkt, wenn er es gut meint — und ich nehme an, 
er wird es gut meinen und er wird ein gutmeinen-
der Mann sein —, mit Sorgen daran, daß ihm hier 
schon eine Aufgabe zur Überbrückung gestellt ist, 
die mit jedem Antrag, der unüberlegt eingebracht 
und unüberlegt angenommen wird, immer größer 
wird. Deswegen möchte ich sagen, daß ich es für 
leichtfertig halte, vor der Öffentlichkeit solche 
Redewendungen zu gebrauchen. 

Zweitens: das Thema Besatzungskosten. Herr 
Kollege Erler , internationale Verträge müssen 
den Charakter haben, -daß sie in ehrlicher Über-
zeugung abgeschlossen und gehalten werden. 

(Abg. Bausch: Sehr richtig!) 

Wir haben uns in Paris in Besprechungen, in denen 
wir das Für und Wider erwogen haben, darauf ge-
einigt, den 1. November 1953 als den Tag des In-
krafttretens der EVG-Verträge in Aussicht zu 
nehmen. Heute noch laufen alle Besprechungen in-
ternationaler Art unter Berücksichtigung dieses 
Datums. Wenn ich nun den ehrlichen Willen habe, 
diesen Termin zu halten, und wenn ich der ehr-
lichen Überzeugung bin, daß dazu von deutscher 
Seite alles getan werden muß, kann ich auf Ihre 
Logik nicht eingehen, daß hier ein überschüssiger 
Betrag von 700 Millionen DM zur Verfügung stehe. 
Außenpolitische Bemerkungen will ich völlig ver-
meiden und die Frage nicht aufwerfen, ob Sie denn 
wissen, daß im Falle des Scheiterns oder der Ver-
zögerung etwas Besseres nachkäme. Ich will mich 
nur auf die Beantwortung der Frage beschränken, 
die aus der Erklärung des Herrn Kollegen Erler 
klingt: Ist denn der Herr Finanzminister nicht 
selber einer anderen Meinung, weil er mit den 
alliierten Besatzungsmächten den Vertrag ge-
schlossen hat, daß die 600 Millionen DM für die 
Besatzungskosten bis zum Inkrafttreten der Ver-
träge, wie es darin heißt, gelten sollen und daß 
eine neue Vereinbarung abgeschlossen wird, wenn 
das Inkrafttreten nicht bis zum 31. Dezember er-
folgt? Ja, Herr Kollege Erler, der Herr Finanz-
minister hat halt die Aufgabe, wenn er einen 
Schritt vorwärts tun und für den deutschen Haus-
halt etwas erreichen kann, das unter allen Um-
ständen zu machen. Ich brauche Sie wohl nicht 
daran zu erinnern, 'daß ich von der Korrespondenz 
der SPD angegriffen worden bin, als ich seinerzeit 
die Erklärung abgegeben habe, nach meiner Mei-
nung ende dieses Limit von 600 Millionen DM nicht 
am 30. Juni 1953, sondern laufe weiter. Aber es ist 
erreicht worden. Ich mußte versuchen, einen mög-
lichst langen Termin zu erhalten. Deswegen habe 
ich damals selber diesen Zeitpunkt als den voraus-
sichtlichen für das Inkrafttreten vorgeschlagen. 
Wenn ich auch der festen Überzeugung bin, daß 
der EVG-Vertrag am 1. November 1953 in Kraft 
gesetzt werden muß, und wenn ich auch fest hoffe, 
daß das erreicht wird, so will ich doch auf alle 
Fälle von vornherein die Sicherheit haben, daß 
ich nicht mit dem gleichen Tag in neue Verhandlun-
gen geführt werde. Deswegen ist diese Formel ge-
wählt worden. Frei ist kein Pfennig. 
Was ist bisher geschehen? Herr Kollege Erler, 

der Posten von 907 Millionen DM setzt sich fol-
gendermaßen zusammen. 250 Millionen DM sind 
Anleihe aus dem ERP-Vermögen. Der Rest ist das, 
was ich durch die Kreditoperation mit der Bank 
deutscher Länder vereinbart habe. Ich habe sie 
am 28. Januar in diesem Hause bekanntgegeben, 
als ich das Projekt der Einkommensteuerreform 
angekündigt habe. Die 250 Millionen DM ERP-
Vermögen sind ein zur Verfügung stehendes Ka-
pital. Um dessen Beschaffung brauche ich mir also 
den Kopf nicht mehr zu zerbrechen. Der Rest von 
rund 700 Millionen ist die feste Vereinbarung, die 
ich mit der Bank deutscher Länder bereits getrof

-

fen habe. Ich konnte damals dem Deutschen Bun-
destag mitteilen: In Höhe dieses Betrages kann der 
Bundesfinanzminister mit Unterbringung von 
Schatzanweisungen rechnen. Er muß aber den 
Bundestag darauf aufmerksam machen, daß die- 
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selbe BdL ihm erklärt hat, darüber hinaus könne 
er nicht mit einer Unterbringung von Schatz-
anweisungen rechnen. In diesem Rahmen muß ich 
mich halten, wenn ich nach Art. 110 des Grund-
gesetzes ehrlich verfahren will. Deswegen halte 
ich es nach der Verfassung für nicht vertretbar, 
einfach nach Belieben, ohne eine Deckung gesichert 
zu haben, zu sagen: der außerordentliche Haushalt 
wird um Millionen erhöht, und ein entsprechender 
Betrag daraus wird in den ordentlichen Haushalt 
hinübergenommen. Das halte ich nach wie vor für 
in Widerspruch stehend mit Sinn und Geist des 
Art. 110. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Fürchten Sie nicht, daß ich 
mit meinen Ausführungen in Hunderte von Milli-
onen usw. gehe. Wir haben uns, als wir in diesen 
Bundestag gegangen sind, geschworen, immer mit 

 Deckungsvorlagen bei der Hand zu sein. Wir be-
kommen natürlich eine schlechte Note vom Herrn 
Bundesfinanzminister, weil wir meistens nicht da-
mit bei der Hand gewesen sind. 

Meine Freunde und ich haben uns überlegt, ob 
wir nicht in diesem Fall eine Deckungsvorlage 
haben könnten, und bei scharfem Nachdenken —
bei dem man ja überhaupt gelegentlich auf etwas 
kommt — sind wir auch auf etwas gekommen. Geld 
ist eine vertretbare Ware — wie Sie alle, sofern 
Sie Juristen sind, einmal gelernt haben —, die Ge-
mütlichkeit hört in Geldsachen auf, idas ist übri-
gens in keiner Weise meine Ansicht. 

 
Ich bitte Sie, den Einzelplan 40 — soziale Kriegs-

folgeleistungen — aufzuschlagen und aus ihm zu 
ersehen, daß sich unter Kap. 4009, Kriegsopferver-
sorgung, in den Einnahmen der Tit. 13, Erstattung 
von Versorgungsbezügen, findet, der mit 70 Milli-
onen DM eingesetzt ist. Jetzt lesen Sie — was nicht 
gebräuchlich, aber manchmal zweckmäßig Ist — 
die Erläuterungen dazu, dann werden Sie finden: 

Veranschlagt sind 
Erstattung der vom Land Bayern 
gemäß § 18 usw. des Ersten Über-
leitungsgesetzes .... zu leistenden 
Nachzahlungen noch nicht endgül-
tig festgesetzter Renten 50 000 000 DM. 

Wie verhält es sich mit diesem Betrage? Er steht 
seit vier Jahren unentwegt im Haushalt. Die CSU, 
die das besondere Wohlwollen des Herrn Bundes-
kanzlers genießt, wie sich neulich auf idem Partei-
tag in Augsburg gezeigt hat, 

(Heiterkeit) 

stimmt seit vier Jahren mit diesem Hohen Hause 
für diesen Betrag. Sie tut aber seit vier Jahren 
nicht das geringste, daß der Bayerische Landtag 
nun diesen Betrag in seinen Haushalt einsetzt, 
was nach meiner Ansicht zu den Pflichten eines 
föderalistisch gesonnenen Bundestagsabgeordneten 
gehört. Ich könnte mich auch noch etwas deutlicher 
ausdrücken; aber wir sind ja noch nicht im Wahl-
kampf, 

(erneute Heiterkeit) 
und darauf müssen Sie noch ein bißchen warten. 
Daß diese 50 Millionen DM von Bayern nicht ge-

zahlt werden, das hat sich bereits in dem Maße 

herumgesprochen, daß Sie, wenn Sie die Erläute

-

rungen — was manchmal auch zweckmäßig ist — 
zu Ende lesen, darunter finden: 

Die Isteinnahme des Rechnungsjahres 1952 läßt 
für das Rechnungsjahr 1953 eine Isteinnahme 
von 20 Millionen DM erwarten. 

Das heißt zu deutsch: die 50 Millionen, die in den 
70 Millionen enthalten sind, wird der bayerische 
Staat in seiner Treue zum Bunde auch im Jahre 
1953 nicht zahlen. 
Ich fordere Sie also in aller Form auf, sich dieser 

50 Millionen zu bedienen und vielleicht auf den 
Gedanken zu kommen, wenn Sie gute Juristen sind, 
die rückständigen Verzugszinsen aus den früheren 
drei Jahren einzufordern. Diese Beträge dürften 
ausreichen, es Ihnen zu ermöglichen, den Antrag 
Frühwald Umdruck Nr. 1023 anzunehmen. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
der Finanzen! 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Meine 
Damen und Herren, nur ein oder zwei Sätze. 
Erstens: Es ist mir ja unerfindlich, was dieser Etats-
posten von 50 Millionen DM mit dem schwebenden 
Antrag hier zu tun hat. Zweitens möchte ich fest-
stellen: Es dürfte allmählich auch schon bekannt 
sein, daß das Bundesministerium der Finanzen, 
nachdem die Verhandlungen mit Bayern zu einem 
Ergebnis nicht geführt haben, Bayern bereits mit-
geteilt hat, daß die nach dem Überleitungsgesetz — 
ich glaube, es ist § 10 — zuständige Instanz, näm-
lich der Bundesrechnungshof, nunmehr zur Ent-
scheidung angerufen wird. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Das wurde auch 
höchste Zeit!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Bausch. 

Bausch (CDU): Meine Damen und Herren! Mit 
diesem Einnahmeposten, auf den Herr Kollege 
Wellhausen hingewiesen hat, haben wir uns, wenn 
ich mich recht entsinne, auf meinen Antrag hin, im 
Haushaltsausschuß sehr oft und sehr gründlich be-
faßt, und wir werden das auch in Zukunft tun. 
Aber es ist mir völlig unklar, Herr Kollege Well-
hausen, welcher Zusammenhang zwischen die-
sem Einnahmeposten von 50 Millionen DM und 
dem Antrag Frühwald bestehen soll. — Offenbar 
ist Ihr Gedankengang der, daß, da ja 50 Millionen 
in den Einnahmen stehen, das Geld vorhanden sei, 
um den Antrag Frühwald zu decken. Aber das 
stimmt ja gar nicht. Diese 50 Millionen sind in un-
sere Rechnung schon einbezogen. Sie stehen auf der 
Einnahmeseite ides  Bundeshaushalts. Selbst wenn 
die bayerische Landesregierung sich heute noch 
entschließen würde, diese 50 Millionen DM bar auf 
den Tisch des Hauses zu legen, hätten wir keine 
einzige Mark zusätzlich, um die weiteren Kosten 
des  Antrags Frühwald zu decken. Ich fürchte, daß 
Ihnen, Herr Kollege Wellhausen, hier ein Fehl-
schluß mit unterlaufen ist. Ich kann es mir nicht 
anders denken. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Wellhausen. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Bausch — oder 
besser: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Da- 
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men und Herren! — Herr Bausch, Sie gehen mit 
Ihrer Annahme fehl. Wenn man drei Jahre rück-
ständig ist, und der betreffende Schuldner zahlt 
dreimal 50 Millionen DM, dann hat man in diesem 
Haushalt, über den wir reden, 150 Millionen DM, 
und die sind immer noch viel zuviel, um den An-
trag Frühwald zu finanzieren. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Bausch: Über 
die ist auch in den letzten Jahren schon 

verfügt worden!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Schoettle. 

Schoettle (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! So leid es mir tut, ich muß die Sache 
doch korrigieren. Herr Wellhausen, es ist nicht so, 
wie Sie annehmen. Diese 50 Millionen DM stehen 
tatsächlich nicht zur Verfügung. Sie stehen in den 
Einnahmen in der Tat einfach deshalb, weil der 
Bundesfiskus seinen Rechtsanspruch aufrechterhal-
ten muß in einer Sache, die noch nicht durch den 
Spruch des Rechnungshofs entschieden ist. Das 
muß man sagen, wenn die Dinge wirklich auf ihren 
wahren Grund zurückgeführt werden. 

Ich glaube, ich brauche zur Sache selber nicht 
Stellung zu nehmen. Ich möchte nur vom Stand-
punkt des Haushalts aus jeden Zweifel darüber 
ausschließen, daß diese 50 Millionen DM zum 
Ausgleich des Antrags auf Umdruck Nr. 1023 ni  c h t 
zur Verfügung stehen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Kather. 

Dr. Kather (CDU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Nur zwei Sätze. Der Herr Bundes-
finanzminister hat mit Beziehung auf eine Äuße-
rung von mir wiederholt den Ausdruck „leicht-
fertig" gebraucht. 

(Zuruf von der CDU: Das Ist auch richtig!) 

Ich will mich nicht gegen einen persönlichen Vor-
wurf verteidigen; es kommt mir nur darauf an, 
klarzumachen, daß der Ausdruck sachlich nicht ge-
rechtfertigt ist. Ich habe nicht gesagt, daß es bei 
einem Haushalt von 27 Milliarden nicht auf 75 Mil-
lionen ankomme, sondern ich habe gesagt: Man 
kann uns nicht klarmachen, daß es bei einem Haus-
halt von 27 Milliarden unmöglich ist, für diese 75 
Millionen DM Deckung zu schaffen. — Herr Bun-
desfinanzminister, das ist etwas ganz anderes; das 
bezweifelt nur die richtige Rangordnung der 
Posten, für die man eine Deckung gefunden hat, 
weiter nichts, und ich will keine zusätzlichen 
75 Millionen DM  haben. Wenn Sie sich überlegen, 
daß es sich um die Gruppe der Vertriebenen han-
delt, die bisher unstreitig am schlechtesten wegge-
kommen ist, so bin ich vor meinem Gewissen 
jedenfalls der Überzeugung, nur meine Pflicht ge-
tan und alles andere als leichtfertig gehandelt zu 
haben. 

(Zuruf rechts: Ja, Sie!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Dr. 
Wellhausen. 

(Heiterkeit.) 

Dr. Wellhausen (FDP): Meine Damen und Herren! 
Ich habe noch niemanden von der CSU, wenn ich 
den Herrn Bundesfinanzminister in diesem Mo-
ment nicht als den Abgeordneten von Passau an 

spreche, gehört, der zu meiner Aufforderung, in 
den bayerischen Haushalt den Betrag von 50 Mil-
lionen einzusetzen, Stellung genommen und der 
mir gesagt hat, warum Sie im bayerischen Haus-
halt nicht identisch mit dem vorgehen, was Sie 
hier im Bundeshaushalt tun. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]: Sind wir 
hier denn bayerische Landtagsabgeordnete 

oder Bundestagsabgeordnete?!) 

Was im übrigen die Äußerungen von Herrn 
Schoettle anlangt, so kann ich als Wirtschaftler, 
wenn ich das im Augenblick darf, dem Bundes-
haushalt nur mein Beileid für seine Bilanzunwahr-
heit aussprechen. 

(Heiterkeit. — Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Es liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. — Ich schließe die Bespre-
chung zum Einzelplan 10. Es liegt erstens vor der 
Antrag Umdruck Nr. 1017, die Fassung. der Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses wiederherzustel-
len, und zweitens ein Umdruck Nr. 1023, der diese 
Beschlüsse des Haushaltsausschusses ändern will, 
also offenbar ein Änderungsantrag zu diesem An-
trag Umdruck Nr. 1017. 

Herr Abgeordneter Kather hat namentliche Ab-
stimmung für sich beantragt. Ich frage, wird die-
ser Antrag unterstützt? — Nun, meine Damen und 
Herren, dann stimmen wir namentlich ab: Ich bitte 
die Herren Schriftführer, die Stimmkarten über 
den Änderungsantrag Umdruck Nr. 1023 einzu-
sammeln. — 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Meine Damen und Herren, darf ich bitten, Platz 

zu nehmen. Ich schlage Ihnen vor, daß wir nach 
Erledigung der Abstimmung zu Einzelplan 10 die  
Beratung des Haushalts unterbrechen und zu dem 
Punkt 2 der Tagesordnung übergehen. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Darf ich die Pause der Auszählung benutzen, um 
folgende beiden Dinge zu erledigen: 

Heute morgen ist auf die Tagesordnung gesetzt 
worden der Antrag der Fraktionen des Hauses 
Drucksache Nr. 4603: 

Beratung des von den Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP, DP, FU (BP-Z) eingebrach-
ten Entwurfes eines Gesetzes über die Ver-
längerung der im § 3 des Gesetzes über die 
drei Abkommen zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die deutschen Ver-
mögenswerte in der Schweiz, über die Rege-
lung der Forderungen der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft gegen das ehemalige 
Deutsche Reich und zum deutschen Lasten-
ausgleich vom 7. März 1953 (Bundesgesetz-
blatt II S. 15) enthaltenen Fristen. 

Ich bin darüber informiert worden, daß die 
Fraktionen des Hauses sich darüber einig sind, daß 
heute alle drei Beratungen dieses Gesetzes erle-
digt werden können, 

(Zustimmung) 

und auch darüber einig sind, daß eine Aussprache 
nicht stattzufinden braucht. Ich kann also die erste 
Beratung als erledigt ansehen. Ich rufe zur 

zweiten Beratung 
dieses Gesetzes auf §§ 1, — 2, — Einleitung und 
Überschrift. Ich bitte die Damen und Herren, die 
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diesen Paragraphen, Einleitung und Überschrift 
zuzustimmen wünschen, um ein Handzeichen. — 
Das ist die Mehrheit; ist angenommen. 

Ich komme zur 
dritten Beratung. 

Allgemeine Besprechung. — Einzelbesprechung ent-
fällt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem auf-

gerufenen Gesetz Drucksache Nr. 4603 in der 
Schlußabstimmung zuzustimmen wünschen, sich zu 
erheben. — Das ist die Mehrheit; das Gesetz ist in 
der Schlußabstimmung angenommen. 
Weiterhin ist mir mitgeteilt worden, daß beab-

sichtigt ist, den Entwurf eines Gesetzes über die 
innerdeutsche Regelung von Vorkriegsrembours-
verbindlichkeiten, Drucksache Nr. 4626, heute nur in 
erster Beratung zu erledigen und an den Finanz-
und Steuerausschuß •zu überweisen. 

(Abg„ Dr. Wellhausen: Nicht an den Fi

-

nanz- und Steuerausschuß, sondern an den 
Londoner-Schulden-Ausschuß!) 

— Also nicht an den Finanz- und Steuerausschuß, 
sondern an den Sonderausschuß zur Beratung des 
Londoner Schuldenabkommens. Ich darf unterstel-
len, daß Sie mit der Überweisung dieses Gesetz-
entwurfs auf Drucksache Nr. 4626 an den genann-
ten Ausschuß einverstanden sind. — Die Überwei-
sung ist erfolgt, 

Meine Damen und Herren, ich frage: sind noch 
Abgeordnete vorhanden, die in der namentlichen 
Abstimmung über den Antrag Umdruck Nr. 1023 
ihre Stimme abzugeben wünschen? 

(Abg. Freiherr von Aretin: Ja!) 

Wünschen noch weitere Abgeordnete abzustimmen? 
— Niemand. Dann schließe ich diese namentliche 
Abstimmung. 

Meine Damen und Herren, ich gebe das vorläu-
fige Ergebnis*) der namentlichen Abstimmung be-
kannt. Es haben sich 352 Abgeordnete beteiligt. Mit 
Ja haben gestimmt 204, mit Nein 134 bei 14 Ent-
haltungen. Von den Berlinern haben mit Ja ge-
stimmt 11, mit Nein 6, insgesamt 17. Damit ist die-
ser Änderungsantrag angenommen. 

Ich komme zur Abstimmung über den Antrag 
Umdruck Nr. 1017 in der durch die Abstimmung 
über den Antrag Frühwald geänderten Form, die 
Fassung der Beschlüsse des Haushaltsausschusses 
wiederherzustellen. Ich bitte die Damen und Her-
ren, die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, um 
ein Handzeichen. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit; 
dieser Antrag ist angenommen. Damit erledigt sich 
sachlich der Entschließungsantrag des Herrn Ab-
geordneten Bausch. 
Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 

daß wir nun die Beratung des Haushaltsplans bis 
zur Erledigung des Punktes 2 der Tagesordnung 
unterbrechen. Ich rufe auf den Punkt 2: 

a) Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 
betreffend Viermächteverhandlungen zur 
Wiedervereinigung Deutschlands (Nr. 4444 
der Drucksachen; Antrag Umdruck Nr. 1031); 

b) Beratung des Antrags der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP betreffend Volkserhe-
bung im sowjetisch besetzten Sektor von 
Berlin (Nr. 4578 der Drucksachen); 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 13926, 1. Ab-
stimmung. 

c) Erste, zweite und dritte Beratung des von 
der Fraktion der SPD eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes über den National-
feiertag des deutschen Volkes (Nr. 4624 der 
Drucksachen); 

d) Erste, zweite und dritte Beratung des von 
den Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP ein-
gebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
den nationalen Gedenktag (Nr. 4625 der 
Drucksachen). 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, Begründungs-
zeiten von 30 bzw. jeweils 15 Minuten und eine 
Aussprachezeit von 180 Minuten vorzusehen. 

Zunächst wünscht der Herr Bundeskanzler das 
Wort. Ich bitte, das Wort zu nehmen. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Infolge eines Ver-
sehens, das ich bisher nicht aufklären konnte, ist 
entgegen der Bitte des Kabinetts, den Punkt „Ab-
gabe einer Regierungserklärung" auf die Tages-
ordnung zu setzen, dieser nicht auf der Tagesord-
nung. Ich bitte deswegen um Entschuldigung; ich 
werde die Sache aufklären. Aber ich glaube, die 
ganze internationale Lage ist derart, daß das Hohe 
Haus von der Bundesregierung eine Erklärung 
verlangen kann. 

Der Aufstand der deutschen Bevölkerung in Ost

-

Berlin und der sowjetisch besetzten Zone gegen 
Unfreiheit und Unterdrückung hat die Spaltung 
Deutschlands wieder in den Brennpunkt der außen-
politischen Auseinandersetzungen gerückt. Was hat 
sich in Ost-Berlin und der Ostzone ereignet? Nach 
jahrelanger Unterdrückung, nach Ausbeutung und 
Terror haben sich die arbeitenden Menschen gegen 
den sowjetischen Machthaber erhoben und die Wie-
derherstellung der Menschenrechte gefordert. 

(Vizepräsident Dr. Schmid übernimmt 
den Vorsitz.) 

Ausgehend von dem Protestmarsch der Bauarbei-
ter in der Frankfurter Allee, überspringend auf den 
Ostsektor Berlins und von da aus wie ein Lauffeuer 
sich ausbreitend über das ganze mitteldeutsche 
Gebiet, sich immer neu entflammend in Magde-
burg, in Jena, in Erfurt, in Leipzig und vielen an-
deren Städten und kleineren Orten, 

(Zuruf von der KPD: Organisierte Pro

-

paganda!) 

entwickelte sich der Aufstand für Freiheit und 
Recht, gegen Terror und Unterdrückung, gegen 
Panzer und Maschinengewehre. 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Abg. 
Rische: Und Dollars!) 

Die Sowjets sind durch diesen Ausbruch über-
rascht worden. Nur mit äußersten Zwangsmaßnah-
men ist es ihnen gelungen, der Situation wieder 
Herr zu werden. 

(Abg. Renner: Eine historische Unwahrheit!) 

Über die Zahl der Toten und der Verletzten liegen 
bis heute authentische Nachrichten noch nicht vor. 
Sowjetzonale Stellen haben lediglich zugegeben, 
daß bei dem Juni-Aufstand 25 Personen getötet 
und 388 Personen verletzt worden seien. Wir ha-
ben Grund zu der Annahme, daß nach den Un-
ruhen 62 Todesurteile vollstreckt worden sind. 

(Hört! Hört! und Pfui-Rufe von der Mitte.) 
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Darüber hinaus sind bisher rund 25 000 Personen 
verhaftet worden. 

(Lebhafte Pfui-Rufe von der Mitte und 
rechts.) 

Diese Toten werden eingehen in die Geschichte 
des deutschen Volkes. 

(Beifall in der Mitte.) 

Den Gefangenen versichern wir, daß wir alles in 
unsern Kräften Stehende tun werden, 

(Abg. Reimann: Um den nächsten Krieg zu 
provozieren!) 

um sie so rasch wie möglich aus ihrer schweren 
Lage zu befreien. 

Meine Damen und Herren! Millionen Deutsche 
haben die Welt aufgerufen, damit die Wiederver-
einigung in Freiheit Tatsache werde und damit 
Brüder und Brüder und Schwestern und Schwe-
stern  nach Jahren der Trennung wieder zusam-
menkommen und das deutsche Haus gemeinsam 
bauen können. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Wir haben den Ruf gehört. Die Bundesregierung 
hat in eindringlichen Botschaften an den Präsiden-
ten der Vereinigten Staaten, den britischen Pre-
mierminister und den französischen Ministerprä-
sidenten den Appell gerichtet, alles in ihren Kräf-
ten Stehende zu tun, daß dem deutschen Volk die 
Einheit und die Freiheit wiedergegeben werden. 
Unser Appell hat starken Widerhall gefunden. Alle 
drei Staatsmänner haben sich in voller Überein-
stimmung zur Wiedervereinigung Deutschlands in 
Frieden und Freiheit bekannt und erklärt, daß sie 
den Grundlinien der an die Sowjets gerichteten 
Note vom 23. September 1952 folgen werden, die 
.die Wiedervereinigung Deutschlands und die Stel-
lung einer freien gesamtdeutschen Regierung näher 
umschreiben. Diese Grundlinien stimmen voll-
ständig mit der Entschließung des Bundestages 
vom 10. Juni dieses Jahres überein, deren Haupt-
punkte lauten: Abhaltung freier Wahlen in ganz 
Deutschland, 

(Abg. Renner: Mit welcher Prozentklausel?) 

Bildung einer freien Regierung für ganz Deutsch-
land, Abschluß eines mit dieser Regierung frei ver-
einbarten Friedensvertrages, Regelung aller noch 
offenen territorialen Fragen in diesem Friedens-
vertrag, die Sicherung der Handlungsfreiheit für 
ein gesamtdeutsches Parlament und eine gesamt-
deutsche Regierung im Rahmen der Grundsätze 
und der Ziele der Vereinigten Nationen. 

Die Bundesrepublik steht also mit diesen Forde-
rungen nicht allein. Sie ist in dieser Frage eng 
verbunden mit den Westmächten, die sich erneut 
zu den Verpflichtungen in den großen Vertrags-
werken bekennen, in deren Präambel es heißt, daß 
die Wiederherstellung eines völlig freien und ver-
einigten Deutschlands auf friedlichem Wege und 
die Herbeiführung einer frei vereinbarten friedens-
vertraglichen Regelung eingrundlegendes gemein-
sames Ziel der vertragschließenden Mächte sind. 
Wir befinden uns in dieser für Europa und für 
Deutschland so entscheidenden Frage in voller 
Harmonie mit den drei Mächten. Das ist nicht zu-
letzt ein Ergebnis der konsequenten Politik der 
Bundesregierung in den letzten vier Jahren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien und 
bei der FU.) 

Meine Damen und Herren, .lassen Sie mich aus 
Anlaß des Aufstandes in Ostberlin und der Ostzone 
über unsere Außenpolitik Rechenschaft geben, un-
seren Standpunkt im gegenwärtigen Augenblick 
erhöhter außenpolitischer Aktivität präzisieren und 
die Ziele zeigen, die uns in der Zukunft für die 
deutsche Außenpolitik als richtungweisend er-
scheinen. 

Nach der Katastrophe des Jahres 1945 mußte es 
für jede deutsche Regierung die erste Aufgabe sein, 
Deutschland wieder einen angesehenen Platz in 
der Gemeinschaft der Völker zu erringen. Das 
konnte nur dadurch geschehen, daß alles darange-
setzt wurde, Deutschland aus Besatzung und Be-
satzungsrecht herauszulösen, es aus dem Objekt 
fremden Willens zum Subjekt eigener politischer 
Entscheidungen zu machen. Der Weg, meine Damen 
und Herren, war hart und dornenvoll. Er ist heute 
infolge der Tatsache, daß die großen Verträge noch 
nicht in Kraft getreten sind, noch nicht abgeschlos-
sen. Wir dürfen aber, wenn wir den Weg seit 
Amtsübernahme der Bundesregierung im Septem-
ber 1949 bis heute überschauen, mit Befriedigung 
feststellen, daß sich unendlich vieles zum Besseren 
gewendet hat. 

Die Bundesrepublik ist heute schon auf den 
meisten Gebieten der inneren und äußeren Politik 
tatsächlich Herrin ihrer eigenen Entscheidungen. 
Das konnte nur erreicht werden, weil wir in zähem 
Bemühen, Schritt für Schritt, in Geduld und Be-
harrlichkeit das zerstörte Vertrauen und den ver-
lorenen politischen Kredit durch Leistung — und 
nur durch Leistung — zurückgewonnen haben. 

(Abg. Renner: Leistungen? Vorleistungen!) 

Geholfen und genutzt hat uns auf diesem Wege, 
daß wir uns vom ersten Tage an entschieden und 
entschlossen zu der auch aus anderen Gründen zwin-
gend notwendigen europäischen Integration be-
kannt haben. 

(Zurufe von der KPD: Für den Krieg! — 
Für den Atlantik-Kriegspakt!) 

Hier handelt es sich darum, in freier Zusammen-
arbeit mit den anderen europäischen Völkern d'en 
falschen und übertriebenen Nationalismus, der Ur-
sache und Anlaß so vieler blutiger Kriege in der 
Vergangenheit gewesen ist, durch Zusammenschluß 
und Zusammenarbeit an praktischen Aufgaben zu 
überwinden. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Die Meilensteine auf diesem Wege sind der Ein-
tritt der Bundesrepublik in den Europarat, der Ab-
schluß des Vertrags über  die  Montanunion, der 
Vertrag über die Europäische Verteidigungsgemein-
schaft und nicht zuletzt die Arbeit an der Entwick-
lung einer europäischen politischen Gemeinschaft, 
der Krönung der beiden anderen großen Zusam-
menschlüsse. 

(Zuruf von der KPD: Und die Kriegs

-

provokation in Berlin! — Abg. Renner: 
Und der Besuch in Werl bei den Kriegs

- verbrechern!) 

Auch dieser Weg ist mühsam und schwer. 

Auf diesen Wegen, die wir einschlugen, um aus 
Deutschland einen gleichberechtigten und gleichver-
pflichteten Partner der freien Welt zu machen und 
ein neues, wirtschaftlich und politisch starkes 
Europa zu schaffen, isst uns leider die Opposition 
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nicht gefolgt. Ohne uns je  zu sagen, wie man es 
anders oder besser machen könnte, 

(Lachen bei der SPD , — Zurufe links — 
Abg. Renner: Jetzt kommt die Wahlrede! 
— Unruhe — Glocke des Präsidenten) 

hat sie jeden Schritt, den die Bundesregierung und 
die Mehrheit des Bundestages getan haben, um 
Deutschland dem geschilderten Ziele näher zu brin-
gen, mit negativer Kritik begleitet. 

(Zustimmung bei deft Regierungsparteien. 
— Zurufe von der SPD.) 

Ich brauche nur an die Tage des Petersberger Ab-
kommens zu erinnern, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

das die erste Etappe auf dem Wege zur Lösung der 
Besatzungsfesseln und zur Befreiung der deutschen 
Wirtschaft von Zerstörung durch Demontagen be-
deutete. 

(Zuruf von der KPD: Das ist ja kalter 
Kaffee!) 

Mit diesem Abkommen haben wir eine große Zahl 
bedeutender deutscher Industriewerke gerettet; mit 
diesem Abkommen sind auch die Fesseln gesprengt 
worden, die  den  deutschen Schiffbau zum Erliegen 
gebracht hatten. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Dieses Abkommen war der Ausgangspunkt für 
weitere zähe Verhandlungen der Bundesregierung 
um die Freigabe weiterer bedeutender Werke und 
ganzer Industriezweige. Wenn heute Watenstedt-
Salzgitter, 

(Zurufe von der KPD: Aha!) 

von dem direkt oder indirekt 80 000 Menschen 
leben, wieder arbeitet, so hat die Bundesregierung 
daran einen entscheidenden Anteil. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Zuruf von der SPD: Sie sollten 
sich nicht mit fremden Federn schmücken! 

— Weitere Zurufe links.) 

Trotz der Widerstände der Opposition haben wir 
uns nicht beirren lassen. Eine spätere Zeit wird erst 
voll würdigen können, daß die Bundesregierung 
sich in diesen schweren Jahren entschlossen von 
falschen Ressentiments freigemacht hat und den 
Weg des Maßhaltens und der Verständigung mit 
anderen Mächten gegangen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Niebergall: Uralstürmer Hallstein! — 

Weitere Zurufe links.) 

Das Ergebnis dieser Politik ist, daß sich die Bezie-
hungen der Bundesrepublik zu der ganzen freien 
Welt nicht nur normalisiert, sondern freundschaft-
lich gestaltet haben.  Wir können damit rechnen, 
daß, wie Botschafter Conant gestern vor der Presse 
ausgeführt hat, die Beziehungen zu den drei West-
mächten noch vor dem Inkrafttreten der Vertrags-
werke soweit wie möglich normalisiert werden. 

(Bravo! bei der FDP.) 
An dieser Entwicklung haben die Hohen Kommis-
sare dank ihrer Umsicht und Tatkraft ein großes 
Verdienst. 
Der Zusammenschluß der freien Völker West-

europas, zu dem die Bundesrepublik einen so 
wesentlichen Beitrag leistete, hat an Stelle des des-
organisierten Europas nach 1945 eine kraftvolle 

Gemeinschaft ins Leben gerufen. Dieser Zusam-
menschluß ist — das ist meine feste Überzeugung 
— ein entscheidender Grund für die Taktik, die die 
sowjetische Politik seit dem Tode Stalins entwickelt 
hat. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Denn wenn es etwas gab, das den Sowjetrussen 
klarmachte, daß sie mit den Mitteln des Kalten 
Krieges die europäische Welt nicht unterminieren 
und von ihr Besitz ergreifen können, so war es 
der Zusammenschluß der europäischen Völker in 
den genannten Gemeinschaften. 

(Zustimmung in der Mitte und bei der FDP.) 

Es ist also auch ein Erfolg unserer Außenpolitik, 
wenn wir heute die Möglichkeiten einer Vierer-
konferenz vor uns sehen, die die Lösung der Frage 
der deutschen Wiedervereinigung erbringen soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zurufe links.) 

Es ist nicht nur falsch, sondern auch gefährlich, 
wenn unrealistische Politiker heute fordern, daß 
die europäischen Zusammenschlüsse zurückgestellt 
oder gar aufgegeben werden. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Ganz und gar unrealistisch ist es — und den Inter-
essen Deutschlands abträglich —, wenn sogar ge-
äußert wird, die Verträge seien tot. 

(Zurufe von der SPD: Sind auch tot! - 
Abg. Dr. Greve: Siehe Reinhold Maier!) 

Glaubt man, daß man damit Deutschland bei den 
Verhandlungen mit den Sowjets nützt? 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Gerade die Bevölkerung der Ostzone, die so tapfer 
den sowjetischen Machthabern die Stirn bot, 

(Zuruf links: Ohne Adenauer!) 

hat uns in den letzten Tagen immer wieder sagen 
lassen, daß wir uns der starken Position nicht be-
geben möchten, die unsere Partnerschaft mit der 
freien Welt bedeutet 

(Beifall in der Mitte und rechts. — Zuruf 
von der KPD: Ist nicht möglich!) 

und die allein auch für das Volk Ostberlins und 
der Ostzone schließlich die Wiedervereinigung zu 
gewährleisten vermöge. 

(Abg. Niebergall: Das ist ein Kaiser-Märchen!) 

Ich habe es bedauert, daß infolge der Erkran-
kung des britischen Premiers die Bermuda-Konfe-
renz nicht hat zustande kommen können. 

(Lachen bei der KPD.) 

Wir wollen hoffen, daß der britische Premier bald 
wiederhergestellt ist, damit in den Verhandlungen 
mit den Regierungschefs der anderen Mächte eine 
einheitliche gemeinsame Linie für die Verhandlun-
gen mit den Sowjets festgelegt werden kann. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es ist mir eine große Beruhigung, daß die verant-
wortlichen Leiter der Außenpolitik der drei West-
mächte schon bald zusammentreten, um die Ent-
wicklung voranzutreiben. 

(Abg. Rische: Adenauers Nerven werden 
strapaziert!) 
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Im Mittelpunkt unseres Programms für die 

Wiedervereinigung Deutschlands stehen freie 
Wahlen. 

(Abg. Niebergall: Ja, 5%-Klausel, 
10 %-Klausel!) 

Sie sind in der Tat die zentrale Frage. Wir wer-
den in ganz Deutschland keine allgemeine und 
persönliche Freiheit erringen, solange nicht frei 
gewählte Vertretungen eine kontinuierliche demo-
kratische Politik entwickeln und führen können. 
Die deutsche Politik soll auf dem Willen des Vol-
kes beruhen und nicht auf Willkür und Launen 
totalitärer Machthaber. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Freie Wahlen können aber nur in geordneten frei-
heitlichen Verhältnissen abgehalten werden. 

(Zuruf von der KPD: Unter Adenauer!) 

Die Bundesregierung wird sich bemühen, fol-
gendes Sofortprogramm zu verwirklichen: Öffnung 
aller Zonenübergänge, Aufhebung des Sperr-
streifens und der evakuierten Zone, Freizügigkeit 
aller Deutschen in ganz Deutschland, 

(Beifall in der Mitte und rechts) 

Presse- und Versammlungsfreiheit, 

(Zurufe von der KPD: Ja, ja! Wo denn? 
Auch bei uns?) 

Zulassung der Parteien, 

(Abg. Niebergall: Pharisäer seid ihr!) 

Schaffung demokratischer Rechtsformen zum 
Schutze des Menschen gegen Willkür und Terror. 

(Zustimmung bei den Regierungsparteien.) 

Unsere Pläne für die Zeit nach der Wiederver-
einigung sind fertiggestellt. Besondere Arbeitsaus-
schüsse haben Sofortmaßnahmen für den Tag der 
Wiedervereinigung vorbereitet. Es sind Vorarbei-
ten geleistet für die Versorgung mit Lebensmitteln, 

(Abg. Renner: Aha!) 

Kohle, Eisen, Stahl und Energie. Ferner sind die 
notwendigen Maßnahmen auf den Gebieten des 
Arbeitsmarktes, der Währung, der sozialen Ver-
sorgung und des Verkehrs festgelegt worden. 

Wie können wir in diesem entscheidenden Sta-
dium auf den Rat und die Mitwirkung der Deut-
schen in Ostberlin und der sowjetisch besetzten 
Zone verzichten? 

(Zuruf von der KPD: Die Bankiers warten 
schon!) 

Es wäre zu begrüßen, wenn der neue Bundestag 
sich entschlösse, ihre berufenen Vertreter in dieses 
Haus aufzunehmen. 

(Beifall in der Mitte.) 

Sie sollen und müssen teilnehmen an unserer Ar-
beit bis zu dem Tage, an dem ganz Deutschland 
frei eine Nationalversammlung wählt. 

(Abg. Rische: Syngman-Rhee-Parlament!) 

Man sagt uns, daß die Sowjets mit ihrer Politik 
der kleinen Zugeständnisse eine echte Entspan-
nung einleiten wollen. Nun, meine Damen und 
Herren, es gibt etwas, das ihre Aufrichtigkeit be-
weisen könnte. Mögen sie zunächst alle jetzt Ge-
fangenen, dann aber auch unsere Kriegsgefangenen, 
die Verschleppten und politischen Häftlinge frei

-

geben, viele Hunderttausende, die seit Jahren in  
Sowjetrußland auf den Tag der Freiheit warten. 

(Beifall in der Mitte und rechts und bei 
Abgeordneten der SPD. — Abg. Renner: 
Ihr solltet euch endlich einmal auf eine 

Zahl einigen!) 

Was ich gesagt habe, ist nichts anderes 

(Abg. Niebergall: Als Lüge!) 

als die normalen Voraussetzungen, die notwendig 
sind, um ein friedliches Zusammenleben innerhalb 
eines Volkes und zwischen den Völkern zu ge-
währleisten. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Wir wünschen dieses friedliche Zusammenleben mit 
allen unseren Nachbarn, auch mit der Sowjetunion. 

(Abg. Kunze: Sehr richtig!) 

Wie unserem Volke, so wünschen wir auch dem 
russischen Volke Wohlfahrt und Sicherheit. 

(Abg. Niebergall: Deshalb die Hetze, was!) 

Wenn die sowjetrussische Regierung die Auffassung 
vertritt, daß durch die Bildung der Europäischen 
Gemeinschaft die Sicherheit Rußlands bedroht 
werde, so kann ich dazu nur folgendes erklären: 
Die Europäische Gemeinschaft wie auch die anderen 
Zusammenschlüsse der freien Welt dienen aus-
schließlich der friedlichen Zusammenarbeit und 
tragen rein defensiven Charakter. 

(Abg. Renner: Ein Witz mehr!) 

Die Tatsache, daß die militärischen Kräfte und die 
Rüstung beschränkt und kontrolliert bleiben, ist 
ein wesentliches Moment der Festigung und Er-
haltung des Friedens in Europa. Ein solches System  
kann einen vernünftigen Ausgleich mit der Sowjet-
union nur fördern. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Wenn ein System  der Rüstungsbeschränkungen in 
weltweitem Maßstab verwirklicht werden könnte, 
so würden damit, wie Präsident Eisenhower in 
seiner denkwürdigen Rede vom 16. April dieses 
Jahres ausgeführt hat, die Mittel frei, um auch den 
bedürftigen Völkern den Weg zu Wohlstand und 
zu einem besseren Leben zu öffnen. 
Da die Teilung Deutschlands ein Ergebnis des 

Ost-West-Konflikts ist, setzt die Wiedervereinigung 
die Entspannung dieses Konflikts voraus. Wieder-
vereinigung und europäisches Zusammenleben sind 
notwendige Teile ein und derselben Politik. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Wenn die Bundesregierung und die Mehrheit des 
Bundestages in den letzten vier Jahren diese 
Politik verfolgt haben, so erfüllten sie damit den 
Auftrag, den das Grundgesetz gegeben hat, näm-
lich die nationale und staatliche Einheit zu wahren 
und als gleichberechtigtes Glied in einem ver-
einten Europa dem Frieden der Welt zu dienen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien 
und bei der FU.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort zur Be-
gründung des Antrags der Fraktion der SPD 
Drucksache Nr. 4444 hat der Abgeordnete Wehner. 

Wehner (SPD), Antragsteller: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nachdem der Herr 
Bundeskanzler in einer Erklärung dazu angesetzt 
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hat, die Ereignisse, die Mitte dieses Monats in der 
sowjetisch besetzten Zone und im Ostsektor Ber-
lins zum Ausbruch gekommen sind, zum Anlaß 
eines Rückblicks auf die Außenpolitik der Bundes-
regierung zu machen, läge es — wenn es nur dar-
auf ankäme, in diesem Hause in Rede und Gegen-
rede abzumessen, was getan oder versucht worden 
ist — nahe, auf diesen Versuch einzugehen. Ich ver-
misse allerdings, daß der Herr Bundeskanzler den 
Versuch, den er weit zurückgreifend begonnen hat, 
auch weitergeführt hat. Ich muß sagen, der Ver-
such wirkte doch mehr als eine Bekundung dessen, 
was der Chef der Bundesregierung im Lichte der 
gegenwärtigen Ereignisse über seine bisherige 
Politik sagen wollte, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
damit es in dem Zusammenhang gesehen werden 
möge. Der Sprung hin zu Erklärungen, die der 
Herr Bundeskanzler hier über die innere Vorberei-
tung und Bereitschaft auf den Tag nach der 
Wiedervereinigung gegeben hat, scheint mir ein 
wenig sehr weit zu sein. 

(Abg. Renner: Es war dankenswert, daß er 
etwas gesagt hat! — Zuruf von der Mitte: 
Schreiben Sie doch einen Kommentar 

dazu!) 
Die Erklärung, daß die Pläne für die Wiederver-
einigung festgesetz und festgestellt, die Pläne für 
die Versorgung fertig seien und daß es eigentlich 
nur noch darauf ankomme, den Tag zu erleben, 
müßte bei ernster Betrachtung wesentlichen Kor-
rekturen unterzogen werden. 
— Bitte, wenn Sie der Meinung sind — — 

(Abg. Strauß: Wir haben eben mehr gearbeitet 
und weniger Anträge gestellt!) 

— Nein, nein, Herr Strauß! Ich habe z. B. in dem 
Forschungsbeirat für Fragen der Wirtschaft und 
Finanzen zur Wiedervereinigung mitgearbeitet und 
tue das noch. Ich möchte nicht, daß über solche 
Fragen in einer Weise, wie Sie sie jetzt schon am 
Beginn dieser Debatte anzuschlagen belieben, ge-
sprochen wird. Ich nehme sie furchtbar ernst. Ich 
denke, das sollten alle Seiten tun. Es ist keineswegs 
so, daß man sagen könnte, diese Dinge seien ab-
geschlossen. Ich teile auch nicht die Meinung des 
Staatssekretärs vom Ministerium für gesamt-
deutsche Fragen, der trotz der Geheimhaltungs-
pflicht, die bisher allen Teilnehmern dieser Arbeit 
auferlegt gewesen war, 

(lebhafte Rufe von der KPD: Hört! Hört!) 
vor einigen Tagen in einem Artikel im „Bulletin" 
und in einer Rede vor Unternehmerverbänden 
Dinge darüber geäußert hat, über die es keines-
wegs schon abschließende Erklärungen und Thesen 
gibt, sondern die noch im Stadium der Forschung 
sind. Wir haben ja auch keinen Grund, uns dessen 
zu schämen. Jetzt werden wir aber hier mit Er-
klärungen und auch mit Behauptungen konfron-
tiert, die eben, wenn man sie so gebraucht, nicht 
unwidersprochen bleiben können. Der Herr Bun-
deskanzler hat noch kürzlich in einem Interview 
mit dem Hauptinterpreten seiner Politik auf dem 
journalistischen und dem Rundfunkgebiet gesagt, 
er meine zwar, daß die bevorstehenden Wahlen 
einem Plebiszit über die Außenpolitik dieser Re-
gierung gleichkämen; er möchte aber die Frage der 
Wiedervereinigung ausgeklammert wissen. Ich 
frage mich: wie kann man denn beides gemeinsam 
wollen? 
Derselbe Herr Bundeskanzler hat es für richtig 

gehalten, schon am Anfang zu erklären, die Oppo

-

sition sei in den Fragen seiner Europapolitik einen 
anderen Weg gegangen und habe lediglich negative 
Kritik geübt, um am Schluß diese Art der Europa-
politik, die Politik der Integration mit den Län-
dern — auch mit den beiden Ländern, die die 
stärksten kommunistischen Parteien in West-
europa und die die am wenigsten stabilen Regie-
rungen haben — 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

als das notwendige Begleitstück zur Politik der 
Wiedervereinigung hinzustellen. 

(Abg. Renner: Also auch Adenauers Geheim

-

mitarbeiter!) 

Herr Bundeskanzler, wir haben in unserem An-
trag, den wir allerdings schon am 9. Juni ein-. 
gereicht haben, Vorschläge gemacht, von denen wir 
annehmen, daß sie auch durch die seit dieser Zeit 
eingetretenen Ereignisse in ihrer Bedeutung in 
keiner Weise abgeschwächt oder inaktuell geworden 
sind. Seit der Einreichung dieses Antrags sind be-
deutende Ereignisse geschehen. Aber das Anliegen 
des Antrags ist unserer Meinung nach durch diese 
Ereignisse nur noch verstärkt worden. Wir meinen, 
heute kann man weniger denn je mit Entschließun-
gen, mit Bekundungen und mit symbolischen 
Gesten etwas erreichen. Als solche muß ich das be-
trachten, was wir hier aus dem Munde des Herrn 
Bundeskanzlers hörten, daß man dem kommenden 
Bundestag nahelegen sollte, Vertreter — wie er 
sagt — der sowjetzonalen Bevölkerung zu ko-
optieren, damit sie mitberaten könnten. Das ist 
doch wirklich nur eine symbolische Geste; denn es 
geht um gesamtdeutsche freie Wahlen und um eine 
gesamtdeutsche verfassunggebende Nationalver-
sammlung und nicht um eine solche Vertretung. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — 
Erregte Zurufe von der Mitte und rechts.) 

Ich wollte damit gesagt haben, daß heute weniger 
denn je  etwas getan ist mit Entschließungen und 
Bekenntnissen solcher Art. Es kommt nicht nur 
uns, sondern es kommt geschichtlich auf konkrete 
Schritte an. Diese sind uns als Verpflichtung durch 
den Freiheitskampf der Arbeiter der sowjetisch be-
setzten Zone und Ost-Berlins auferlegt. Damit muß 
ich mich diesem wichtigsten Ereignis zuwenden, 
das seit der Einreichung unseres Antrages ein-
getreten ist. 

Wir meinen, daß mit dem Aufstand der Arbeiter 
der meisten Betriebe der Großindustrie fast aller 
Städte der sowjetisch besetzten Zone und Ost

-

Berlins ein neues Stadium im Ringen um die 
Wiedervereinigung Deutschlands begonnen worden 
ist. Die Arbeiter der sowjetisch besetzten Zone 
haben mit ihrem Freiheitsmarsch, mit ihren Streiks 
in einem waffenlosen Aufstand gegen ein ihnen 
unerträglich gewordenes Regime im Ringen um die 
Wiedervereinigung diesen neuen Abschnitt ein-
geleitet. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Alle neigen sich in Ehrfurcht vor den Opfern. 
Darüber dürfte es keine Meinungsverschieden-
heiten geben. Aber man muß in Sachlichkeit über 
die politischen und diplomatischen Folgerungen 
sprechen können, die sich aus diesem gewaltigen 
Ereignis, sicher dem gewaltigsten seit vielen Jah-
ren, ergeben. 

(Zuruf rechts: Na, dann mal los!) 

— Man sollte, verehrter Herr Zwischenrufer, etwas 
Respekt haben vor den Anschauungen anderer, vor 
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den Anschauungen einer politischen Partei — auch 
wenn sie zu Ihnen in Opposition steht —, die doch 
Fleisch vom Fleisch der mitteldeutschen Ar-
beiter ist. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Ich verlange ja gar nicht, daß Sie einfach unseren 
Vorschlägen und Forderungen zustimmen. Wenn 
Sie aber schon in dieser saloppen Weise die Dis-
kussion beginnen wollen, muß man für das, was 
eigentlich wirklich ernst zu erörtern wäre, schwarz 
sehen. 

(Abg. Frau Dr. Weber [Essen]: Wer hat denn 
salopp diskutiert?) 

Die Einheit Deutschlands — und ich meine, das 
ist das Wesentliche, was durch diesen Aufstand 
manifestiert wurde — ist ein elementares Anliegen, 
das nicht durch Konstruktionen und Pläne nach 
mehr oder weniger fremden Interessen verschoben 
werden kann. 

(Abg. Dr. Bucerius: Was soll das heißen?) 

Diese Pläne beruhten auf der Vorstellung — ich 
will damit nicht sagen, daß alle, die solche Pläne 
gemacht haben, die Teilung Deutschlands wünsch-
ten — als sei diese Teilung für lange Zeit unab-
änderlich. 

(Widerspruch in der Mitte und rechts.) 
Diese Pläne sind heute nicht nur gefährlich, son-
dern wirklichkeitsfremd. Das haben die Arbeiter 
mit ihrem Aufstand in der sowjetisch besetzten 
Zone gezeigt. 
Einige Tage nach den Ereignissen haben in der 

Montanversammlung belgische, holländische und 
französische Kollegen gesagt: „Nachdem wir jetzt 
wissen, was sich ereignet hat, sind wir davon über-
zeugt, daß es sich um eine elementare Kraft und 
um ein elementares Anliegen handelt." Wir sollten 
alle miteinander froh sein, wenn sich eine solche 
Ansicht allgemein ausbreitet, nachdem man es bis

-

her — das wissen Sie doch auch, die Sie mit diesen 
Gremien zu tun haben — neben der allgemeinen, 
mit Ressentiments geladenen Zurückhaltung doch 
auch mit der Auffassung zu tun hatte, diese Tei-
lung sei etwas, womit man sich — unter verschie-
denen Vorzeichen und mit verschiedenen Vorstel-
lungen — für geraume Zeit abzufinden hätte. 
Zweitens: Die deutsche Politik und die Politik 

des ganzen Westens müssen unserer Meinung nach 
auf Grund des Aufstands der Arbeiter in Mittel-
deutschland und in Ost-Berlin zum Ausgangspunkt 
ihrer Bemühungen und Handlungen das unbestreit-
bare Bedürfnis und den Willen der Bevölkerung 
dieser besetzten Teile Deutschlands nehmen. Das 
heißt, das sind die Kräfte, die uns antreiben müs-
sen, das Äußerste mit den Mitteln der Politik und 
Diplomatie zu versuchen, damit wir die Leidens-
zeit dieser unserer Mitmenschen abkürzen und da-
mit ihrem Anliegen gerecht werden. 

(Abg. Dr. Schäfer: Das ist doch selbst

-

verständlich!) 
Und drittens: Mit Bezug auf Deutschlands Tei-

lung oder Einheit kann in Zukunft nicht mehr 
über Deutschland, sondern muß mit Deutschland 
verhandelt werden. Ich glaube, daß diesem ge-
meinsamen Anliegen die gewaltigen Aktionen der 
arbeitenden Menschen der sowjetisch besetzten 
Zone und Berlins einen entscheidenden Dienst ge-
tan haben. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Dr. Schäfer: 
Darin sind wir alle einig!) 

— Nun, Herr Schäfer, ich sage ja nicht Dinge, über 
die unbedingt Meinungsverschiedenheiten bestehen 
sollen. Ich hoffe, daß das eine oder andere uns in 
Übereinstimmung finden kann. Man diskutiert 
doch nicht darum, um immer nur das Gegenteilige 
zu sagen. Aber bitte, das ist Ihre Sache.  — 

Die  Arbeiter der sowjetisch besetzten Zone — 
das kann man nicht nur erraten, sondern das sagen 
sie, das schreiben sie, und sie wünschen, daß es 
bekannt wird — wollen nicht beklagt sein und be-
dauert werden, sondern was sie wollen, ist eine 
deutsche Politik, auf die das, was sie getan haben 
und trotz Standrecht noch weiter tun, Einfluß 
ausübt. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang — ent-
schuldigen Sie — sozusagen nebenbei sagen, daß 
es unser Anliegen sein muß — und ich hoffe, es 
ist das Gesamtanliegen des Hauses —, daß die Re-
gierung in absehbarer Zeit Gesetzesvorlagen vor-
legt, durch die die Sorge für die Opfer und die 
Hinterbliebenen in Anlehnung, wie wir es in an-
deren Fällen gehabt haben, an die Gesetze für die 
Kriegsopfer und Hinterbliebenen geregelt wird. 
Ich wollte das nur bei der Gelegenheit mit vor-
gebracht haben. 

Die Träger der deutschen Politik, wir alle, schul-
den den Arbeitern der sowjetisch besetzten Zone 
und Ost-Berlins Dank dafür, daß sie es uns — so-
gar mit viel Blut — bestätigt haben, daß wir ein 
Mandat haben, die Besatzungsmächte zu drängen 
und immer wieder zu drängen, jede sich bietende 
Chance zur Wiedervereinigung Deutschlands in 
Frieden und Freiheit auszunutzen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit und an 
dieser Stelle ein Wort zu dem Antrag der Fraktion 
der SPD sagen, der in der Form eines Gesetz-
entwurfs in drei Paragraphen gefaßt ist: 

§ 1 
Der 17. Juni ist der deutsche Nationalfeiertag. 

§2 
Der 17. Juni ist Feiertag im Sinne des Gesetzes 
zur Regelung der Lohnzahlung an  Feiertagen 
vom 2. August 1951. 

§3 
Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

Ich war dankbar dafür, daß ein politisch durch-
aus auf anderem Boden stehender bedeutender 
Industrieleiter unseres Landes nach den ersten 
großen Ereignissen in der sowjetisch besetzten 
Zone in einem Brief, den wahrscheinlich auch an-
dere Kollegen des Hauses erhalten haben, seiner 
Auffassung Ausdruck geben wollte, nämlich: 

Uns alle' 
— so schrieb er mir  — 

hat  die Volkserhebung jenseits des Eisernen 
Vorhangs aufgerüttelt, wobei mir ganz be-
sonderen Eindruck gemacht hat, daß und unter 
weichen Umständen die deutschen Arbeiter die 
Bundesflagge auf dem Brandenburger Tor ge-
hißt haben. 

(Abg. Renner: Aber die rote haben sie 
heruntergeholt!) 
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In einem Brief an den Herrn Bundespräsidenten, 
den er zur Information beigelegt hat, betont er: 

Ich glaube, daß für uns Deutsche dabei eines 
weit über die politischen Folgen hinaus er-
regend, ja erschütternd gewesen ist: die Tat-
sache nämlich, daß sich hier deutsche Arbeiter 
in aggressiver revolutionärer Form spontan 
und in dramatischer Weise zu unseren natio-
nalen Symbolen bekannt haben. 
Zum erstenmal hat die schwarz-rot-goldene 
Flagge, die uns zweimal 

— so schreibt er — 

nach Niederlagen gegeben worden ist, in einer 
echten Kampfsituation ihre Weihe erhalten, eine 
Weihe, die alle Deutschen anerkennen werden. 

Ich glaube, daß aus solchen Stimmen, die sicher-
lich nicht vorübergehenden Stimmungen ent-
sprechen, wirklich auch schwerwiegende politische 
und  psychologische Schlußfolgerungen über das 
und für das Verhältnis dieses Staates und seiner 
Symbole zur Arbeiterschaft in diesem Staate ge-
zogen werden müssen und können und.  sollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ein Wort, meine Damen und Herren, zu den ge-
wiß verständlichen, aber, so meinen wir, nachdem 
die Ereignisse mit solcher Wucht hereingebrochen 
sind, doch schmählich dementierten Versuchen, mit 
Klügeleien im Hintergrund über den Ursprung der 
Ereignisse in der sowjetisch besetzten Zone herum-
zuraten. Es hat da Versuche gegeben, die eigentlich 
diejenigen beschämen sollten, die sie angestellt 
haben. Ich denke an die erste Meldung der be-
deutendsten amerikanischen Nachrichtenagentur, 
die darauf aufgebaut war, daß die Ereignisse nichts 
anderes gewesen seien als ein von der sowjetischen 
Macht und von dem sowjetzonalen Besatzungswerk-
zeug bestelltes Spiel, bei dem die Arbeiter nichts 
anderes gewesen seien als sozusagen Marionetten. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Solche Vorstellungen entsprechen dier Auffassung, 
als sei in einem totalitären System alles, auch die 
letzte freiheitliche Regung, sozusagen gelenkt zum 
Schutze dieses totalitären Systems. Die tollste Per-
vertierung dieser Vorstellung fanden wir kürzlich 
im Bulletin des Presse- und Informationsamtes im 
Rahmen eines Interviews mit dem eigentlich längst 
vergessenen früheren russischen Ministerpräsiden-
ten Kerenski. Wir bedauern, daß man durch solche 
Argumente aus der Steinzeit die Diskussionen um 
das Notwendige noch mehr erschwert, als sie es an 
sich schon sind. 

Wir sollten aber vor allem — und das wollte ich 
hier als unser Anliegen angebracht haben — nicht 
in Erscheinung treten, als hätten wir es hier mit 
einem Wettbewerb um das Finden der Gründe und 
Ursachen zu tun. Wir stehen da auch nicht im Wett-
bewerb mit Pankow, das die lächerliche Erklärung 
zu lancieren versucht hat, das Ganze sei ein Werk 
ausländischer Agenten und Provokateure. 

(Abg. Renner: Das war es auch! — Gegen
-rufe von der SPD.) 

Hier handelt es sich — wie es bei solch großen 
historischen Situationen eben der Fall ist — um 
ein Zusammentreffen verschiedener Umstände und 
Faktoren, und man sollte sich nicht zu sehr in Ein-
zelheiten ergehen. 

(Abg. Renner: Was ist denn da zusammen

-

getroffen?) 

— Zusammengetroffen ist die Verzweiflung der 
arbeitenden Menschen, in einer solchen Lage nicht 
mehr so weiterleben zu können, 

(lebhafte Zustimmung bei der SPD und 
rechts) 

mit einer gewissen Unsicherheit des Regimes von 
Gnaden der Besatzungsmacht. Denn es war ja eben 
erst kompromittiert und desavouiert worden wegen 
einer Politik, die mit Pauken und Trompeten seit 
Juni vergangenen Jahres als angeblicher „Aufbau 
des Sozialismus in beschleunigtem Tempo" ange-
kündigt und eingepeitscht worden war und deren 
Krönung eben in diesen Tagen die unerhörte 
10 %ige allgemeine Normenerhöhung, d. h. eine 
Akkordschinderei sonst in kapitalistischen Ver-
hältnissen nicht bekannter Art war. Das war das 
zweite. Das dritte, was dazukam, war der Anfang 
mit gewissen Zugeständnissen, hinsichtlich derer 
die Arbeiter sich Gewißheit schaffen wollten, was 
es denn damit auf sich habe, weil sie aus Erfahrung 
heraus mit einem gesunden Mißtrauen und mit dem 
Verlangen begabt sind, zu wissen, ob es wenigstens 
in Teilfragen ernst ist oder nicht. 

Im übrigen sollte festgehalten werden, was der 
bankrotte Ministerpräsident eines bankrotten Pan-
kower Regimes vor den Arbeitern im Transfor-
matorenwerk gesagt hat, als er sich eine Woche 
nach dier Verhängung dieses Belagerungszustandes 
und  des  Standrechts mit ihnen auseinandersetzen 
wollte. Er sagte wörtlich: 

Die gegenwärtige Situation ist das Ergebnis 
einer fehlerhaften Politik unserer Partei 

— d. h. der SED — 
und der daraus resultierenden falschen poli-
tischen, wirtschaftlichen und kulturellen Maß-
nahmen durch die Regierung. Das ist 

— so betont er — 

vollkommen klar. 
Und weil es noch nicht genügend klar war, wurde 
auch noch betont, mit dieser Politik der SED und 
ihrer Blocksatellitenparteien habe man zu den be-
reits gegebenen neue Hindernisse gegen die 
Wiedervereinigung Deutschlands errichtet. 

(Hört! Hört bei der SPD,) 

Diese Kluft 
— so sagt Herr Grotewohl — 

bildete eine Trennung zwischen den deutschen 
Menschen, so daß in der Tat ein praktisches 
Ergebnis in der wichtigsten Frage unserer 
Politik, nämlich in der Herstellung der Einheit 
Deutschlands, unterbrochen und geschädigt 
wurde. 

Das ist immerhin wert, festgehalten zu werden, 
wenn es um die Feststellung historischer Tatbe-
stände geht. 
(Zuruf von der KPD: Er hat aber auch noch 

mehr gesagt!) 
Die Frage ist: Wofür zogen denn die Arbeiter 

in einer für normale Berechnungen aussichtslos 
erscheinenden Lage und Kräfteverteilung in den 
Kampf? Aus zahlreichen Berichten, die ich von ein-
zelnen und von Gruppen aus Ost-Berlin und aus 
der Zone bekommen habe, habe ich die Forderun-
gen herausgezogen, für die die Arbeiter marschiert 
sind,. nachdem sie es in ihren Betriebsversamm-
lungen beschlossen hatten, so, wie mans sie ge- 
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lehrt hat, z. B.: „Wir brauchen keine SED-Stadtver-
waltung mehr!" — „Weg mit dem Spitzbart", mit 
Ulbricht, das war überall die Forderung. Dieses 
Regime ist für sie einfach nicht mehr diskutabel 
und erträglich. Und dann die schweren wirtschaft-
lichen Sorgen! „HO macht uns k. o." 

(Abg. Renner: Deshalb haben sie sie 
angesteckt!) 

Uns genügt nicht, so sagten die Arbeiter in Kirch-
möser und forderten es schriftlich, die Abschaffung 
der Normen. Wir wollen mehr. Wir wollen freie, 
geheime Wahlen. Wir wollen die Abschaffung der 
Zonengrenzen. Wir wollen einen höheren Lebens-
standard und Abzug der Besatzungsmächte. Wir 
fordern die Freilassung — das kehrt in fast allen 
Entschließungen wieder — der verhafteten Kol-
legen. 
Zu den erschütterndsten Erlebnissen gehört ja 

doch wohl, wie die Arbeiter von Magdeburg, nach-
dem sie gehört hatten, in Berlin sei man in den 
Ausstand getreten, erklärten: Wir dürfen sie nicht 
im Stich lassen. Und sie traten ebenfalls in den 
Streik in einer Situation, in der sie seit sechs 
Wochen durch besondere Abgesandte des Polit-
büros der SED geknebelt und geplagt worden 
waren wegen ihres angeblichen Sozialdemokra-
tismus, wegen angeblicher Sabotage am Aufbau-
werk. Und die erste Tat der Magdeburger war 
die Befreiung von 150 politischen Gefangenen aus 
dem Gefängnis 

(lebhafter Beifall bei der SPD) 

und das Einsperren der Wachmannschaften. 

Wer es erlebt hat, wird es nicht vergessen, wie 
die Arbeiter des Henningsdorfer Stahlwerks in 
einer Weise, die darauf schließen läßt, daß sie sich 
der Ungewöhnlichkeit der Situation und ihrer 
Schritte wohlbewußt waren, Arm in Arm mit ent-
blößter Brust, die meisten in Arbeitskleidung, den 
langen Marsch von ihrem Werk aus der Zone durch 
den französischen Sektor bis in den Ostsektor ge-
macht haben und als es wegen des Standrechts 
am Nachmittag nicht mehr möglich war, ihre De-
monstrationen vor den Regierungsgebäuden fort-
zusetzen, geschlossen in den Betrieb zurückgegan-
gen sind und dort noch drei Tage unter Standrecht 
den Sitzstreik durchgeführt haben. 

(Beifall im ganzen Hause außer 
bei der KPD.) 

Das machen doch Menschen nur aus dem Mute 
der Verzweiflung, gepaart mit einer Kühnheit, die 
eine Hoffnung in ihnen erweckt hat. Daß es gerade 
die Arbeiter waren, die in dieser Weise ihren Wil-
len manifestierten, wundert uns nicht. Das ist die 
Fortsetzung, wenn auch auf Arbeiterart, des Pro-
testes von Hundert- und aber Hunderttausenden, 
die seit dem Herbst vergangenen Jahres auf ihre 
Weise — Mittelschichten, Gewerbetreibende —, 
weil sie der Würgegriff gepackt hat, davongegan-
gen sind, die Unsicherheit eines Flüchtlingsdaseins 
vorgezogen haben der „Sicherheit" dort, wirt-
schaftlich und menschlich kaputtgemacht zu wer-
den. Nun ist diese neue Phase im Arbeiterkampf 
dazugekommen, wie ihn eben nur diese Schicht 
der Bevölkerung zur Förderung einer politischen 
und gesellschaftlichen Entwicklung beitragen 
kann. 
Lassen Sie mich nun noch — und das ist ein 

Beispiel für viele, denn es ist natürlich so, daß 
man sich in den erschütternden Einzelheiten zu 

verlieren Gefahr läuft — ein Wort von einem 
großen staatlichen Betrieb in Köpenick berichten, 
wo die Arbeiter mit 90% der Belegschaft beschlos-
sen haben: Forderung Nr. 1: Garantierung der ver-
fassungsmäßigen Bestimmungen und Absetzung 
der Regierungsfunktionäre, die sie verletzt haben. 
Forderung Nr. 2: Rechtssicherheit. Forderung 
Nr. 3: Wiedervereinigung durch freie Wahlen. 
Meine Damen und Herren, es fing an mit dem 

Kampf gegen die Normenschinderei, mit einem 
Ausbruch gegen den Hunger. Es verband sich so-
fort mit dem Eintreten für verfassungsmäßige Ver-
hältnisse gegen eine Regierung, die diese eigene 
Verfassung. verletzt und mit Füßen getreten hat. 
Und das alles mündete in dieses glühende Be-
kenntnis, für das in Berlin an einem Tag ein fast 
hundertprozentiger Generalstreik war und für das 
in der Zone Hunderttausende unter Lebensgefahr 
gestreikt haben; in dieses glühende Bekenntnis: 
Wir wollen nicht mehr in einem gespaltenen 
Deutschland leben, wir wollen Wiedervereinigung! 
Das mag etwas sein, das uns berechtigt, mit einem 
Wort von Karl Marx zum Gedenken an die Juni

-

Kämpfer von Paris des Jahres 1848 zu sagen: Die 
Arbeiter sind zwar geschlagen worden, aber sie 
sind nicht besiegt! 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause 
außer bei der KPD.) 

Besiegt sind ganz andere, das wird die Geschichte 
lehren! 

Sehen Sie, meine Damen und Herren: Ich fand 
es erschütternd, daß immer wieder der Ruf er-
klang: Wir sind Arbeiter und keine Skla-
ven ! Welches Bewußtsein der menschlichen 
Würde, der Würde ihrer Schicht! Und das in 
welchem System! Hier habe ich ein Urteil vor mir, 
gefällt gegen einen Teilnehmer an den Aufmär-
schen nach den Tagen des Generalstreiks. Der be-
kam außer- der Freiheitsstrafe unter den sogenann-
ten Sühnemaßnahmen diese aufoktroyiert: Es ist 
ihm für die Dauer von fünf Jahren nach seiner 
Freilassung verboten, in einem freien Beruf oder 
selbständig in irgendeinem gewerblichen Betrieb 
tätig zu sein, sich an einem solchen zu beteiligen 
oder dessen Aufsicht oder Kontrolle auszuüben, in 
nichtselbständiger Stellung anders als ein gewöhn-
licher Arbeiter tätig zu sein. Dies das Urteil eines 
sowjetsektoralen Gerichts: Es ist eine Strafe, als 
gewöhnlicher Arbeiter tätig sein zu müssen! Das 
ist die Demaskierung eines Systems, das angab, 
für die Arbeiter wirken zu wollen! Um so erschüt-
ternder dieser Ruf: Wir sind doch Arbeiter und 
keine Sklaven! 

(Lebhafter Beifall im ganzen Hause. — 
Zurufe von der KPD.) 

Aber welches sind nun die Schlußfolgerungen? 
Wir haben aus vielen Ländern gehört — und kön-
nen es noch täglich lesen — Bekundungen der Er-
schütterung, der Verwunderung und der Bewun-
derung. Überall klingt die Erkenntnis durch: Es 
handelt sich um eine elementare Kraft! Man muß 
eine neue Politik — so heißt es auch in einem 
seriösen amerikanischen Artikel. — inaugurieren, 
die die Spaltung zu überwinden 'sucht! Die Kürze 
der Zeit erlaubt mir leider nicht, Ihnen diese 
Dinge im einzelnen zu zitieren. Aber leider haben 
wir nicht nur solche Bemerkungen und Schluß-
folgerungen zu verzeichnen. Wir haben in diesen 
letzten Wochen auch Ansichten gehört, und zwar 
nicht zufällige oder irgendwelche, die dahin gehen, 
die von diesen Leuten vertretene bisher zögernde 
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Politik im Hinblick auf Vier-Mächte-Verhandlun-
gen mit dem Ziel der Wiedervereinigung jetzt so-
gar noch zu versteifen. Man erklärt: Das System 
der Sowjets ist ja im Wanken, laßt sie eine Weile 
im eigenen Saft schmoren, jetzt nicht verhandeln! 
Wir meinen: das ist es nicht, was diesen Blutopfern 
und dieser grandiosen Tat gerecht wird. Es müßte 
genau umgekehrt sein! Von uns werden jetzt nicht 
Bekundungen unserer Stärke auf Kosten derer, 
die das Risiko auf sich genommen haben, ge-
wünscht, 

(Beifall im ganzen Hause außer 
bei der KPD) 

sondern von uns wird eine Politik der Festigkeit  
und Zähigkeit, die die Stärke des Freiheitswillens 

 unserer Brüder und Schwestern in der Zone und 
in Ost-Berlin mit einspannt und ihr Rechnung 
trägt, gewünscht und verlangt! 

(Erneuter, lebhafter Beifall.) 

Ich kann nicht umhin, hier darauf hinzuweisen, 
daß der journalistische Hauptinterpret des Herrn  
Bundeskanzlers in einem Artikel, der einige Tage 
nach dem offenen Aufstand erschienen ist, geschrie-
ben hat: Die Einheit in Freiheit war im vorigen 
Jahr unmöglich; sie ist es auch heute noch. 

(Hört! Hört! bei der SPD.)  

Sie wird erst erreichbar sein in der Stunde einer 
Gesamtbereinigung des Ost-West-Konflikts, und 
dafür — wörtlich — „ist es noch zu früh". 

(Lebhafte Rufe bei der SPD: Hört! Hört!) 

Weiter heißt es, eine solche Konferenz enthalte 
heute größte Gefahren. Wir haben diese Auffas-
sung — und sicher wird mein Freund Brandt 
darauf noch zurückkommen, weil meine Redezeit 
es nicht mehr erlaubt — in einer besorgniserregen-
den Weise vor allem in einem Organ wie „United  
States News" gefunden, in dem der Bundeskanz-
ler sozusagen als Zeuge für eine solche Haltung 
angerufen wird. Wir meinen, es wäre Sache des 
Bundeskanzlers, sich in aller Eindeutigkeit gegen 
solche Verbündete abzugrenzen 

(Sehr gut! bei der SPD) 

und zu sagen, was er im Gegensatz zu diesen für 
uns indiskutablen Auffassungen zu tun gedenkt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich muß auch — das kann ich nur stichwortartig 
— auf die aufsehenerregenden Enthüllungen hin-
weisen, die im „Wallstreet Journal" in der letzten 
Woche gestanden haben. In dem Blatt, in dem 
gleichzeitig im Leitartikel positiv und konstruktiv 
eine neue amerikanische Europapolitik im Hinblick 
auf die baldige Herbeiführung der Einheit Deutsch-
lands gefordert wurde, wurde festgestellt, daß im 
amerikanischen State Department die zur Zeit noch 
überwiegende Auffassung die sei, zunächst einmal 
bis zu den Bundestagswahlen die Bevölkerung 
Westdeutschlands nicht durch Wiedervereinigungs-
schritte zu beunruhigen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

und zwar im Hinblick auf die gegenwärtige Posi-
tion der Bundesregierung. Wir meinen, die gegen-
wärtige Regierung sollte zu erkennen geben, ob sie 
damit identifiziert werden darf oder nicht, und das 
mit aller Deutlichkeit. Oder denken Sie an den 
hier schon so häufig unlieb zitierten Sender Free  
Europe auf deutschem Boden, der klar sagt: Unter 
den gegebenen Umständen können die Westmächte 

nicht erwarten, daß eine Konferenz mit den Mos

-

kauer Diktatoren irgendeinen Erfolg bringen kann. 

Dieser Chor ist zwar nicht ein Ausdruck für das, 
was im Volk vor sich geht, aber ein Ausdruck für 
das, was in einer gewissen Politiker-, Diplomaten- 
und Publizistenschicht gewünscht wird oder, an-
ders gesehen, nicht gewünscht wird. 

(Sehe richtig! bei der SPD.) 

Deswegen möchte ich auf jenen Punkt unseres 
Antrags kommen, der unter 1 von der Bundes-
regierung verlangt, den Regierungen der drei west-
lichen Besatzungsmächte das dringende Anliegen 
der Bundesrepublik in aller Form mitzuteilen, nach 
der in Aussicht genommenen Konferenz der drei 
Westmächte s o f o r t zwischen den vier Besat-
zungsmächten unmittelbare Verhandlungen aufzu-
nehmen, die der Herbeiführung einer Übereinkunft 
zur Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit 
dienen. Wir meinen, die Annahme dieses Antrags 
wäre das beste und eindrucksvollste Dementi der 
Unterstellungen, die in den von mir angedeuteten 
Publikationen der Politik Westdeutschlands gegen-
über gemacht werden. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

In unserm Antrag fordern wir von der Bundes-
regierung zweitens, den Hohen Kommissaren der 
drei westlichen Besatzungsmächte Vorschläge zu 
unterbreiten, in Verhandlungen mit dem sowjeti-
schen Hohen Kommissar Erleichterungen im Ver-
kehr über die Zonengrenze zu bewirken, die zu-
nächst eine wirkungsvolle Hilfe für die unter Er-
nährungsschwierigkeiten leidende Bevölkerung der 
sowjetisch besetzten Zone ermöglichen und schließ-
lich zu einer Aufhebung der Sperrmaßnahmen und 
weitgehenden Normalisierung im innerdeutschen 
Personen- und Güterverkehr führen. 

Dazu haben wir einige konkrete Vorschläge. Wir 
sind der Meinung, die Bundesregierung müsse 
gegenüber den drei westlichen Hohen Kommissaren 
Vorschläge solcher Art, die beliebig erweitert wer-
den können und um deren Erweiterung wir uns in 
gemeinsamer Denk- und Planungsarbeit bemühen 
sollten, machen. 

Erstens ist alles in Bewegung zu setzen, um die 
Hilfe und die guten Dienste dritter Mächte und  
Kräfte für den Schutz der von Repressalien betrof-
fenen und bedrohten Bevölkerungsteile der sow e-
tisch besetzten Zone und Ost-Berlins zu bekommen. 
Das ist schwer, das ist mühselig. Aber alle können 
dazu etwas beitragen; denn es ist unser aller An-
liegen. Wir sollten jedoch versuchen, das in einer 
Weise zu machen, daß es ohne großen Zeitverlust so 
effektiv wie möglich geschieht. Bei dem Schutz 
gegen Repressalien sollte man auch die Einfluß-
möglichkeiten der Hohen Kommissare einschalten. 

Zweitens ist eine Nahrungsmittelhilfe in jeder er-
denklichen Form — ich betone: in j e der erdenk-
lichen Form — notwendig. Das heißt, daß versucht 
werden muß, vom sowjetischen Kommissar die Ge-
nehmigung genereller Empfangsberechtigung von 
Nahrungsmittel-, Medikamenten- und Starkungs-
mittelhilfe für alle Bevölkerungsteile der sowjetisch 
besetzten Zone zu erwirken, 

(Beifall bei der SPD) 

ferner Möglichkeiten der Hilfe durch Speisungen 
in Schulen und Altersheimen durch die Vermitt-
lung ausländischer, nichtdeutscher, internationaler 
Hilfsorganisationen zu erreichen. Ferner kann die 
Bundesregierung — das möchte ich hier einschalten 
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- auf einem Gebiet, auf dem sie schon nicht mehr 
durch die Hohen Kommissare beengt ist, etwas 
tun, was systematisch und impulsiv weiter betrie-
ben werden müßte: eine Erweiterung des Inter-
zonenhandels auf den  Sektoren, die in irgendeiner 
Weise mit der Ernährung im Zusammenhang 
stehen. 
Ein offenes Wort. Es ist oft  darüber gesprochen 

worden, daß man auf diese  Weise ja schließlich 
dem Regime eine gewisse Stütze geben würde. Wir 
sollten das in dieser Stunde nicht weiter zu erörtern 
suchen. Einem 'Regime,  das von seiner eigenen 
Schutzmacht und Auftraggeberin und in erschüt-
ternder Weise von denen, die ihm unterworfen 
worden sind, so bloßgestellt worden ist, kann man 
durch solche Lebensmittelsendungen nicht auf die 
Beine helfen, aber man kann den Menschen auf die 
Beine helfen, ihren Mut, ihre Stärke und ihre 
Kraft zum Weiterertragen und Weiterringen mit 
den ihnen gemäßen Mitteln fördern. 

Dritter Vorschlag: Auflockerung und Aufhebung 
der Sperren an der Zonengrenze entsprechend den 
Forderungen, die auch der - Herr Bundeskanzler 
kundgegeben hat, und Versuche, zu einem unge-
hinderten Reise- und Güterverkehr zu kommen. 
Dazugehört die Erhöhung der Zahl der Kraftfahr

-

zeug-Übergangsstellen über die Zahl von drei hin-
aus. Dazu gehören entsprechende Erweiterungen 
für Eisenbahn und Binnenschiffahrt. Dazu gehört, 
beim Personenverkehr die Beschränkung nur noch 
auf die Einhaltung der politischen Meldevorschrif-
ten zu legen, statt, wie es heute der Fall ist, durch 
ein kompliziertes System über den Interzonenpaß 
hinaus die Reisemöglichkeiten beinahe zu zerstören. 
Wir sind ja in unserem Gebiet auch nicht frei da-
von. Etwas, was ursprünglich zur Abwehr von 
Agenteneinschleusungsversuchen geschehen ist, 
bleibt nun in einer Zeit bestehen, in der man um-
schalten müßte. 
Viertens: Versuche, zu Aufgliederungen und 

Teillösungen von Komplexen zu kommen. Was ver-
stehen wir darunter? Wir möchten, daß z. B. in 
bezug- auf die Gefangenen nicht nur die selbstver-
ständliche und sicher allen gemeinsame Forderung 
nach Freilassung gestellt wird, sondern daß man 
durch Aufgliederung und Teilforderungen an die 
Gesamtlösung heranzukommen versucht, und zwar 
unter Einschaltung der Kommissare und ihres Ein-
flusses. Ich nehme ein Beispiel heraus: die soge-
nannten Altinternierten, eine Gruppe von rund 
12 000 Personen, die seit dem Jahre 1945/46 sitzen 
und die im achten und neunten Jahr ihrer Haft 
freigelassen werden müßten. Sie sind zum großen 
Teil nur noch Wracks. Das wäre ein Beitrag zu dem 
Versuch, das große Problem der Gefangenen, Inter-
nierten und politischen Gefangenen aufzugliedern, 
nicht um auf die anderen zu verzichten, sondern um 
zunächst zu versuchen, zu gewissen Teilresultaten 
zu kommen. 
Dasselbe scheint uns in bezug auf die Kriegsge-

fangenen richtig zu sein. Warum sollte es nicht 
möglich sein, durch die westlichen Hohen Kom-
missare dem Kommissar der sowjetischen Besat-
zungsmacht vorzuschlagen, daß, damit die Vor-
würfe über die Bestände, Listen und Register ein-
mal aufhören — soweit das  gewünscht wird —, 
z. B. die sowjetzonalen Stellen mit den bundes-
republikanischen Stellen an der Durchkämmung 
der Register der Wehrmachtsauskunftstellen 
(WAST) mitwirken? Dann wäre es möglich, daß 
man die eliminiert, die auf beiden Seiten als tot 
erkannt sind, etwas, was wir heute allein tun, wo

-z

u die andere Seite zwar Propaagandaverleumdun

-

gen liefert, aber nicht dazu beiträgt, daß diese Ver-
zeichnisse ordnungsgemäß auf den Tag geführt 
werden. 
Eine zweite Forderung, die dieses Problem auf-

gliedert, wäre, uns die Namen der verurteilten und 
angeklagten deutschen Kriegsgefangenen zu geben, 
die im Bericht  der Sowjetregierung vom September 
1951 an die Vereinten Nationen zahlenmäßig als 
dort befindlich bekanntgegeben worden sind, damit 
wir wenigstens wissen: diese Zahl deckt den und 
den lebenden Personenkreis. 

Gewiß, Sie werden sagen: Das sind ja alles keine 
gewaltigen Dinge. Uns kommt es hier darauf an, 
zu versuchen, Kontakte herzustellen und zu sehen, 
ob es -  Chancen gibt, die allmählich zur allgemeinen 
Entspannung führen. 
Dazu gehören sechstens politische Schritte. Wir 

meinen a), daß man durch die Hohen Kommissare 
das Problem, das schon einmal in einem Angebot 
im September 1951 akut gewesen ist — das Ange-
bot des Berliner Abgeordnetenhauses, das hier 
unterstützt worden ist, in allen vier Sektoren Ber-
lins freie Wahlen auf der Grundlage der Wahl-
ordnung von Oktober 1946 abzuhalten, was ohne 
kostspielige und umständliche Apparaturen und 
Kontrollen möglich wäre —, jetzt wieder aufgreifen 
und akut machen sollte, damit man zu einer ein-
heitlichen Verwaltung unter demokratischer Kon-
trolle kommt. 
Wir meinen b) eine Einwirkung, die — wenn man 

so will — als eine sowjetisch-sowjetzonale Vor-
leistung 'auf die notwendigen nächsten, größeren 
Leistungen betrachtet werden muß. Es geht darum, 
daß die von der SED und ihren Blockparteien dik-
tatorisch und bürokratisch verhängte Verwaltungs-
reform, durch die die Länder aufgelöst und die 
Selbstverwaltung der  Gemeinden, auch wenn sie 
nur noch eine Farce war, unter diesem 'Regime 
völlig liquidiert wurde, rückgängig gemacht wird. 
Denn sie fällt ja unter das, was angeblich am Kurs 
der SED durch die sowjetische Besatzungsmacht hat 
desavouiert werden sollen. Wir fordern also die 
Einführung der Selbstverwaltung in den Gemein-
den und Kreisen als die Vorbereitung einer an-
deren Atmosphäre, in der es möglich sein wird, 
über Viermächtevereinbarungen zu einer Wahl in 
den vier Zonen und in Berlin zu kommen. 
Alles das soll diesem Ziele dienen: auf das Vier-

mächteabkommen hinzuarbeiten durch schrittweise 
Erleichterung, Lockerung und schließlich Normali-
sierung. Wir erwarten das und wir betonen, daß 
die 'Bundesregierung gegenüber den Hohen Kom-
missaren in dieser Weise aktiv werden soll, beson-
ders nachdem wir in den letzten Tagen von dem 
Herrn amerikanischen 'Hohen Kommissar, Mr. 
Conant, Kommentare zur Lage statt Maßnahmen 
und Vorschläge zur Lösung und Änderung der Lage 
gehört haben. 

(Beifall bei der SPD.) 
Der Herr amerikanische Hohe Kommissar hat, wenn 
man das in großen Interva llen einmal überprüft, 
als 'er in Washington zu einem mehrwöchigen Be-
such ankam, erklärt, nach seiner Meinung werde 
die Sowjetisierung der Ostzone weiter fortgesetzt 
werden. Er wurde unmittelbar darauf durch ge-
wisse Ereignisse jedenfalls dementiert. Er kam 
zurück und erklärte noch nach dem Aufstand, es sei 
eigentlich nichts Wesentliches geändert. Schließlid 
haben wir die gestrigen Äußerungen, die uns be-
fürchten lassen, daß neue und immer neue Vor-
aussetzungen aufgetürmt werden, ehe man das Not- 
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wendige tut, um zu Viermächteverhandlungen und 
zu einer damit zusammenhängenden Aktivierung 
der Kommissare der Besatzungsmächte zu kommen. 

In Punkt 3 unseres Antrags forde rn  wir schließ-
lich, daß dem Ausschuß für auswärtige Angelegen-
heiten über das Verhandlungsprogramm der  Bun-
desregierung für die vorgesehenen Konferenzen 
und die bei den Hohen Kommissaren unternom-
menen Schritte berichtet wird. Wir verstehen unter 
internem Verhandlungsprogramm das Entschei-
dende, was  in dieser Stunde und in dieser Situation 

 getan werden muß, nämlich eine Ausarbeitung — 
und das kann nur, wenn es nicht falsch gemacht 
werden soll, ein gemeinsames Werk von Regierung 
und Opposition sein —, die alle Gegebenheiten 
analysiert, die den Versuch macht, Alternativmög-
lichkeiten durchzudenken, festzulegen und 'darüber 
zu beraten. Das ist keine Angelegenheit, die man 
sozusagen aus dem Handgelenk und von Redner-
tribünen herunter erledigen kann. Das ist etwas, 
das wirklich zum Teil mühselig erarbeitet werden 
muß. Dieses interne Verhandlungsprogramm ist der 
Prüfstein dafür, ob es wirklich eine Gemeinsam-
keit in dieser gemeinsamsten aller deutschen Fragen 
gibt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren, da muß man ein 
offenes Wort sagen können: wir stehen vor Bun-
destagswahlen. In Ländern mit einer eingewurzel-
ten demokratisch-parlamentarischen Tradition ist 
es üblich — denken Sie an das, was am Ende des 
Krieges einige Länder 'als selbstverständlich ge-
macht haben —, daß auf Konferenzen antritt im 
Hinblick auf die Wahlen sozusagen eine doppelte 
Garnitur. Wir haben solche Forderungen hier nicht 
gestellt. Aber die Forderung, daß man  das  interne 
Verhandlungsprogramm und alles, was dazu gehört, 
gemeinsam ausarbeitet, ist für uns der Prüfstein 
dafür, ob es überhaupt ernst gemeint ist mit der 
Forderung nach sofortiger, unverzüglicher Vier

-

mächteverhandlung zum Zwecke der Vorbereitung 
der Wiedervereinigung Deutschlands unter gewähr-
leisteten Bedingungen. 

(Beifall bei der SPD.) 
Um diese Frage wird die Regierung nicht herum-
kommen, auch wenn sie der Meinung sein sollte — 
wie es aus der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers 
hervorging —, es sei 'eigentlich schon 'alles in Ord-
nung. In Ordnung ist es nur, wenn diese Seite der 
Arbeit gemeinsam gemacht wird und wenn nicht 
mehr von einer Seite befürchtet werden muß, daß 
zwar etwas deklariert und deklamiert, aber nicht 
in allen Konsequenzen weitergeführt wird. Das ist 
unser Anliegen, das ich zur Begründung dieses 
Antrags vorzutragen habe. 

(Lebhafter 'Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Meine Damen und 
Herren, ich habe bekanntzugeben, daß der Aus-
schuß für Kriegsopfer- und Kriegsgefangenenfragen 
um 17 Uhr in Zimmer 03 Südflügel zusammentritt. 

Ferner habe ich bekanntzugeben, daß eine Frau 
Dr. Neubüßer aus Berlin schwer verunglückt ist. 
Ihr Gatte soll sich hier im Saale befinden. Herr Dr. 
Neubüßer möchte sich in der Wandelhalle bei Frau 
Beckmann melden. Seine Frau wünscht, daß er sie 
im Krankenhaus aufsucht. 

Das Wort hat der Abgeordnete Tillmanns. 

Dr. Tillmanns (CDU), Antragsteller: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Die Fraktionen 

der Regierungskoalition haben durch den Antrag 
Drucksache Nr. 4578 die Bundesregierung ersucht, 
dem Bundestag über die Volkserhebung in dem so-
wjetischen Sektor von Berlin und in der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands Bericht zu erstatten. 
Wir haben diesen Antrag gestellt, weil wir der Auf-
fassung sind, daß heute keine außenpolitische De-
batte in diesem Hause geführt werden  kann, ohne 
daß wir von der Volkserhebung im sowjetisch be-
setzten Deutschland ausgehen. Nur wenn wir uns 
über die Bedeutung dieser Ereignisse klar sind, hat 
unsere Diskussion festen Boden unter den Füßen. 
Denn am 16. und 17. Juni dieses Jahres ist etwas 
schlechthin Neues in die Entwicklung eingetreten. 
Was sich in diesen Tagen ereignet hat, zwingt 
viele sowohl bei uns wie auch draußen zum Um-
denken. Eine Debatte über die Wiedervereinigung 
Deutschlands ist ohne eine solche Bereitschaft zum 
Umdenken auf Grund dieser Ereignisse nicht mög-
lich. 

Wir stehen vor der Tatsache, daß die Arbeiter-
schaft und das gesamte Volk der sowjetischen Zone 
Deutschlands das kommunistische Regime und den 
Kommunismus erbittert ablehnen. Die dortige so-
genannte Regierung kann fortan noch weniger als 
bisher den Anspruch erheben, auch nur einen klei-
nen Teil des deutschen Volkes drüben zu vertreten. 
Sie ist ein Regime gegen das Volk, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

sie ist ein Regime geworden, das überhaupt nur 
noch die Besatzungsmacht hinter sich hat und sonst 
gar nichts. 

(Zurufe von der KPD.) 

Das ist schon etwas ungeheuer Wichtiges für die 
ganze weitere Entwicklung des großen Problems 
der Wiedervereinigung. Wie die Dinge drüben in 
der Zone weitergehen werden, das kann heute wohl 
noch niemand klar übersehen. Die letzten Tage zei-
gen, daß das Regime hilflos ist. Man schwankt hin 
und her zwischen zwei ganz verschiedenartigen 
Maßnahmen. Auf der einen Seite 'betreibt man eine 
Politik der Beschwichtigung, man gelobt Besserung, 
man erklärt sogar, daß man schwere Fehler ge-
macht habe und daß die Partei an den Vorgängen 
schuld sei, d. h. man versucht, die Linie der Politik 
vom 10. bis 11. Juni fortzusetzen, die Politik, die 
damals in der Beendigung der Maßnahmen zum 
Aufbau des Sozialismus bestand. Auf der andern 
Seite rasen die Verhaftungen durch das Land, Exe-
kutionen und schlechthin der Terror. Das kann ganz 
sicherlich nicht gut gehen; denn das einmal auf-
gestandene Volk läßt sich nicht noch einmal durch 
ein solches Regime irreführen. 
Meine Damen und Herren, ich hoffe, wir sind uns 

darin einig, daß wir die gewaltige Kraft, die in die-
sen Ereignissen steckt, nicht durch kurzsichtige 
Überlegungen abschwächen wollen. Dazu ist das zu 
groß, was dort drüben geschehen ist. Ich stimme 
Herrn Wehner darin zu, daß es wahrscheinlich 
wenige Ereignisse in unserer nationalen Geschichte 
gibt, die dem an die Seite gestellt werden können, 
was sich dort ereignet hat. 

(Abg. Kaiser: Sehr richtig!) 

Aber wir sollten uns auch 'davor hüten, etwa die-
sen Aufstand drüben für bestimmte politische Par-
teien in Anspruch zu nehmen, wie es in dem Be-
schluß des Vorstandes der SPD geschehen ist. 

(Beifall in der Mitte.) 
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(Dr. Tillmanns) 
Es ist ein großes Mißverständnis, wenn man meint, 
man könne das, was sich dort ereignet hat, in ein 
uns überkommenes politisches Schema pressen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Diese Ereignisse werden jedes Schema sprengen, 
und es sind wahrscheinlich dort Kräfte erwachsen, 
die für die geistige Entwicklung unseres Volkes von 
großer Bedeutung sein können. Denn diese Arbeiter 
haben doch bei ihren großen Umzügen u. a. auch 
immer wieder den Ruf laut werden lassen: „Hoch 
Adenauer!" und: „Es lebe der Bundeskanzler!" 

(Beifall in der Mitte.) 
Sie haben das Deutschlandlied gesungen. 

(Zuruf von der SPD: Haben Sie das ge

-

hört?) 

— Ich habe es gehört! 

(Zuruf von der SPD: Wo war das?) 

— Das war auch in Berlin! Und sie haben am Pots-
damer Platz, wo sie die Kioske der HO, d. h. der 
staatlichen Läden zertrümmert haben, einen einzi-
gen Kiosk stehenlassen, nämlich den eines klei-
nen Privathändlers, der auf seine Bretterbude mit 
Kreide geschrieben hatte: „Privateigentum". 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 

Sie haben schließlich — auch das darf nicht verges-
sen werden, Herr Kollege Wehner — nicht nur die 
schwarz-rot-goldene Fahne auf dem Brandenbur-
ger Tor gehißt, sondern sie haben vorher die rote 
Fahne heruntergeholt. 

(Beifall in der Mitte. — Abg. Neubauer: 
Sie haben doch keine Ahnung!) 

— Sie können das doch nicht bestreiten. 

(Abg. Schröter [Berlin]: So wie Sie es sa

-

gen, ist es eine Perfidie!) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Sie können sich nach-
her zum Wort melden. 

Dr. Tillmanns (CDU), Antragsteller: Ich glaube, 
daß es immerhin einem richtigen Gefühl entsprun-
gen ist, wenn die Berliner Sozialdemokratische 
Partei bei ihrer Kundgebung am 17. Juni auf dem 
Oranienplatz keine rote Fahne gezeigt hat. 

Hier haben sich politische und geistige Kräfte 
gezeigt - ich sage es noch einmal —, von deren 
Bedeutung wir uns heute noch keine klare Vor-
stellung machen können. Es hat in der Sowjetzone 
auch von seiten dieser Arbeiterschaft wie schon in 
der ganzen Zeit vorher auch an klaren Vertrauens-
beweisen zu den christlichen Kirchen nicht gefehlt; 
sie sind zum Teil in bewegender Weise zum Aus-
druck gekommen. 

(Zuruf von der SPD: Ist das ein Monopol 
Ihr er Partei? — Abg. Wehner: Meinen 
Sie, die Sozialdemokraten hätten kein 
Verhältnis zu den christlichen Kirchen?) 

— Das habe ich doch gar nicht behauptet! 

(Zuruf von der SPD: Aber das wollten 
Sie damit behaupten!) 

— Sie können doch nicht immer Dinge in meine 
Worte hineininterpretieren, die ich gar nicht sage. 
Ich habe damit doch nur sagen wollen — und ich 
habe das auch sehr deutlich gesagt —, daß diese 
Erscheinung sehr viel komplexer ist, als daß wir 

sie in ein uns geläufiges Schema einordnen 
könnten. 

(Beifall in der Mitte.) 

Ich glaube, daß es immerhin von weltgeschicht-
licher Bedeutung ist, daß die Arbeiterschaft eines 
Landes sich gegen ein Regime 'erhebt, das den An-
spruch erhebt, als kommunistisches Regime diese 
Arbeiterschaft zu vertreten. Dafür gibt es bisher 
keinen Vorgang in der Geschichte. 

(Sehr richtig! in  der  Mitte.) 

Die Arbeiter haben immer wieder, auch in 
persönlichen Erklärungen, das eine zum Ausdruck 
gebracht, daß die Einigung Europas und das Zu-
sammenstehen der europäischen Mächte auch nach 
ihrer Überzeugung die einzige und wichtigste Vor-
aussetzung dafür ist, daß der Bevölkerung der 
Ostzone eines Tages die Freiheit wiedergebracht 
werden kann. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Welche Aufgaben und, Verpflichtungen ergeben 
sich nun aus diesen Ereignissen für unsere Politik? 
— Dabei müssen wir davon ausgehen, daß das, was 
die  Bevölkerung in der Sowjetzone getan hat, wahr-
scheinlich für die Wiedervereinigung Deutschlands 
mehr Bedeutung hat und einen stärkeren Impuls 
gegeben hat als viele Anträge und Beratungen in 
diesem Hause. 

(Sehr richtig!) 

Es eröffnet sich eine vollständig neue Perspektive 
für das Problem  der  Wiedervereinigung, nämlich 
die, daß der stärkste Antrieb zur Erreichung dieses 
Zieles von den Unterdrückten der Sowjetzone 
Deutschlands ausgeht, 

(Beifall bei den Regierungsparteien) 

daß von ihnen ein Impuls erweckt wird, der uns 
in dieser Frage einen großen Schritt weiterbringt. 

Es ist oft in der Vergangenheit gesagt worden, 
daß die Demokratie in Deutschland wahrscheinlich 
deswegen so wenig im Bewußtsein unseres Volkes 
verankert sei, weil sie nicht vom Volke durch Opfer 
und durch Kampf errungen, sondern meistens in 
Zeiten nationaler Niederlagen uns von außen ge-
bracht worden sei. Hier ist zum erstenmal in der 
deutschen Geschichte das Volk für die Freiheit, d. h. 
für eine demokratische Rechtsordnung aufgestanden 
und hat Opfer gebracht. 

._(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Ich glaube, daß dadurch die rechtsstaatliche Ord-
nung in Deutschland — und  zwar in ganz Deutsch-
land — eine Verankerung erfahren hat, die 
tiefer ist und fester hält als alles andere, was in 
dieser Beziehung von uns aus getan werden könnte. 

Wir sind deshalb der Auffassung, daß es unsere 
erste Pflicht und Aufgabe ist, dafür zu sorgen, daß 
dieser Tag, der — ganz gleichgültig, wie die Dinge 
laufen mögen — im Bewußtsein unseres Volkes der 
Tag sein wird, an ,dem zum erstenmal .das Tor zur 
Wiedervereinigung Deutschlands kräftig aufgesto-
ßen worden ist, im Gedenken unseres Volkes nicht 
untergeht. Wir, die Fraktionen der Regierungs-
koalition, haben deshalb den Antrag gestellt, daß 
der 17. Juni zum nationalen Gedenktag erklärt 
werde. 
Die Fraktion der SPD hat einen ähnlichen An-

trag gestellt. Er unterscheidet sich in .der Fassung 
und auch in dem Grundgedanken etwas von dem 
Antrag, den wir gestellt haben. Ich würde es sehr 
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(Dr. Tillmanns) 
bedauern, wenn es in diesem Bundestag nicht mög-
lich sein sollte, daß wir wenigstens in dieser Frage 
— im Grundgedanken sind wir uns ja einig — 
eine große Mehrheit finden. 

(Sehr richtig! in der Mitte. — Zuruf des 
Abg. Mellies.) 

Ich möchte daher den Antrag stellen, daß diese 
beiden Anträge Drucksachen Nrn. 4624 und 4625 
dem zuständigen Ausschuß überwiesen werden, 
der noch ganz kurzfristig in diesen Tagen den Ver-
such machen sollte, eine gemeinsame Lösung zu 
finden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich möchte annehmen, daß uns das gelingt. 

(Zuruf von der Mitte: Das muß gelingen!) 

Die weitere Aufgabe, die jetzt vor uns liegt — 
darin stimme ich Herrn Wehner zu —, besteht 
darin, daß wir alles tun müssen, um durch Hilfen 
aller Art — sowohl im Interzonenhandel als auf 
anderen Wegen — dafür zu sorgen, daß die Not 
der Sowjetzone gelindert wird und daß der Ver-
kehr erleichtert wird. Aber das Wichtigste ist, daß 
wir jetzt den Großmächten die Dringlichkeit der 
deutschen Wiedervereinigung mit allem Nachdruck 
vor Augen führen, um die Entwicklung jetzt 
weiterzutreiben. Wir begrüßen daher den Appell, 
den der Bundeskanzler an den Präsidenten der 
Vereinigten Staaten und an die Ministerpräsiden-
ten von England und Frankreich gerichtet hat. Wir 
glauben, daß die zustimmenden Antworten, die auf 
diesen Appell ergangen sind, schon zeigen, daß auch 
die Welt sieht, daß nunmehr hier ein neues Ka-
pitel der deutschen Geschichte begonnen hat. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir begrüßen diesen Appell und glauben, daß die 
Bundesregierung dadurch, daß sie so schnell ge-
handelt hat, einen wesentlichen und wichtigen Bei-
trag geleistet hat. 

Aber wenn der Herr Kollege Wehner meinte — 
so  habe ich ihn jedenfalls verstanden —, daß diese 
Ereignisse uns nun dahin bringen müßten, von 
gewissen veralteten und überholten Konzeptionen 
Abschied zu nehmen — er meint damit wohl die 
Politik zur Einigung Europas —, so möchte ich 
demgegenüber erklären: das genaue Gegenteil ist 
der Fall. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Wenn eines uns lehren konnte, wie notwendig es 
ist, daß_ diese Einigung nun endlich zustande 
kommt und daß diese gemeinsame Kraft entwickelt 
wird, dann waren es die Ereignisse der letzten 
Tage. 

(Sehr gut! in  der  Mitte.) 
Wir wissen doch alle,  daß es das Ziel, und zwar das 
oberste Ziel der sowjetischen Politik ist, die  Eini-
gung Europas zu verhindern. Schon das allein 
sollte uns doch vorsichtig machen gegenüber der 
Formulierung, 'das sei nunmehr irreal geworden. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Es ist doch wahrscheinlich so, daß auch die neue 
Politik, die in der Sowjetzone seit dem 10. Juni 
dieses Jahres eingeleitet worden ist, nichts anderes 
im Auge hat, als durch neue politische Mittel das 
alte Ziel zu erreichen, die Uneinigkeit Europas und 
damit seine Schwäche, seine politische und wirt-
schaftliche Unfähigkeit, um dadurch letzten Endes 
auch für die USA die Politik des gemeinsamen 
Schutzes Europas unmöglich zu machen. 

Wenn gerade ein Mann wie Churchill, der durch 
seine letzte große Rede und  seine Vorschläge zu 
erkennen gegeben hat, daß es ihm ernst ist um 
eine Lösung des  großen Weltproblems, der eif-
rigste Verfechter der Politik der gemeinsamen Ver-
teidigung und Stärkung Europas ist, dann sollte 
uns auch das zu denken geben. Gerade Churchill 
ist derjenige gewesen, der in Straßburg den ersten 
Anstoß zu den gemeinsamen Verteidigungsbemü-
hungen gegeben hat. 

(Abg. Brandt: Aber an der EVG hat er 
nicht teilgenommen!) 

Die englische Regierung ist es gewesen, die als 
erste den Deutschland-Vertrag ratifiziert hat, 

(Abg. Brandt: Aber an der EVG will sie 
nicht teilnehmen! — Gegenruf von der 

Mitte: Aber aus anderen Gründen!) 

und im Deutschland-Vertrag ist die EVG bekannt

-

lich mit enthalten. Es müßte doch immerhin zu 
denken geben, daß gerade ein Politiker, der dieses 
große Ziel der Klärung und Lösung 'des  Welt-
problems verfolgt, so entschieden, so klar und so 
eindeutig zu der Politik der Einigung und der Zu-
zammenfassung Europas steht. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, es scheint mir nutz-
los, ja sogar schädlich zu sein, jetzt hier Diskussio-
nen zu führen, die etwaige Verhandlungsergebnisse 
künftiger Vier-Mächte-Konferenzen vorwegnehmen 
wollen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 
Ich glaube sogar, daß, wenn wir das in der gegen-
wärtigen Situation täten, wir den Erfolg solcher 
Verhandlungen direkt gefährden könnten. Denn wer 
die Methoden sowjetischer Politik kennt — und ich 
denke, wir haben alle etwas von ihnen erfahren —, 
der weiß doch, daß jedenfalls im gegenwärtigen 
Stadium nur durch große Festigkeit, nur durch Be-
harrlichkeit und Geschlossenheit unseres politischen 
Willens überhaupt etwas Positives erreicht werden 
kann. Wenn irgend jemand Konzessionen zu machen 
hat, dann ist es doch 'zunächst die Sowjetunion. Sie 
sollte doch endlich zeigen, 'daß sie bereit ist, den 
Willen des deutschen Volkes in der Sowjetzone zu 
respektieren, d.  h. den  Weg freizumachen zu einer 
echten Willensbildung des Volkes und zu gemein-
samen freien gesamtdeutschen Wahlen. Einen an-
deren Weg zur Wiedervereinigung gibt es nicht. So-
lange die Sowjets nicht zeigen, daß sie dazu bereit 
sind, ist das Zusammenstehen der Mächte der freien 
Welt und ist auch die Einigung Europas ein unbe-
dingtes und unerläßliches Erfordernis unserer Poli-
tik. Dieses große politische Ziel ist nun einmal nicht 
zu erreichen, ohne daß es uns gelingt, in der Welt 
für uns und für 'ein freies und wiedervereinigtes 
Deutschland Verbündete und Vertrauen zu finden. 
Ich glaube, die größte Leistung der Bundesregie-
rungbesteht darin, daß sie in ihrer Arbeit der 
letzten Jahre erreicht hat, daß diese feste Basis 
vorhanden ist, und wir wieder in einem gemein-
samen Vertrauen zueinander Verbündete haben, 
große und starke Mächte, die mit uns zusammen die 
Wiedervereinigung Deutschlands in Freiheit er-
streben. Ohne eine solche gemeinsame Unter-
stützung unserer Politik werden wir sie nie er-
reichen. Deswegen glaube ich, daß die letzten Er-
eignisse in der Sowjetzone und in Berlin uns nur 
darin bestärken können, die 'bisher von uns be-
triebene Politik fortzusetzen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 
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Vizepräsident Dr. Schmid: Die Anträge sind ein-
gebracht und begründet. 
Ich eröffne die Aussprache zu allen Punkten, die 

unter Ziffer 2 zusammengefaßt sind. Die Aussprache 
wird also gleichzeitig die allgemeine Aussprache 
erster Beratung der beiden Gesetzentwürfe sein. 
Das Wort hat der Abgeordnete Brandt. 

Brandt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich bin genötigt, zunächst auf einen 
Vorfall einzugehen, von dem ich gehofft hätte, 
daß wir ihn heute nicht zum Gegenstand polemi-
scher Ausführungen zu machen brauchten. 

Als drei Vertreter der sozialdemokratischen 
Bundestagsfraktion am Mittwoch vergangener 
Woche zu einer Unterredung beim Herrn Bundes-
kanzler waren, haben sie ihn darum ersucht, im 
Rahmen seiner Ausführungen in der heutigen 
Sitzung vor diesem Hause eine Feststellung zu 
treffen, die getroffen werden muß, wenn nicht 
wegen einer willkürlich vorgenommenen Berich-
tigung des Protokolls der Sitzung vom 10. Juni 
1953 die damals gemachten. Ausführungen einen 
völlig falschen Sinn erhalten sollen. 

Es handelt sich um folgendes. Im Bulletin des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregie-
rung Nr. 107 vom 11. Juni 1953 wird die Regie-
gierungserklärung so wiedergegeben. wie sie dier 
Herr Bundeskanzler am 10. Juni 1953 abgegeben 
hat, und zwar offenbar nach dem Tonband bzw. 
dem ersten Exemplar des Stenogramms. Im 
Bulletin heißt es: 

Und endlich ist im Potsdamer Vertrag fest-
gelegt, daß die gegenwärtig tatsächlich be-
stehenden Grenzen im Osten  als endgültige 
Grezen für Deutschland anerkannt werden 
sollen. 

Demgegenüber lautet der Text des gedruckten 
Stenographischen Berichts, Seite 13 250 der 269. 
Sitzung des Bundestags vom 10. Juni 1953, wie 
folgt: 

Endlich ist nach Auffassung Sowjetrußlands 
im Potsdamer Vertrag festgelegt . . . 
(Lebhafte Rufe von der SPD: Hört! Hört!) 

Der Bundeskanzler hat mithin, ohne das vor dem 
Hohen Hause bis heute zu berichtigen, im amt-
lichen Stenographischen Bericht nachträglich die 
Worte „nach Auffassung Sowjetrußlands" hinzu-
gesetzt, wodurch unserer Meinung nach in Wider-
spruch zu § 119 der Geschäftsordnung dier Sinn 
der Rede in diesem Teil geändert warden ist. 
Die Sache hat deshalb eine gewisse Bedeutung, 

weil der Sprecher der sozialdemokratischen Frak-
tion in seiner Rede, die im Protokoll wiederge-
geben ist, auf 'das Bezug genommen hat, was der 
Bundeskanzler tatsächlich gesagt hat. Und der 
Kollege Dr. von Merkatz hat, nicht von dem, was 
der Bundeskanzler ,ausgeführt, sondern was dann 
im berichtigten Protokoll gestanden hat, aus-
gehend, seine polemischen Ausführungen gemacht. 

Wir haben geglaubt, daß es nötig ist, diese 
Sache vor dem Hause in aller Form richtigzu-
stellen, und hätten gewünscht, daß es uns erspart 
geblieben wäre, .das zu tun. 
Meine Damen und Herren! Wir sind damit ein-

verstanden, daß die beiden Gesetzentwürfe einem 

Ausschuß überwiesen werden. Lassen Sie mich 
aber zu dem Teil, der hier heute zur Erörterung 
steht, noch ein Wort sagen. Wir haben nicht ohne 
Grund in unserem Gesetzentwurf vom 17. Juni 
als dem zu schaffenden nationalen Feiertag ge-
sprochen. Es sollte nicht zu einer Sache des Ge-
denkens oder gar der Trauer werden. was Grund 
genug ist, uns den Kopf höher tragen zu lassen. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Niemand braucht sich seiner Tränen zu schämen. 
Die Opfer sind — darüber gibt es keine Meinungs-
verschiedenheit — eines ehrenden Andenkens ge-
wiß. Aber es darf nicht zu einer wehleidigen 
Sache werden, was seinen geschichtlichen Sinn 
allein als Mahnung zum Kampf haben kann. 

Die Tatsache, daß der Volksaufstand in Berlin 
und in der sowjetischen Zone vom 17. Juni 1953 
in erster Linie das Werk der Arbeiterschaft war, 
verdient darum auch in diesem Zusammenhang 
noch einmal unterstrichen zu werden, weil in den 
vergangenen Jahren manch ungerechtes Wort über 
diese Arbeiter gesagt worden ist. als ob sie den 
Nacken unter das Joch der neuen Diktatur gebeugt 
hätten und als ob es sich bei ihnen um eine graue 
Masse ohne eigenen und echten Gestaltungswillen 
handelte. Diese Arbeiter eben haben sich nicht 
nur als Mitkämpfer, sondern als Vorkämpfer an 
der Spitze des Ringens um die Einheit in Freiheit 
bewährt. Sie haben, wie in allen großen revolutio-
nären Krisen, den Kampf um ihre unmittelbaren 
wirtschaftlichen und sozialen Forderungen mit 
den Interessen der gesamten Nation verknüpft 
und den Kampf um die Einheit, um unser zen-
trales nationales Anliegen auf eine höhere Ebene 
gehoben. 

Wenn man nun den Zusammenhang zwischen 
den Geschehnissen des 17. Juni und der deutschen 
Außenpolitik betrachtet, über die ja heute nach 
der Wahlrede des Herrn Bundeskanzlers auch zu 
sprechen ist, dann möchte ich folgendes sagen. 
Man mag bisher über Prioritäten und über die 
Rangordnung der zu lösenden Probleme in der 
deutschen Politik und in der auf Deutschland be-
zogenen internationalen Politik gemeint haben, 
was man will; heute kann es unserer Meinung 
nach nur eine Meinung geben: Das Rinnen um die 
Wiedervereinigung in Freiheit hat den Vorrang 
vor allen anderen Vorhaben und Projekten außen-
politischer Art. 

(Beifall bei der SPD.) 
Das war immer die Meinung der sozialdemokra-
tischen Fraktion. Aber wir sagen heute mit be-
tonter Zuspitzung: uns liegt — gerade auch nach 
dem heroischen und tragischen Geschehen in der 
Zone — die gesamtdeutsche Haut näher als 
irgendein kleineuropäisches Hemd! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU: Das ist sehr {billig!) 

Die Ereignisse in der Zone haben ein weltweites 
Echo gefunden. Wir haben lesen können, daß 
diese Ereignisse für die Stellung Deutschlands und 
für das Vertrauen zu den demokratischen Kräften 
in unserem Volk mehr bedeutet hätten als alle 
Schritte der Bundesregierung zusammengenom-
men. Das würde übrigens auch dann richtig sein, 
wenn die Schritte der Bundesregierung wirksamer 
und erfolgreicher gewesen wären, als sie es waren 
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(Brandt) 
oder sein konnten. Wir haben aber in der  inter

-

nationalen Auseinandersetzung mit diesen Ge-
schehnissen in der sowjetischen Besatzungsszone 
auch Kommentare lesen müssen, die uns sehr be-
denklich gestimmt haben. Unter Berufung auf 
amtliche Kreise in einer westlichen Hauptstadt 
hieß es etwa, es sei ein kaum zu überbietender Be-
weis dafür erbracht worden, daß die Bevölkerung 
der Ostzone eine Wiedervereinigung unter Mos-
kauer Vorzeichen ablehne. Das ist richtig; aber 
das ist doch nur die halbe Wahrheit. Dem muß 
doch die andere, die positive Hälfte hinzugefügt 
werden: Das Geschehen um den 17. Juni — d'as 
kann heute und hier nicht stark genug unter-
strichen werden — hat den unerschütterlichen 
Willen der breiten, tragenden Schichten unseres 
Volkes zum Ausdruck gebracht, sich nicht auf die 
Dauer mit der willkürlichen Spaltung unseres 
Landes und unseres Volkes abzufinden. 

(Abg. Lücke: Stimmen Sie  Europa  zu!) 

Sie sind gewiß nicht für die Einheit unter bol-
schewistischem Vorzeichen, aber mit ganzer Lei-
denschaft und mit letzter Hingabe für die Ein-
heit unter freiheitlichem Vorzeichen. 

In diesem Zusammenhang ist nun die Frage zu 
stellen, und wir stellen sie: Hat es die Bundes-
regierung verstanden, diese Leidenschaft und 
diese Hingabe für das zentrale nationalpolitische 
Ziel der Wiedervereinigung auch im deutschen 
Westen zu wecken? Wenn sie es getan hätte, wäre 
der gegenwärtige Bundesratspräsident kaum auf 
den Gedanken gekommen, dieser Tage die Matten 
und Lauen so streng zu tadeln 

(Aha-Rufe von der CDU) 

und davon zu sprechen, daß der Gedanke an ganz 
Deutschland für viele in einem Kühlschrank ein-
geschlossen zu sein  scheine. Reinhold Maier 

(erneute Aha-Rufe von der CDU) 

hat in Lübeck davon gesprochen. daß eine ganze 
Technik des die Wiedervereinigung nur im Munde 
Führens ausgebildet worden sei. Weil wir den 
Eindruck haben, daß diese harte Kritik nicht aus 
der Luft gegriffen ist, will es uns richtig erschei-
nen, unsere Argumente nicht in Watte einzu-
packen, sondern .die Auseinandersetzung mach  der 
Begründung unserer Anträge so zu führen, daß 
aus der lebendigen Au s einandersetzung womög-
lich neue Energien für das Ringen um dieses 
unser zentrales Ziel entwickelt werden können. 

Skepsis ist notwendig, Mißtrauen ist gewiß be-
rechtigt gegenüber solchen Tastversuchen — oder 
vielleicht auch mehr — wie dem Programm des 
sowjetischen Hohen Kommissars Semjonow. Wir 
kommen allerdings nicht weiter mit dem Zögern 
und Zagen derer, die offenbar keine größere 
Sorge haben als die, daß die ihnen lieb gewor-
denen Pläne durch eine erfolgreiche Politik der 
Wiedervereinigung über den Haufen geworfen 
werden könnten. 

(Sehr gut! bei der  SPD.) 

Das von uns immer und jetzt erstrebte Höchstmaß 
an Gemeinsamkeit in gesamtdeutschen Fragen 
setzt mehr voraus als Gemeinsamkeit der symbo-
lischen Gesten und der allgemeinen Bekenntnisse, 

also auch mehr als die fünf Punkte vom 10. Juni 
dieses Jahres.  

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir sagen, es bedarf der Verständigung, wo 
immer möglich, der Einigung, über die Ziele und 
Methoden, über die Rangordnung der Probleme 
und die Reihenfolge der Aktionen. 'Da ergibt sich 
nun die Frage: Stehen wir alle in diesem Hause 
zu den Beschlüssen, die dieses Haus gefaßt hat; 
oder es gibt vielleicht Teile des Hauses, die sich 
die Auslegungen in der vorigen Nummer des 
„Rheinischen Merkur" zu eigen machen, eines 
Organs, das doch vielfach als dem Herrn Bun-
deskanzler nahestehend betrachtet wird? Dort 
wird wiederum, wie schon im Herbst 1951 nach 
den damaligen Beschlüssen des  Bundestages, das 
böse Wort von dem zu befürchtenden ..gesamt-
deutschen Elend" kolportiert. 

(Hört! Hört! links.) 

Dort wird gegen gesamtdeutsche Wahlen als 
ersten Schritt auf dem Wege zur Wiedervereini-
gung und gegen eine souveräne Nationalversamm-
lung Stellung bezogen. 

(Abg. Frau Schroeder (Berlin): Hört! Hört!) 

Was dieses Haus beschlossen hat, wird dort als 
ein Plan des Kreml hingestellt, als ein Plan, der 
von dummen Professoren, Abgeordneten und an-
deren Prominenten nicht erkannt werde. 

(Hört! Hört! links.) 

Wir sagen,  die  Luft in Fragen der Wiederver-
einigung ist im westlichen Bundesgebiet nicht 
rein, solange es keine wirkliche Reaktion und, 
Herr Bundeskanzler, Reaktion auch der Leute an 
der Spitze der Bundesregierung gegenüber den 
separatistischen Querschüssen der Kreise um den 
„Rheinischen Merkur" gibt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben gesehen, daß die Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP und FU einen Änderungs-
antrag unter Umdruck Nr. 1031 zum Antrag der 
sozialdemokratischen Fraktion eingereicht haben, 
der übrigens kein Änderungsantrag, sondern ein 
inhaltlich neuer Antrag ist. Man sollte nicht mit 
solchen geschäftsordnungsmäßigen Mitteln arbei-
ten, Herr Kollege Dr. Schröder, 

(Abg. Dr. Schröder (Düsseldorf): Die Ge

-

schäftsordnung überlassen Sie ruhig uns, 
Herr Brandt!) 

wenn man eine neue politische Entschließung hier 
einbringt. Denn, Herr Kollege Schröder, in bezug 
auf einen Kernpunkt dessen, was wir jedenfalls 
für nötig halten, stellt Ihr sogenannter Ände-
rungsantrag eine für uns unakzeptable Abschwä-
chung dar. Sie sprechen allgemein von irgend-
welchen Verhandlungen. Wir sagen konkret, daß 
es nach den Westmächteverhandlungen einer so-
fortigen Initiative und eines Hinwirkens der deut-
schen Politik auf Viermächteverhandlungen be-
darf. 

(Beifall bei der SPD.) 

Davon werden wir uns nicht abbringen lassen. 
Wenn wir uns darüber nicht verständigen kön-
nen, werden wir uns eben heute in dieser De-
batte überhaupt nicht verständigen. 
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Wer A sagt, der muß auch B sagen. Wer den 

Vorrang der  Wiedervereinigung anerkennt, 

(Zuruf von der Mitte: Und auch 
Europas!) 

der kann zu Viermächteverhandlungen nicht nein 
sagen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Denn wie anders als durch Krieg einerseits oder 
durch Viermächteverhandlungen andererseits 
wollen Sie dieses Ziel erreichen? 

(Abg. Kunze: Tut doch keiner von uns! 
— Abg. von Brentano: Haben Sie die Er

-

klärung des Herrn Bundeskanzlers nicht 
gehört? — Gegenrufe von der SPD. — 
Abg. Mellies: Das ist doch nur der  Sinn 
Ihres Änderungsantrags! — Zuruf von der 
Mitte: Das hat Reinhold Maier vorge

-

schwafelt; das ist der Initiator!) 

Der Herr Bundeskanzler hat dieser Tage in 
einer Rede, ich glaube, in Watenstedt-Salzgitter, 
gesagt, es sei eine krasse Unwahrheit, daß er 
Viermächteverhandlungen nicht wolle. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Die beste Art, solche offenbar falschen Eindrücke, 
die gerade auch außerhalb Deutschlands entstan-
den sind, aus dem Wege zu räumen, wäre doch 
gewesen, daß der Herr Bundeskanzler, wenn es 
eine krasse Unwahrheit ist, daß er gegen Vier-
mächteverhandlungen sei, mit seinen Freunden 
dem sozialdemokratischen Antrag für Viermächte

-

verhandlungen seine Zustimmung gegeben hätte. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Es ist doch schade, daß auch viele angesehene 
Organe der internationalen Presse offenbar einem 
ernsten Irrtum unterlegen sind, Herr Bundes-
kanzler. So haben doch bis in die letzten Tage 
angesehene Organe der internationalen Presse 
vielfach die Version vertreten, der  deutsche Bun-
deskanzler habe bei seinen Kontakten mit den 
anderen Mächten nicht für, sondern eher gegen 
ein rasches Zustandekommen von Viermächtever-
handlungen gewirkt. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Gerade aber über die Notwendigkeit raschen Han-
delns sollte keine Unklarheit aufkommen. Die 
Arbeiter in der Zone haben den Zeitpunkt er-
kannt, an dem ihre spontane Aktion einsetzen 
konnte. Jetzt gilt es, in der westlichen Welt den 
Zeitpunkt zu erkennen — und der Zeitpunkt ist 
gekommen —, zu dem die Frage Deutschland auf 
internationaler Ebene, wenn irgend möglich, ihrer 
Lösung entgegengeführt werden kann. 

Die „Frankfurter Allgemeine Zeitung" hat am 
24. Juni 1953 aus Paris zu berichten gewußt, der 
Herr Bundeskanzler habe nach zuverlässigen 
Informationen zu verstehen gegeben, daß der 
Westen eine Viermächtekonferenz mit  der  Sowjet-
union nicht überstürzen solle. Ich behaupte nicht, 
daß der Berichterstatter der „Frankfurter Allge-
meinen Zeitung" recht hat. Aber es ist doch eigen-
artig, daß der Herr Bundeskanzler immer wieder 
von der Presse mißverstanden wird  und  sich des-
halb immer wieder genötigt sieht, sich gegen 
„krasse Unwahrheiten" zu verwahren. Der Ge

-

danke, man solle sich Zeit lassen, ist übrigens 

auch von anderer Seite entwickelt worden. Als 
unmittelbare Reaktion auf die Geschehnisse des 
17. Juni wurde am 18. Juni aus Washington ge-
meldet, die Vorgänge in Berlin und in der Zone 
schienen die Position 'derjenigen Politiker gestärkt 
zu haben, die sich wenig von einem baldigen 
Treffen der westlichen Regierungschefs mit Ma-
lenkow versprächen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Man solle — so hieß es dort — gewisse Entschei-
dungen ausreifen lassen, sonst werde man wo-
möglich durch eine Viermächtekonferenz zu einer 
Stärkung der sowjetischen Position beitragen. 
Lassen Siè mich dazu folgendes sagen. Erstens: 

Gerade nach den Ereignissen des 17. Juni und an-
gesichts der Repressalien muß allen Ernstes der 
Versuch gemacht werden, ob trotz aller Schwie-
rigkeiten der Weg nicht irgendwann, sondern jetzt 
geebnet werden kann zu einer Entspannung zwi-
schen den Mächten, die Deutschland besiegt und 
besetzt haben und ohne deren Übereinkunft wir 
nicht die Einheit und den Frieden haben werden. 
Zweitens: Angesichts des eindringlichen Appells 
aus der Zone, den niemand von uns überhört 
haben dürfte, kann man nicht sagen, erst müsse 
sichergestellt sein, daß Verhandlungen auch zu 
einem positiven Ergebnis führten. Man kann das 
Ergebnis von Verhandlungen nicht gut vorweg-
nehmen wollen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Natürlich ist niemand von uns, von  der  sozial-
demokratischen Fraktion töricht genug, zu be-
haupten, daß ein positives Ergebnis sicher sei. Wir 
sind alle mit reichlicher Skepsis gewappnet. Aber 
neben der  Skepsis und neben 'dem Mißtrauen 
steht doch die Erkenntnis, daß der ernste Versuch 
zu Verhandlungen unternommen und rasch unter-
nommen werden muß. 
Demgegenüber zieht nicht das Gegenargument 

des „Economist" und des „Wallstreet Journal", 
man müsse dem Bundeskanzler bis nach den Bun-
destagswahlen Zeit lassen. 

Wort!  Hört! bei der SPD.) 
Die deutsche Einheit ist wichtiger als die Wahl-
sorgen des gegenwärtigen Herrn deutschen Bun-
deskanzlers! 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. -Stür

-

mische Zurufe von den Regierungspar

-

teien; Unerhört! — Unglaublich! — Pfui 
Teufel! — Weitere lebhafte Zurufe. — 

Unruhe.) 

— Ich habe meine Antwort auf die Äußerungen 
der auch Ihnen bekannten Organe der englischen 
und amerikanischen Presse — die jeder von 
Ihnen, wenn er will, nachlesen kann — hier in 
der Deutlichkeit gegeben, die uns unerläßlich 
schien. 
Drittens zu dem Argument, daß es nicht so eilig 

sei. Wir können nicht mit gutem Gewissen die 
18 Millionen in der Ostzone auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag vertrösten. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. D. Dr. Ger-
stenmaier: Eine Unverschämtheit! — Wei-
tere stürmische Zurufe von der CDU: 
Unerhört! Pfui! — Erneuter Beifall bei 
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der SPD. — Wiederholte Zurufe von  der 

 CDU: Pfui! — Abg. Dr. Schröder (Düssel

-

dorf): Eine gemeine Unterstellung! — Abg. 
D. Dr. Gerstenmaier: Eine impertinente 
Unterstellung! — Weitere Zurufe und Ge

-

genrufe. — Glocke des Präsidenten.) 

— Es sieht so aus, als ob sich Mitglieder dieses 
Hauses durch diese meine Feststellung getroffen 
fühlten. 

(Widerspruch bei der CDU. — Abg. Dr. 
Schrader (Düsseldorf): Es kommt darauf 
an, wie Sie sie servieren! — Abg. D. Dr. 
Gerstenmaier: Eine gewöhnliche Unter

-

stellung ist das! — Abg. Bausch: Eine 
Unverschämtheit ist das, Herr Brandt! — 
Abg. D. Dr. Gerstenmaier: Das sagen Sie 
ganz bewußt mit Ihrer Doppelzüngigkeit! 
— Gegenrufe von der SPD. — Große 

Unruhe.) 

— Wenn Sie gut zugehört hätten, hätten Sie be-
merkt, daß ich mich hier mit Tendenzen der west-
lichen und allerdings auch der deutschen Politik 
auseinandersetze. 

(Abg. Lücke: Die Leute haben ,,Adenauer" 
gerufen und nicht „Ollenhauer"! — 
Gegenruf von der SPD: Das ist Ihr ent- 

scheidender Irrtum!) 

— Darauf komme ich gleich zu sprechen, Herr 
Kollege Lücke. — Wir dürfen diese 18 Millionen 
in der Zone 

(Abg. Bausch: Das sind Halsabschneider

-

methoden!) 
weder durch unser Zutun noch durch unser 
Nichtstun der Gefahr aussetzen, 

(anhaltende Zurufe rechts) 

daß sich wieder konsolidiert, was möglicherweise 
doch aufgelockert und durch eine gesamtdeutsche 
Regelung überwunden werden kann. Wir haben 
von dieser Stelle aus doch wiederholt von der 
Politik der Stärke als Voraussetzung für Ver-
handlungen gehört. 

(Abg. Dr. Bucerius: Sehr richtig!) 

— Nun, Herr Kollege Dr. Bucerius, haben nicht 
die Kumpel und die Stahlwerker, die Maurer und 
die Fabrikarbeiter politisch gesehen mehr Stärke 
aufgebracht 

(Zuruf von der CDU: Als Sie!) 
als gewisse europäische staatliche Einheiten, deren 
Militärmächte von totalitären Kräften durchsetzt 
sind? 

(Beifall bei der SPD.) 

Und jetzt, angesichts der Schwäche des östlichen 
Regimes in  der  Auseinandersetzung mit der 
Stärke unserer Landsleute, sagt man plötzlich, 
daß die Stärke nichts gilt und daß man noch nicht 
verhandeln will. 

(Abg. Kunze: Wer sagt das?  Das sagen 
Sie jetzt, wir nicht! — Abg. Dr. Bucerius: 

Die ewigen Neinsager!) 

— Herr Kollege Dr. Bucerius, ich habe versucht, 
darzulegen — und Sie können es nicht abstreiten —, 
daß Sie durch den von ihrer Fraktion mit ge-
stellten und unterschriebenen Änderungsantrag 

wegwollen von unserer Forderung, daß sich die 
deutsche Politik für Viermächteverhandlungen 
einsetzt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Abg. 
Dr. Bucerius: Wissen Sie, was der Bun

-

deskanzler gesagt hat?) 

— Das ist mir ganz egal, was der Bundeskanzler 
gesagt hat. 

(Stürmische Rufe von der CDU: Pfui! — 
Klappen mit den Pultdeckeln. — Große 
Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 

Wir reden zu diesem Punkt darüber, was dieses 
Haus zu beschließen hat. 

(Zuruf von der CDU: Verleumdung!) 

Wir reden doch zu diesem Punkt, Herr Kollege Bu-
cerius, darüber, in welcher Entschließung der 
Bundestag seiner Meinung Ausdruck geben soll. 

(Zuruf von der SPD: Lesen Sie doch Ihre 
Entschließung! -- Abg. D. Dr. Gersten

-

maier: Wer so redet, dem soll man glau

-

ben, daß er die Vereinigung will!!) 

Wir sind der Meinung, daß gerade — abgesehen 
von den politischen Verhandlungen auf der Ebene 
der Regierungschefs und der Außenminister — 
auf der Ebene der Hohen Kommissare jener Ge-
sichtspunkt eine Rolle spielen sollte und daß wir, 
auch auf die ,  Gefahr hin, daß es dem einen oder 
andern nicht paßt, die maßgebenden Leute in den 
westlichen Hauptstädten fragen müssen, warum 
denn wohl eigentlich der Westen auf propagan-
distische oder vielleicht auch manchmal ernster zu 
nehmende Vorstöße der Sowjetunion immer nur 
reagiert, anstatt viel stärker, als er es bisher ge-
tan hat, durch seine Vorschläge die Initiative zu 
ergreifen. 

(Sehr gut! bei der SPD. — Abg. Kie

-

singer: War Eisenhowers Botschaft kein 
solcher Vorschlag?) 

Wir haben auch heute wieder durch den Kollegen 
Wehner  eine Reihe von konkreten Vorschlägen 
für die Verhandlungen auf dieser Ebene unter-
breitet. Ein Punkt dieser konkreten Vorschläge 
befaßt sich auch heute wieder mit Initiativen zur 
Lösung der Probleme der widernatürlich gespal-
tenen deutschen Hauptstadt. Wir meinen heute 
wie früher — da gibt -es sicher keine Meinungs-
verschiedenheit —, daß, wer es ernst meint mit der 
Wiedervereinigung, in Berlin den Anfang machen 
sollte. Aber — und da sind wir sicher nicht einer 
Meinung, aber auch das sprechen wir an dieser 
Stelle und heute aus — wir halten es für eine 
schlechte Sache, daß sich der Beitrag der Bundes-
regierung und der Westalliierten zum Thema 
„freie Wahlen" im Augenblick darauf zu beschrän-
ken scheint, daß wir uns über die direkte Wahl 
der Westberliner Vertreter zum Bundestag nicht 
haben verständigen können 

(Abg. Dr. von Brent ano: Und der Ber
-

liner Senat? - Weitere Zurufe) 

und daß sich in der Saarfrage, obgleich auch dort 
freie Wahlen dringend geboten wären, eine be-
merkenswerte Zurückhaltung geltend macht. 

Wir haben von verschiedenster Seite den 
Wunsch gehört, !daß man  sich in den Fragen der 
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Wiedervereinigung um ein Höchstmaß an Gemein-
samkeit bemühen möge. 

(Abg .PeLster: Das wollen Sie ja nicht!) 

Eines aber geht dann nicht. Man kann nicht, wie 
es der Herr Bundeskanzler auch heute in seiner 
Rede getan hat, versuchen, die Wiedervereini-
gungsfrage auf das eine Blatt und die deutsche 
Außenpolitik, auf ein anderes zu setzen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Wiedervereinigungspolitik und Außenpolitik sind 
zwei Seiten der gleichen Sache. 

(Vizepräsident D r. Schafer übernimmt 
den Vorsitz.) 

Wenn wir den Vorrang für die Frage der Wie-
dervereinigung fordern, dann ergeben sich daraus 
unserer Meinung nach auch klare Konsequenzen 
für die  deutsche  Außenpolitik. Darum ist es un- 
logisch, anzudeuten, man solle die gesamtdeutsche 
Frage ausklammern, den Wahlkampf aber, wie 
wir es an anderer Stelle als dieser gehört haben, 
zu einem Plebiszit über die deutsche Außenpolitik 
werden lassen. Übrigens sollte man mit idem Wort 
„Plebiszit" vorsichtig umgehen; 

(Zustimmung bei der SPD) 

denn ihm haftet in diesem Zusammenhang etwas 
vom demokratischen Standpunkt aus durchaus 
Anrüchiges an. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Wir können darum nicht jenem CDU Blatt zu-
stimmen, das in der vergangenen Woche meinte 
feststellen zu sollen, die Erhebung in der Zone sei 
ein Plebiszit für die Politik des Herrn Bundes-
kanzlers gewesen. 

(Lachen bei der SPD.) 

Das heißt denn doch wohl — das bezieht sich auch 
auf die diesbezügliche Bemerkung, die der Herr 
Bundeskanzler zu diesem Thema in seiner Rede 
gemacht hat — die Erhebung dieser Menschen 
etwas leichtfertig für eine hier im deutschen 
Westen außerordentlich umstrittene Politik in 
Anspruch nehmen. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zurufe von 
den Regierungsparteien.) 

Gestern hat das Bulletin der Bundesregierung 
behauptet, die Bevölkerung der Zone habe sich 
mit der Europa-Politik des Herrn Bundeskanz-
lers solidarisch erklärt. Nun, die Menschen in der 
Zone müssen es über sich ergehen lassen, wenn 
sie auf diese Weise in den Parteienstreit hinein-
gezogen werden. 

(Abg. Euler: Die Äußerungen sind aber 
völlig eindeutig, Herr Brandt; sie sagen 

alle dasselbe!) 

— Ich werde Ihnen gleich ein paar Beispiele 
geben, Herr Kollege Euler! — In der machtvollen 
Manifestation in Ost-Berlin und in der sowjeti-
schen Zone drückt sich nicht der Schrei nach dem 
Anschluß an Bonn aus, sondern es drückt sich 
darin auch aus der Anspruch auf die echte Mit-
gestaltung dieser arbeitenden Menschen bei der 
Schaffung einer gesamtdeutschen Ordnung. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich sage Ihnen: die Arbeiter haben vom Bran-
denburger Tor nicht die rote Fahne, sie haben die 
rote Fahne als das Symbol  der  Unterdrücker her-
untergeholt. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte und rechts.) 

Im Zusammenhang mit dem Händler, der 
„Privateigentum" auf seine Bude geschrieben 
hatte, sage ich Ihnen, Herr Kollege Tillmanns: 
glauben Sie, daß es irgendwo im deutschen Osten 
oder im deutschen Westen einen Arbeiter gilbt, 
der so töricht ist, einen Händler mit seinem Ge-
schäft, seiner Bude oder seinem Wagen anzu-
greifen? 

Viel wichtiger, Herr Kollege Tillmanns, ist aber 
doch etwas anderes. Auf den Transparenten, die 
bei den Massenstreiks und bei den Massendemon-
strationen mitgeführt wurden, standen viele und 
wichtige Forderungen. Nirgends hat etwas ge-
standen von jener Reprivatisierung der Mammut

-

werke, für die sich offenbar, wenn die Presse-
meldungen zutreffen, der Herr Staatssekretär im 
Ministerium für gesamtdeutsche Fragen ausge-
rechnet in dieser Situation ausgesprochen hat. 
Wenn die Arbeiter in der Zone für bestimmte 
politische Zwecke im Westen so ausgeschlachtet 
werden sollen, wie es uns heute hier vorgetragen 
worden ist, dann muß man darauf erwidern: die 
fassen die Wiedervereinigung nicht als eine Ge-
legenheit zu persönlichem Gewinnstreben auf. Sie 
wollen demokratisieren, nicht restaurieren. 

(Beifall bei der 'SPD. — Zurufe von der 
Mitte und rechts.) 

Herr Kollege Lücke rief vorhin dazwischen — 
und er bezog sich dabei auf Herrn Tillmanns, der 
das in seiner Rede ausgeführt hatte —, es habe 
Demonstranten gegeben — ich bestreite es gar 
nicht; aber ich habe es nicht gehört oder gelesen 
—, die „Hoch Adenauer" gerufen hätten. 

(Zuruf von der Mitte: Alle! — Lachen und 
Gegenrufe von der SPD.) 

Herr Kollege Tillmanns, wenn Sie sich mit den 
Dingen in der Zone befaßt haben, dann wissen 
Sie genau so gut wie ich, daß es manche Orte in 
der Zone gegeben hat, in denen neben den 
Kampfparolen gegen das SED -Regime in den Be-
schlüssen und in den Parolen der großen Streik-
leitung eine durchaus kritische Note gegenüber 
dem deutschen Westen enthalten war 

(Zuruf von der Mitte: Wo denn?) 

und auch eine Tendenz, die auf eine möglichst 
unabhängige deutsche Politik abzielte. Die Zone 
will die Einheit. Man darf ihr keine Motive und 
keine Konzeptionen unterstellen, die hier wün-
schenswert erscheinen. 

(Zuruf von der Mitte: Das tun Sie ja! — 
Weitere Zurufe.) 

Von einem Vertrauensvotum für diese oder jene 
Richtung der Politik, die  hier  umstritten ist, kann 
keine Rede sein. 
Wir sind also gegen eine Verfälschung dessen, 

was in der Zone erstritten und was dort gelitten 
wurde. 

(Abg. Dr. Tillmanns: Wir alle!)  
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Wer nun meint, die außenpolitische Debatte 

durch ein zurechtgemachtes Gespenst einer angeb-
lich drohenden Neutralisierung und Machtlosig-
keit töten zu können, der wird, glaube ich, den 
Notwendigkeiten nicht gerecht, die in dieser 
Situation angesichts möglicher Viermächtever-
handlungen vor uns stehen. Wer heute noch, wie 
wir es immer wieder erleben, glaubt, die 
demokratische und nationale Zuverlässigkeit der 
deutschen Arbeiterbewegung und der deutschen 
Sozialdemokratie in Frage stellen zu können, der 
nimmt dadurch die Verantwortung für eine noch-
malige, eine zusätzliche Spaltung unseres Volkes 
auf sich. 

(Abg. Dr. Bucerius: Herr Brandt, wo 
kommt denn das Wort vom „Bundes

-

kanzler der Alliierten" her?) 

Tatsache ist doch — und das bezieht sich noch 
einmal auf die angebliche Solidarisierung dieser 
Menschen im Osten Deutschlands mit der Politik 
des Herrn Bundeskanzlers —, daß die außenpoli-
tische Entwicklung in diesen vier Jahren und 
gerade in den letzten Monaten, Herr Bundes-
kanzler, andere Wege gegangen ist, als Sie es in 
diesem Hause und an anderer Stelle und nicht 
zuletzt während Ihrer Reise in Amerika als einzig 
möglich hingestellt haben. 

(Zustimmung bei der SPD. — Zurufe von 
den Regierungsparteien.) 

Tatsache ist weiter, daß die Opposition im Hause, 
daß die sozialdemokratische Fraktion dieses Hauses 
dazu beigetragen hat, daß die deutsche Politik 
nicht in einer Sackgasse gelandet ist. 

(Beifall bei der SPD. — Lautes Lachen 
bei den Regierungsparteien.) 

Sie haben heute zum wiederholten Male die Be-
hauptung aufgestellt, die Opposition habe in ihrer 
kritischen Auseinandersetzung mit der sogenannten 
Integrationspolitik nicht gesagt, wie man es an-
ders machen sollte. 

(Zuruf rechts: Hat sie auch nicht! 
Weitere Zurufe.) 

Wir haben in der Frage der deutschen Einheit 
und in der Frage der Viermächteverhandlungen 
gesagt, wie man es anders machen muß, 

(Zurufe von der Mitte und rechts: — 
Wie denn?) 

und wir sagen es heute, wie man es machen muß. 

(Zuruf von der Mitte: Wo denn?) 

Wir haben in dem System unserer kritischen Aus-
einandersetzung nichts von unserer Forderung 
auf deutsche Gleichberechtigung, auf wirkliche 
Sicherheit und auf eine wirklich diesem Namen 
gerecht werdende europäische Lösung zurückzu-
nehmen. 

(Wiederholte Zurufe von den 
Regierungsparteien.) 

Anstatt nun in den vergangenen Jahren die 
kritischen Vorbehalte, Einwände und Argumente 
der Opposition auszuwerten, um das Gewicht der 
deutschen Politik den Mächten gegenüber zu ver-
stärken, sieht man die Aufgabe, auch heute wieder 

vor diesem Hause, darin, die  Sozialdemokraten zu 
kritisieren, 

(Lachen und Zurufe bei den 
Regierungsparteien) 

ihnen zu sagen, daß sie zu keiner Frage positive 
Vorschläge unterbreitet hätten. 

(Abg. Dr. Schröder (Düsseldorf): Leider 
ist das wahr!) 

Am meisten überrascht uns nun das Argument, 
mit dem der Herr Bundeskanzler heute auf-
wartete: wenn es nun doch zu Vier-Mächte-Ver-
handlungen kommen sollte, wenn sich nun doch 
solche Möglichkeiten anbahnen sollten, dann sei 
das ein Erfolg der Politik, die er betrieben habe. 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte. - 
Abg. Kunze: Sie merken aber auch 

alles, Herr Brandt!) 

Das ist übrigens schwer in Einklang zu bringen 
mit der anderen These, die die Freunde des Herrn 
Bundeskanzlers in den letzten zwei, drei Wochen 
wiederholt vertreten haben — auch an maßgeb-
licher Stelle —, daß eine Wende der sowjetischen 
Politik weder erfolgt noch zu erwarten sei. Man 
kann doch nicht zu gleicher Zeit behaupten, daß 
sich nichts geändert habe und nichts ändern 
werde, daß aber, was sich dann doch geändert 
habe oder ändern sollte, das Ergebnis der eigenen 
Politik sei.  

(Lebhafte Zustimmung bei der SPD. — 
Zuruf von der SPD: Tillmanns hat das in 

der Pressekonferenz gesagt!) 

Die Illusionen auf außenpolitischem Gebiet in 
den hinter uns liegenden Jahren lagen nicht bei 
der deutschen Sozialdemokratie, sondern die Il-
lusionen und der Mangel an Realismus lagen bei 
denen, die die  Verhandlungen zwischen West und 
Ost nicht mit einkalkuliert hatten. Auch das muß 
man heute erörtern, wenn von einer Rechenschaft 
über die Außenpolitik dieser vier Jahre die Rede 
ist. Denn jetzt müssen Sie sich, meine Damen und 
Herren von der Mehrheit, die Sie die Politik, mit 
der wir uns kritisch auseinandersetzen, vorbehalt-
los unterstützen, von maßgebenden ausländischen 
Kommentatoren sagen lassen — z. B. von ameri-
kanischer Seite —, die  umstrittenen kleineuro-
päischen Objekte,, etwa das  der  EVG, seien von der 
ausdrücklichen Voraussetzung ausgegangen, daß 
die Spaltung Deutschlands aufrechterhalten bleibe 
— ich zitiere Walter Lippman. 

(Hört! Hört! bei der SPD. — Lachen in 
der Mitte.) 

Ein Schweizer Organ wie „Die  Tat" schreibt, daß 
die gesamte Außenpolitik des Bundeskanzlers auf 
einem axiomatisch angenommenen endgültigen 
Gegensatz zwischen Moskau und dem Westen 
basiert habe. Ein englischer Kommentator wie 
Herr Haffner vom „Observer", der bis in die 
jüngste Zeit sehr wohlwollend gegenüber den Be-
mühungen des Herrn Bundeskanzlers war, sagt 
nun unter dem frischen Eindruck der jüngsten Er-
eignisse, daß sie es dem deutschen Westen un-
möglich machen würden, die deutsche Wiederver-
einigung der westeuropäischen Integration unter-
zuordnen. Als wir im vergangenen Jahr Verhand-
lungen auf der Ebene aller vier Nächte gefordert 
haben und gewünscht haben, die Westmächte in 
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diesem Sinne zu beeinflussen, da ist es noch vor-
gekommen, daß man uns beschuldigt hat, wir be-
gäben uns damit in Bolschewikennähe. 

(Abg. Dr. von Brentano: Nein!) 

Das ist ja nicht mehr so einfach,  
(Abg. Dr. von Brentano: Wann war denn 
das?  — Zuruf von der Mitte: Frei er

-

funden!) 

seitdem wir in so honoriger Gesellschaft sind, Herr 
Kollege von Brentano, wie der des britischen 
Premiers, dessen Initiative die Möglichkeiten zu 
einer Änderung der internationalen Lage beträcht-
lich gefördert zu haben scheint. In der Debatte 
im englischen Unterhaus, die sich der Churchill

-

Initiative anschloß, war von nicht ganz unbe-
deutender Seite, ich meine: von seiten des Oppo-
sitionsführers Attlee aus, sehr deutlich davon die 
Rede, daß eine einseitige Regelung des deutschen 
Sicherheitsproblems mit einer Politik der Wieder-
vereinigung Deutschlands nicht zu vereinbaren 
sei. 

(Abg. Dr. Bucerius: Wie schön!) 

Weil das so einleuchtend ist, 

(Abg. Dr. -von Brentano: Für Attlee ein

-

leuchtend!) 

muß leider gesagt werden, daß die Bezugnahme 
der drei Westmächte in den Briefen oder Tele-
grammen, die sie in den letzten Tagen dem Herrn 
Bundeskanzler geschickt haben, auf die Note an 
die Sowjetunion vom 23. September vorigen 
Jahres in Verbindung mit den von uns gemeinsam 
angenommenen fünf Punkten vom 10. Juni dieses 
Jahres sicher richtig ist, aber uns allein noch 
nicht weiterbringt. Denn es handelt sich doch um 
zweierlei: 

(Abg. Dr. von Brentano: -Ganz richtig!) 

einmal um die freien Wahlen und die übrigen 
Schritte, die für eine demokratische Lösung des 
deutschen Einheitsproblems unerläßlich sind, zum 
andern um die Verständigung der vier Mächte, 
mit denen der  Friedensvertrag in bezug auf den 
internationalen Rahmen auszuhandeln sein wird, 
innerhalb dessen die von uns erstrebte Lösung 
erfolgen könnte. 

Auch in der amerikanischen Diskussion ist in 
den letzten Monaten ziemlich viel von alternativen 
Lösungen die Rede gewesen, alternativ zu den von 
uns früher häufig mit Leidenschaft erörterten 
Vertragswerken. Uns hat man aber immer wieder 
gesagt, und zwar gerade unter Berufung auf die 
Westmächte und besonders auf Amerika, daß es 
alternative Lösungen überhaupt nicht gebe. Uns 
wollte man noch über Art. 103 der Europa-Ver-
fassung eine zusätzliche Bindung auferlegen, die 
die viel zitierte Handlungsfreiheit einer gesamt-
deutschen Regierung von vornherein illusorisch 
gemacht hätte:. 

(Abg. Dr. Bucerius: Keine Spur!) 

Der Herr Bundeskanzler hat sich ja neuerdings 
von diesen Vorhaben einiger seiner übereifrigen 
Freunde distanziert. Im übrigen hat er aber doch 
wohl heute, wenn ich es richtig verstanden habe, 
durch seine Regierungserklärung auch in der gegen-
wärtigen Situation an den unserer Meinung nach 
überholten Vertragsprojekten festgehalten. Wenn 

wir sagen „überholte Vertragsprojekte" — um dar-
über gar kein Mißverständnis aufkommen zu 
lassen —, muß dabei festgestellt werden, daß wir 
niemals der Meinung waren und es auch heute 
nicht sind, daß damit die grundsätzliche Frage der 
Verteidigungsbereitschaft aufgeworfen wird. Wir 
haben nie einen Zweifel darüber gelassen, daß 
wir unter den Bedingungen der Gleichberechti-
gung und  der  Nichtgefährdung unseres Ringens 
um die Wiedervereinigung bereit sind, an  der 

 Schaffung eines gemeinsamen Systems effektiver, 
wirksamer Sicherheit mitzuwirken. 

(Dr. von Brentano: Sie haben sich sehr viel 
Zeit damit gelassen!) 

Es geht also nicht um diese mehr grundsätzliche 
Frage, und es geht auch nicht um mehr periphere 
Fragen, die dieser Tage in die Debatte geworfen 
wenden, wie etwa um die Frage, ob der Kontroll-
rat von 1945 wiederaufgerichtet werden sollte, 
den niemand wiederautgerichtet sehen will. 

(Zuruf von der Mitte: Aha! — Abg. Dr. 
Solleder: Sehr gnädig!) 

Aber nun -hat der Herr Bundeskanzler in den 
Erklärungen der letzten Tage und Wochen mehr-
fach — auch in Watenstedt-Salzgitter — von der 
seiner Meinung nach bestehenden Gefahr ge-
sprochen, daß die Westmächte über 'den Kopf 
Deutschlands hinweg mit der Sowjetunion ver-
handeln könnten, daß eine Vier-Mächte-Kon-
ferenz ohne das deutsche Volk entscheiden könnte. 
Diese Befürchtung geht unserer Meinung nach 
von einer besonders mißtrauischen und, wie wir 
hoffen, überängstlichen Einschätzung der Politik 
der  Westmächte aus. Es entspricht im übrigen 
unserer Meinung nach nicht 'der europäischen unid 
der internationalen Lage des Jahres 1953, daß man 
die deutsche Frage überhaupt noch über die Köpfe 
der Deutschen hinweg erledigen könnte. Gerade 
das sollte auch nach den jüngsten Ereignissen 
klargeworden sein. 

(Abg. Euler:  Das ist noch immer die 
Meinung Moskaus!) 

Im übrigen wird die These, daß es ohne die 
Deutschen bei einer solchen etwaigen Verständi-
gung nicht geht, von uns in keiner Weise bestrit-
ten. Wir sollten dafür sorgen, daß die Mächte in 
Kenntnis der deutschen Vorstellungen in die zu 
wünschenden Verhandlungen hineingehen. Wenn 
jemand uns einen Vorwurf machen will, so fällt 
er auf den zurück, der ihn erhebt; denn, meine 
Damen und Herren, wir werden möglicherweise 
unter Umständen gerade dann Objekt, wenn wir 
zu passiv bleiben, wenn wir im Hinblick auf diese 
Konferenzen nicht genügend konkrete Vorschläge 
machen. Weder Trauerfeiern noch Telegramme 
reichen hier im Sinne konkreter Vorstöße und 
Maßnahmen unserer Meinung nach aus. 

(Abg. Dr. Tillmanns: Na was denn?) 

— Was denn? Zum Beispiel, Herr Kollege Till-
manns, daß über die allgemein gehaltenen fünf 
Punkte vom 10. Juni hinaus jenes konkret

-

werdende Verhandlungsprogramm sowohl auf der 
Ebene der Hohen Kommissare wie aber auch in 
der eigentlichen politischen Ebene für die Außen-
ministerkonferenz in  Washington  und für eine 
etwaige Viermächtekonferenz erarbeitet werden 
müßte. 
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) Wir sehen übrigens die größere Gefahr — und 
auch das möchte ich hier sagen —, noch immer 
darin, daß die Mächte bis auf weiteres über eine 
Lösung der deutschen Frage überhaupt nicht ver-
handeln. Die deutsche Politik darf nichts tim, was 
diese Gefahr vergrößern könnte. Wir begrüßen 
ausdrücklich, daß der Herr Bundeskanzler die 
friedlichen Ziele der deutschen Politik in alle 
Himmelsrichtungen auch bei dieser heutigen Ge-
legenheit unterstrichen hat. Darüber kann und 
darf es keine Meinungsverschiedenheiten geben, 
daß das Friedensinteresse der deutschen Politik, 
wer auch immer sie vertritt, über jeden Zweifel 
erhaben sein muß. Denn wir wünschen und 
müssen es wünschen, daß am Verhandlungstisch 
zu regeln versucht wird, was uns sonst den 
Schrecken eines neuen Weltkriegs auszusetzen 
droht. Es gibt keine andere Lösung als die fried-
liche Lösung der deutschen Frage. Es gibt keine 
andere Möglichkeit als die der Verhandlungen 
über die deutsche Frage. Darum müssen wir sie 
fordern. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir Sozialdemokraten forden angesichts der uns 
auferlegten gemeinsamen großen Verantwortung 
mehr Aktivität, mehr Zielklarheit, mehr Ent-
schlossenheit im Kampf um die deutsche Einheit 
in Frieden und Freiheit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
I Meine Damen und meine Herren! Ich kann nur auf 
die eine oder andere der Ausführungen des Herrn 
Brandt eingehen, weil ich einen leitenden Faden 
in den ganzen Ausführungen nicht gefunden habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: Das liegt nicht an Herrn 
Brandt!) 

— Es mag ja sein, daß es an mir liegt. Ich sage: 
ich habe ihn nicht gefunden. 

(Beifall bei der SPD, in der Mitte und 
rechts. — Abg. Dr. Menzel: Gute Er

-

kenntnis!) 
Ich muß zunächst zwei persönliche oder das Per-
sönliche streifende Bemerkungen beantworten. 
Erstens bitte ich davon Kenntnis zu nehmen, daß 

der „Rheinische Merkur" mir in keiner Weise nahe-
steht. 

(Lachen bei der SPD. - Abg. Dr. Mommer: 
Namensartikel!) 

Ich bin weder Besitzer von Anteilen, noch habe ich 
je etwas darin geschrieben. 

(Abg. Rische: Sind Sie wenigstens Abon

-

nent? — Zurufe von der SPD.) 
Zweitens, meine Damen und Herren, hat Herr 

Brandt Interesse für meine Wahlsorgen gezeigt. Er 
hat es nicht nötig. Ich kann ihm nur wünschen, er 
hätte so wenig Wahlsorgen, wie ich sie habe. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Lebhafte Zurufe von der SPD: 
Wahlgesetz! — Weiterer Zuruf von der 

SPD:  Lassen Sie Berlin wählen!) 
— Ja, Berlin! Darauf will ich Ihnen etwas sagen. 
Ich würde mich darauf gefreut haben, in Berlin 

einen Wahlkampf führen zu können, weil ich über-
zeugt bin, wir hätten ihn haushoch gewonnen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Heiland: Warum lassen Sie denn 
nicht wählen? — Abg. Dr. Wuermeling: 
Weil wir keine Parteipolitiker sind! — 
Lachen bei der SPD. — Glocke des Präsi

-

denten.) 
Aber ich halte es für unmöglich und habe es für 
unmöglich gehalten, daß gerade ausgerechnet in 
Berlin, in dieser vorgeschobenen deutschen Bastion, 
deutsche Parteien die Frage des Verhaltens im 
West-Ost-Konflikt zum Gegenstand des Wahlkamp-
fes machen. 

(Beifall in der Mitte. 	Zurufe von der 
SPD.) 

Daran würde nur der Russe Freude gehabt haben. 
(Zuruf von der SPD: Meinen Sie nicht, daß 
die Berliner darüber sprechen? — Abg. Dr. 
Greve: Die Nähe des „Rheinischen Mer

-

kurs" macht sich bei Ihnen aber doch et

-

was bemerkbar!) 
— Ich wünschte, ich hätte mehr Zeit, ihn zu lesen; 
denn es sollen oft sehr gute Artikel drin stehen. 

(Heiterkeit.) 

Lassen Sie mich nun die Sache einmal ganz nüch-
tern nehmen und ganz ruhig auf das antworten, 
was  Herr Brandt gesagt hat. Ich stimme mit ihm 
vollkommen darin überein, daß uns nur ein 1 ber-
einkommen der vier Mächte Frieden und Freiheit 
wiedergeben kann. Aus eigener Gewalt können 
wir das nicht. Nun darf aber Herr Brandt doch 
nicht übersehen, daß zwischen diesen vier Mächten 
einmal vereinbart gewesen ist, daß sie den Frie-
densvertrag unter sich aushandeln sollten und daß 
er dann uns präsentiert werden soll. 

(Abg. Erler: Wo ist denn das vereinbart?) 
Sie werden mir zugeben - auch Sie, Herr Brandt -, 
daß die Position Deutschlands, wenn ihm diese vier 
Siegermächte einen Friedensvertrag vorlegten, 
außerordentlich ungünstig gewesen wäre. 

(Abg. Erler: Das ist ja nirgends verein

-

bart!) 

— Das hat die Prawda ja jüngst wieder verlangt. 
(Zuruf links: Das stimmt nicht! — Weitere 

Zurufe links.) 
Lesen Sie mal in den Noten der Sowjetunion. Lesen 
Sie diese genau so, wie Sie die amerikanischen und 
englischen Blätter lesen. Da lernen Sie mehr draus. 
Deswegen müßte doch jede deutsche Regierung 

— ich betone das, nicht nur diese deutsche Regie-
rung - versuchen, von den vier Mächten, von 
denen Frieden, Freiheit und Wiedervereinigung 
abhängen, den größeren Teil auf ihre Seite zu be-
kommen. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Das ist doch eine so banale Wahrheit; das muß 
doch jeder verstehen, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — Zu-
rufe von der SPD) 

vorausgesetzt natürlich, daß er überhaupt ver-
stehen will. 

(Sehr richtig! in 'der Mitte. — Zurufe von 
der SPD.) 

Und das, meine Damen und Herren, ist uns ge

-

lungen: wir haben von den Vieren die drei West- 
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mächte auf unserer Seite für eine Wiedervereini-
gung Deutschlands in Frieden und Freiheit und 
nicht für einen Diktatfrieden. Das ist doch ein 
großer Erfolg. 

(Sehr wahr! in der Mitte. — Zuruf von der 
SPD.) 

Es ist ein Erfolg, an den vor drei Jahren noch nie-
mand zu denken gewagt hätte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  
Ich will hier nicht weiter gehen; ich werde das 
schon bei den Wahlreden besorgen, und zwar sehr 
gründlich. 

(Abg. Kunze: Wir mit Ihnen, Herr Bun

-

deskanzler!) 
Es wird immer wieder verlangt: Ihr habt darauf 

zu dringen, daß sofort Viermächteverhandlungen 
stattfinden. — Aber, verehrter Herr Brandt, ich 
kann von den Mächten doch höchstens drei, die 
drei Westalliierten, darum ersuchen, aus den und 
den Gründen so schnell wie möglich zu machen. 

(Abg. Dr. Bärsch: Machen Sie denn das, Herr 
Bundeskanzler? — Weitere Zurufe von der 

SPD.) 
— Seien Sie überzeugt davon, daß ich das bei jeder 
nur denkbaren Gelegenheit tue. Sie müssen sich 
aber die Verhandlungen nicht so vorstellen, als 
wenn ich die drei Mächte vor mir sitzen hätte und 
oben auf dem Pult stünde und eine donnernde Rede 
hielte. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Anhaltende Zurufe von der 
SPD. — Glocke des Präsidenten.) 

Zu einer Viermächtekonferenz gehört doch auch der 
Vierte. Ich will Ihnen mal in aller Ruhe sagen, 
was Sowjetrußland getan hat, seitdem Semjonow 
da ist. Die drei westalliierten Kommandanten 
haben scharf protestiert gegen die Vorgänge in der 
Ostzone, gegen den Gebrauch von Waffen usw. Es 
ist ihnen nicht möglich gewesen, in dem sowjet-
russischen Hauptquartier einen Offizier zu be-
kommen, der den Protest entgegengenommen hat. 

(Hört! Hört! bei den Regierungsparteien.) 
Hören Sie weiter: Die drei Hohen Kommissare sind 
letzten Samstag in Berlin gewesen. Sie sind doch 
nicht mit irgendwelchen nebensächlichen Absichten 
nach Berlin gegangen, sondern wollten dem Herrn 
Semjonow nahelegen, sich mit ihnen in Verbin-
dung zu setzen. Herr Semjonow hat keine Notiz 
von ihnen genommen. 

(Erneute Rufe bei den Regierungsparteien: 
Hört! Hört!) 

Glauben Sie denn, meine Damen und Herren (zur 
SPD), daß Mächte wie die Vereinigten Staaten, 
Großbritannien und Frankreich dann auf den 
Knien hinkriechen und sagen: „Bitte, haltet eine 
Viermächtekonferenz für Deutschland ab!"? Wie 
stellen Sie sich denn die Sache überhaupt vor? 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien. 
— Zurufe von der SPD.) 

Von Herrn Brandt sind — allerdings mit ge-
wissen Schattierungen — Behauptungen vorgetra-
gen worden. Er hat nämlich immer nur Zitate ge-
bracht, jedoch nicht gesagt, ob er sich damit iden-
tifiziere oder völlig identifiziere. Aber die Zitate 
bringt er doch nur, um mich zu diffamieren. Aus 
gar keinem andern Grund hat er das getan. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Ich bin dafür — diesen Standpunkt habe ich im-
mer vertreten und vertrete ihn auch jetzt —, daß 
sobald wie möglich eine Viermächtekonferenz ab-
gehalten wird, wenn auch nur eine geringe Aus-
sicht auf Erfolg besteht. 

(Abg. Heiland: Dann müssen Sie unserem 
Antrag zustimmen! — Gegenruf des Abg. 

Huth: Ihr lauft ja hinterher!) 
— Ich will in dieser Debatte jetzt nicht auf den 
Antrag eingehen, möchte aber doch noch eines sagen. 
Wir haben soeben zwei Redner der Opposition ge-
hört: Herrn Wehner und Herrn Br andt. Sie wis-
sen genau, daß ich noch lange nicht immer mit 
Herrn Wehner übereinstimme. Aber ich muß sagen: 
aus dem, was er gesprochen hat, klang wenigstens 
eine ehrliche Empörung über das, was in der Ost-
zone passiert ist, klang der Aufruf an dieses Hohe 
Haus, doch zusammen etwas dagegen zu tun. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Dagegen gingen die Ausführungen, die Herr Brandt 
machte, in einer völlig anderen Richtung, und sie 
haben uns keinen Schritt weiter gebracht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Huth: Brandt geschlagen!) 

Er hat vielmehr in dieses Haus, auf das ja auch die 
Leute im Ostsektor und in der Sowjetzone sehen, 
jetzt wieder Zwietracht hereingebracht. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: Wahlrede! — Weitere 
Zurufe von der SPD und KPD.) 

Meine Damen und Herren! Zu dieser Empfind-
lichkeit auf seiten der Opposition 

(Abg. Mellies: Bei Ihnen! Nicht bei, uns! — 
Unruhe. — Glocke des Präsidenten) 

möchte ich Ihnen einmal folgendes sagen: Das Mi-
nisterium des Herrn Kaiser hat eine Broschüre mit 
einer Anzahl von Briefen aus der Sowjetzone her-
ausgegeben, und weil in zwei oder drei dieser Briefe 
Kritik geübt war an  der Politik der Sozialdemo-
kratischen Partei, hat Herr Brauer von Hamburg 
verlangt, daß diese Briefe aus der Sowjetzone nicht 
weiter verbreitet werden dürften. 

(Lebhafte Hört! Hört!-Rufe von den Regie

-

rungsparteien. — Zuruf von der SPD: 
Fragen Sie einmal, was Herr Kaiser dazu 

sagt! — Weitere Zurufe links.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Dr. Becker. 

Dr. Becker (Hersfeld) (FDP): Meine Damen und 
Herren! Als ich vorhin Zeuge der Lärmszenen in 
diesem Hause wurde, da gingen meine Gedanken 
an die Gräber derjenigen, die am 17. Juni gefallen 
sind; 

(Oh!-Rufe bei der SPD) 
da gingen sie an die Krankenbetten der Verwun-
deten und in die Zellen der Inhaftierten, und ich 
habe mich gefragt: womit haben diese Menschen, 
die ihren Mut für Deutschl and bewiesen haben, das 
verdient! 

(Lebhafte Zustimmung bei den Regierungs

-

parteien. — Zurufe von der SPD.) 
Ich hatte geglaubt, daß dieses Haus, ehe es nun 
seine Legislaturperiode abschließt, bei einer außen

-

politischen Debatte einmal auf der Höhe der Situa- 
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tion stehen würde, und wir haben erlebt: partei-
politische Klopffechterei. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ich bitte, mir zu gestatten, wenn Sie schon Goût 
für parteipolitische Klopffechtereien haben, mei-
nerseits davon abzusehen und bei einer außenpoli-
tischen Debatte auch von der Außenpolitik zu 
sprechen. 

(Abg. Renner: War das keine Klopffech

-

terei?) 

— Ruhe bei der fünften Kolonne! 

(Beifall in der Mitte und rechts.— Abg. 
Renner: Wissen Sie keine dämlichere Ant

-

wort? Das hat Ihnen auch Hitler beige

-

bracht!) 

Wenn ich schon von einer Außenpolitik sprechen 
muß, die sich anknüpft an die Punkte: Wiederver-
einigung und Zusammenführung sowie an die Vor-
gänge vom 17. Juni, dann müssen wir uns auch 
über die Weltlage im ganzen klar werden. Deshalb 
lassen Sie mich einmal mit einem Parallelfall be-
ginnen, und dieser Parallelfall heißt Korea. Als im 
Sommer 1950 Nordkorea, russisch gedrillt, über 
Südkorea herfiel, das keine Wehrmacht hatte, in 
dem Augenblick wurde eine Wiedervereinigung des 
gespaltenen Korea nach volksdemokratischen 
Grundsätzen versucht. 

(Abg. Euler: Sehr richtig!) 

Und da griff Amerika ein. Denn mit diesem Angriff 
hatten die Russen versucht, der amerikanischen 
Politik eine gewisse Zwickmühle aufzumachen, die 
in folgendem bestand: Griff der Amerikaner nicht 
ein, dann wurde diese Wiederveeinigung nach 
sowjetzonalen Grundsätzen Wahrheit, außerdem 
verlor Amerika das Gesicht bei allen europäischen 
Völkern. Dort wäre der Gedanke aufgetaucht: „Na, 
so wie dort, geht es uns vielleicht auch!" Diese Be-
fürchtung hat Amerika durch seine Politik zer-
streut. 

Aber die andere Seite der Zwickmühle in der 
koreanischen Politik war folgende: Nunmehr 
konnte die Propaganda der Sowjetrussen durch 
ganz Asien gehen und konnte die nationale Selb-
ständigkeit und die Freiheit der asiatischen Völker 
predigen, konnte weiter predigen von dem Angriff 
der weißen Rasse, der Kapitalisten und der Agres-
soren; sie konnte, mit anderen Worten, dem Kom-
munismus, den sie in Asien verbreiten wollte, die 
Maske der nationalen Selbständigkeit und der Hilfe 
zur Erlangung dieser Selbständigkeit der asiatischen 
Völker vorhängen. So steht die Weltpolitik, zumal 
es sich in diesen Zeiten auch um die Ausgangszeiten 
des kolonialen Zeitalters handelt, in Asien vor der 
Frage, nun diese Maske der nationalen Politik den 
Russen vom Gesicht zu reißen, damit eben der 
Kommunismus in seiner echten, nackten Gestalt 
den asiatischen Völkern klar in Erscheinung tritt. 

So haben wir es erlebt, daß es nach drei Jahren 
Krieg in Korea und nach zwei Jahren Verhandlun-
gen über Waffenstillstand — zwei Jahre Verhand-
lungen! — zu einem Abkommen zu kommen 
scheint, das zu dem Ergebnis führt, daß alles bleibt, 
wie es war: der Norden volksdemokratisch, der 
Süden echt demokratisch! 

(Abg. Renner: Oder amerikanisch!) 

Aber so, daß der Süden, wenn er seine Selbständig

-

keit und seine Freiheit behalten will, sie nirgends 

anders finden kann als in echter Verbindung mit 
den Völkern des freien Westens! 

(Abg. Renner: Mit Eisenhower!) 

Das ist die Lehre, die aus Korea zu ziehen ist. 

Und nun kommen wir zu den anderen Punkten, 
auf die wir bei der Betrachtung der Weltlage zu-
rückgehen müßten. Es ist die Stellungnahme der 
USA in der Proklamation des Präsidenten Eisen-
hower vom Frühjahr dieses Jahres. Er spricht darin 
davon, daß unsere Bundesrepublik bewaffnet sein 
müsse, daß sie als solche in ein Europa integriert 
werden müsse; er spricht weiter davon, daß das 
ganze Deutschland, dieses wiedervereinigte Deutsch-
land,  ebenfalls als Teil eines größeren Europas 
aufgefaßt und integriert werden müsse, und er 
spricht davon, daß auch Osteuropa, der Balkan wie-
der der Freiheit entgegengeführt werden müsse. 
Auf der anderen Seite steht in Amerika — die 

Ansichten sind nicht einheitlich — die Richtung 
des Senators Taft. Herr Taft hat der Meinung Aus-
druck gegeben, daß man dieses Europa, das an-
scheinend nicht wisse, was es wolle, das in seinen 
einzelnen Staaten sich einer Vereinigung, einer 
Wiederbewaffnung entgegenstelle, unter Umstän-
den seinem Schicksal überlassen und daß Amerika 
sich auf die periphere Verteidigung beschränken 
solle. Das bedeutet, daß die Verteidigung im Falle 
eines Angriffs nur von Flugzeugen geführt würde, 
die in England, in Spanien, in der Türkei und in 
Griechenland stationiert seien. Das bedeutet, daß, 
wenn dieser Kontinent jemals vor dem Ansturm 
aus dem Osten seitens der USA geräumt werden 
müßte, das Ruhrgebiet, das lothringische Gebiet, 
das luxemburgische, das belgische Industriegebiet 
vorher nach dem System der verbrannten Erde 
vernichtet werden müßten, damit nicht diese Stahl-
kapazität zusätzlich zur russischen etwa dem 
Osten zugute käme. Was das für uns in Deutsch-
land bedeutet, brauche ich nicht auszuführen. Des-
halb müssen wir darauf sehen, daß diese Ideen, 
die der Senator Taft vertritt, nicht Wirklichkeit 
werden. Ein Staat muß in Europa sein — und un-
ser Deutschland muß das sein —, der zeigt, daß er 
die Zeichen der Zeit erkannt hat  und gewillt ist, 
daraus auch die Konsequenzen zu ziehen. 

(Abg. Renner: Wie Hitler!) 

Auf der anderen Seite die Ausführungen des 
englischen Premierministers Churchill. Diese Aus-
führungen gehen dahin, daß er ein Locarno vor-
schlägt, das er sich offenbar etwa wie folgt 
denkt: Deutschland wiedervereinigt, Deutschland 
auch in einer gewissen Weise bewaffnet, aber nicht 
inkorporiert in ein Europa, sondern unmittelbar 
als selbständiger Staat Nachbar Rußlands; und um 
hier im Osten dann ein deutsch-russisches Locarno 
zu schaffen, die Garantie Englands an  Rußland, 
daß nie wieder von Deutschland oder aus dem 
deutschen Raum heraus irgendwie ein Angriff ge-
gen den Osten gestartet werden könnte, und eben-
so die Garantie gegenüber Deutschland, daß der 
Russe es nicht angreifen würde. 
Die westeuropäische und die westliche Presse 

überhaupt oder ein Teil dieser Presse hat daraus 
den Schluß ziehen zu können geglaubt, daß ein 
Widerspruch zwischen diesen beiden Auffassungen 
bestände, und hat weiterhin den Schluß ziehen zu 
können geglaubt, daß die englische Regierung ge-
willt sei, die Führung der westlichen Nationen an 
sich zu reißen. Ich bin persönlich der Meinung, daß 
ein solcher Widerspruch nicht vorhanden ist, son-
dern daß sich durchaus auch eine Einigung, eine 
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Übereinstimmung dieser Arten Politik finden läßt. 
Ich komme darauf noch zu sprechen. 
Zuvor aber: Was ist in diesem Europa denn nun 

geschehen? Sind wir in der Lage, hier überhaupt 
als Macht einzugreifen? Ist Deutschland allein in 
der Lage, mit Rußland über die Wiedervereini-
gung zu verhandeln? Ist das Europa als Ganzes 
schon so weit, daß es verhandeln kann? Die Mon-
tanunion haben wir geschlossen, Verträge sind un-
terschrieben, noch nicht allseitig ratifiziert; in 
Baden-Baden soll im August der Vertrag über die 
europäische Einheit erörtert werden. Eine Berner-
kung hier dazu: In der Diskussion ist davon die 

 Rede gewesen, in den vergangenen Wochen, ins-
besondere in den Zeiten der Regierungskrise, in 
Frankreich habe man hier und anderwärts der 
Meinung zugeneigt, diese Vertragsentwicklung sei 
gehemmt, die Verträge seien tot, sie würden nicht 
Wirklichkeit werden. Dieser Punkt ist aber nun 
überwunden. Ich bitte alle diejenigen, die mit mir 
in der Verfassungskommission in Paris gearbeitet 
haben, sich die Ministerliste des jetzigen französi-
schen Kabinetts anzusehen, und Sie werden finden, 
daß der tote Punkt überwunden ist. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

So darf ich Ihnen als einmütige Auffassung meiner 
Fraktion — und ich bitte, davon Notiz zu neh-
men — mitteilen, 'daß wir grundsätzlich auf dem 
Boden dieser Vertragspolitik stehen und daß wir 
wünschen, daß diese Vertragspolitik durchgeführt 
wird, durchgeführt wird zum EVG-Vertrag, durch-
geführt wird auch zum Vertrag über die Schaffung 
einer Europäischen Gemeinschaft. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir hoffen, daß bei den Verhandlungen im August 
in Baden-Baden auch die Mitglieder des europäi-
schen Verfassungsausschusses Gelegenheit haben, 
zusammen mit den Regierungen diese Angelegen-
heit in besonderer Weise voranzutreiben. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

In das Weltbild, das ich geschildert habe stößt 
nun die russische Propaganda hinein, die es zu-
nächst auf die Einwirkung auf die Wahlen in Italien 
angelegt hat und die es nun auf die Wahlen am 
6. September in der Bundesrepublik abgesehen hat. 
Es gibt westeuropäische Gazetten, die glauben, aus 
all den kleinen Zügen, die sich jetzt von der rus-
sischen Seite her zeigen, könne geschlossen wer-
den, Rußland habe sein System vollständig ge-
ändert. Wenn's wahr wäre, wir würden's gern 
glauben. Aber wir, meine Damen und Herren, wir 
haben ja unter einem solchen System gelebt. Wir 
kennen die bitteren Erfahrungen, die wir gemacht 
haben. Wir wissen: Jedes totalitäre System hat 
ein inneres Lebensgesetz in sich, nach dem es an-
tritt, nach dem es handelt und nach dem es zu-
grunde geht. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Renner: Sie 
sind aus der Zeit übriggeblieben!) 

Dieses innere Gesetz geht dahin, daß sie versuchen, 
die Ideen, die sie vorantreiben, als allein selig

-
machende Ideen mit Kampf, mit Macht in der gan-
zen Welt zu verbreiten. Das zweite innere Gesetz 
ist, daß sie nur durch Furcht und Schrecken ihre 
Herrschaft aufrechterhalten können. Und weil sie 
nur durch Furcht und Schrecken diese Macht auf-
rechterhalten können, müssen sie die Furcht und 
den Schrecken in Form einer Spirale, einer Schraube 
immer weiter verstärken und haben dabei dann 
nach außen hin doch ein gewisses sogenanntes 
Sicherheitsbedürfnis. 

Es ist das Merkwürdige, daß uns vorgeredet wird, 
das Sowjetreich, das sich von 1944 bis 1948 80 bis 
90 Millionen Menschen in den Satellitenstaaten 
praktisch unterworfen hat, das Sowjetreich, das 
1950 zum Angriff auf Korea startete, habe jetzt 
das Bedürfnis nach Sicherheit vor den 12 Divisio-
nen, die in Deutschland zunächst nur auf dem Pa-
pier stehen. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Renner: Es hat die ganze Welt gegen 

sich!) 
Ich bin überzeugt, daß uns bis zum 6. Sptember 

noch mehr Avancen gemacht werden, 
(Sehr richtig! bei der FDP) 

daß auf denjenigen Geist spekuliert wird, von dem 
der Dichter sagt, daß gegen ihn sogar Götter ver-
gebens kämpfen. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Wenn man glaubt, daß wirklich Vorschläge und 
Avancen gemacht würden, die die Grundlage für 
gute Verhandlungen sein könnten, dann wäre es 
das Dümmste, was wir heute machen könnten, 
wenn wir sagten, wir wollten unter allen Umstän-
den verhandeln. Dann sollten wir uns\ doch so teuer 
wie möglich verkaufen und sollten erst mal war-
ten, welche Vorschläge überhaupt noch kommen. 

(Abg. Renner: Sie wollen unser Volk ver

-

kaufen!) 
Statt dessen predigt jetzt die ganze Welt von 

einer Vierer-Konferenz. Gut, wenn man sich was 
davon verspricht, meinetwegen. Aber wer sind 
denn die Vier? Nr. 1: Rußland doch wohl, hat über-
haupt noch nicht Laut gegeben, Nr. 2: die Vereinig-
ten Staaten, Nr. 3: England, Nr. 4: Frankreich. Wo 
bleibt Deutschland, wo bleibt Europa? Die kleinen 
Staaten Dänemark, Holland, Belgien, Luxemburg, 
Schweiz und Österreich haben auch ein Lebens-
interesse daran, daß dieses Deutschl and bestehen 
bleibt, auch ein wiedervereinigtes Deutschland, 
weil ihre Sicherheit dann bestehen bleibt, denn 
sonst sind sie mitverloren. Ich hatte neulich Ge-
legenheit, auf einer Versammlung in Kassel mit 
einem holländischen Sozialisten zusammen zu 
sprechen. Dieser holländische Sozialist beschwor 
uns, nicht auf die Lockungen des Ostens hereinzu-
fallen.  Er sagte: Die Holländer haben ein großes 
Interesse daran, daß 'der Deutsche fest bleibt, weil 
hinter dem Deutschland dann auch die kleinen 
Staaten sicher sind. Meine Damen und Herren, wir 
haben in dieser Situation eine gewisse Führungs-
rolle, nicht im machtpolitischen Sinn, aber im 
psychologischen Sinn. Wir müssen dazu aufrufen, 
daß dieses Europa, das sicherheitsbedürftig ist, nun 
seinerseits auf diesen Konferenzen auch zu Wort 
kommt. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Renner: Garant der Sicherheit!) 

In diese Versuche des Ostens hinein kam nun der 
17. Juni in Berlin. Die Ereignisse dieses 17. Juni 
nötigen uns nicht nur Hochachtung ab. Auch wir 
neigen uns in Trauer vor dem Opfer, das in Berlin 
gebracht worden ist, und wir neigen uns vor dem 
Mut, der da gezeigt worden ist. Wenn wir die 
Schlußfolgerung ziehen unter Hinzunahme der 
Schilderungen der Kollegen Tillmanns und Wehner 
über die Ereignisse dort und besonders des einen 
Satzes, von dem uns Herr Wehner mitgeteilt hat, 
daß er dort gerufen worden sei: „Wir sind Arbeiter, 
aber wir wollen keine Sklaven sein!", dann geben 
diese Geschehnisse uns drei Lehren. Die erste Lehre 
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ist die, daß der deutsche Osten ungebrochen zu 
seinem ungeteilten Vaterland hält und daß er mit 
uns die Wiedervereinigung, die Zusammenfassung 
Deutschlands in einem Staat, wünscht. Die zweite 
Lehre ist die, daß diese Menschen sich einen solchen 
Staat nur als einen politisch freien Staat vor-
stellen können. 

(Abg. Renner: Als einen Adenauer-Staat!) 
Die dritte Lehre ist folgende, und darauf mache ich 
aufmerksam: In der Ostzone hat man ein System 
eingeführt, durch welches die Wirtschaft als solche 
zertrümmert worden ist. Eine Wirtschaft, wie wir 
sie in den freien Ländern des Westens kennen, 
existiert dort nicht mehr; sie wirft dort für den 
Staat keine Erträgnisse mehr ab. Nunmehr mußte 
das, was schließlich für den Staat und für die All-
gemeinheit geschaffen werden mußte, durch eine 
erhöhte Arbeitslast des Arbeiters herausgeholt 
werden. Das Stachanow-System in Rußland und 
das Hennecke-System in der Ostzone sind die 
Quintessenz dessen, was vor rund 100 Jahren in 
dem Kommunistischen Manifest als das Paradies 
für die Lohnarbeiterklasse — um im Jargon von 
Karl Marx zu reden — bezeichnet worden ist. Und 
nun hat gegen dieses System knapp 100 Jahre nach 
der Proklamation des Kommunistischen Manifestes 
gerade die Lohnarbeiterklasse als erste revoltiert! 

(Lebhafter Beifall rechts.) 

Das ist eine Feststellung, die nicht aus der Welt zu 
schaffen ist. Das ist das Dritte, weswegen der 17. 
Juni von so weltbewegender Bedeutung ist. 
Alle drei Wirkungen dieses Tages haben im 

Westen eingeschlagen, und der Westen hat nun 
auch seinerseits — das muß man anerkennen — 
die  Voraussetzungen verstärkt, auf Grund deren er 

3) in Verhandlungen mit dem Osten eintreten könnte, 
wenn — und nun darf ich Bezug nehmen auf das, 
was der Herr Kanzler eben ausgeführt hat — im 
Osten die Neigung dazu besteht. 
Ich darf doch wohl die SPD dahin verstehen, daß 

sie eine unmittelbare Verhandlung zwischen der 
Bundesrepublik und der Sowjetunion nicht wünscht 
oder nicht ins Auge gefaßt hat, daß sie dieses Mo-
ment also ausschaltet. Schaltet sie es nicht aus, 
dann bitte ich alle die, die Skat spielen, sich doch 
einmal folgende Verteilung der Karten vorzustel-
len: Der eine hat die vier Jungen, die vier Asse 
und zwei Zehnen, und den ganzen andern Dreck 
haben die anderen. 

(Heiterkeit.) 
Wenn die jetzt miteinander verhandeln, d. h. reizen 
wollen, dann können die anderen, die den Dreck 
haben, noch nicht einmal einen lumpigen Null ou-
vert auf die Beine bekommen. 

(Heiterkeit. — Abg. Renner: Erzählen Sie 
uns nicht so viel über Skat! Davon ver

-

stehen Sie auch nichts. Der Null ouvert 
zählt 46 mehr als der Grand mit einem 

Adenauer!) 
Also diese Form der Verhandlung fällt ja wohl 
ohnehin weg. 
Zweite Frage: Wenn eine Viererkonferenz vor-

geschlagen wird, werden die Mächte USA, England , 
 und Frankreich von der SPD deshalb vorgeschlagen, 

weil es unsere Besatzungsmächte sind, und nur 
solange sie Besatzungsmächte sind. Oder sollen 
sie auch nach Aufhören des Besatzungsstatuts als 
unsere Dolmetscher, als unsere Interpreten, als un-
sere Stützen auftreten? Ich glaube doch wohl das 
letzte annehmen zu sollen. Wenn aber das letzte  

der Fall ist, dann folgt doch daraus nach Adam 
Riese, daß, wenn ich mich von jemand unterstützen 
lassen will, wenn mir jemand helfen soll, ich mich 
mit diesem anderen so stelle, daß er mir nun auch 
hilft, 

(Sehr gut! bei der FDP) 

sonst hat die ganze Politik keinen Sinn mehr. 

Also wir können die Dinge auffassen, wie wir 
wollen, 

(Abg. Rische: EVG!) 

— Sie ahnen alles! — 

(Heiterkeit) 
wir müssen die doppelte Politik, die zweigleisige 
Politik in Deutschland haben: a) Wiedervereinigung 
und b) die Frage der Fortführung der Politik der 
Zusammenarbeit mit dem Westen. Und dann taucht 
die Frage auf: in welcher Reihenfolge? Ja, meine 
Damen und Herren, wenn Karlchen Miesnick einen 
Hausaufsatz zu schreiben hat, dann macht er sich 
eine Disposition: erstens das, zweitens das und 
drittens das. Aber ich habe noch nie gehört, daß 
nach diesem System von Karlchen Miesnick in der 
Außenpolitik etwa gearbeitet werden könnte, 

(Sehr gut! und Heiterkeit bei der FDP) 

sondern die Sache liegt doch so. Man  hat zwei Ziele 
vor Augen, und nun muß mit der Wendigkeit, die 
die Außenpolitik zur Voraussetzung hat, nach dem 
Ziel gegriffen werden, das sich als erstes greifbares 
zeigt. Keins steht dem andern im Wege. Die Wie-
dervereinigung steht der Integration in Europa 
nicht im Wege, und Europa steht der Wiederverei-
nigung nicht im Wege. 

Nun kommen die Herren mit dem berühmten 
Art. 103. Vorhin sagte Herr Brandt, ein übereifri-
ger Schüler oder Jünger des Herrn Bundeskanzlers 
hätte diesen Artikel verbrochen. Dieser übereifrige 
Jünger steht vor Ihnen. 

(Heiterkeit.) 

Dieser Art. 103 besagt nämlich folgendes. Er steht 
in dem Abschnitt, in dem davon die Rede ist, wie 
neue Staaten in diese europäische Gemeinschaft 
aufgenommen werden können. Voraussetzung dafür 
ist, daß dort die demokratische Freiheit gewähr-
leistet, daß die Menschenrechte geschützt sind. Die-
sen Beweis wollten wir der Ostzone ersparen. Wir 
haben ihn mit Recht erspart. Der Beweis konnte 
ja nicht besser geliefert werden, als er am 17. Juni 
geliefert worden ist. 

(Bravo! bei der FDP.) 

Dann setzt das Statut voraus, daß sechs Staaten 
mit langatmigen Erklärungen, Parlamentsdebatten 
und Abstimmungen zustimmen müssen. Das alles 
ist gestrichen. Es heißt: Wenn ein Staat, also 
Deutschland, über Gebiete, die bis zum 31. Dezem-
ber 1937 zu ihm gehört haben, wieder die Rechts-
hoheit gewinnt — denken Sie also an die Ostzone 
und die Wiedervereinigung —, dann ist dieses Land 
damit automatisch in Europa eingegliedert. 

Im Monat Mai — Ich war leider durch Krankheit 
verhindert, dort zu sein — hat man nun in Straß-
burg — ich glaube, es war Herr Carlo Schmid oder 
Herr Erler im Verein mit Herrn Professor Rolin 
aus Brüssel — dagegen Sturm gelaufen und be-
hauptet, daß das verfassungswidrig wäre. Das 
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kennt man schon; es ist immer die gleiche Leier 
von der Verfassungswidrigkeit. 

(Abg. Renner: Was ist euch die Verfas

-

sung? Ein Fetzen Papier!) 
Weiter wurde behauptet, daß dieser Artikel die 
Wiedervereinigung hindere. 
Darauf habe ich — ich will mich auf keine lan-

gen juristischen Dispute einlassen; ich sehe die 
Dinge politisch — an die SPD nur drei Fragen. 
Erste Frage: Stellen Sie sich die Wiedervereini-

gung nach Schaffung eines Europa so vor, daß der 
Westen in Europa bleibt und der wiedervereinigte 
Osten etwa nicht? Ich glaube, wohl kaum; es wäre 
eine komische Wiedervereinigung. 
Zweite Frage: Wünschen Sie, daß — und nun 

aber bitte mal Hand aufs Herz und nachher die 
Antwort! — alles, was im Osten an Kolchosen, an 
volkseigenen Betrieben, an  Enteignungen, an Skla-
venarbeit geschaffen ist, etwa als eine besondere 
Ausdrucksform des Marxismus bestehenbleibt? Ehe 
Sie antworten, denken Sie daran, warum am 17. 
Juni dieses Jahres die Berliner Arbeiter auf die 

 Straße gegangen sind! 
(Beifall in der Mitte und rechts. — Lachen 
bei der SPD. — Abg. Renner: Wie der Herr 
Euler Beifall klatscht! — Abg. Euler: Ja, 
natürlich! — Weitere Zurufe und Gegen

-

rufe.) 

Und die dritte Frage: Wünschen Sie, daß die 
Bundesrepublik vor der Wiedervereinigung dem 
Ausland gegenüber als abschlußunfähig hinge-
stellt wird? Wollen Sie behaupten, daß alle Ver

-

träge, die die Bundesrepublik abschließt, im 
Augenblick der Wiedervereinigung in sich zu-
sammenfallen? Haben wir nicht, als Rechtsnach-
folger des alten Reiches den Lastenausgleich ge-
macht, haben wir nicht das Gesetz nach Art. 131 
und das Israel-Abkommen gemacht, stehen wir 
nicht vor der Frage der Auslandsschuldenregelung? 
Soll die Ansicht, daß diese Verträge, auch dieser 
Vertrag mit dem Art. 103, in sich zusammenfielen, 
wenn die Wiedervereinigung kommt, soll das alles 
Ihre Theorie sein? Dann brauchen wir in Deutsch-
land überhaupt keine Verträge mehr abzu-
schließen. Dieser Art. 103 wird, was ich daran tun 
kann, bestehen bleiben, und an ihm sollen sich 
die Geister scheiden. 

Wenn ich den Artikel aber nicht gebracht hätte, 
dann hätten Sie mit dem System von Verdächti-
gungen, mit dem heute gearbeitet worden ist, viel-
leicht mit einer Spur von Recht sagen können: 
Aha, da sehen wirr ja, die FDP redet nur von der 
Wiedervereinigung, aber sie will sie nicht. Jetzt 
haben wir den Artikel drin, und jetzt ist es wieder 
nicht recht. Nein, nein und immer nein, wie bis-
her! 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Ergebnis aus alledem folgendes: Wiedervereini-
gung und europäische Integration schließen sich 
nicht aus, sondern bedingen einander. Beide 
haben gleiche Rangordnung, und gemacht wird 
das, was nach der Lage der Dinge als erstes ge-
macht werden kann. Und zweitens: Wenn verhan-
delt werden kann, jawohl, dann wird verhandelt, 
aber während des Verhandelns vergessen wir das 
Handeln nicht. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Man will im Osten Zeit gewinnen, um mit der K 
Atombewaffnung, mit der man im Rückstand ist, 
noch vorwärtszukommen, und man will verhan-
deln, damit der Westen in der gleichen Zeit nichts 
tut und mit der Bewaffnung der Landmacht, 
Luftmacht und Seemacht in dem Rückstand bleibt, 
in dem er sich befindet. Nur wenn auf beiden 
Waagschalen die Machtgewichte gleichmäßig ver-
teilt sind, nur dann herrscht Friede in dieser 
Welt. Sorgen wir dafür, daß dieser Friede erhal-
ten wird und daß auf der Grundlage des Friedens 
die Wiedervereinigung herbeigeführt werden kann. 

(Lebhafter Beifall bei  den  Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der 
Abgeordnete Dr. von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte meine kurze Re-
dezeit heute nicht in Polemik erschöpfen. Diese 
Legislaturperiode sollte mit dieser außenpoliti-
schen Debatte in einer würdigen Form zu Ende 
gehen. Mit dem Abschluß der Legislaturperiode 
fällt ungefähr das Datum des 17. Juni zusammen, 
mit dem eine neue Phase der deutschen Entwick-
lung von allergrößter Tragweite eingeleitet wird. 

Die Opposition hat eine aktive Politik für die 
Herstellung der Einheit unseres Vaterlandes ge-
fordert und im Laufe der vier Jahre mit herber 
Kritik an den Aktionen der Regierung nicht ge-
spart. Die Außenpolitik läßt sich aber nicht mit 
dialektischen Wortspielen, mit legalistischen Be-
trachtungen und auch nicht mit Hinweisen auf 
antideutsche Zitate begründen, wie das bei der 
Opposition so sehr beliebt ist, um die Bundesre-
gierung im In- und Ausland zu verdächtigen und 
zu verleumden. 
Ich möchte zunächst feststellen, daß es nicht ge-

nügt, sich im Trennungsschmerz zu erschöpfen. 
Vollends führt es zum Nachteil für Deutschland, 
wenn, wie das von der Opposition her geschehen 
ist, die emotionalen Gegebenheiten unserer Zeit 
als Nährboden für die Agitation im Wahlkampf 
ausgenutzt werden. 

Ich kann es auch nicht für zweckmäßig halten, 
wenn der Ministerpräsident eines süddeutschen 
Landes die Frage der deutschen Einheit allein 
unter den Begriffen und in Problemstellungen des 
19. Jahrhunderts betrachtet. Diese Wiederbele-
bung der Paulskirchensituation bedeutet eine 
Blindheit gegenüber den völlig veränderten Be-
dingungen dieses Jahrhunderts. Das Wiederauf-
lebenlassen konfessioneller Gegensätze, die Her-
vorhebung früherer 'deutscher Neigung zur Klein-
staaterei und zum Einspinnen in kleine Verhält-
nisse, alles das sind Problemstellungen eines ver-
gangenen Jahrhunderts, denen gegenüber ich fest-
stellen möchte, daß wir in Deutschland über 
diese Punkte durch die Reichsgründung und die 
schweren Erfahrungen unseres Volkes in den 
letzten 50 Jahren hinweggekommen sind. Nie-
mand wird die Herzenswärme und den national-
staatlichen Elan des vorigen Jahrhunderts gering-
schätzen. Aber das damals erkämpfte Einheits-
bewußtsein unserer Nation ist die Eiserne Ration 
unseres Volkes. Sie darf nicht durch die Unter-
stellung falscher, der Vergangenheit verhafteter 
Motive und Absichten zersetzt werden. 
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Ich weiß auch nicht, welchen politischen Sinn 

es hat, eine gar nicht vorhandene Reichs-Müdig-
keit in unserem Volke anzusprechen. Oder will 
man wider besseres Wissen diejenigen verleum-
den, die vier- Jahre praktisch und  ohne Illusionen 
gegenüber dem Bolschewismus für die deutsche 
Einheit und  die  Bewahrung der  Freiheit gekämpft 
haben? 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Es ist ein schlechter Dienst an der Politik der 
deutschen Einheit, durch Verleumdungen die 
Energien 'der positiven Politik zu schwächen und 
damit der Sowjetpropaganda in die Hände zu 
arbeiten. 

(Sehr richtig! bei der DP.) 

Ich möchte den Gegensatz der Meinungen nicht 
besonders vertiefen, aber ich muß auf die Gefahr 
hinweisen, die für eine aktive Politik der  deut-
schen Einheit dadurch gegeben ist, daß sich nicht 
in der überwiegenden Mehrheit des deutschen 
Volkes eine ganz klare, einfache Konzeption 
durchzusetzen vermag, wie die nationale Einheit 
praktisch einer Lösung zugeführt werden kann. 
Das wäre die aktivste Unterstützung einer Politik, 
die Einheit in Deutschland wiederherzustellen. 

Die Außenpolitik der Bundesregierung ist in den 
vergangenen vier Jahren von meiner Fraktion als 
eine überparteiliche Angelegenheit betrachtet  und 
unterstützt worden. Das Ergebnis des verlorenen 
Krieges ist ein gespaltenes Europa, ist ein gespal-
tenes Deutschland. Das nationale Ziel von uns 
Deutschen, die Einheit der Nation wiederherzu

-

stellen, deckt sich mit dem europäischen Ziel, die 
Einheit Europas aufzubauen, weil nur in ihr die 
Freiheit unserer Welt gegenüber dem Bolschewis-
mus für die Dauer gesichert und damit eine 
Grundlage für den Frieden in der Welt herzu-
stellen ist. Es muß eine Ordnung gefunden werden, 
die es  der  fortgesetzten Expansion des Bolsche-
wismus unmöglich macht, den bisherigen Sieges-
zug fortzusetzen, dem Ostasien und halb Europa 
bereits zum Opfer gefallen sind. Die Energien der 
Sowjetunion sollten ebenso wie die Energien der 
westlichen Welt nicht auf Rüstungen, sondern 
auf den  Vollzug friedlicher Werke gelenkt werden. 

Eine solche Friedenspolitik und ihre Ziele 
können nur im Bündnis mit  den  Großmächten der 
westlichen Welt vollzogen und vollendet werden, 
d. h. die Energien des ganzen deutschen Volkes 
müssen angespannt werden, um sich mit den 
nationalen Energien  der  europäischen Völker im 
Sinne einer höheren Einheit zu verbinden, damit 
Friede und Freiheit in ganz Europa wiederherge-
stellt und für die Zukunft gesichert werden. 
Diese höhere europäische Einheit beruht auf den 
Traditionen unserer abendländischen Welt. Sie ist 
die moderne Form der alten Idee der Einheit der 
Christenheit in einem politischen Raum friedlich 
und freundschaftlich zusammenlebender Völker. 
Sie bedeutet aber auch, daß der Gedanke nationa-
listischer Hegemonien für immer erledigt sein 
muß. Der verlorene Krieg, die begangenen Rechts-
brüche der  Völkerordnung sowie die Bedürfnisse 
eines modernen technischen Zeitalters verlangen 
andere politische Institutionen als in der Ver-
gangenheit. Man kann sich nicht von heute auf 

morgen aus der Situation, die zwischen Siegern ' 
und Besiegten besteht, lösen. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 
Aus diesem Dilemma ist das System der Ver-

tragswerke entstanden, das zwar noch peinliche 
Reste des Besatzungsregimes aufweist, das aber in 
sich die konstruktive Möglichkeit trägt, diese Reste 
einer bösen Vergangenheit, die Ungleichheit zwi-
schen Siegern und Besiegten, künftig zu überwin-
den. Nur im Bündnis mit den Großmächten der 
westlichen Welt ist ein Gespräch mit dem Ostblock 
zu führen. 

(Sehr richtig! bei der DP.) 

Nur mit der Schaffung realer Grundlagen für die 
Zusammenarbeit der westlichen Welt kann eine 
Auseinandersetzung friedlicher Art, eine echte 
Verhandlung über die Lösung des Gegensatzes 
zwischen Ost und West erzielt werden. Die Fraktion 
der Deutschen Partei wird immer auf der Seite 
derjenigen stehen, die eine konstruktive Politik für 
ein einiges Deutschland, gesichert in einem eini-
gen Europa, betreiben. 

. Im letzten Jahre ist eine sehr gefährliche Ver-
zögerung für die Fortentwicklung dieses auf Zu-
sammenarbeit aufgebauten westlichen Staaten

-

systems eingetreten. Diejenigen, die heute sagen, 
der Westen und die Bundesrepublik seien auf die 
Ereignisse des Aufstandes vom 17. Juni nicht ge-
nügend vorbereitet gewesen, sollten sich fragen, 
wer an dieser nicht genügenden Vorbereitung 
schuld gewesen ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Schuld sind diejenigen, die die Fortentwicklung 
des Staatensystems zur Verteidigung der Freiheit 
verzögert haben. 

(Zustimmung rechts.) 

Denn wenn heute schon die Vertragswerke ver-
wirklicht wären, wäre die objektive Grundlage für 
Verhandlungen mit dem Ostblock bereits jetzt ge-
schaffen. 

(Erneuter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Es wäre möglich, in einem Zustand gesicherter 
Freiheit über die Einheit Deutschlands konkret zu 
verhandeln und diese Einheit dann in Freiheit, 
d. h. in einer gesicherten Freiheit, für die Zukunft 
zu verwirklichen. Die Verzögerungspolitik der 
Opposition und der mit ihr zusammenarbeitenden 
Kräfte hat die deutsche Einheit nicht gefördert, 
sondern uns in einen Zustand gebracht, der uns 
nicht instand setzt, bereits jetzt die Früchte der 
Politik der vergangenen vier Jahre zugunsten der 
Bevölkerung der sowjetisch besetzten Zone voll zu 
ernten. 

(Sehr richtig! rechts.) 
Wir könnten weiter sein und so die Gegebenheiten 
des 17. Juni ganz anders zur Wirkung bringen. Die 
Gegner der Außenpolitik der Koalition sind allzu

-

sehr geneigt, auf die sowjetische Taktik einzugehen. 
(Sehr wahr! bei der  DP.)  

Dieses Eingehen auf die sowjetische Taktik aber 
kann den Sieg der Sowjetstrategie im kalten Krieg 
bedeuten. Diesen Weg gehen wir nicht mit. Wir 
machen der Opposition den Vorwurf, daß sie sich 
allzusehr in den Windschatten der sowjetischen 
Propaganda begeben hat. 

(Sehr gut! rechts. - Zuruf von der SPD: 
Pfui!) 
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Die Opposition ist der Auffassung, daß die Ver-

wirklichung der Westverträge eine Vier-Mächte-
Konferenz über Deutschland mit der Sowjetunion 
unmöglich mache. Ich bin der Auffassung, daß das 
Vereiteln des Ziels der Sowjetunion, ganz Deutsch-
land in ihren Machtbereich einzubeziehen, überhaupt 
die Voraussetzung dafür ist, daß um d'as Ziel der 
Einheit in Freiheit verhandelt werden kann .und 
verhandelt werden muß. Das Ergebnis solcher Ver-
handlungen muß eine Zusammenarbeit ganz 
Deutschlands auf friedlicher Basis mit den Mächten 
der freien Welt, die Einheit Europas, die Sicherung 
der Freiheit sein, ohne damit der Sowjetunion 
gegenüber bedrohlich zu werden, es sei denn, daß 
die Sowjetunion die Bedrohung darin sieht, daß 
ihr Ziel des Einbruchs in die freie Welt durch 
dieses System der Sicherung unmöglich gemacht 
wird. 

(Sehr richtig! in der Mitte.)  

Meine Fraktion wünscht mit allen Deutschen 
eine Bereinigung des Gegensatzes zwischen Ost und 
West. Sie wünscht eine friedliche Lösung dieses 
Konflikts und eine Beendigung des kalten Krieges. 
Aber wir sind nicht bereit, die realen Grundlagen 
der gesicherten Freiheit preiszugeben und uns da-
mit der Möglichkeit zu berauben, um die Freiheit 
auch der Deutschen in der sowjetischen Zone zu 
ringen. Die Preisgabe dieser Sicherung kann das 
sehnlichst erwartete Ziel der deutschen Einigung 
nicht fördern. Die Verzögerungspolitik hat im 
Westen Zweifel aufkommen lassen. Der Zwiespalt 
in der Frage: Sicherung für Deutschland und Siche-
rung gegen Deutschland, der bereits durch die Po-
litik der Bundesregierung weitgehend überbrückt 
war, ist in einzelnen unbelehrbaren Kreisen wie-
der aufgegriffen worden. Die Verzögerungspolitik 
hat das größte Hindernis in der konstruktiven 
Politik, nämlich das Mißtrauen gegen Deutschland, 
nicht vermindert, sondern noch dazu erhöht. 

(Zurufe von der Mitte und rechts: Sehr 
richtig! Sehr wahr!) 

Das Haupthindernis für die echte Gleichberechti-
gung Deutschlands mit den westlichen Partnern 
ist die Furcht vor einem etwaigen Wiedererwachen 
deutscher hegemonialer Ansprüche. Es ist ferner 
aber auch das Mißtrauen, daß Deutschland zwischen 
Ost und West eine schwankende Haltung einneh-
men könnte. 

Durch die im Westen aufgetretenen Verzögerun-
gen sind wir nun in eine Lage gekommen, die es 
meiner Fraktion notwendig erscheinen ließ, das 
volle Mitspracherecht und Mitbestimmungsrecht 
über Information und Konsultation hinaus — wie 
es in den beiden Bonner Vertragswerken voraus-
gesetzt war — bereits jetzt in Kraft zu setzen. Aus 
dieser Grundidee, die darauf abzielt, uns für die 
kommende Entwicklung völkerrechtlich tatsächlich 
verhandlungsfähig zu machen, ist der Gedanke her-
vorgegangen, den Bonner Vertrag von dem euro-
päischen Verteidigungsvertrag zu trennen. Der 
Herr amerikanische Botschafter Oberkommissar 
Conant hat dieses Verlangen als nicht realistisch 
bezeichnet. Ich glaube, dieser Auffasung liegt ein 
Mißverständnis zugrunde. Wir haben von jeher den 
Zusammenhang der Verträge gesehen, wobei der 
Bonner Vertrag eine Vergangenheit abschließt und 
der EVG-Vertrag eine Zukunft einleitet. An die-
sem Zusammenhang beider Verträge ist nicht vor-
beizugehen. Aber wir halten es nach wie vor für 
erforderlich, daß der Bundesregierung als Spreche-
rin für ganz Deutschland bereits auch formal die 

Stellung eingeräumt wird, die ihr praktisch längst 
zugewachsen ist, ferner daß die  Sicherungsab-
machungen, die der Bonner Vertrag enthält, be-
reits jetzt in vollem Umfang in Kraft gesetzt 
werden. 

Meine Fraktion begrüßt es lebhaft, daß durch die 
Botschaften des Präsidenten Eisenhower und des 
britischen Premierministers sowie durch die Er-
hebung der gegenseitigen Vertretungen in den 
Rang von Botschaften ein wesentlicher Schritt in 
der von uns gewünschten Richtung erfolgt ist. Wir 
betrachten diese Fortentwicklung als eine mora-
lisch, politisch, aber auch juristisch unwiderrufliche 
Entwicklung, die 'dem eigentlichen Ziel 'unserer 
Auffassung nähergekommen ist. Deutschland ist 
zutiefst an einer Bereinigung der Meinungsver-

schiedenheiten innerhalb der Westmächte inter-
essiert. Darum begrüßen wir es, daß an Stelle der 
beabsichtigten Bermudakonferenz wenigstens eine 
kleine Konferenz der Außenminister in Washing-
ton am 17. Juli stattfinden soll. Wir erhoffen uns 
von der Außenministerkonferenz, daß die  Beden-
ken, die in Frankreich gegenüber einer Ratifikation 
des EVG-Vertrages bestehen, ausgeräumt werden. 
Denn ein einmal begonnener Weg kann nicht durch 
launenhafte Schwankungen unterbrochen werden. 
Die Überzeugungen, die dieses Vertragssystem 
tragen, müssen nicht nur im deutschen Volk, son-
dern in der ganzen freien Welt gefestigt werden. 
Wir wenden uns gegen jeden Versuch, mit Rück-
sicht auf die Möglichkeit von Viermächtebesprechun-
gen die Konferenz in Baden-Baden zu desavouie-
ren. Meine Fraktion hat durch ihren Vertreter 
maßgeblich an 'der Erarbeitung der Statuten der 
Europäischen Politischen Gemeinschaft mitgewirkt. 
Damit die letzthin aus einem gewissen Funktiona-
lismus entwickelten Teilverträge zur Europäischen 
Einheit, zu einer politischen Ganzheit zusammen-
wachsen, ist es notwendig, über der EVG ein 
politisches Dach zu schaffen. 

Herr Präsident, kann ich noch fünf Minuten be-
kommen? 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Ja, ja. 

Dr. von Merkatz (DP): Denn damit wird letzthin 
die EVG unter dem politischen Dach erst' wirksam 
gemacht. Die Statuten der Europäischen Politischen 
Gemeinschaft sind in der Welt und können durch 
nichts mehr fortgebracht werden. Hinter dieser 
Konzeption steht die überwiegende Meinung in 
allen sechs Vertragsstaaten. Wir sollten diesen 
Weg mit besonderer Intensität fortsetzen. Dieser 
Weg führt nicht zu einem abgekapselten Klein-
europa, sondern zu realistischen Formen, in denen 
ganz Europa, regional gegliedert, schließlich zu-
sammengefaßt im Europarat, aufgebaut werden 
kann. Wir wollen kein Europa, das von Technokra-
ten beherrscht wird. Wir wollen ein Europa, das von 
der Kraft der demokratischen Freiheit lebendig 
durchpulst ist. Wir wollen keine Verwischung der 
natürlich gewachsenen Grenzen der Nationen in 
Europa. Wir wollen aber eine Form der Zusam-
menarbeit zwischen den Nationen, die einer höhe-
' ren Einheit in der Europäischen Gemeinschaft ver-
pflichtet ist. Wer die europäische Einigungspolitik 
und die Politik der Einheit unseres Vaterlandes 
.zueinander in Gegensatz bringen will oder eine 
Rangfolge zwischen diesen beiden Komplexen auf-
stellt, verkennt das Wesen des Zusammenhangs 
zwischen den beiden politischen Linien. Es handelt 
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sich hier um eine einheitliche Politik, genau so wie 
beim Zusammenspiel zweier Hände auf dem Kla-
vier eine einheitliche Melodie entsteht. Dieses 
Zusammenspiel ergibt die einheitliche Melodie der 
Freiheit und des Friedens. 
Diese Politik darf niemals allein aus innerpoliti-

schen Aspekten des Machtgewinns oder des Macht-
verlustes für die eine oder andere Partei betrachtet 
werden. Eine Linie Rom—Bonn—Washington gibt es 
ebensowenig, wie es die Linie Wien—München-
Mainz—Köln jemals in der Realität der deutschen 
Politik gegeben hat. 

(Abg. Renner: Ach nee! — Weitere 
Zurufe links.) 

Diese Vorstellungskomplexe sind Ausgeburten 
eines literarischen Gemüts. Wir haben in der Poli-
tik keine Literaten zu sein, sondern der höchst 
modernen Entwicklung zu dienen, die auf eine Zu-
sammenarbeit der Völker und auf eine Überwin-
dung der staatlichen Grenzen als trennende Schran-
ken und auf eine Überwindung der nationalstaat-
lichen Rivalitäten abzielt. An Stelle des Gegen-
einanders hegemonialer Bestrebungen einzelner 
Nationen muß das Miteinander des Wettkampfs um 
ein gemeinsames großes Ziel der Einheit treten. 
Einheit unseres Vaterlandes und Einheit Europas, 
das war und ist letzthin das Ziel des historischen 
Aufstandes vom 17. Juni gewesen. 

Die in dieser Sitzung in den Entschließungen 
vorgeschlagenen praktischen Maßnahmen werden 
von meiner Fraktion gebilligt. Ich darf mich auf 
unsere Veröffentlichungen hinsichtlich des weiteren 
graduellen Fortschrittes der zur praktischen Lö-
sung der deutschen Einheit eingeleiteten Maßnah-
men beziehen. Leider reicht die Redezeit einer 
kleinen Fraktion nicht aus, die Gedanken, die hier 
zum Ausdruck kommen mußten, so gründlich und 
so abgewogen darzulegen, wie das notwendig ist. 
Es wird sich noch bis zur Wahl — ungeachtet aller 
Versuche der Störung — zeigen, welchen Sinn, 
welche in die Zukunft weisende Bedeutung die 
Außenpolitik der Koalition und der Bundesregie-
rung, die von ihr getragen wurde, gehabt hat. Wir 
werden — das sage ich für meine Fraktion — ohne 
Schwanken, ohne Abweichen, in voller Konsequenz 
der Linie, die wir in den vier Jahren eingehalten 
haben, in den Wahlkampf gehen und uns dem Ur-
teil der Wähler stellen. Ich bin überzeugt, daß das 
Ergebnis so sein wird, daß unsere Redezeit nicht 
mehr so kurz sein wird, wie sie gegenwärtig ist. 

(Lebhafter Beifall und Heiterkeit bei 
den Regierungsparteien. — Abg. 

Mellies: Sie sollten vorsichtig sein; 
andere Propheten sind schwer damit 
reingefallen! — Weitere Zurufe links.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Decker. 

Dr. Decker (FU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Seit dem Tod Stalins sind in der 
Sowjetzone und in der Sowjetunion Wandlungen, 
Schwenkungen und Ereignisse vor sich gegangen, 
die wenige Monate vorher noch für völlig unwahr-
scheinlich, ja für unmöglich gehalten werden muß-
ten. Anscheinend hat sich die starre und unnach-
giebige Haltung der Sowjets und ihrer in der Ost-
zone wirksamen politischen Organe etwas gelöst. 
Laut und vernehmlich wurde die Bereitschaft nicht 
nur zu Verhandlungen, sondern auch zur Anpas-
sung  an die Verhältnisse außerhalb der Sowjet- 

zone in die Welt hinausposaunt. In manchen Krei-
sen der westlichen Bereiche und nicht zuletzt in-
nerhalb der Bundesrepublik wurden diese Erklärun-
gen schon als die ersten leisen Glockenklänge 
einer zukünftigen Befriedung Europas, zumindest 
aber Deutschlands, gehört. Ich wollte, wir könnten 
dieser Ansicht beipflichten. 

Aber darf man denn vergessen, daß Rußland 
auch nach dem Tode Stalins ein totalitärer 
Staat geblieben ist? Die Geschichte der letzten 
Jahrzehnte hat es uns zur Genüge bewiesen, daß 
es in keiner Staatsform so leicht ist wie in totali-
tären Staaten, die Oberfläche zu ändern, daß es 
aber gleichzeitig für einen totalitären Staat unmög-
lich ist, den Kern seiner Politik zu wandeln, wenn 
er sich nicht selbst aufgeben will. Rußlands Poli-
tik ist heute nicht weniger expansiv, als sie es 
seinerzeit war, als das Riesenreich zusammengetra-
gen worden ist. 

Allein diese Erkenntnis zeigt uns schon, daß es 
für die Sowjets einen ungeheuren Verzicht bedeu-
ten würde, die Ostzone aus dem Gefüge der Siche-
rungsstaaten an seiner Westgrenze zu entlassen. 
Dieser Gesichtspunkt allein ist von solchem Ge-
wicht, daß darüber die Änderungen im Ton der 
russischen Außenpolitik und in der Haltung der 
SED nicht höher gewertet werden dürfen als 
Schwankungen im Wetter. Um bei diesem Bild zu 
bleiben: es muß allerdings darauf hingewiesen 
werden, daß die innerhalb kurzer Zeiträume 
scheinbar richtungslosen Wetterschwankungen über 
lange Bereiche gesehen doch eine Tendenz haben, 
nämlich den Gang der Jahreszeiten. So dürfen wir 
wohl auch die Schwankungen in der Ostzonenpo-
litik Rußlands, die in so kurzer Zeit erfolgt sind, 
noch nicht als die Preisgabe alter Ziele ansehen. 
Ob tatsächlich eine Richtungswandlung in Moskau 
vorgenommen wird, können erst Beobachtungen 
über längere Zeiträume erweisen. Man könnte 
daraus den Schluß ziehen, daß die heutige Debatte 
verfrüht ist. Die Absage der Bermuda-Konferenz, 
einer Konferenz, die hoffentlich nicht — wie so 
oft — vorher wichtiger genommen wird, als sie sich 
nach ihrem Abschluß erweist, spricht dafür. 

Es wäre sicherlich falsch, die deutsche Außen-
politik ausschließlich auf die derzeitigen Konstel-
lationen einzustellen. Dauernder als diese dürfte 
die Tatsache sein, daß sich Rußland nach wie vor 
als Träger der kommunistischen Weltrevolution 
fühlt und daß es aus dieser Einstellung heraus 
— nebenbei gesagt: es gibt auch einen russischen 
Nationalismus — Macht- und Expansionspolitik 
treiben muß. 

Wenn, wie gesagt, die heutige Debatte auch etwas 
verfrüht ist, so ist sie deswegen nicht überflüssig. 
Der Wille Deutschlands zur Wiedervereinigung 
kann nicht oft, nicht deutlich und nicht nachhaltig 
genug immer wieder vor der ganzen Welt betont 
werden. Wir alle haben den Willen, mit aller Ener-
gie und allen Mitteln — eines ausgenommen: dem 
Krieg — Deutschland wieder zusammenzuführen. 
Aber die Zusammenführung darf nicht um jeden 
Preis geschehen. Der Preis, den wir dafür nicht 
zahlen können, ist der Verlust der Freiheit. 

Unabhängig von den kurzfristigen Lageschwan-
kungen muß das Ziel der deutschen Außenpolitik 
die Bildung der europäischen Staatengemeinschaft 
und einer gemeinsamen europäischen Verteidi-
gungsarmee bleiben, nicht zuletzt, um die Aus-
gangsstellung der Bundesrepublik in etwaigen 
Wiedervereinigungsverhandlungen möglichst vor- 
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teilhaft und stark zu gestalten. Die in der letzten 
Zeit etwas wohllautenderen Töne aus dem Osten, 
von denen wir noch nicht wissen, ob sie Glocken-
klänge oder Sirenengesänge sind, dürfen uns kei-
neswegs dazu verführen, die sichere Linie zu de-
molieren. Ebensowenig aber darf die Frage der 
Wiedervereinigung, diese ernsteste Lebensfrage des 
deutschen Volkes, zu innerpolitischen oder Wahl-
manövern ausgenutzt werden. Auch darf sie nicht 
in das konfessionelle Spannungsfeld hineingezogen 
werden. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 
Am allerwenigsten ist diese Frage als Sportplatz 
geeignet, auf dem sich zukünftige Bundeskanzler-
aspiranten gegenseitig um eine Nasenlänge über-
runden wollen. 

(Sehr gut! rechts und in der Mitte.) 

Man  hört in den letzten Jahren so oft die Sorge 
äußern, je länger die Wiedervereinigung auf sich 
warten lasse, desto mehr werde uns die Ostzone 
entfremdet. Die Sowjets und die SED mögen auch 
so kalkuliert haben. Wie falsch die Rechnung ist 
und daß die Zeit — wenn wir auch noch so lange 
warten müssen! — nicht für eine dauernde Tren-
nung arbeitet, haben die tapferen Ost-Berliner und 
ihre Mitkämpfer in der Ostzone bewiesen. 

(Abg. Renner: Was waren das für Mit

-

kämpfer?) 
Vielleicht ist die bedeutungsvollste Gabe, die die 
Berliner Aufständischen mit ihrem Blut dem deut-
schen Volk dargebracht haben, die Erkenntnis: 
Auch die Zeit wird nicht den Willen der Ostzonen

-

deutschen zu einer Wiedervereinigung in Frieden 
und Freiheit brechen. Die Kräfte und die Mächte, 
die auf dem Spannungsfeld der Wiedervereini-
gung wirksam sind, sind so ungeheuer, daß kaum 
einzelne Personen - und seien es auch Außenmini-
ster —, auch nicht Konferenzen 'die endgültige Lö-
sung herbeiführen werden, sondern die Kräfte und 
Mächte gehen weit über den Bereich der Einzel-
personen hinaus. 
Den beiden Großmächten, die die Schuld an der 

gewaltsamen Zerschneidung des Herzens Europas 
tragen, sei aber gesagt, daß sie ein gemeinsames 
Interesse und einen Punkt finden können, aus dem 
heraus die Lösung dieser Frage in Angriff genom-
men werden könnte, nämlich aus dem Willen, der 
Welt den Frieden zu erhalten. Die klaffende, blu-
tende Wunde quer durch ganz Deutschland ist das 
drohende offene Kriegstor des Janustempels. Mögen 
die beiden Großen dem Willen der Völker statt-
geben, dieses Tor so schnell wie möglich zu schlie-
ßen! 

(Beifall bei der FU und den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. von Brentano. 

Dr. von Brentano (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es sind nicht die Ausführun-
gen des Herrn Kollegen Wehner, die mich veran-
lassen, noch in diese Debatte einzugreifen. Er hat 
mit einer großen Eindringlichkeit auf die Ereig-
nisse in Berlin und in der Ostzone hingewiesen. Ich 
glaube, daß das, was er gesagt hat, als er sich vor 
diesen Menschen ehrend verneigt hat, die Zustim-
mung des ganzen Hauses gefunden hat. 
Die Ausführungen, die 'der Herr Kollege Brandt 

gemacht hat, veranlassen mich jedoch, einiges zu 

sagen und manches richtigzustellen. Ich finde es 
schon bedauerlich, wenn in der Diskussion über ein 
Anliegen, das uns alle so bewegt, in der Diskus-
sion über Ereignisse und Vorgänge, die uns die 
ganze Tragik der deutschen Situation so deutlich 
vor die Augen geführt haben, der — erlauben Sie 
mir, das zu sagen — schlechte Versuch unternom-
men wird, diese Menschen nun für irgendeine Rich-
tung in Anspruch zu nehmen. Niemand hat be-
hauptet oder wird behaupten, daß diese Menschen, 
wenn sie sich dort zur Freiheit bekannt und dafür 
auch das schwerste Opfer gebracht haben, das etwa 
für die Koalition getan haben. Aber, Herr Kol-
lege Brandt, ich bitte Sie, auch nicht zu sagen: sie 
hätten es für die Opposition gemacht. 

(Lebhafte Zustimmung in der Mitte.) 
Wir sollten so etwas nicht sagen, sondern sollten 
uns in der Ehrfurcht vor diesen Menschen gegen-
seitig zugestehen, daß sie das, was sie getan haben, 
für das ganze deutsche Volk, für die Freiheit ge-
macht haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Abg. Renner: 'Der Reichstag hat auch schon 

mal „für die Freiheit" gebrannt!) 
— Herr Kollege Renner, an dieser Diskussion teil-
zunehmen, steht Ihnen nicht zu. 

(Abg. Renner: Der Reichstag ist auch schon 
mal „für die Freiheit" angesteckt worden, 

Herr von Brentano!) 

Der Herr Kollege Brandt ist dann in der Diskus-
sion auf die Außenpolitik der 'deutschen Regierung 
und der Mehrheit dieses Bundestages zu sprechen ge-
kommen. Nun, daß wir in der Methode der Außen-
politik nicht einer Meinung sind, war uns schon 
vor dieser Diskussion bekannt. Aber ich war doch 
überrascht, aus dem Munde von Herrn Kollegen 
Brandt zu hören, die „konstruktive Mitarbeit" sei-
ner Person und seiner Partei habe uns daran ge-
hindert, in einer Sackgasse zu landen. Ich glaube, 
daß Sie den konstruktiven Beitrag, den Sie mit 
Ihrem Nein geleistet haben, da doch weit über-
schätzen. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Wenn jemand in einer Sackgasse gelandet ist, ich 
glaube, Herr Kollege Brandt, dann sind Sie es! Und 
Ihre Rede hat bewiesen, daß Sie aus dieser Sack-
gasse gar nicht mehr herauskommen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — Zu

-

ruf von der SPD: Nur nicht so sicher! — 
Weitere Zurufe von der SPD.) 

Sie haben dann gesagt, daß Sie uns auch neue 
Wege der Außenpolitik gewiesen hätten. Nun, ich 
habe vor wenigen Tagen einmal das Aktionspro-
gramm der Sozialdemokratischen Partei Deutsch-
lands durchgelesen. 

(Abg. Mellies: Vor wenigen Tagen?) 
— Es ist immer noch früh genug, Herr Kollege! 

(Zurufe von der SPD.) 
— Oh ja, ich bin sehr lernbegierig. Dabei habe ich 
Ihren „Beitrag" festgestellt. Erlauben Sie, daß ich 
zitiere: 

Eine sozialdemokratische Bundesregierung wird 
nicht nur in der Methode, sondern in der Sache 
selbst einen von der Außenpolitik der jetzigen 
Bundesregierung verschiedenen Weg ein-
schlagen. 

(Zuruf rechts: Wunderbar!) 
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1 Meine Damen und Herren, das ist ein sibyllinischer 
Spruch. Aber wenn Sie glauben, daß das ein Bei-
trag zu einer konstruktiven Außenpolitik sei, dann 
muß ich Sie enttäuschen und Ihnen sagen: Dies er 
Beitrag genügt uns nicht. 

(Abg. Erler: Haben Sie den Kommentar 
auch gelesen, Herr Kollege? — Weiterer 
Zuruf von der SPD: Soviel Zeit hat er noch 

nicht gehabt!) 

— Herr Kollege, wir sind ja hier im Bundestag, um 
uns gegenseitig unsere Meinung zu sagen und uns 
zu belehren. Sie hatten vier Jahre Zeit, uns die 
Gründe für Ihr Nein hier klarzulegen. Wenn Sie 
vier Jahre damit gewartet haben, dann müssen Sie 
mir schon noch einige Tage Zeit geben, mir Ihren 
Kommentar anzusehen! 
Dann hat sich Herr Kollege Brandt mit der Hal-

tung der Bundesregierung in der Frage der Wie-
dervereinigung auseinandergesetzt. Ich muß Ihnen 
offen sagen: Ich habe den Eindruck, daß Sie selbst, 
Herr Kollege Brandt, sich gar nicht darüber im 
klaren sind, welche Behauptungen Sie hier aufge-
stellt haben. 

(Abg. Mellies: Na, na!) 

Sie wissen aus der Entschließung des Bundestags, 
aus den Erklärungen der Bundesregierung und 
auch aus der Erklärung, die der Herr Bundeskanz-
ler vor wenigen Stunden hier abgegeben hat, daß 
wir niemals daran gezweifelt haben, daß eine Vier

-

Mächte-Konferenz der einzige - ich betone: der ein-
zige — Weg ist, um diese Frage, die uns alle be-
wegt, zu lösen, und daß die Vier Mächte, die die 
tragische Spaltung Deutschlands und — lassen Sie 
es mich hier wiederholen — Spaltung Europas 
verschuldet haben, die einzigen sind, die dieses Ge-
schehen wieder ungeschehen machen können. Wir 
haben uns noch am 10. Juni zu dieser Vier-Mächte-
Konferenz in einer Entschließung bekannt, der Sie 
zugestimmt haben. Und heute sagen Sie in einer — 
wenn ich mich sehr vorsichtig ausdrücke — sehr 
unguten Form: Nun, der „Economist" und Herr 
Lippmann sind der Meinung, daß es der Bundes-
kanzler doch nicht so ehrlich meine! — Erinnern 
Sie sich daran. meine Herren, wie empört Sie wa-
ren, als man Ihnen von dieser Stelle aus sagte, wie 
Ihre Politik von der amtlichen Nachrichtenagenfur 
der Sowjetunion aufgenommen und mißverstanden 
wurde? Sie haben sich leidenschaftlich dagegen ge

-

wehrt und haben gefordert: Suchen Sie sich andere 
Zeugen! Und das sage ich Ihnen auch: Für die 
Politik der Bundesregierung sitzen hier die Zeugen; 
hier ist Herr Walter Lippmann kein Zeuge! 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Sie sollten sich doch klar sein, meine Damen und 
Herren von der Opposition, daß solche Unterstel-
lungen einen Charakter tragen, den wir hier ver-
meiden sollten. 

(Abg. Heiland: Das müßten Sie dem Kanz

-

ler auch sagen!) 
— Sie haben das Recht, das dem Kanzler zu sagen. 

(Abg. Mellies: Sie nicht? Sie in erster Linie!) 

Ich lehne es ab, meine Damen und Herren — ich 
wiederhole es noch einmal —, hier in einer unwür-
digen Form in einen Wettlauf einzutreten, wem es 
mehr darum zu tun ist, die deutsche Wiederverei-
nigung herzustellen. Ich beanspruche für die Poli-
tik der Bundesregierung, die von der Mehrheit 
dieses Hauses getragen ist, mindestens dieselbe 

Glaubwürdigkeit, die Sie für Ihre Politik bean

- tworten  

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Aber Sie haben dann in dem Zusammenhang, als 
Sie von der Vier-Mächte-Konferenz sprachen, etwas 
gesagt, was ich aufnehmen möchte, weil ich glaube, 
es könnte neue und ernste Mißverständnisse und 
Auslegungsschwierigkeiten hervorrufen. Sie sagten, 
es sei die Aufgabe dieser Vier-Mächte-Konferenz 
— ich kann nur dem Sinne nach zitieren —, den 
internationalen Rahmen für den Status Gesamt-
deutschlands auszuhandeln. Sie brachten das in 
Zusammenhang mit Ihrem Wunsche oder mit Ihrer 
Forderung, den Weg, den wir bis dahin beschritten 
haben, zu verlassen und mit der Politik der euro-
päischen Integration, d. h. mit der Politik, uns dort 
Freunde und Bundesgenossen zu schaffen, wo bis-
her noch Gegner standen, einzuhalten. 

Ich glaube, Sie sollten, was Sie gesagt 'haben, 
doch etwas erläutern. Denn den internationalen 
Rahmen für den Status des gesamten Deutschlands 
festzustellen, ist nicht Sache dieser Vier-Mächte

-

Konferenz, sondern das ist Sache des deutschen 
Volkes, und ich nehme für die gesamtdeutsche Ver-
tretung, die wir einmal haben werden, das Recht 
in Anspruch, ohne diesen internationalen Rahmen 
nun etwa auszufüllen, sich in freier Entscheidung 
zu der Entwicklung zu bekennen. die wir als Deut-
sche für richtig halten. Wenn wir das nicht ver-
langen, dann begehen wir einen verhängnisvollen 
Fehler. Dann glauben wir nämlich, daß die Freiheit 
etwas Teilbares sei; und ich hatte bisher den Ein-
druck. daß Sie uns darin zustimmen. daß dem nicht 
so sei. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 
Das erinnert ein wenig — erlauben Sie mir, daß 
ich daran erinnere — an gewisse Zeiten, als es 
auch in Ihrer Fraktion und Partei doch Menschen 
gab. die diesen Gedanken einer Neutralisierung 
Deutschlands nicht mit der Entschiedenheit abge-
lehnt haben, mit der Sie heute erklären, daß das 
niemals vertreten worden sei. Sie sagten vorhin sehr 
apodiktisch. die Sozialdemokratische Partei habe 
sich niemals ablehnend zu einem Verteidigungsbei-
trag geäußert, weil sie anerkenne, daß er eine 
Lebensaufgabe eine Verpflichtung sei. Ich möchte 
Sie nicht mit Zitaten belästigen, aber ich könnte 
Ihnen hier Zitate zeigen — allerdings auch aus 
Zeiten, wo Wahlen bevorstanden —. in denen die-
ses Bekenntnis noch nicht mit der begrüßenswer-
ten Eindeutigkeit abgelehnt wurde. wie sie heute 
aus Ihrem Munde zu hören war. Ich hoffe, daß es 
auch in der Diskussion vor den Wahlen mit der 
gleichen Deutlichkeit wiederholt wird. 

Aber ich möchte Ihnen eines sagen. Wenn Sie 
meinen, daß eine Vier-Mächte-Konferenz diesen in-
ternationalen Status zu umgrenzen habe, dann 
möchte ich Sie doch mindestens um Aufklärung 
bitten: Meinen Sie, daß es Aufgabe, ja das Recht 
einer Vier-Mächte-Konferenz sei, einem wiederver-
einigten Deutschland Verpflichtungen und Bin-
dungen aufzuerlegen, die mit dem Begriff der Frei- 
heit unvereinbar sind? Ich habe nicht den Eindruck, 
daß wir uns fragen sollten, was wir in solchen Ver-
handlungen der Sowjetunion zumuten können. Das 
scheint mir eine sehr falsche Ausgangsstellung zu 
sein. Wenn irgend jemand unter diesen vier Mäch-
ten uns die Freiheit — die sogenannte Freiheit — 
und die Wiedervereinigung nur gewähren wollte, 
indem er uns unveräußerliche und selbstverständ- 
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liche Lebensrechte verweigert, die ohne weiteres 
und von vornherein gewährt werden müssen, weil 
es ohne sie keine Freiheit gibt, dann, meine Damen 
und Herren, sind es nicht wir, die Bedingungen 
stellen, welche unerfüllbar sind, sondern sind es 
andere, die uns Bedingungen auferlegen, die für 
uns unannehmbar sind. 

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.) 

Denn die Freiheit ist etwas Unteilbares. Ich er-
warte und verlange, daß eine Viermächtekonferenz 
dahin führt — was Sie auch mit Ihren Stimmen 
am 10. Juni mitbeschlossen haben, vergessen Sie 
das nicht —, daß wir nach freien Wahlen eine freie 
deutsche Regierung haben, die in ihren politischen 
Entscheidungen frei ist und der nicht etwa durch 
einen internationalen Rahmen Hypotheken aufer-
legt werden, die wir vielleicht nur noch um den 
Preis der Freiheit amortisieren können. 

(Sehr gut! bei der CDU.) 

Auf diesem Wege werden wir Ihnen bestimmt nicht 
folgen, und ich habe die Hoffnung, daß Sie durch 
eine Interpretation einer sehr mißverständlichen 
Äußerung bestätigen, daß das auch Ihre Meinung 
nicht ist. 
Ich möchte nur noch hinzufügen, daß ich dem, 

was mein Kollege Herr von Merkatz gesagt hat, 
ohne jede Einschränkung beistimme. Es ist meines 
Erachtens eine völlig falsche Vorstellung, wenn Sie 
meinen, daß die Politik der europäischen Zusam-
menarbeit und der europäischen Integration in 
irgendeinem Rangverhältnis zu der Politik stehe, 
über die wir eben sprechen, und zu dem Ziel und 
Zweck dieser Debatte, nämlich der Wiedervereini-
gung unseres deutschen Vaterlandes und Volkes. 
Es handelt sich gar nicht um zwei verschiedene 
Dinge, und am wenigsten handelt es sich um zwei 
Konzeptionen, die einander ausschließen. 
Unser Ziel und Vorsatz ist es, die europäische In-

tegration weiter voranzuführen. Auf diesem Weg 
werden wir, wie es auch meine Vorredner, die 
Herren Kollegen Becker und Merkatz gefordert 
haben, mit derselben Entschlossenheit wie bisher 
fortfahren, das sage ich sehr eindeutig, um jedes 
Mißverständnis zu vermeiden. Und am Ende dieses 
Weges wird ein in Europa integriertes Gesamt-
deutschland stehen. 

(Abg. Renner: Am Ende!) 

— Am Ende, man muß immer mit dem Ende auf-
hören. 

(Abg. Renner: So ernst ist es Ihnen mit 
der Wiedervereinigung: am Ende! Mit 
Ihrer Adenauerschen Politik kommt es nie 

zu einer Wiedervereinigung!) 
— Herr Kollege Renner, Sie hätten's ja so leicht, 
dafür zu sorgen, 

(Abg. Renner: Also meinen auch Sie, daß 
wir Adenauer beseitigen müssen?) 

daß das Ende früher eintritt. 
(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien. 
— Zuruf von der Mitte: Nein, das kann er 
nicht; dazu sind seine Mittel zu beschränkt! 
— Abg. Renner: Sollen wir Adenauer be

-

seitigen?) 

Es ist -ich wiederhole es — keine Frage der Prio-
ritäten, und es ist auch keine Frage der Bewertung. 
Wir werden die eine Politik machen, ohne die andere 
zu vernachlässigen, weil sie nebeneinandergehen 
und einander nicht ausschließen. Wir werden aber 

keine Politik machen — und wir dürfen sie gerade 
im Interesse der 18 Millionen Menschen nicht 
machen, von deren Opfer wir gerade gesprochen 
haben —, die etwa die Befreiung der 18 Millionen 
so gefährden könnte, daß als Kaufpreis für die Be-
freiung zunächst der Verlust unserer Freiheit in 
Kauf genommen werden müßte. Und, meine Damen 
und Herren (zur SPD), das ist die Gefahr, zu der 
Ihre Politik führen kann, wenn Sie nicht sehr ein-
deutig und besser, als es hier gesagt worden ist, vor 
aller Welt sagen, was Sie meinen und was Sie wol-
len. Wir haben es gesagt, wir haben es wiederholt 
gesagt, und ich versichere Ihnen, wir haben wirk-
lich den Wunsch, daß es gelingen möge, Meinungs-
verschiedenheiten über Methoden in solchen Le-
bensfragen unseres deutschen Volkes auszuschalten 
oder uns über diese Grundsatzfragen doch in einem 
Geist zu verständigen, der besser ist, als es aus 
den Äußerungen unseres Kollegen Brandt geklun-
gen hat. Es liegt nicht an uns und wird nicht an 
uns liegen, wenn diese Gemeinsamkeit in  der Ar-
beit nicht so verwirklicht wird, wie ich es im In-
teresse des ganzen deutschen Volkes begrüßen 
würde. 

(Abg. Mellies: Das sollten Sie lieber nicht 
sagen!) 

— Herr Kollege Mellies, ich weiß nicht, was Ihnen 
das Recht gibt, eine so — — 

(Abg. Mellies: Gucken Sie mal nach rechts 
zum Herrn Bundeskanzler, dann wissen 
Sie es, Herr von Brentano! — Unruhe bei 

den Regierungsparteien.) 

— Herr Kollege Mellies, ich finde, daß Ihre Zwi-
schenrufe nur der Ausdruck der — na — — 

(Zuruf von der Mitte: Sagen Sie es lieber 
nicht! — Abg. Dr. Wuermeling: Er richtet 

sich selbst!) 
— Ja, ich möchte nichts sagen, um die Situation 
nicht zu verschärfen. Aber erlauben Sie mir, zu 
sagen: Herr Kollege Mellies, Sie haben nicht das 
Recht, ich bestreite Ihnen das Recht, in dieser Weise 
die Offenheit und Ehrlichkeit meiner Absicht und 
dessen, was ich Ihnen gesagt habe, anzuzweifeln, 

(Sehr richtig! in der Mitte) 
und ebensowenig haben Sie das Recht, dem Herrn 
Bundeskanzler zu unterstellen, daß er anderes 
meine, als er gesagt habe. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Wessel. 

Frau Wessel (Fraktionslos): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung 
legte das Schwergewicht ihrer Tätigkeit auf die 
Eingliederung Westdeutschlands in ein internatio-
nales westliches Vertragssystem. Im Anfang war es 
die deutsch-französische Verständigung, anschlie-
ßend die wirtschaftliche Zusammenarbeit, die vom 
Marshallplan bis zur Montan-Union lief, und 
schließlich die Konstruktion eines vereinten Europa. 
Die Ergebnisse dieser Außenpolitik der Bundesre-
gierung liegen vor uns, und wir müssen feststellen, 
daß diese Politik die europäische Einheit bis heute 
nicht verwirklicht hat. Wir haben im Gegenteil 
festzustellen: unter dem Mantel der Einheit Eu-
ropas werden die nationalen Interessen der betei-
ligten Staaten auf Kosten der schwächeren, und das 
ist Westdeutschland, besonders erfolgreich verfoch-
ten. Insbesondere führten alle Bemühungen des 
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Herrn Bundeskanzlers nicht zu einer deutsch-fran-
zösischen Verständigung, vielmehr, wie die Saar-
frage zeigt, zu einer verschärften Gegnerschaft. 

Vor allem ist es aber die Frage der Wiederver-
einigung Deutschlands, diese Kernfrage der deut-
schen Politik, die durch das westliche Vertrags-
system nicht gelöst werden kann, und es wird sich 
zeigen: Die EVG bringt nicht die Wiedervereini-
gung Deutschlands, sondern schließt sie aus. Die 
Bundesregierung erklärt in Übereinstimmung mit 
der amerikanischen Politik, daß es für den Zusam-
menschluß Deutschlands keine andere Alternative 
gibt als die militärische Stärke, d. h. die Aufrüstung 
unter Einschluß Westdeutschlands bis zur Herstel-
lung des Gleichgewichts zwischen den Westmächten 
und der Sowjetunion. Ein Gleichgewicht der mili-
tärischen Stärke hebt aber den Status quo zwischen 
den beiden Mächtegruppen nicht auf, auch nicht 
die Zonengrenzen inmitten von Deutschland. Bei 
gleicher Stärke die Wiedervereinigung fordern, 
heißt die Entscheidung durch den Krieg stellen. 
Wir haben heute festzustellen, daß diese Politik 

der USA bereits ihre Grenze erreicht hat. Die Ver-
einigten Staaten werden von ihren Verbündeten 
gezwungen, ihre Außenpolitik den Realitäten anzu-
passen, wenn sie nicht selbst in eine außenpolitische 
Isolierung kommen wollen. Auch die Völker erwar-
ten von ihren Staatsmännern, daß sie den ernsten 
Willen zeigen, die Beseitigung der Differenzen auf 
dem Verhandlungswege vorzunehmen. Die Erfah-
rung von zwei Weltkriegen hat gelehrt, daß die 
Politik der Alternativen, die Wahl des Entweder

-

Oder, des Alles oder Nichts zu Niederlagen geführt 
hat. Auch in Korea endete die so eindringlich an-
gepriesene Politik der militärischen Stärke im 
Nichts. Geblieben sind nach Not und Tod das Elend 
und die Ruinen ohne eine Aussicht auf Wiederver-
einigung von Nord- und Südkorea. 

Das deutsche Volk, das wissen wir alle, verab-
scheut den Krieg. Es will, daß die beiden Mächte-
gruppen, die unser zweigeteiltes Land seit über 
acht Jahren für ihre politischen, wirtschaftlichen 
und militärischen Interessen nutzen, die Wieder-
vereinigung durch Verhandlungen verwirklichen. 
Während seiner vierjährigen Regierungszeit hat aber 
der Herr Bundeskanzler nichts Konkretes getan, um 
das ganze Deutschland erstehen zu lassen. Für ihn 
ist nach seiner außenpolitischen Rede in diesem 
Hohen Hause am 10. Juni das Potsdamer Abkom-
men der Alpdruck für solche Verhandlungen. Aber 
es sollte nicht übersehen werden, daß in diesem 
Abkommen die vier Besatzungsmächte für das un-
terworfene und zerteilte Deutschland die Verpflich-
tung zur Wiederherstellung der deutschen Einheit 
unterschrieben haben, und nichts darf den Herrn 
Bundeskanzler, welche Alpdrücke er auch haben 
mag, davon abhalten, die Durchführung dieser Ver-
pflichtung von den vier Mächten zu verlangen. 
Mit Deklamationen über die deutsche Einheit ist 

es heute nicht mehr get an . Wir haben es gehört: 
jede Chance für Verhandlungen über die deutsche 
Frage soll unterstützt werden. Aber sie muß unter-
stützt werden in einer Art, daß man nicht Vorlei-
stungen von Rußland fordert — wie es heute auch 
wieder geschehen ist —, von denen man weiß, daß 
sie in der gewünschten Weise nicht gegeben wer-
den können. 

(Abg. Dr. Bucerius: Welche denn?) 
— Ich werde es jetzt sagen! — Vor allem sollte 
man  es sich darüber klar sein, daß eine Politik, die 

ein wiedervereinigtes Deutschland in das westliche 
Verteidigungssystem einfügen will — wie es doch 
verlangt wird —, nach den Erklärungen Moskaus 
eine Viermächte-Konferenz über Deutschland für 
die Sowjetunion unmöglich macht. 
Meine Damen und Herren, mit dieser Politik, die 

der Bundeskanzler in engster Anlehnung an die 
Politik der USA verfolgt, werden Sie die Wieder-
vereinigung Deutschlands nicht erreichen. — Sie 
mögen es heute noch so laut sagen —, und zwar 
deswegen nicht, weil diese Bundesregierung nicht 
in der Lage ist, einen brauchbaren, d. h. von den 
Realitäten ausgehenden Beitrag zur gesamtdeut-
schen Lösung zu leisten. Um des deutschen Volkes 
willen, von dem Sie heute so viel gesprochen haben, 
um dieses Volkes in Ost und West und um all der 
Opfer willen können wir nur das eine wünschen: 
daß der Wille des deutschen Volkes, zur Wieder-
vereinigung zu kommen, so stark ist, daß keine 
Regierung, weder hier im Westen noch im Osten, 
geduldet wird, die diesen Willen nicht erfüllt. 

(Beifall auf den rückwärtigen Bänken der 
Mitte.) 

Vizepräsident Dr. Schäfer: Das Wort hat der Ab-
geordnete Reimann. 

Reimann (KPD): Meine Damen und Herren! Die 
kommunistische Fraktion 

(Zurufe von der Mitte: Gruppe!) 

stimmt dem Antrag der sozialdemokratischen Frak-
tion, in dem eine Vier-Mächte-Konferenz und eine 
deutsche Initiative gefordert werden, zu. Schon seit 
Jahren hat die Kommunistische Partei Deutsch-
lands vorgeschlagen, daß sich die Deutschen aus 
Ost und West untereinander über  die  friedliche 
Lösung aller Fragen verständigen, die uns Deutsche 
in der Innen- und Außenpolitik angehen. Das 
Hauptanliegen ist dabei die Durchführung einer 
Vier-Mächte-Verhandlung über den Abschluß 
eines Friedensvertrages und die Wiedervereinigung 
Deutschlands. Wir haben von jeher die Auffassung 
vertreten, daß es keine Frage gibt, die unter uns 
Deutschen nicht gelöst werden kann, und betonen 
noch einmal ausdrücklich, daß die friedliche Lösung 
der deutschen Frage, die Wiedervereinigung unseres 
Vaterlandes, nur auf dem Wege eines Kompromis-
ses zustande kommen kann. 

Jeder Politiker Westdeutschlands, der den Gedan-
ken der Eroberung oder der Eingliederung der 
Deutschen Demokratischen Republik in die Bundes-
republik propagiert oder verbreitet, wie es Dr. 
Adenauer tut, gibt zu erkennen, daß er die Wieder-
vereinigung Deutschlands auf friedlichem Wege 
nicht will. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 
Die Politik, die Dr. Adenauer und seine in- und aus-
ländischen Hintermänner betreiben, ist nicht dar-
auf gerichtet, daß sich die Deutschen und ebenso 
die vier Größmächte verständigen. Dr. Adenauer 
unternimmt alles um die Regelung der deutschen 
Frage auf friedlichem Wege zu torpedieren. Mit 
jedem Tag wird offensichtlicher, daß die Politik Dr. 
Adenauers Schiffbruch erlitten hat. Ursprünglich 
wollte Herr Dr. Adenauer heute im Bundestag als 
der große Sieger im Glorienschein seiner außen-
politischen Erfolge auftreten. Daraus ist aber nichts 
geworden. Die Völker in Frankreich, Italien und in 
England kennen besser als Herr Dr. Adenauer die 
weltpolitische Lage. Vor allem wissen sie, welch 
eine Gefahr der wiedererstarkende deutsche 
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A) Imperialismus und Militarismus für die Völker der 
Welt bedeuten. 

(Abg. Renner: Sehr gut!) 

Weil die vorgesehene große Wahlrede des Herrn 
Dr. Adenauer infolge eines andern Ablaufs der 
internationalen Ereignisse, als ihn Herr Dr. Aden-
auer wünschte, heute nicht stattfinden kann, darum 
wird jetzt eine nationalistische Pogromhetze los-
gelassen, 

(Sehr richtig! bei der KPD) 

um idas deutsche Valk zu irritieren und um Wäh-
lerstimmen zu fangen. Immer mehr erkennt das 
deutsche Volk und erkennen die Völker der Welt, 
daß der 17. Juni in Berlin von in- und ausländi-
schen Provokateuren organisiert worden ist. 

(Beifall bei der KPD. — Abg. Meitmann: 
Das sagt ihr, ihr Arbeiterschlächter! — 
Abg. Dr. Hasemann: Sie sollten sich schä

-

men! — Weitere Zurufe von der Mitte.) 

Ihre Hetzreden sind ein Zeichen der Unsicherheit, 
der Verwirrung und der Schwäche. Wenn Dr. Aden-
auer dem Bundestag seine bekannten fünf Punkte 
unterbreitet, so tut er dies, um das deutsche Volk 
zu irritieren. Die wahren Absichten Dr. Adenauers 
gehen aus der Denkschrift hervor, die er Herrn 
Blankenhorn zu Verhandlungen mit dem Präsiden-
ten der USA mit auf den Weg gegeben hat. In die-
sem Dokument heißt es u. a.: 

1. Die Bundesregierung lehnt eine Vier-Mächte-
Verhandlung mit der Regierung der UdSSR 
ohne vorherige Festlegung einer Tagesordnung 
ab. 

(Hört! Hört! bei der KPD.) 
2. Das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik bleibt 

(B) weiterhin Besatzungsgebiet der drei Westalli-
ierten auf der Grundlage der Bestimmungen 
des Generalvertrags. 

(Erneutes Hört! Hört! bei der KPD.) 

— Hören Sie gut zu, meine Herren — 

3. Freie Wahlen in Gesamtdeutschland spätestens 
ein Jahr nach Abzug der sowjetischen Besat-
zungstruppen. 

4. Die verfassungsrechtliche und völkerrechtliche 
Struktur der Bundesrepublik Deutschland wird 
durch den Ausgang dieser Wahlen nicht be-
rührt. Die in beiden Ländern gewählte Volks-
vertretung hat nicht den Charakter einer Ver-
fassungsgebenden Nationalversammlung, son-
dern den einer gesamtdeutschen Wahl zum 
Deutschen Bundestag auf der Basis des Grund-
gesetzes, das als unveränderlich anerkannt 
werden muß. 

.(Hört! Hört! bei der KPD.) 

5. Der neugewählte gesamtdeutsche Bundestag 
hat  sämtliche von der jetzigen Bundesregierung 
eingegangenen internationalen Verpflichtun-
gen und Verträge sowie die vom jetzigen Deut-
schen Bundestag beschlossenen Gesetze anzu-
erkennen. 

Das ist auch Ihr Art. 103, Herr Becker, den Sie hier 
zitiert haben. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld] : Das verstehen 
Sie gar nicht!) 

— Das stimmt ganz genau, Herr Becker. Sie selbst 
haben das heute hier zitiert. Das stimmt aufs Wort. 

Der „Rheinische Merkur" Nr. 26 vom 26. Juni 
1953 kommentiert die Grundlagen der Politik dieses 

Memorandums. In dem Artikel des „Rheinischen 
Merkur" heißt es: 

Der Parlamentarische Rat hat, und zwar auch 
mit den Stimmen der Sozialdemokratie, die 
Bundesrepublik zum alleinigen rechtmäßigen 
Staatsgehäuse des deutschen Volkes erklärt, 
zum allein berufenen Sprecher aller Deutschen. 

(Abg. Dr. Hasemann: Ist ja richtig!) 
Meine Damen und Herren, mit solch einer Politik 
wollen Sie die Einheit Deutschlands herstellen? 
Nie! Die Realität ist eine ganz andere, ob wir wol-
len oder nicht: zwei Hälften Deutschlands, zwei 
Regierungen. Und Sie maßen sich an, daß diese 
Regierung für ganz Deutschland sprechen und Ver-
träge abschließen darf, die dann eine andere 
deutsche Regierung unterschreiben muß? Das, Herr 
Kaiser, ist Ihr Ziel, Ihre Politik, das haben Sie fest-
gelegt. Glauben Sie nicht, daß auf diesem Weg die 
Einheit Deutschlands hergestellt Werden kann! 

(Abg. Dr. Hasemann: Das ist sehr inter

-

essant!) 

Diese von Dr. Adenauer verfolgte Politik ist nicht 
auf eine friedliche Wiedervereinigung Deutschlands 
ausgerichtet, sondern auf die Eroberung, den Krieg 
und den Bruderkrieg. Eine Vier-Mächte-Konferenz 
ist auf Grund der besonderen Lage, in der wir uns 
befinden, und der Entwicklung der Politik im Welt-
maßstab sofort möglich. Es ist allen bekannt, daß 
die Regierung der UdSSR energisch das Zustande-
kommen einer Vier-Mächte-Konferenzanstrebt und 
hierzu bereits erfolgreiche diplomatische Schritte 
eingeleitet hat. Diese Konferenz kommt — da kön-
nen Sie sich heute gegen den Antrag der sozial-
demokratischen Fraktion noch so wehren —, diese 
Konferenz werden Sie nicht verhindern! 

(Sehr gut! bei der KPD.) 

Die Tatsache, daß die Bermuda-Konferenz mit den 
von den Amerikanern beabsichtigten Zielen nicht 
stattfindet, muß jedem verständlich machen, daß 
Maßnahmen eingeleitet sind und noch eingeleitet 
werden, die eine Verständigung der Großmächte 
über eine Vier-Mächte-Konferenz herbeiführen 
werden, ohne daß dieselbe mit Vorleistungen, die 
Sie wünschen, belastet wird. 

Wenn in diesem Augenblick in- und ausländische 
Kräfte glaubten, diese Entwicklung dadurch zu be-
hindern, daß sie einen Tag x in Berlin und in der 
DDR auslösten, so müssen diese sich sagen lassen, 
daß alle Provokationen am Verständigungswillen 
des deutschen Volkes und der Völker scheitern 
werden, genau so scheitern werden wie die Torpe-
dierungsversuche Syngman Rhees gegen das Zu-
standekommen eines Waffenstillstands in Korea. 
Ich möchte allen Politikern in der Bundesrepublik 
noch einmal an das Herz legen, sich reiflich zu über-
legen, was sie heute und morgen tun. 

(Zuruf von der FDP: Sie aber auch!) 

— Ja, wir überlegen uns jeden Schritt. — Das 
deutsche Volk und die Völker Europas werden nicht 
dulden, daß aus Deutschland noch einmal ein 
faschistischer Unruheherd wird, von dem eine neue 
Bedrohung des Friedens, der Sicherheit und der 
Unabhängigkeit der Völker ausgeht. 
Die Kommunistische Partei Deutschlands stand 

von jeher auf dem Standpunkt, daß das deutsche 
Volk nicht Objekt der Politik sein darf. Das 
deutsche Volk hat ein Anrecht darauf, seine volle 
Souveränität wiederzuerlangen und als selbstän-
dige Nation an der Zusammenarbeit aller Völker 
teilzunehmen. 
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wieder den Vorsitz.) 

Insbesondere verzichtet das deutsche Volk nicht auf 
sein Recht, bei den Verhandlungen der vier Groß-
mächte durch Vertreter des ganzen deutschen Vol-
kes, und zwar Gesamtdeutschlands, seine Meinung 
zu sagen. 
Wenn nun auch der Vorsitzende der Sozialdemo-

kratischen Partei, Kollege Ollenhauer, zu der 
Auffassung gelangt ist, daß das deutsche Volk nicht 
Objekt der Politik sein darf, so ist das sehr erfreu-
lich. Aber dann gibt es nur eine Schlußfolgerung, 
nämlich die, daß Deutsche aus Ost und West sich 
über eine einheitliche deutsche Innen- und Außen-
politik den vier Großmächten gegenüber verstän-
digen und diese durch eine gesamtdeutsche Ver-
tretung auf einer Vier-Mächte-Konferenz, die in 
absehbarer Zeit kommen wird, vertreten.

(Zustimmung bei der KPD.) 
Wenn Herr Ollenhauer auf der Duisburger Par-
teikonferenz der SPD erklärt, daß es ein Zusam-
mengehen zwischen ihm, der SED und der KPD 
nicht gibt, so handelt er, ob er will oder nicht, in 
Widerspruch zu seinen eigenen Erklärungen über 
die Wiedervereinigung Deutschlands. 

Die deutschen Politiker aus West- und Ost-
deutschland würden dem deutschen Volke und der 
internationalen Öffentlichkeit ein beschämendes 
Schauspiel bieten, wenn erst die Großmächte auf 
der Vier-Mächte-Konferenz eine Aufforderung an 
die Deutschen aus West und Ost ergehen ließen, 
eine Vertretung zu bilden, damit dieselbe den 
Standpunkt des deutschen Volkes über die Wieder-
vereinigung und den Abschluß enes Friedensver-
trags darlegt. 

(Sehr gut! bei der KPD.) 
Im Interesse unseres Volkes darf es so weit nie-
mals kommen. Im Interesse unseres Volkes 
empfehle ich eindringlichst, den Vorschlag zu einer 
deutschen Verständigung aufzugreifen. Das ist die 
Kernfrage einer jeden deutschen Innen- und 
Außenpolitik, die heute hier zur Entscheidung steht. 
Wenn Sie den Vorschlag der sozialdemokrati-

schen Fraktion annehmen, dann muß er dahin-
gehend erweitert werden, daß eine Initiative zu 
einer gesamtdeutschen Verständigung und Vertre-
tung herbeigeführt wird. Darum sind wir der 

 Meinung, daß der Bundestag angesichts der innen- 
und außenpolitischen Entwicklung nicht in Ferien 
gehen, sondern zusammenbleiben sollte, um allen 
Entscheidungen, die täglich und stündlich heran-
reifen können, gerecht zu werden. 

(Lachen bei den Regierungsparteien. — Zu

-

stimmung bei der KPD.) 

Ist diese Initiative der Bildung einer gesamtdeut-
schen Vertretung erreicht und eine Verständigung 
herbeigeführt, dann ist das deutsche Volk nicht 
mehr Objekt, sondern, da es um sein eigenes 
Schicksal geht, in die Lage versetzt, durch eine ge-
samtdeutsche Delegation die berechtigten natio-
nalen Interessen unserer Nation den vier Groß-
mächten gegenüber zu vertreten. Dann können auch 
alle Fragen wie die Durchführung freier Wahlen, 
die Beseitigung der Zonengrenzen, die Aufnahme 
eines ungehinderten Waren- und Personenverkehrs 
in ganz Deuschland im Geiste der Verständigung 
durch ehrliche Kompromisse gelöst werden. 
Immer mehr Menschen in unserer Heimat erken-

nen, daß die Adenauer-Regierung und besonders 
die Politik des Herrn Bundeskanzlers dem Frieden 

und der friedlichen Wiedervereinigung unseres 
Vaterlandes im Wege stehen. Darum wird das 
deutsche Volk bei der kommenden Bundestagswahl 
durch seine Wahlentscheidung das  Kräfteverhältnis 
im Bundestag ändern. Jede andere Regierung, die 
dann gebildet wird und einen Schritt, nur einen 
Schritt auf dem Wege der friedlichen Lösung der 
deutschen Frage tut, ist tausendmal besser als die 
Regierung unter dem Bundeskanzler Dr. Aden-
auer. Um dieses nationale Ziel zu erreichen, müssen 
sich alle Parteien, Gruppen und Politiker, die mit 
der Politik Dr. Adenauers nicht einverstanden sind, 
einigen und untereinander einen fairen Wahlkampf 
führen, der nur ein Ziel kennt: die Adenauer

-

Regierung zu beseitigen und eine Koalitionsregie-
rung zu bilden, die eine Regierung der  Verständi-
gung, des Friedens und des sozialen Aufstiegs un-
seres Volkes darstellt. 

(Beifall bei der KPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Fröhlich. 

Fröhlich (Fraktionslos) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Es ist sehr bedauerlich, daß 
diese letzte außenpolitische Debatte des ersten Bun-
destages sich in einer Form abgewickelt hat, die in 
gar keiner Weise der deutschen Situation und a ll 

 dem gerecht wird, was sich in letzter Zeit in der 
Sowjetunion selbst, in den Satellitenstaaten, in Ber-
lin und in der Sowjetzone abgespielt hat. Alle diese 
Ereignisse hätten als ein Wink des Schicksals be-
trachtet werden müssen, daß sich die deutschen 
Parteien, soweit sie sich zu den Grundprinzipien 
der Demokratie bekennen, nun endlich einmal in 
den entscheidenden außenpolitischen Fragen auf 
einer gemeinsamen Basis einigen. Unsere gequäl-
ten Menschen in der Sowjetzone haben uns durch 
ihren Mut und ihre Opferbereitschaft für die Frei-
heit dazu aufgefordert. Für den Gesamtdeutschen 
Block-BHE steht es fest, daß die  Regierung der  So-
wjetunion auf die Europapolitik der drei West-
mächte und der Bundesregierung scharf gezeichnet 
hat. Die durch die außenpolitischen Verträge ange-
bahnte politische, wirtschaftliche und militärische 
Einigung und die zwangsläufig sich daraus erge-
bende Vollendung dieser Einigung setzen der so-
wjetrussischen Politik der Gewalt und der Expan-
sion ein entschiedenes Halt entgegen, nicht nur in 
Europa, sondern auch in anderen Teilen der Welt. 
Aus dieser Erkenntnis heraus sind den Bolschewi-
sten alle Mittel und Wege recht, um die sich immer 
schärfer abzeichnende Einigung der freien Staaten 
Europas zu hemmen oder gar zu verhindern. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 
Sie rechnen hierbei mit der sprichwörtlichen Un-
einigkeit dieser Völker. Die harte Konsequenz auf 
die scharfe Reaktion der sowjetischen Politik muß 
für die Westmächte und die Bundesrepublik sein, 
um so mehr an der bisherigen Politik der Schaf-
fung eines vereinigten Europa festzuhalten. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 
Es würde allen Erfahrungen widersprechen, 

würde man in einem Augenblick, in idem die ersten 
Erfolge der europäischen Einigungspolitik sichtbar 
werden, von dem bisher erfolgreichen Wege ab-
weichen. 

(Erneuter Beifall in der Mitte und rechts.) 
Der Gesamtdeutsche Block-BHE ist daher der Mei

-

nung, ,daß, wie auch immer die weitere Entwick

-

lung im Hinblick auf die außenpolitischen Verträge 
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gehen sollte, an ihnen festzuhalten ist, um für den 
Fall des Scheiterns dieser Verträge und der daraus 
entstehenden Folgen nicht nur für die Bundesrepu-
blik, sondern für Europa einschließlich der nicht-
deutschen Gebiete, die heute unter idem sowjeti-
schen Terrorregime schmachten, von der Verant-
wortung entbunden zu sein. 

(Zuruf von der KPD: Heil Eisenhower!) 
— Schreien Sie ruhig heute noch einmal! Ich 
hoffe, .daß Sie die letzte Gelegenheit dazu haben. 
Der Gesamtdeutsche Block-BHE ist für Vier-

Mächte-Verhandlungen zur Wiedervereinigung 
Deutschlands in Frieden und Freiheit und sieht als 
Grundlage für solche Verhandlungen die Vereinba-
rungen an, die im Generalvertrag in der Präambel 
und im Art. 7 Abs. 1 und 2 festgelegt worden sind, 
niemals aber den Schandvertrag von Potsdam. Sol-
che Verhandlungen sollten sobald als möglich be-
ginnen, und man sollte die Aufnahme solcher Ver-
handlungen nicht davon abhängig machen, ob sich 
bereits vor ihrem Beginn Erfolgsaussichten abzeich-
nen. Weil wir gegenüber der Sowjetunion an einer 
wahrhaftigen Politik der Wiedervereinigung nach 
den schlechten Erfahrungen der Vergangenheit 
Zweifel haben, muß an allen Maßnahmen, die für 
die Einigung Europas eingeleitet worden sind, mit 
aller Kraft festgehalten werden. 
Diese zustimmende Stellungnahme meiner Partei 

zu der Europapolitik und der Politik der Wieder-
vereinigung Deutschlands bedeutet nicht eine Be

-

jahung aller Einzelmaßnahmen der Bundesregie-
rung. Wir unterstützen jedoch die Generallinie die-
ser Politik aus gesamtdeutscher und europäischer 
Verpflichtung. 

(Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schmid. 

Dr. Schmid (Tübingen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es ist erfreulich, daß 
sich heute in Deutschland alle Verantwortlichen in 
einem Ziele einig sind, nämlich der Wiedervereini-
gung Deutschlands. Was die Geltendmachung der 
Vordringlichkeit, mit der man dieses Ziel anstreben 
will, konkret bedeutet, das kann nur von einer 
Rangordnung der politischen Ziele her bestimmt 
werden. Diese Rangordnung kann nicht nach Pre-
stigegesichtspunkten aufgestellt werden. Sie kann 
nur von der politischen Notwendigkeit her be-
stimmt werden. Und d'a sind wir der Meinung, daß 
die Wiedervereinigung Deutschlands das schlechthin 
erste Ziel jeder deutschen Außenpolitik sein muß, 
schon deswegen, weil ohne seine Verwirklichung 
vor anderen Zielen sehr entscheidende andere Ziele 
nicht realistisch verwirklicht werden können, jeden-
falls  nicht mit Aussicht auf Dauer, z. B. die Ord

-

nung Europas. 
Man hat uns gesagt, man müsse beide Ziele ge-

meinsam angehen. Ich glaube, daß das richtig ist. 
Bei keinem darf man das andere aus dem Auge las-
sen. Aber das gilt doch im Grunde immer nur für 
den Ausgangspunkt und für das Allgemeine. Immer 
wenn man vor konkreten Entscheidungen steht, 
wird man vor dem Dilemma stehen: welcher Maß-
nahme gehört denn im einzelnen und konkret die 
Priorität, einer Maßnahme, die hier und jetzt auf 
Westintegration ausgeht, oder einer Maßnahme, die 
konkret — hier und jetzt — die Chancen für die 
Möglichkeit gesamtdeutscher Wahlen erhöhen könn-
te? Wir unterscheiden uns im wesentlichen, glaube 
ich, in der Methode. S i e glauben, die Westintegra

-

tion schaffe überhaupt erst die Voraussetzungen 
für eine realistische Wiedervereinigungspolitik. Wir 
glauben, daß die Westintegration im Gegenteil ge-
wisse Voraussetzungen, die anders geschaffen wer-
den könnten, nicht zustande kommen läßt, 'daß sie 
also die Erreichung des gemeinsamen Zieles nicht 
fördert, sondern daß sie ihr im Wege steht. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Sie sagen, die Westintegration fördere die Errei-
chung des Ziels, denn sie gebe uns die Möglichkeit, 
eine stärkere Politik zu führen, als wir es ohne 
diese Westintegration könnten. Wenn aber nun die 
Westintegration von den Russen als das größere 
Übel gegenüber der Erhaltung des Status quo an-
gesehen wird, wird dann diese „Politik der Stärke" 
irgendwelche Chance der Erfüllung haben? 
Wenn dem, wie wir meinen, nicht so ist, dann 
scheint uns gerade eine realistische Politik zu 
fordern, die Versuche, die Bundesrepublik in ein 
Europa der Sechs zu integrieren, aufzugeben. 

Es wurde weiter gesagt, durch diese Politik hät-
ten wir zum mindesten eine der notwendigen 
Voraussetzungen einer jeden Wiedervereinigungs-
politik geschaffen: wir hätten damit das Vertrauen 
wenigstens der Westmächte gewonnen. Das ist gut 
und das ist sehr viel. Dieses Vertrauen ist notwen-
dig. Aber, meine Damen und Herren, was nützt 
uns denn dieses Vertrauen konkret, wenn es mit 
Mitteln gewonnen worden ist, die den Russen das 
Interesse an Verhandlungen über die Wiederver-
einigung Deutschlands nehmen? In diesem Fall 
hebt eben einfach die Realität und Gegensätzlich-
lichkeit der Interessen die Wirkung dieses Ver-
trauens, von idem Sie sprachen, auf. 

Wir glauben, daß die „Integrationspolitik" der 
Erreichung des Zieles hinderlich ist. Sie setzt doch 
im Grunde voraus, daß die Russen sich, e h e 
sie an den Verhandlungstisch gehen, damit einver-
standen erklären, daß der Teil des deutschen Po-
tentials, den sie heute noch kontrollieren, in einen 
politischen Block eingebracht wird — und zwar 
unlösbar —, den sie — ob mit Recht oder Un-
recht, sei dahingestellt — nun einmal als feindlich 
gegen sich gerichtet betrachten. Unter diesen Vor-
aussetzungen eine russische Bereitschaft anzuneh-
men, die Voraussetzungen für die Wiedervereini-
gung mitzuschaffen, scheint mir nicht sehr realistisch 
zu sein. Es sei denn, Sie gingen davon aus, daß es 
bei solchen Verhandlungen dazu kommen könnte, 
das Integrierte zurückzudifferenzieren. Das wollen 
Sie nicht, Herr von Brentano, und das werden 
höchstwahrscheinlich eine Reihe der Vertragspart-
ner auch nicht wollen, die in dieser Integration 
ihre besonderen Interessen verwirklicht sehen. 

Vielleicht wird die Deutschlandfrage nur gelöst 
werden können — ich sage „vielleicht" und emp-
finde es als schmerzlich, wenn es sich so verhal-
ten sollte — durch eine Gesamtabrechnung Mos-
kaus und Washingtons über die Gesamtheit ihrer 
wesentlichen Differenzpunkte. Dann wäre die 
Lösung des Deutschlandproblems nur ein Teilstück 
einer sehr viel größeren Rechnung. Ich weiß nicht, 
ob eine Bundesregierung die Möglichkeit hätte, 
aktiv durch eigene . politische Unternehmungen 
auf das Zustandekommen einer solchen Gesamt-
abrechnung im günstigen Sinne hinzuwirken. 
Aber eines kann sie auf jeden Fall tun: sie kann 
eine Politik betreiben, die es verhindert, daß voll-
endete Tatsachen geschaffen werden, die sich pro-
hibitiv auswirken könnten. Ob das geschehen ist 
oder nicht — das, und nicht die guten Absichten —, 
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gibt den Maßstab für die politische Beurteilung 
der „europäischen" Teilmaßnahmen ab, von denen 
in der Regierungserklärung gesprochen worden ist 
— Montanunion, EVG-Vertrag usw. —. 

Ich persönlich glaube nicht, daß man mit diesen 
Verträgen, daß man mit dieser Politik solche 
prohibitiv wirkenden vollendeten Tatsachen ver-
mieden hat. Vor allem aber, glaube ich, sollte es 
keine deutsche Politik geben, die den Versuch 
macht, den politischen Status Deutschlands einsei-
tig so bestimmen zu lassen, daß der andere kapi-
tuliert haben muß, e h e er sich an den Verhand-
lungstisch setzt. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Nun, wer kann denn den politischen Status 
Deutschlands bestimmen? Den kann weder der 
Westen für sich, noch kann es der Osten für sich 
bestimmen, noch können es der Westen und der 
Osten zusammen ohne die Deutschen. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Dieser Status kann nur bestimmt werden durch 
alle fünf. Man sollte doch endlich aufhören, die 
Wiedervereinigung Deutschlands etwa im Sinne 
des Art. 103 des Statuts für die Europäische Be-
hörde als eine Art Eingemeindungsproblem zu 
sehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die politische Einheit Deutschlands wird nicht 
dadurch hergestellt werden, daß man die Deutschen 
jenseits des Eisernen Vorhangs „heimführt", son-
dern dadurch, daß wir zusammen mit ihnen In-
halt und Formen der nationalen Existenz unseres 
Vaterlandes bestimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Es ist also eine Notwendigkeit, zu einer Vier-
Mächte-Konferenz zu kommen, auf der zunächst 
die vier Mächte klären müssen, ob sie das Ergeb-
nis freier Wahlen in ganz Deutschland riskieren 
wollen. Scheitert diese Vier-Mächte-Konferenz, 
nun, dann wird man auf Grund der dann vorlie-
genden Tatsachen Entscheidungen zu treffen haben. 
Aber man kann die Vier-Mächte-Konferenz nicht 
nur deswegen jetzt nicht wollen, weil nicht sicher 
ist, ob sie zu dem von uns gewünschten Ergebnis 
führen wird. Gelingt diese Konferenz, nun, dann 
werden wir freie Wahlen in Deutschland haben 
und eine Nationalversammlung erhalten, die eine 
Regierung produzieren wird, und dann wird man 
zu f ü n f en  über einen deutschen Friedensver-
trag verhandeln müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Status Deutschlands und damit gleichzeitig 
die außenpolitische Bewegungsfreiheit Deutsch-
lands werden aus diesem Friedensvertrag hervor-
gehen müssen. Sollte man von uns verlangen, 
einen Vertrag zu unterzeichnen, in dem Dinge 
stehen, die für uns nicht akzeptabel sind, dann 
wird eine deutsche Regierung eben nein sagen 
müssen. Dann wird auf Grund dieser Situation 
hüben und drüben entschieden werden müssen, 
was zu geschehen hat. Aber man muß auf dieses 
Ziel zugehen und muß darauf auf dem Wege der 
konkreten Maßnahmen zugehen. Nur wenn dieses 
Ziel erreicht sein wird, wird es möglich sein, rea-
listisch eine Ordnung Europas zu schaffen, die 
dauerhaft und etwas anderes ist als eine Kampf-
position. 

(Zuruf von der Mitte: Dann sind wir uns 
ja einig!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ihre Redezeit ist abge

-

laufen, Herr Professor! 

Dr. Schmid (Tübingen) (SPD): Noch einige Sätze! 
Wenn Sie Vier-Mächte-Verhandlungen wollen, 

wie Sie gesagt haben und wie ich Ihnen glaube, 
dann stimmen Sie doch unseren Anträgen zu. Dar-
in steht doch nichts anderes, als Sie selber wollen! 

(Beifall bei der SPD.) 
Wenn Sie nicht glauben zustimmen zu können, — 
nun,  welches sind dann Ihre Gründe für Ihre 
„Wenn" und Ihre „Aber"? Nehmen Sie vielleicht 
Ihre „Wenn" und Ihre „Aber" wichtiger als den 
Impuls, der Sie, wie Sie sagten, treibe, Vier-
Mächte-Verhandlungen zu fordern? Vergessen Sie 
nicht, daß der Aufstand der deutschen Arbeiter im 
Osten auch ein Appell an den Westen — den Westen 
der ganzen Welt — war, 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

ein Appell, die Trägheit des Herzens zu überwin-
den und etwas zu wagen — auch Initiativen, von 
denen nicht von Anfang an sicher ist, daß sie den 
gewünschten Erfolg bringen werden. Man muß 
auch solche Initiativen wagen. Denn wenn man 
sie nicht wagen sollte, dann fürchte ich, daß sich 
die Verhältnisse so verhärten werden, daß letzten 
Endes zum Unglück der ganzen Welt einfach aus 
der Trägheit der Materie heraus — nichts anderes 
zuwege kommen wird als eine Versteinerung des 
Status quo. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Besprechung zu Punkt 2 der heutigen 
Tagesordnung.  

Die Frage der Prozedur bei der Abstimmung ist 
etwas schwierig. Wir haben erstens vorliegen den 
Antrag der Fraktion der SPD, Drucksache Nr. 4444, 
dann einen Antrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP, DP und FU, Umdruck Nr. 1031, und einen 
dazu gestellten Änderungsantrag des Herrn Abge-
ordneten Erler, der, wie ich annehme, von ihm be-
gründet und vorgetragen worden ist. Der Umdruck 
Nr. 1031 trägt die Überschrift „Änderungsantrag". 
Er scheint mir aber lediglich in den Ziffern II und 
III sachlich ein Änderungsantrag zu sein, in Zif-
fer I dagegen ein selbständig neben dem anderen 
Antrag der SPD stehender Antrag. Ich schlage 
Ihnen also vor, daß wir absatzweise abstimmen, 
und zwar darf ich die Änderungsanträge unter 
Ziffer II und III des Umdrucks Nr. 1031, die mit 
den Ziffern 2 und 3 des Antrags der Fraktion der 
SPD Drucksache Nr. 4444 korrespondieren, zu-
nächst zur Abstimmung bringen. Dann ist aller-
dings die Frage, Herr Abgeordneter Erler, ob über 
Ihren Änderungsantrag zu diesen Änderungsan-
trägen zunächst auch wieder abgestimmt werden 
muß. Formal wäre das nötig. 

(Abg. Erler: Zur Abstimmung!) 
— Ja, bitte schön, Herr Abgeordneter Erler! 

Erler (SPD) : Es gibt zu Ziffer III nur einen ein-
zigen Unterschied. Wir halten ihn für wesentlich. 
Wir beantragen eine Einfügung, so daß die Zif-
fer III nicht nur lautet: 

Die Bundesregierung wird ersucht, den Aus-
wärtigen Ausschuß und den Ausschuß für ge-
samtdeutsche Fragen des Deutschen Bundes-
tages über die im Sinne dieses Beschlusses ge-
troffenen Maßnahmen laufend zu unterrichten, 
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sondern: 

. . . zu unterrichten über das Verhandlungs-
programm der Bundesregierung für die vor-
gesehenen Konferenzen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Dr. Schröder zur Prozedur der Abstimmung! 

(Abg. Renner: Zur Abstimmung!) 

— Herr Abgeordneter Renner kommt gleich. 

Dr. Schröder (Düsseldorf) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich bedaure, daß ich der 
Auffassung des Herrn Präsidenten nicht ganz fol-. 
gen  kann. Der Antrag Umdruck Nr. 1031 ist, wie 
ich und mit mir meine Freunde glauben, in allen 
Punkten ein Änderungsantrag, da er das unter 
Ziffer 1 des Antrags der SPD behandelte Thema 
in einem umfassenderen Sinne formuliert. Wenn 
jetzt von der SPD ein Änderungsantrag zu unse-
rem Änderungsantrag gestellt ist, dann läuft das 
darauf hinaus, daß die SPD der Ziffer 1 ihres An-
trags Drucksache Nr. 4444 die Substanz entzieht. 
Ich kann mich also nicht damit einverstanden er-
klären, daß der Antrag der SPD als ein Änderungs-
antrag angesehen wird. Ich bitte den Herrn Prä-
sidenten, zunächst über Umdruck Nr. 1031, dann, 
wenn Umdruck Nr. 1031 nicht angenommen werden 
sollte, über den Antrag Drucksache Nr. 4444 ab-
stimmen zu lassen. Wird Drucksache Nr. 1031 an-
genommen, so erübrigt sich nach unserer Meinung 
eine Abstimmung über den Antrag Drucksache 
Nr. 4444. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Ren-
ner hat das Wort zur Geschäftsordnung. Wollen wir 
das erst einmal hören! 

Meine Damen und Herren, ich darf Sie auf § 53 
der Geschäftsordnung hinweisen. Vielleicht haben 
Sie die Freundlichkeit, sich inzwischen damit zu 
befassen. 

Renner (KPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir erlauben uns den Vorschlag, zu-
erst über den Antrag Drucksache Nr. 4444 der 
Fraktion der SPD abzustimmen. Wir sind der Auf-
fassung, daß es nicht tunlich und' nicht angebracht 
ist, diesen Antrag mit dem Antrag Umdruck 
Nr. 1031 zu verkoppeln. Wir verwahren uns auch 
gegen die Darstellung, daß die einzelnen Ziffern 
der Anträge ein und dasselbe beinhalteten. 

Wir bitten  Sie  also dringend, vor allen Dingen 
die SPD-Fraktion, darauf zu bestehen, daß der 
Antrag der SPD losgelöst von dem Antrag der 
Regierungskoalition behandelt wird. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Erler 
zur Geschäftsordnung! 

Erler (SPD): Natürlich steht es außer jedem 
Zweifel, daß der Herr Präsident nach der Ge-
schäftsordnung die aufkommenden Zweifelsfragen 
selbst zu entscheiden hat. Ich glaube aber, der Herr 
Kollege Schröder hat eben sehr eindeutig bewiesen, 
daß es sich bei seinem Antrag nicht um einen Än-
derungsantrag, sondern um einen völlig neuen 
Antrag handelt. Aus seiner Begründung ist das 
hervorgegangen. In diesem Falle wäre in der 
Reihenfolge abzustimmen, daß zuerst über den 
weitergehenden Antrag entschieden wird. Weiter-
gehend ist eindeutig der Antrag, der den Bundes-
tag zu einer Stellungnahme zur Frage der Vier-
Mächte-Konferenz zwingt. Das ist nämlich der  

ganze Unterschied zwischen den beiden Formulie

-

rungen. Sie haben sich unter I um das Thema eines 
Ersuchens an die Bundesregierung, herumgedrückt; 
davon steht gar nichts drin. 

Ich möchte eine Ankündigung für den Fall 
machen, daß der Herr Präsident auf seiner vorge-
schlagenen Reihenfolge beharrt. Ich persönlich 
hielte es für zweckmäßiger, zuerst über die Haupt-
frage und hinterher über die Nebenfrage zu ent-
scheiden. Die Hauptfrage wäre im Antrag Druck-
sache Nr. 4444 Ziffer 1, weil nach Ihrer Meinung 
damit Ziffer 1 des Umdrucks Nr. 1031 korrespon-
diert. Über den weitergehenden Antrag auf Um-
druck Nr. 4444 Ziffer 1 wäre also zuerst zu ent-
scheiden. Geschieht das nicht und wird zunächst 
über die anderen Punkte der Drucksache entschie-
den, so — (da möchte ich auf den zu Ziffer II des 
Antrags Umdruck Nr. 1031 gestellten Änderungs-
antrag meiner Fraktion aufmerksam machen — 
bleibt Ihnen die Entscheidung doch nicht erspart. 
Wir beantragen die Einfügung eines Buchstaben c, 
in dem die Regierung ersucht wird, dafür Sorge 
zu tragen, daß den Regierungen der drei west-
lichen Besatzungsmächte das dringende Anliegen 
des deutschen Volkes förmlich mitgeteilt wird, mit 
der in Aussicht genommenen Konferenz der drei 
westlichen Außenminister unverzüglich zwischen 
den vier Besatzungsmächten unmittelbare Ver-
handlungen über eine Übereinkunft zur Wieder-
vereinigung Deutschlands herbeizuführen. Sie 
können sich drehen und wenden, wie Sie wollen. 
Sie müssen sich heute entscheiden, ob Sie das 
wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter Ewers 
zur Geschäftsordnung! — Wir wollen es nicht so 
lange ausdehnen, meine Damen und Herren. 

Ewers (DP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich will nur drei Worte sagen. Der Ände-
rungsantrag. ist ja nicht ein Änderungsantrag „zum 
Antrag" der SPD, sondern „zur Beratung des An-
trags". Er besagt also, daß nach dem Wunsch der 
Antragsteller die Beratung mit der Annahme die-
ses Antrages schließen soll. 

(Zurufe von der SPD.) 
Daher ist es kein Änderungsantrag; darin hat mein 
Vorredner wohl recht. 

(Erneute Zurufe von der SPD.) 
- Denn eine Änderung „zur Beratung" kann man 
nicht beantragen. Man kann nur sagen: Statt des 
Ausgangs der Beratung durch Annahme des An-
trags Drucksache Nr. 4444 wünschen wir einen Aus-
gang der Beratung durch Annahme des Antrags 
Umdruck Nr. 1031. Ich glaube, anders ist es nicht 
zu machen. Ich bitte daher den Herrn Präsidenten, 
Herrn Erler zu folgen und den nach seiner Auf-
fassung weitergehenden Antrag — das mag er ent-
scheiden — zuerst zur Abstimmung zu bringen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Dr. Schröder zur Geschäftsordnung! 

Dr. Schröder (Düsseldorf) (CDU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Nicht weil ich ein 
Freund langer Geschäftsordnungsdebatten bin, son-
dern weil Mißverständnisse aufkommen können, 
möchte ich folgendes sagen. 
Nach unserer Meinung ist das, was wir unter 

Ziffer I sagen, deswegen das Umfassende, weil das 
Anliegen bezüglich einer Vier-Mächte-Konferenz 
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bereits in doppelter Weise erledigt worden ist. Ich 
darf an den Antrag erinnern, den wir am 10. Juni 
— also später, als Ihr Antrag gestellt war — an-
genommen haben. Dort heißt es: 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundes-
regierung auf, auch in Zukunft bei den Regie-
rungen der Vereinigten Staaten von Amerika, 
Großbritanniens und Frankreichs darauf zu 
dringen, daß diese Mächte alles tun, um die 
Wiedervereinigung des ganzen Deutschlands 
auf friedlichem Wege herbeizuführen. 

Der Bundeskanzler hat darüber hinaus heute 
eindeutig und vollständig klargestellt — und wir 
teilen die Auffassung, die er entwickelt hat, 
völlig —, daß er sich für eine Vier-Mächte-Konfe-
renz einsetzt, wenn sie auch nur eine geringe — 
er ist soweit gegangen, zu sagen, wenn sie auch 
nur eine geringe — Aussicht auf Erfolg hat. 

Da das der Stand der Dinge ist, sind wir der 
Meinung, daß unsere in Ziffer I entwickelte Auf-
fassung in der Tat die weitergehende ist und des-
halb auch bei der Abstimmung den Vorrang hat. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren! Ich glaube nicht, daß es zweckmäßig ist, die 
Geschäftsordnungsdebatte fortzusetzen. Es ist gar 
kein Zweifel — ich muß hier eine Entscheidung 
fällen —, daß die Punkte II und III des Umdrucks 
Nr. 1031 sachlich Änderungsanträge zu den Punk-
ten 2 und 3 der Drucksache Nr. 4444 sind. Daher 
habe ich den Vorschlag gemacht, absatzweise ab-
zustimmen. Es scheint mir ebenso gar keinen Be-
denken zu unterliegen — wenn das sachlich ge-
schehen sollte —, Punkt 1 beider Anträge neben

-

einander anzunehmen; denn sie schließen sich 
offenbar sachlich nicht aus. 

Nachdem der Teilung der .Frage von den An-
tragstellern widersprochen worden ist, muß ich 
nach § 53 der Geschäftsordnung über die Teilung 
der Frage den Bundestag entscheiden lassen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dafür sind, daß 
entsprechend dem von mir in Erwägung gestellten 
Vorschlag die Abstimmung über Umdruck Nr. 1031 
als Änderungsantrag zu zwei Absätzen der Druck-
sache Nr. 4444 stattfindet, also absatzweise ge-
schehen soll, eine Hand zu erheben. — 

(Abg. Kunze: Wir sind uns ja einig!) 
— Also, meine Damen und Herren, dann verstehe 
ich nicht, warum die Geschäftsordnungsdebatte ge-
führt wurde. 

(Heiterkeit.) 

Dann muß ich aber nun die Anträge des Herrn 
Abgeordneten Erler zu den Absätzen 2 und 3 vor-
weg zur Abstimmung stellen. — Herr Abgeord-
neter Erler! 

Erler (SPD): Ich beantrage zu dem Änderungs-
antrag zu II — auf Einfügung einer Ziffer II c — 
im Namen der Fraktion namentliche Abstimmung. 

(Abg. Dr. Becker [Hersfeld]: Dann bitte ich, 
den Antrag wenigstens zu verteilen!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich verlese den Antrag 
noch einmal, damit es völlig klar ist. Ich komme 
zur Abstimmung über den Punkt II des Umdrucks 
Nr. 1031 als Änderungsantrag zu Ziffer 2 der 
Drucksache Nr. 4444. Zu diesem Punkt II des Um-
drucks Nr. 1031 hat der Abgeordnete Erler namens 
der Fraktion der SPD folgenden Änderungsantrag 
gestellt: 

In Abs. II wird eingefügt: 

c) daß den Regierungen der drei westlichen 
Besatzungsmächte das dringende Anliegen 
des deutschen Volkes förmlich mitgeteilt 
wird, nach der Konferenz der drei west-
lichen Außenminister unverzüglich Ver-
handlungen zwischen den vier Besatzungs-
mächten über die Wiedervereinigung 
Deutschlands in Freiheit aufzunehmen. 

Sie sind sich über den Antrag im klaren. Ich 
bitte die Herren Schriftführer, die Stimmkarten 
einzusammeln zur Abstimmung über den eben ver-
lesenen Änderungsantrag der Fraktion der SPD. — 
Ich bin in der Abstimmung, Herr Abgeordneter 
Dr. Becker; es tut mir leid. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, darf ich die Pause 
benutzen, um folgendes bekanntzugeben: Der Aus-
schuß für Finanz- und Steuerfragen tritt um 
19 Uhr 

(Abg. Dr. Wellhausen: Nach Schluß der 
Abstimmung!) 

— nach Schluß der Abstimmung zu diesem Punkt 
zusammen, und der Sonderausschuß Londoner 
Schuldenabkommen tritt um 20 Uhr zusammen. 

Ich frage: Sind noch Abgeordnete vorhanden, die 
zu der namentlichen. Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der  Fraktion der SPD ihre Stimme 
abzugeben wünschen? — Das ist nicht der Fall; 
dann schließe ich die namentliche Abstimmung. — 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Ich gebe das vorläufige Ergebnis*) der Abstim-
mung über den Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD zum Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP, FU bekannt. Es sind 355 Stim-
men von stimmberechtigten Abgeordneten abge-
geben worden. Mit Ja haben gestimmt 166, mit Nein 
178 bei 11 Enthaltungen. 

(Hört! Hört! links.) 

Von den Berliner Abgeordneten haben mit Ja 12, 
mit Nein 4 gestimmt. Der Antrag ist abgelehnt. 
Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, die Sie 

den Änderungsantrag Umdruck Nr. 1031 — — 
(Abg. Erler: Zur Abstimmung!) 

Herr Abgeordneter Erler, bitte. 

Erler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Eine Erklärung zur Abstimmung: Nachdem 
Sie eben eindeutig bewiesen haben, daß Ihre Reden 
zugunsten einer Vierer-Konferenz nicht von Taten 
begleitet werden, sehen wir uns außerstande, der 
Ziffer II in Ihrer Fassung zuzustimmen. Wir leh-
nen den Abschnitt ab. 

(Beifall bei der SPD. — Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich bitte die Damen und 
Herren, die dem Änderungsantrag Umdruck 
Nr. 1031 Ziffer II zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. 
— Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit. 
Ziffer II ist angenommen. 

Ich bitte die Damen und Herren, die dem Ände-
rungsantrag der Fraktion der SPD zum Änderungs-
antrag Umdruck Nr. 1031 Ziffer HI zuzustimmen 
wünschen — ich verlese ihn noch 'einmal: 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 13926, 2. Ab-
stimmung  
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Im Absatz III wird nach dem Wort „Maßnah-
men" eingefügt: „und über das Verhandlungs-
programm der Bundesregierung für die vorge-
sehenen Konferenzen". 
(Abg. Erler: Herr Präsident, wir bean

-

tragen namentliche Abstimmung! — Un

-

ruhe. — Abg. Erler: Wir wollen wenigstens 
wissen, ob Sie auch die Diskussion über 
das Verhandlungsprogramm im Ausschuß 

ablehnen! — Unruhe.) 

Meine Damen und Herren, es ist namentliche 
Abstimmung beantragt. Jede Erregung hindert nur 
den Ablauf der Geschäfte. Ich bitte die Herren 
Schriftführer, zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der SPD die Stimmkarten einzusam-
meln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, ich frage, ob noch Ab-
geordnete vorhanden sind, die zu der namentlichen 
Abstimmung über den Änderungsantrag der SPD 
zu Ziffer III des Umdrucks Nr. 1031 ihre Stimme 
abzugeben wünschen. — Das ist außer Herrn Abge-
ordneten Blank nicht der  Fall. Ich schließe die 
namentliche Abstimmung. — Und Frau Abgeord-
neten Kalinke! Aber bitte, begeben Sie sich freund-
lichst zu den Schriftführern, Frau Kalinke; ich bin 
nicht zuständig. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 

Meine Damen und Herren, darf ich versuchen, die 
Erledigung der Tagesordnung während der Aus-
zählung noch etwas zu fördern. Herr Abgeordneter 
Tillmanns hat beantragt, die beiden Anträge Druck-
sachen Nrn. 4624 und 4625 dem Ausschuß für 
innere Verwaltung und dem Gesamtdeutschen Aus-
schuß als mitberatendem Ausschuß zu überweisen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die diesem An-
trag auf Ausschußüberweisung zuzustimmen wün-
schen, eine Hand zu erheben. — 

(Zuruf des  Abg. Dr. Menzel.) 
— Es war beantragt Überweisung an den Ausschuß 
für Angelegenheiten der inneren Verwaltung als 
federführenden Ausschuß. Sind Sie einverstanden? 
— Die Überweisung ist erfolgt. 

Es liegt noch vor der Antrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP, DP betreffend Volkserhebung im 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin, Drucksache 
Nr. 4578. 

(Abg. Dr. Schröder [Düsseldorf]:: Durch die 
Regierungserklärung erledigt!) 

— Ist durch die Regierungserklärung erledigt; wird 
also  zurückgezogen. 

Meine Damen und Herren, an der namentlichen 
Abstimmung*) haben sich 356 stimmberechtigte Ab-
geordnete beteiligt. Mit Ja haben gestimmt 146, mit 
Nein 205, bei 5 Enthaltungen. Von den Berliner 
Abgeordneten haben 8 mit Ja und 8 mit Nein ge-
stimmt. Der Antrag ist abgelehnt. 

Ich komme zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, 
DP, FU auf Umdruck Nr. 1031. 

(Abg. Dr. Schröder: Wir beantragen nament-
liche Abstimmung zu ZifferI!) 

— Ich bin noch bei III, Herr Abgeordneter Dr. 
Schröder; wir wollen erst einmal mit III fertig 
werden. 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 13926, 3. Ab-
stimmung 

Zu Ziffer III! Ich bitte die Damen und Herren, 
die diesem Änderungsantrag zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Ich bitte um die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Enthaltungen ist dieser Änderungsantrag ange-
nommen. 
Meine Damen und  Herren, ich darf unterstellen, 

daß durch die Abstimmung über den Änderungs-
antrag der SPD unter Ziffer 2 der Antrag Druck-
sache Nr. 4444 Ziffer 1 sachlich erledigt ist, da es 
sich inhaltlich um den gleichen Antrag handelte. 
Ist das Ihre Auffassung? — 

(Zustimmung.) 
Dann komme ich -zur Abstimmung über Um-

druck Nr. 1031 Ziffer I. Dazu beantragt Herr Abge

-

ordneter Dr. Schröder namentliche Abstimmung. 
Ich bitte die Herren Schriftführer, die Stimmkarten 
einzusammeln. 

(Einsammeln der Abstimmungskarten.) 
Meine Damen und Herren, ich frage: sind noch 

Abgeordnete vorhanden, die bei der namentlichen 
Abstimmung ihre Stimme abzugeben wünschen? —
Das ist nicht der Fall. Dann schließe ich die nament-
liche Abstimmung. 

(Auszählen der Abstimmungskarten.) 
Meine Damen und Herren, ich gebe das vor-

läufige Ergebnis*) der namentlichen Abstimmung 
bekannt. Für Ziffer I des Antrags haben von ins-
gesamt 356 abgegebenen Stimmen 342 gestimmt, 
mit Nein haben gestimmt 14. Von den Berliner Ab-
geordneten haben 16 mit Ja gestimmt. Ziffer 1 ist 
angenommen. 

Damit sind die Abstimmungen zu diesem Punkt 
der Tagesordnung erledigt. — Das Wort hat der 
Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Erlauben Sie mir, fol-
gende Erklärung abzugeben. Ich kann eine gewisse 
Befürchtung nicht unterdrücken, daß durch das Hin 
und Her der Abstimmungen draußen, namentlich 
im Ausland, ein nicht richtiger Eindruck von dem 
entsteht, was das deutsche Volk bezüglich einer 
Viererkonferenz will. 

(Unruhe links.) 

Deswegen möchte ich Ihnen erklären — und ich 
glaube, ich befinde mich da in Übereinstimmung 
mit dem weitaus größten Teil dieses Hauses —, daß 
ich als Chef der Regierung darum bemüht sein 
werde, daß eine Viererkonferenz zusammentritt, 
auch wenn nur eine geringe Aussicht auf Erfolg 
besteht. Ich sage das so ausdrücklich, meine Damen 
und Herren, gerade auch um festzustellen, daß ich 
damit dem Willen der übergroßen Mehrheit dieses 
Hauses entsprechen werde. 

(Lebhafter Beifall in der Mitte und rechts.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Wehner. 

Wehner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Für die Fraktion der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands habe ich zu erklären: Mit der 
Ablehnung des Antrags, sofort Vier-Mächte-Ver-
handlungen zu fordern, und mit dem Ausweichen 
vor der gemeinsamen Ausarbeitung eines internen 
deutschen Verhandlungsprogramms ist unbestreit-
bar erwiesen, daß die von Dr. Adenauer geführte 

*) Vgl. das endgültige Ergebnis Seite 13926, 4. Ab-
stimmung 
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(Wehner)  
Koalition praktisch nichts zur Herbeiführung von 
Vier-Mächte-Verhandlungen für die Einheit 
Deutschlands tun will. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD. — Erre

-

gung und stürmische Pfui-Rufe bei den 
Regierungsparteien. — Großer Lärm.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. von Brentano. 

Dr. von Brentano (CDU): Meine Damen und Her-
ren! Es kommt mir darauf an, noch einmal die Er-
klärung des Herrn Bundeskanzlers zu unterstrei-
chen und gegenüber der Erklärung des Herrn Ab-
geordneten Wehner festzustellen, daß es — ich be-
daure es sagen zu müssen; aber diese Erklärung 
hat es bewiesen — der Sozialdemokratie gar nicht 
darauf ankommt, in eine Zusammenarbeit zu kom-
men, 

(Beifall bei den Regierungsparteien — 
lebhafte Zurufe von der SPD) 

sondern daß es ihr leider darauf anzukommen 
scheint, hier Wahlpolitik vor deutsche Politik zu 
setzen. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien. — Lebhafte Pfui-Rufe von der SPD. 
— Erregter Wortwechsel zwischen Abge

-

ordneten der SPD und der Regierungspar

-

teien. — Große Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Ehlers:  Das  Wort hat der Ab-
geordnete Dr. von Merkatz. 

Dr. von Merkatz (DP): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die im Interesse Deutschlands 
sehr bedauerliche Erklärung des Herrn Abgeord-
neten Wehner veranlaßt mich, die Motive der Ab-
stimmung meiner Fraktion zu präzisieren. Genau 
so, wie Herr von Brentano die Tragweite der Er-
klärung des Herrn Bundeskanzlers ausgelegt hat, 
genau in demselben Sinne stimmen wir zu. Wir 
stimmen insbesondere zu, daß der Herr Bundes-
kanzler das Risiko einer Vier-Mächte-Konferenz 

 auf sich nehmen will, wenn sie auch nur 
(lebhafte Zurufe von der SPD: Wenn! 

Wenn!) 
eine geringe Aussicht auf Erfolg hat. 
Der Opposition habe ich aber zu sagen: Ich glau-

be, Sie verkennen die Gefahr, die eine gescheiterte  
Vier-Mächte-Konferenz für den Frieden Deutsch-
lands und der Welt bedeutet. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungspar

-

teien.) 
Es wird von Ihnen aus rein innerpolitischen Grün

-

den ein gefährliches Spiel mit dem Feuer getrieben! 
(Erneuter lebhafter Beifall bei den Regie

-

rungsparteien. — Abg. Dr. Wuermeling: 
Das ist ihnen doch egal! — Gegenrufe von 

der SPD. — Unruhe.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Dr. Schäfer. 

Dr. Schäfer (FDP): Meine Damen und Herren! Zu 
den Ausführungen des Herrn Bundeskanzlers — — 

(Andauernde große Unruhe. — Wortwech

-

sel zwischen Abgeordneten der CDU und 
der SPD. — Abg. Kalbitzer: Wollen Sie 
das öffentlich sagen, daß Wehner zur KPD 
gehört?! — Weitere erregte Auseinander

-

setzungen zwischen Abgeordneten der 
CDU und der SPD.)  

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her

-

ren, das Wort hat der Abgeordnete Dr. Schäfer.  
Durch Unruhe fördern Sie unsere Verhandlungen  
nicht.  

(Anhaltende Auseinandersetzungen zwi

-

schen Abgeordneten der Regierungspartei

-

en und der SPD.)  
— Meine Damen und Herren, darf ich Sie bitten,  
auf Ihre Plätze zurückzukehren. Das Wort hat der  
Abgeordnete Dr. Schäfer. Ich darf ihn bitten, das  
Wort zu nehmen.  

(Zuruf von der SPD: Sorgen Sie lieber für  
Anstand in diesem Hause!)  

Bitte, Herr Abgeordneter.  

Dr. Schäfer (FDP): Meine Damen und Herren!  
Ich glaube, besser als alle Zwiegespräche wäre es,  
wenn Sie sich in aller Ruhe die Meinungsverschie-
denheiten, die wir empfinden, anhörten.  

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.)  

Man soll nicht immer schwach im Nehmen sein.  
(Erneute lebhafte Zustimmung bei den Re-

gierungsparteien.)  
Dem habe ich im Namen meiner Freunde noch fol-
gendes hinzuzufügen: Wir stellen uns in vollem  
Umfang hinter die Ausführungen, die der Herr  
Bundeskanzler soeben gemacht hat.  

(Beifall bei den Regierungsparteien.)  

Wir sind ebenso überzeugt von der Notwendigkeit,  
die Möglichkeit einer Viererkonferenz zu suchen.  
Aber — was ich Ihnen neulich schon einmal gesagt  
habe — wir sind nicht der Meinung, daß das unbe-
dingt die große Wunderwaffe sei. Wir wissen zwi-
schen Wunder und Wagnis zu unterscheiden, und  

wir wissen auch die Wagnisse zu sehen, die da vor-
handen sind, wo Sie glauben, einfache Rezepte ver-
schreiben zu können.  

(Sehr gut! bei den Regierungsparteien.)  
Zu den Erklärungen des Herrn Kollegen  Weh

-

ner kann ich nur einen Satz mit einem schmerz-
lichen Bedauern aussprechen: Man hat aus dieser  
Erklärung allerdings den Eindruck gewonnen, daß  
die Opposition an Stelle der nicht vorhandenen  
außenpolitischen Konzeption den Wahlkampf mit  
unzutreffenden Behauptungen über die Tendenzen  
ihrer politischen Gegner betreiben will.  

(Stürmischer Beifall bei den Regierungs

-

parteien. — Anhaltende lebhafte Zurufe  
links.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Damit ist dieser Punkt  
der Tagesordnung erledigt.  
Ich kehre dann zurück zu Punkt 1 der Tages-

ordnung:  
Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes  
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Rechnungsjahr 1953 (Haushalts-
gesetz 1953) (Nrn. 4000, 4500 bis 4526 der  
Drucksachen);  
Zusammenstellung der Beschlüsse in zweiter  
Beratung (Umdruck Nr. 1025) (Anträge Um-
drucke Nrn. 1017, 1023, 1024, 1025, 1028).  

Die Änderungsanträge zu Einzelplan 10 — Haus-
halt für den Geschäftsbereich des Bundesministers  
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten — 
waren erledigt.  
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Es liegt weiter vor zu 
 

Einzelplan 12 — Haushalt für den Geschäfts

-

bereich des Bundesministers für Verkehr — 
(Nr. 4512 ,der Drucksachen) 

ein Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und FDP Umdruck Nr. 1024 auf Wiederherstellung 
des Tit. 301 in Kap. 1204 in der Fassung der Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses. 

(Große Unruhe. — Glocke des Präsidenten.) 
Meine Damen und Herren, darf ich freundlichst 
bitten, durch Ihre Ruhe die Verhandlungen zu 
fördern. 
Soll der Antrag begründet werden? — Herr Ab-

geordneter Bausch,  bitte!  

Bausch (CDU): Meine Damen und Herren! Bei 
der zweiten Lesung ist ein Antrag der Abgeordne-
ten Steinhörster und Genossen angenommen wor-
den, in dem Haushalt des Bundesministeriums für 
Verkehr zusätzlich einen Betrag von 3,5 Millionen 
DM einzusetzen. Ich bitte darum, die durch diesen 
Antrag vorgenommene Änderung dadurch rück-
gängig zu machen, daß beschlossen wird, den Haus-
halt in der vom, Haushaltsausschuß vorgelegten 
Fassung wiederherzustellen. Ich bitte Sie darum 
einfach deshalb, weil für diese 3,5 Millionen DM, 
die zusätzlich beschlossen worden sind, keine 
Deckungsmittel vorhanden sind. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister der Finanzen. 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Meine 
Damen und Herren, ich kann unterstreichen, was 
der Vorredner gesagt hat. Die Notwendigkeit, die

-

sen von ihm soeben begründeten Antrag zu stellen, 
hat sich sehr deutlich am Schluß der zweiten Le-
sung des Haushalts gezeigt. In der zweiten Lesung 
waren verschiedene Anträge gestellt und angenom-
men worden, obwohl für sie eine Deckung nicht 
vorhanden war. Das Ergebnis war, daß ein abge-
glichener Haushalt nicht vorgelegt werden konnte. 
Das hat wenig mit dem Thema „Seewasserstraßen-
verwaltung" etwas zu tun. Für die Bedürfnisse der 
Seewasserstraßenverwaltung kann in späterer Zeit 
Vorsorge getroffen werden. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Steinhörster! 

Steinhörster (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich hatte die Ehre, den Antrag 
bei der zweiten Lesung des Haushaltsplans zu 
begründen, und es war für mich eine Genugtuung, 
das Hohe Haus davon überzeugen zu können, daß 
das, was hier beantragt war, weit aus dem Rahmen 
herausfällt, in den man die sonstigen Anträge ein-
gliedern kann. Ich habe dem Hause sagen dürfen, 
daß es sich bei der Förderung ,des Nord-Ostsee-
Kanals um eine im Bundesgebiet einmalige Ange-
legenheit handelt. Die Notwendigkeit ist auch schon 
im Haushaltsausschuß anerkannt worden. 
Wenn also nunmehr ein Änderungsantrag ge-

stellt wird, die alte Fassung wiederherzustellen, 
und zwar mit der Begründung, es seien keine Dek-
kungsmittel vorhanden, dann darf ich in diesem 
Zusammenhang auf die gleichen Vorschläge hin-
weisen, die gemacht worden sind, als es sich darum 
handelte, die Deckungsmittel für die Beträge der 
ländlichen Siedlung und der Heimatvertriebenen-
siedlung zu suchen. Ich bin durchaus der Meinung, 
daß sich auch für diese 3,5 Millionen DM noch eine 

Deckung finden läßt, wenn man nur gewillt ist, 
anzuerkennen, daß es sich hier um eine einmalige, 
um eine vordringliche und um eine ganz besondere 
Aufgabe handelt. Ich habe dem Hohen Hause mit-
geteilt, daß der Nord-Ostsee-Kanal in Schleswig-
Holstein eine internationale Wasserstraße ist und 
daß deshalb für den Bund als Träger dieser inter-
nationalen Wasserstraße die große Verpflichtung 
besteht, sie in einen Zustand zu versetzen, daß sie 
mit Recht den Namen „internationale Wasser-
straße" führen kann. Der Zustand von heute ist 
einfach katastrophal. Meine Kollegen aus Schles-
wig-Holstein werden es bestätigen müssen.. Es gibt 
gar keinen Grund, diese wenigen Millionen abzu-
lehnen, wenn man sich nur der Verantwortung be-
wußt ist, die man auch gegenüber der internatio-
nalen Schiffahrt trägt. 
Ich bitte Sie, meine Damen und Herren, den 

Antrag Umdruck Nr. 1024, den alten Zustand wie-
derherzustellen, abzulehnen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Ewers, bitte. 

(Anhaltende große Unruhe. — Glocke 
des Präsidenten.) 

Ewers (DP): Meine hochverehrten Damen und 
Herren! Ich verstehe durchaus, daß es bei den 
Haushaltsspezialisten Ungehaltenheit auslöst, wenn 
in der zweiten Lesung im Plenum Anliegen vor-
gebracht werden, die zunächst einmal die Ausge-
glichenheit des Haushaltsplans beeinträchtigen. In 
diesem Falle handelt es sich aber um ein Anliegen, 
das mit Parteipolitik überhaupt nichts zu tun hat. 
Die sachliche Begründung des Kollegen Steinhör-
ster in der zweiten Lesung hat das Haus überzeugt. 
Ich darf als Schleswig-Holsteiner Abgeordneter  

erklären, daß auch ich diese Ausgabe für die In-
standhaltung des Nord-Ostsee-Kanals für dringend 
geboten halte. Er ist eine Wasserstraße, die immer-
hin für Seeschiffe jeder Größe befahrbar ist und 
in steigendem Maße auch von ihnen befahren wird. 
Der Ausgleich des Haushalts wäre für den Herrn 

Finanzminister eine Kleinigkeit. Er braucht z. B. 
nur irgendeine Steuer, irgendein Aufkommen um 
3,5 Millionen DM höher zu schätzen oder diesen 
Betrag von den Verteidigungsausgaben abzusetzen; 
und der Ausgleich wäre ziffernmäßig da. 
An Formalien darf diese Sache nicht scheitern. 

Die Abgeordneten mögen selbst die Frage beant-
worten, ob dieser Antrag des Herrn Steinhörster 
etwa ein wahltaktischer Antrag ist, um Stimmen 
für die Wahl zu fangen. Wir glauben das bestimmt 
nicht. Der Antrag hat, vielleicht infolge eines Ver-
sehens, jedenfalls nicht rechtzeitig dem Haushalts-
ausschuß vorgelegen. Dort wäre er bei sachlicher 
Behandlung bestimmt angenommen worden. 
Meine Fraktion wird, soweit ich sehe, geschlos-

sen für den Antrag stimmen müssen. 
(Zurufe von der Mitte: Müssen? — 
Abg. Ewers: Jawohl „müssen"! — 
Weitere Zurufe von der Mitte: Geben 

Sie dazu Befehl?) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren, keine weitere Wortmeldung. Ich schließe die 
Besprechung. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem von 

Herrn Abgeordneten Bausch begründeten Ände-
rungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP 
und des Abgeordneten Jaffé zuzustimmen wün-
schen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte um die 
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Gegenprobe. — Enthaltungen? — Meine Damen 
und Herren, ich bitte, diese Frage durch Aufstehen 
zu klären; einer der Herren Schriftführer ist mit 
meiner Feststellung nicht ganz einverstanden. Ich 
bitte die Damen und Herren, die für den Antrag 
Umdruck Nr. 1024 sind, sich zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Meine Damen und 
Herren, ich muß Sie bitten, diese Frage im Wege 
des Hammelsprungs zu klären. 
Es wird über den Antrag Umdruck Nr. 1024 ab-

gestimmt. 
(Die Abgeordneten verlassen den Saal.) 

Ich bitte, den Saal schnell zu räumen. 
Ich bitte mit der Auszählung zu beginnen. — 

(Wiedereintritt und Zählung.), 

Ich bitte die Abstimmung zu beschleunigen. — 
Ich bitte, die Türen zu schließen. 

Meine Damen und Herren! Ich gebe das Ergeb-
nis der Abstimmung bekannt. Für den Antrag auf 
Umdruck Nr. 1024 haben gestimmt 132 Abgeord-
nete, dagegen 169 Abgeordnete bei drei Enthal-
tungen. Der Antrag ist abgelehnt. 

Meine Damen und Herren, ich komme zu 

Einzelplan 27. 
Herr Abgeordneter Rademacher! 

(Abg. Rademacher: Ich habe einen Ände

-

rungsantrag zu Einzelplan 12 eingereicht!) 
— Nein, Sie haben keinen Änderungsantrag zu 
Einzelplan 12 eingereicht, Herr Abgeordneter. 

(Abg. Rademacher: Doch, heute 
vormittag schon!) 

— Sie haben einen Änderungsantrag zu Druck-
sache Nr. 4275 eingereicht, aber nicht zu Einzel-
plan 12, Herr Abgeordneter. Das ist ein Sonder-
antrag, der nach der Abstimmung behandelt wird. 
Meine Damen und Herren! Zu Einzelplan 27 

liegt der Änderungsantrag der Fraktion der SPD 
Umdruck Nr. 1029 vor. Zur Begründung Herr Ab-
geordneter Dr. Bärsch, bitte! 

Dr. Bärsch (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ihnen liegt auf Umdruck Nr. 1029 der 
Änderungsantrag meiner Fraktion vor, nach dem 
im Haushalt des Bundesministers für gesamtdeut-
sche Fragen in einem neuen Titel unter den ein-
maligen Ausgaben 60 Millionen DM eingestellt 
werden sollen. Wir wollen auf diese Weise den 
Menschen aus dem Ostsektor Berlins und aus der 
sowjetisch besetzten Zone die Möglichkeit geben, 
in West-Berlin Lebensmittel mit Ostmark zu nor-
malen Preisen einzukaufen. Die 60 Millionen DM, 
die hier eingestellt werden sollen, sollen als Sub-
vention gezahlt werden, um die Währungsdifferenz 
zwischen Ostmark und Westmark auszugleichen. 
Meine Damen und Herren, ich brauche hier 

keine längeren Ausführungen über die Situation in 
Ost-Berlin und in der sowjetisch besetzten Zone zu 
machen. Es ist uns allen bekannt, daß nach einer 
vorübergehenden Besserung der Ernährungslage 
die Zone inzwischen wieder in eine schwere Ver-
sorgungskrise hineingebracht worden ist und daß 
das Gespenst des Hungers wieder in der Zone um-
geht. Wir wissen alle, daß diese 60 Millionen DM 
nur ein kleiner Betrag sind und daß sie in gar 
keinem Verhältnis stehen zu der gewaltigen mate-
riellen und ideellen Vorleistung, die diese 20 Mil-
lionen Menschen in der Zone für Gesamtdeutsch-
land haben erbringen müssen. Aber gerade des-
halb fühlen wir die Verpflichtung, alles zu tun, 

um die Not dieser Menschen lindern zu helfen. Wir 
glauben, daß es dabei nicht allein und nicht primär 
auf die großen Worte, auf die großen Solidaritäts-
erklärungen ankommt, sondern daß es vor allem 
auch darum geht, in den kleinen Dingen die Be-
reitschaft zu zeigen und zu beweisen, das Mögliche 
und das Äußerste zu tun. Wir sehen gerade in 
diesem Punkt ein Stück praktischer Bewährung 
gesamtdeutscher Politik und bitten Sie deshalb 
herzlich, diesem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren, es liegt weiter ein Entschließungsantrag — 
Umdruck Nr. 1030 — vor. Wer wünscht das Wort? 
— Frau Abgeordnete Maxsein. 
Frau Dr. Maxsein (CDU): Herr Präsident! Meine 

Herren Und Damen! Die Fraktion der CDU legt 
dem Hohen Hause eine Entschließung vor, in der 
die Bundesregierung ersucht wird, alle möglichen 
Maßnahmen zu treffen, um schnellstens eine aus-
reichende Versorgung in der notleidenden Sowjet-
zone und in Ost-Berlin mit Lebensmitteln sicher-
zustellen. Wir wissen, daß die Bundesregierung 
alles tut und tun wird, um das Elend jenseits des 
Brandenburger Tors und hinter dem Eisernen 
Vorhang zu beseitigen und die Not zu lindern. 
Am 17. Juni haben die Arbeiter in Ost-Berlin 

und in der Sowjetzone für das Recht auf Freiheit 
und Brot demonstriert. In dieser Stunde ersuchen 
wir die Bundesregierung erneut, alles, und zwar 
alles bis an die äußerste Grenze des Möglichen zu 
tun, um unseren Brüdern und Schwestern im Sek-
tor und in der Zone, die in Hunger und Elend 
leben, zu helfen. Wir sind der Meinung, daß die 
Entschließung der Fraktion der CDU der Regie-
rung mehr Freiheit läßt zu helfen. Wir bitten des-
wegen das Hohe Haus, der Entschließung der CDU 
auf Umdruck Nr. 1030 zuzustimmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der SPD: Kostet nichts!) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Der Herr Bundesminister 
der Finanzen: 

Schäffer, Bundesminister der Finanzen: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Ich muß auf 
folgendes aufmerksam machen: Der Haushalt muß 
nun einmal abgeglichen, auch rechnerisch abge-
glichen, vorgelegt werden. Das war ja mein Be-
denken vorhin gegen den Antrag wegen des Nord-
Ostsee-Kanals, ganz abgesehen davon, daß Bun-
desregierung und Landesregierung Schleswig-Hol-
stein sich über alle Zuschußleistungen an Schles-
wig-Holstein in den letzten Tagen völlig einig ge-
worden sind. 

(Zuruf von der SPD: Auf einmal!) 
Aber nun zu der haushaltsrechtlichen Seite: Ein 

Haushalt kann gar nicht verkündet und vorgelegt 
werden, wenn er nicht abgeglichen ist. Ich werde 
infolgedessen in meiner Eigenschaft als Abgeord-
neter dem Herrn Präsidenten einen Antrag ein-
reichen, um die Abgleichung nachträglich herbei-
zuführen. Es ist leider nur dadurch möglich, daß 
aus dem Kapitel Unvorhergesehenes — das ist 6002 
Tit. 399 — von dem kleinen Rest von 9,3 Millionen 
DM, der noch vorhanden ist, 3,5 Millionen DM ge-
strichen werden, so daß ein Bestand von 5 866 300 DM 
übrigbleibt. Daß dieser Posten im Laufe des Haus-
haltsjahres nicht ausreichen wird, ist vorauszu-
sehen. Ich bemerke das schon jetzt, um meine Stel-
lungnahme zu den beiden Anträgen zu begründen. 
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Herr Kollege Ollenhauer und Fraktion können 

überzeugt sein, daß sich die Bundesregierung über 
die Frage, die materiell Gegenstand ihres Antrags 
ist, was geschehen kann, um in der jetzigen Si-
tuation der Ostzonenbevölkerung über West-Berlin 
durch die Bundesrepublik zu helfen, schon den 
Kopf zerbrochen hat. Ich darf hier wohl verraten, 
daß erst in den letzten Tagen auf Anregung von 
Berlin und in Gegenwart des Bundesbevollmäch-
tigten von Berlin eine Kabinettssitzung stattgefun-
den hat, in der wir uns über die möglichen Maß-
nahmen unterhalten haben. Dabei müssen wir uns 
darüber klar sein, daß diese möglichen Maßnahmen 
nach gewisser Richtung hin aus Gründen, die ich 
nicht darzulegen brauche, mit einer gewissen Vor-
sicht getroffen werden müssen, weil sonst die Mög-
lichkeit besteht, die von der Bundesregierung und, 
ich nehme an, der gesamten deutschen Bevölkerung 
gewünschten Hilfsmaßnahmen unter Umständen 
konterkariert zu sehen. Der Gedanke, durch Wech-
selkurse künstlicher Art auszugleichen, war be-
kannt, wurde dabei besprochen und wurde von 
allen Sachverständigen leider als nicht durchführ-
bar bezeichnet. 

Es ist aber versucht worden, andere Wege zu 
finden, und ich glaube, daß diese Wege gefunden 
worden sind. Zu diesem Zweck wird bereits eine 
Abordnung der Bundesregierung nach Berlin ent-
sandt, um an Ort und Stelle die Maßnahmen zu 
besprechen. Eine Zahl, wie hoch der Aufwand sein 
wird, wie er sich verteilt, läßt sich heute unmög-
lich nennen. Ich bitte, das Vertrauen zu haben, daß 
die Bundesregierung all das, was möglich ist, tut. 
Ich wäre sehr dankbar, Herr Kollege Ollenhauer, 

wenn Sie und Ihre Fraktion sich entschließen 
könnten, zuzustimmen. Es ist nun technisch nicht 
möglich, den Haushalt unabgeglichen vorzulegen, 
und leider ist in der Eile die Form der Änderung 
einer Ausgabenposition gewählt worden, ohne auf 
der Gegenseite eine Einnahme zu finden. Wenn der 
Antrag angenommen würde, würde der Haushalt 
vielleicht als äußerlich verfassungswidrig erklärt 
und als Ganzes gefährdet sein. Infolgedessen möchte 
ich bitten, in diesem Fall das Vertrauen in die 
Bundesregierung zu haben, daß sie alles Mögliche 
tut, um die von Ihnen gewünschte Maßnahme 
durchzuführen, auch wenn das auf Grund der Ent-
schließung erfolgt, die inzwischen eingereicht wor-
den ist. Ich würde sehr dankbar sein, wenn diese 
Entschließung vom gesamten Hause übernommen 
werden würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich sehe keine weiteren 
Wortmeldungen. Ich schließe die Besprechung zum 
Einzelplan 27. 
Es liegt zunächst vor der Antrag der Fraktion 

der SPD auf Umdruck Nr. 1029, die neue Ziffer 
„60 Millionen DM" einzufügen. Ich bitte die Damen 
und Herren, die für diesen Antrag sind, eine Hand 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Das letzte war die Mehrheit; der 
Antrag ist abgelehnt. 
Ich bitte die Damen und Herren, die der Ent-

schließung Umdruck Nr. 1030 zuzustimmen wün-
schen, um ein Handzeichen. — Das ist die über-
wiegende Mehrheit; diese Entschließung ist ange-
nommen. 
Meine Damen und Herren, der Herr Bundesmini-

ster der Finanzen hat in seiner Eigenschaft als Ab-
geordneter des Bundestages, Wahlkreis Passau, 
einen Antrag gestellt, den er Ihnen eben begründet 

hat, zur Ausgleichung des Haushalts mit Rücksicht 
auf die hinsichtlich des Nord-Ostsee-Kanals ange-
nommenen 3 1/2  Millionen DM. Ich glaube, daß das 
bei der Berücksichtigung der Endzahlen in Betracht 
gezogen werden muß, daß aber eine Abstimmung 
darüber erforderlich ist. 

(Zustimmung.) 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 
des Herrn Abgeordneten Schäffer 'hinsichtlich der 
unvorhergesehenen  Ausgaben zuzustimmen wün

-

schen, eine Hand zu erheben. — Das ist die  über-
wiegende Mehrheit des Hauses. Dieser Antrag des 
Herrn Abgeordneten Schäffer ist angenommen. 

(Heiterkeit und Beifall. — Abg. Kunze: 
Das wollen wir dem Herrn Bundesfinanz

-

minister mitteilen!) 
Meine Damen und Herren, damit sind die zu den 

Einzelplänen gestellten Änderungsanträge erledigt. 
Ich darf unterstellen, daß Sie  damit einverstanden 
sind, daß die durch die Beschlüsse der zweiten Be-
ratung sowie durch die Beschlüsse der dritten Be-
ratung erfolgten Veränderungen der Endsummen 
bei der Zusammenstellung der Beschlußfassungen 
zu dem Gesetz berücksichtigt werden, 

(Zustimmung) 

ohne daß Ihnen die Zahlen von mir im Augenblick 
hier im einzelnen vorgetragen werden. Die Aus-
gleichung oder die Abgleichung des  Haushalts — 
um  mit dem Herrn Bundesfinanzminister zu 
sprechen — 

(Heiterkeit) 

ist also durch den letzten Antrag hergestellt. 

Meine Damen und Herren, ich komme zur Ab-
stimmung über den Entwurf eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1953, Drucksache Nr. 4500, und zwar 
entsprechend dem Antrag des Haushaltsausschusses, 
den Gesetzentwurf mit den Änderungen anzuneh-
men, die Anlage zum Haushaltsgesetz 1953 — Ge-
samtplan — in der durch die zweite und dritte Be-
ratung festgestellten Fassung anzunehmen und die 
Drucksache Nr. 4093 — Ergänzungsvorlage der 
Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes über 
die Feststellung des Bundeshaushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1953 — für erledigt zu erklären. 
Ich bitte die Damen und Herren, die dem Gesetz-
entwurf in dieser Fassung in der Schlußabstim-
mung zuzustimmen wünschen, sich von den Plätzen 
zu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe. — 
Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit; 
dieser Gesetzentwurf ist in der Schlußabstimmung 
angenommen. 
Meine Damen und Herren, wir kommen dann zur 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den An-
trag der Abgeordneten Behrisch, Kahn, Dr. 
Wellhausen, Eichner und Genossen betref-
fend Bau der Autobahn Frankfurt-Würz-
burg-Nürnberg (Nrn. 4570, 4274 der Druck-
sachen). 

Herr Abgeordneter Dr. Bärsch hat auf eine Be-
richterstattung verzichtet. 

(Zurufe.) 
— Das Haus verzichtet ebenfalls auf Berichterstat-
tung. Dann bitte ich die Damen und Herren, die 
dem Antrag des Ausschusses, 'diesen Antrag der 
Bundesregierung als Material für künftige Haus-
haltspläne zur Verfügung zu stellen, zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; ist angenommen. 
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Wir kommen dann zur 

Beratung des Mündlichen Berichts des Haus-
haltsausschusses (10. Ausschuß) über den An-
trag des Abgeordneten Behrisch, Kahn, Dr. 
Wellhausen, Eichner und Genossen 'betref-
fend  Ausbau der Großschiffahrtsstraße 
Rhein-Main-Donau (Nrn. 4571, 4275 der 
Drucksachen). 

Hier wird ebenfalls auf Berichterstattung ver-
zichtet. 

Nach dem Antrag des Ausschusses wird ersucht, 
den Buchstaben a des Antrags der Bundesregierung 
als Material für künftige Haushaltspläne zur Ver-
fügung zu stellen, die Buchstaben b und c dagegen 
abzulehnen. Ich bitte  die  Damen und Herren, die 
diesem Antrag des Haushaltsausschusses zuzustim-
men wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Ich komme zur Drucksache Nr. 4572 betreffend 
Bildung eines Grenzlandfonds zur Behebung wirt-
schaftlicher und kultureller Notstände. Herr Abge-
ordneter Wacker hat  den Bericht bereits erstattet. 
Das Wort wird nicht gewünscht. Ich bitte die Damen 
und Herren, die dem Antrag des Ausschusses, die-
sen Antrag für erledigt zu erklären, zuzustimmen 
wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist die 
Mehrheit; angenommen. 

Ich komme zur Drucksache Nr. 4573 betreffend 
Sanierung der westlichen Oberpfalz. Die Bericht-
erstattung durch Herrn Abgeordneten Wacker ist 
ebenfalls bereits erfolgt. 

(Zurufe.) 

— Jetzt wird es schwierig! Zunächst Herr Abgeord-
neter Wellhausen, dann Herr Abgeordneter Kahn 
und Herr Abgeordneter Meitinger. 

Dr. Wellhausen (FDP): Herr Präsident! Ich er-
laube mir, darauf aufmerksam zu machen, daß ein 
Antrag Wellhausen, Rademacher usw. in der An-
gelegenheit vorliegt, über die Sie eben haben ab-
stimmen lassen. Sie haben leider über diesen un-
seren Antrag nicht abstimmen lassen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und Her-
ren, ich habe einen Antrag der Herren Abgeord-
neten Wellhausen und  Rademacher zu den Druck-
sachen Nrn. 4275 und 4571. 

(Abg. Dr. Wellhausen: Jawohl!) 

Ich bitte um Entschuldigung. Es handelt sich um 
den Ausbau der Großschiffahrtsstraße Rhein-Main-
Donau. Darf ich darauf also zurückkommen. 

(Zuruf von der Mitte: Darüber ist doch 
schon abgestimmt!) 

— Es kommt noch etwas hinzu. Herr 'Abgeordneter 
Rademacher wünscht, den Antrag wegen der Buch-
staben b und c zu begründen. Bitte schön! 

Rademacher (FDP): Meine Damen und Herren! 
Der in Frage stehende Antrag wurde seinerzeit 
federführend dem Haushaltsausschuß und beteiligt 
dem Ausschuß für Verkehrswesen überwiesen. Der 
Ausschuß für Verkehrswesen konnte zu der Ange-
legenheit keine Stellung nehmen, weil die gemein-
same Antwort des Verkehrsministeriums und des 
Finanzministeriums erst heute morgen bei uns ein-
gegangen ist. Nun ist es in den letzten Jahren 
leider schon häufig so gewesen — es ist so Sitte 
gewesen —, daß federführende Ausschüsse abge-
stimmt haben, ohne die Antwort bzw. die Stellung

-

nahme der beteiligten Ausschüsse abzuwarten. 
Wenn ich über die Geschäftsordnung richtig unter-
richtet bin,  ist das nicht zulässig, und in dieser Be-
ziehung sind schon verschiedene Male Beanstan-
dungen erhoben worden. 
Der Haushaltsausschuß hat nun die Beschlußfas-

sung geteilt und hat damit außer der den Haushalt 
betreffenden Frage eine verkehrspolitische Ent-
scheidung getroffen. Ich bin daher der Meinung, 
daß es, nachdem diese Panne nun einmal passiert 
ist, korrekt wäre, den ganzen Antrag, also auch 
die Buchstaben b und c, der Regierung als Material 
zu überweisen. Damit können wir das Übergehen 
des beteiligten Ausschusses übersehen, und außer-
dem tun Sie, meine Damen und Herren, den baye-
rischen Abgeordneten einen großen Gefallen. 

Präsident D. Dr. Ehlers:  Meine Damen und Her-
ren! Ich bitte also um Entschuldigung, daß ich die-
sen Antrag, da er nur mit den Nummern ver-
sehen war und nicht den Gegenstand selbst dar-
stellte, übersehen habe. Ich darf unterstellen, daß 
das Haus bereit ist, seine Abstimmung hinsichtlich 
b und c gegebenenfalls zu korrigieren. Herr Abge-
ordneter Rademacher hat also mit der Fraktion der 
FDP beantragt, nicht nur den Buchstaben a, son-
dern auch 'die Buchstaben b und c der Bundes-
regierung als Material für künftige Haushalts-
pläne zur Verfügung zu stellen. 

(Abg. Bausch: Einverstanden!) 
Darf ich fragen, wer für diesen Antrag der Frak-
tion der FDP ist. — Das ist offenbar die Mehrheit; 
damit ist die vorherige Abstimmung korrigiert. 
Eine Abgleichung ist nicht erforderlich, so daß sich 
keine Schwierigkeiten ergeben. 

Aber jetzt geht es wieder zur westlichen Ober-
pfalz. Herr Abgeordneter Kahn! 

Kahn (CSU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Meinen Kollegen von der CSU genügt der 
Beschluß des Haushaltsausschusses nicht. Ich habe 
vor ungefähr drei Monaten bei der Debatte im 
Haushaltsausschuß erklärt, die von mir in meinem 
Antrag genannten Gebiete müßten durch Organe 
des Bundes auf die tatsächliche wirtschaftliche Not-
lage überprüft werden und dann sollte erst end-
gültig Stellung genommen werden. Wir sind heute 
in der vorvorletzten Sitzung des Plenums des 
Deutschen Bundestages. Ich bitte zunächst, diesen 
Antrag nicht in der Form, wie ihn der Haushalts-
ausschuß beschlossen hat, anzunehmen, sondern ihn 
zumindest der Bundesregierung als Material zu 
überweisen. Im übrigen werden die Kollegen, die 
in der Oberpfalz am 6. September wiedergewählt 
werden, den Antrag erneut dem neuen Bundestag 
in Vorlage bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Ehlers: Weitere Wortmeldun-
gen? — Herr Abgeordneter Meitinger! In Kürze, 
Herr Abgeordneter! 

Dr. Meitinger (FU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Ich bin erstaunt, daß der Herr 
Kollege Kahn den Antrag gestellt hat, seinen eige-
nen Antrag, den ich mit unterschrieben habe, nur 
als Material zu überweisen. Das bedeutet ja, den 
Antrag zu annullieren. 

(Abg. Kahn: Nein, das stimmt nicht!) 
— Da bin ich mit meiner Fraktion anderer Ansicht. 
Wir beantragen, den Antrag des Haushaltsaus-

schusses abzulehnen und dem Antrag Kahn und 
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Genossen mit folgender Änderung zuzustimmen. Ich 
stelle für die FU — Bayernpartei und Zentrum — 
zu Antrag Drucksache Nr. 3513 betreffend Sanie-
rung der westlichen Oberpfalz den Antrag: 

In Abs. 1 vorletzte Zeile werden die Worte 
„erhöhten Grades" gestrichen und die Worte 
„und zu Sanierungsgebieten" eingefügt. 

Dadurch wird es dem Hohen Hause möglich, dem 
Antrag als passierbar zuzustimmen; denn ein Not

-

standsgebiet erhöhten Grades kennen wir nicht. 

Die Oberpfalz ist, wie bekannt, die Steinpfalz: 
landwirtschaftlich derart arm und Industrie, Han-
del und Gewerbe so wenig vorhanden, 

(Zuruf rechts: Haben wir alles schon 
gehört!) 

daß es notwendig ist, diesen wenigen Betrieben 
eine Unterstützung zukommen zu lassen. Sie kann 
jedoch nur gewährt werden, wenn die Oberpfalz 
.zum Notstandsgebiet einfacher Art erklärt wird. 
Die örtliche Industrie, 

 (Abg. Dr. Hasemann: Kenn wir alles, Herr 
Meitinger!) 

die Holzindustrie und die Stein- und Pflasterindu-
strie, ist infolge der übertriebenen Wirtschaftslibe-
ralisierung am Erliegen. Wir müssen deshalb der 
wenigen Industrie, dem wenigen Handwerk und 
dem wenigen Handel, die überhaupt vorhanden 
sind, durch die Erklärung zum Notstandsgebiet die 
Möglichkeit geben, sich zu erhalten und zu ent-
falten. 

Aber noch etwas Weiteres ist notwendig. Neben 
der Erklärung zum Notstandsgebiet ist die Er-
klärung zum Sanierungsgebiet erforderlich. Sie 
wissen alle, daß im Jahre 1952 gegenüber dem 
Interministeriellen Ausschuß erbittert darum ge-
kämpft wurde, daß die vordere Oberpfalz ebenfalls 
zum Sanierungsgebiet erklärt wurde. Man wendet 
dagegen ein, Herr Finanzminister, daß diese Be-
zirke die Bedingungen nicht erfüllten. Es ist so, daß 
'die Oberpfalz wirtschaftlich derart arm ist, daß sie 
diese Bedingungen eben nicht erfüllen kann und 
anderen Gebieten wie dem niederbayerischen zu-
mindest als gleichwertig zu erachten ist. Herr 
Finanzminister, wir sind viel ärmer. Darum müsssen 
wir sagen: wenn überhaupt ein Gebiet als Sanie-
rungsgebiet erklärt werden kann, ist die Oberpfalz 
vorweg als solches zu erklären, damit auch ihr diese 
Zuwendungen zugute kommen können. Ich freue 
mich natürlich nicht darüber, daß der Herr Finanz-
minister bei der Oberpfalz wenig freundlich den 
Kopf schüttelt. Ich billige es ihm zu, daß er bei 
Niederbayern sagt: Die müsen in das Sanierungs-
gebiet hinein. Ich bitte die Damen und Herren, das 
Problem der Oberpfalz nicht oberflächlich zu 
nehmen. 
Die Oberpfalz ist auch volksmäßig als Bollwerk 

gegen den Osten in Betracht zu ziehen. Sie ist durch 
den Eisernen Vorhang 500 bis 1000 km von den 
Wirtschaftszentren der westdeutschen Bundes-
republik entfernt. Das kann natürlich durch den ge-
ringen Frachtenausgleich nicht wettgemacht werden. 

Ich bitte das Hohe Haus, diesem Antrag in der 
geänderten Form zuzustimmen; denn das kostet den 
Bundesfinanzminister nicht so viel Geld, wie er tut, 
und der Opferpfalz ist geholfen, wenn die  wenigen 
Industriebetriebe, 

(fortgesetzte Unruhe —Glocke des Präsi

-

denten) 

das wenige Handwerk bei Aufträgen des Bundes 
besonders berücksichtigt werden kann. Das ist nur 
möglich,  

(erneute lebhafte Zurufe) 

wenn die Oberpfalz zum Notstandsgebiet erklärt 
wird und 'ausschließlich im Sanierungsweg ihre 
Hilfe bekommt. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Das Wort hat der Ab-
geordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Darf ich zunächst den Antrag selber 
etwas korrigieren. Der Wortlaut ist nicht korrekt; 
es kann natürlich nicht heißen: „Der Bundestag 
wolle beschließen: Die Bundesregierung wird er-
sucht, 'den Antrag . . . abzulehnen . . ."; vielmehr 
wollte der Ausschuß den Bundestag ersuchen, 
den Antrag abzulehnen. 

Zur Sache selber darf ich eine Bemerkung 
machen, die den Antrag des Ausschusses erklärt. 
Der Ausschuß hat sich von allen zuständigen Ver-
tretern der Behörden, d. h. der Bundesregierung, 
sagen lassen, welche Voraussetzungen gegeben sein 
müssen, damit ein Gebiet zum Notstandsgebiet er-
klärt werden kann. Es ist festgestellt worden, daß 
keine dieser Voraussetzungen auf das in Rede ste-
hende Gebiet zutrifft. 

Ich mache Sie auf eines aufmerksam: Wenn Sie 
einen solchen Antrag beschließen, müssen Sie na-
türlich damit rechnen, daß die Richtlinien für die 
Eingliederung in den Begriff „Notstandsgebiet" 
oder „Sanierungsgebiet" entweder sehr strapaziert 
oder daß sie geändert werden müssen. Das hat na-
türlich Konsequenzen. 

Ich möchte zu den Anträgen, die hier gestellt 
worden sind, gar nicht Stellung nehmen. Wenn sich 
eine Mehrheit findet, die der Meinung ist, die Re-
gierung solle sich das noch einmal überlegen, so 
sind wir einer solchen Überlegung nicht im Wege. 
Aber ich möchte pflichtgemäß darauf aufmerksam 
machen, daß hier nicht einfach beschlossen werden 
kann: „Von jetzt ab ist das oder jenes Gebiet Not-
standsgebiet", sondern daß man sich die Konse-
quenzen überlegen muß. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Herr Abgeordneter 
Kahn, bitte. 

Kahn (CSU): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nur ein paar Worte zur Richtigstellung! 
Ich erwidere dem verehrten Kollegen Dr. M e i -
t i n g e r aus Neumarkt in der Oberpfalz, daß die 
CSU bzw. ich unseren vor einem Jahr gestellten 
Antrag nicht zurückgezogen haben. Wir haben nur 
in Anbetracht der Zeitlage und in Anbetracht der 
Umstände, die auch der Vorsitzende des Haus-
haltsausschusses, der Herr Kollege Schoettle, hier 
vorgetragen hat, betont, daß wir wünschen, daß 
nicht in der Art und in der Form, für die  der Be-
richterstatter, der Herr Kollege Wacker, im Auf-
trage des Haushaltsausschusses plädiert hat, be-
schlossen wird, sondern daß unser Antrag zum 
mindesten der Bundesregierung als Material über-
wiesen wird. 

Der neue Bundestag, Herr Kollege Dr. Meitin-
ger, wird sich damit befassen müssen, daß wir das 
erreichen, was meine engeren Freunde und ich seit 
-vier Jahren angestrebt haben. Mit einer langen 
Rede kann man das nicht tun; das werden wir im 
nächsten Bundestag versuchen. Wir glauben be- 
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stimmt, daß wir dann im.  kommenden Bundestag 
eine Lösung und eine Regelung finden, die der 
bayerischen Oberpfalz, Bayern und Deutschland und 
dem Begriff eines jeden Notstandsgebietes billiger-
weise gerecht wird. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und 
Herren, ich schließe die Besprechung. — Ich warne 
nur davor, für den nächsten Bundestag schon lange 
Reden anzukündigen; das könnte doch gefährlich 
werden! 

(Heiterkeit.) 
Es liegen zwei Anträge vor. Der Herr Abgeord-

nete Meitinger und seine Fraktion wünschen, in 
Abänderung des Antrags, den der Haushaltsaus-
schuß gestellt hat, den Antrag der Abgeordneten 
Kahn und Genossen mit einer Änderung anzuneh-
men, nämlich die Worte „erhöhten Grades" durch 
die Worte „und zu Sanierungsgebieten" zu ersetzen. 
Ich bitte die Damen und Herren, die diesem Antrag 
zuzustimmen wünschen, eine Hand zu erheben. —
Dieser Antrag ist offensichtlich nicht von der Mehr-
heit angenommen; er ist abgelehnt. 

Herr Abgeordneter Kahn hat beantragt, den An-
trag Drucksache Nr. 3513 der Bundesregierung als 
Material zu überweisen. Ich bitte die Damen und 
Herren, die diesem Antrag zuzustimmen wünschen, 
um ein Handzeichen. — Das ist die überwiegende 
Mehrheit. 

(Heiterkeit und Beifall in der Mitte.) 
Damit ist der Antrag des Haushaltsausschusses er-
ledigt. 
Ich komme zum Antrag Drucksache Nr. 4574 /be-

treffend den Bau von Umgehungsstraßen um Rott-
weil am Neckar. Eine Berichterstattung erübrigt 
sich auch hier. — Keine Wortmeldungen; auch nicht 
aus der Gegend? 

(Heiterkeit.) 

Der Antrag des Haushaltsausschusses lautet, den 
Antrag Drucksache Nr. 4353 der Bundesregierung 
als Material für künftige Haushaltspläne zur Ver-
fügung zu stellen. Ich bitte, darauf hinweisen zu 
dürfen, daß auch hier der Text natürlich unsinnig 
ist. Die Bundesregierung kann nicht ersucht wer-
den, den Antrag der Bundesregierung zur Verfü-
gung zu stellen. Es soll jeweils „die Bundesregie-
rung zu ersuchen" wegfallen. Sie gestatten, daß wir 
das bei 'der Redaktion richtigstellen. Ich bitte die 
Damen und Herren, die diesem Antrag zuzustim-
men wünschen, eine Hand zu erheben. — Das ist 
die Mehrheit; angenommen. 

Schließlich liegt vor der Antrag betreffend den 
Ausbau von Bundesautobahnen um Hamburg, 
Drucksache Nr. 4576. Der Haushaltsausschuß bean-
tragt auch hier, den Antrag der Bundesregierung 
als Material zur Verfügung zu stellen. — Ohne 
Berichterstattung. - Keine Wortmeldungen. Ich 
bitte die Damen und Herren, die dem Antrag 
Drucksache Nr. 4576 zuzustimmen wünschen, eine 
Hand zu erheben. — Das ist die Mehrheit; ange-
nommen. 

Meine Damen und Herren, es erhebt sich die 
Frage, wie wir weiter prozedieren wollen. Wir 
haben noch zwei Punkte auf der Tagesordnung, 
erstens die Saarfrage, zweitens das Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik und den Vereinigten 
Staaten über den Betrieb gewisser Rundfunkanla-
gen innerhalb der Bundesrepublik. Ich fürchte, daß, 
wenn wir unseren Plan, um 9 Uhr aufzuhören, ver-
wirklichen wollen, wir die Saardebatte nicht mehr  

durchführen können. Wie ist die Meinung des 
Hauses? 

(Abg. Mellies: Punkt 4 noch!) 

— Ich schlage Ihnen vor, den Punkt 4 noch zu erle-
digen: 

Zweite und dritte Beratung des Entwurfs 
eines Gesetzes über das Abkommen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und den 
Vereinigten Staaten von Amerika über den 
Betrieb gewisser Rundfunkanlagen inner-
halb der Bundesrepublik vom 11. Juni 1952 
(Nr. 3726 der Drucksachen); 
Mündlicher Bericht des Ausschusses für aus-
wärtige Angelegenheiten (7. Ausschuß) (Nr. 
4471 der Drucksachen). 
(Erste Beratung: 235. Sitzung.) 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Vogel. 
Bitte! 

Dr. Vogel (CDU), Berichterstatter: Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Das vorliegende 
Gesetz hat zwei Ausschüssen vorgelegen: zunächst 
dem Ausschuß für Fragen der Presse, des Rund-
funks und des Films und dann dem Auswärtigen 
Ausschuß. 
Bei der Behandlung des Gesetzentwurfs vor dem 

Ausschuß für Fragen der Presse, des Rundfunks 
und des Films stellte sich 'heraus, daß der Ausschuß 
sehr einmütig zwei Änderungen verlangte. Die 
Opposition hatte von vornherein erklärt, sie würde 
dem Gesetz ihre Zustimmung nicht geben können. 
Die beiden Änderungswünsche waren folgende. 
Erstens wird gewünscht, in Art. I Abs. 2 des Ab-
kommens, das zu diesem Gesetzentwurf gehört, den 
Zusatz einzufügen: „Eine paritätisch zusammenge-
setzte ständige Kommission hat diese gemeinsamen 
Interessen laufend aufeinander abzustimmen." 
Zweitens sollte die Bundesregierung ersucht wer-
den, im Zusammenhang mit den zur Änderung des 
des Art. I Abs. 2 aufzunehmenden neuen Verhand-
lungen einer Herabsetzung der Lauffristen dieses 
Abkommens, die in Art. VII festgelegt worden sind, 
zu erreichen. Diese beiden Änderungswünsche sind 
vom ersten Ausschuß dem Auswärtigen Ausschuß 
zugeleitet worden. 
Der Auswärtige Ausschuß nahm sie gleichfalls an 

und beauftragte die Bundesregierung, die entspre-
chenden Schritte einzuleiten. In seiner letzten dies-
bezüglichen Sitzung erklärte der Herr Staatssekre-
tär des Auswärtigen Amts, daß seine Bemühungen, 
in dieser Frage ein Nachgeben der Vereinigten 
Staaten zu erreichen, im wesentlichen erfolglos ge-
blieben sind. In der Frage der Fristen war kein 
Zugeständnis zu erreichen. Lediglich in der Frage 
der Mitwirkung der deutschen Seite an der Wahr-
nehmung der gemeinsamen Interessen konnte man 
so etwas wie ein halbes Entgegenkommen heraus-
lesen. Aber auch hier war auf den klar präzisierten 
deutschen Wunsch nicht eingegangen worden. Ob-
wohl also diese Demarche nicht den gewünschten 
Erfolg hatte, hat der Auswärtige Ausschuß mit 
Mehrheit beschlossen, Ihnen zu empfehlen, diesem 
Gesetz Ihre Zustimmung zu geben. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter. 
Ich rufe auf zur zweiten Beratung Art. I, — II,  — 

III,  — Einleitung und Überschrift. — 
Liegen Wortmeldungen vor? — Das ist nicht der 

Fall. Ich bitte die Damen und Herren, die Art. I, 
II, III, der Einleitung und der Überschrift zuzustim- 
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men wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich bitte 
um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das erste 
war die Mehrheit; angenommen. 
Ich komme zur 

dritten Beratung. 
Wird zur allgemeinen Aussprache das Wort ge-
wünscht? — Bitte schön, Herr Abgeordneter Paul, 
im Rahmen einer Höchstredezeit von 60 Minuten, 
die der Ältestenrat beschlossen hat. 

Paul (Württemberg) ( SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Frage des Betriebes 
ausländischer Rundfunksender auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik hat die deutsche Öffentlichkeit seit 
langem stark beschäftigt. Auch der Bundestag hatte 
schon zu wiederholten Malen Gelegenheit, sich mit 
diesen Dingen zu befassen. Es wurde sowohl an 
dier Tatsache, daß ausländische Rundfunksender auf 
dem Gebiet der Bundesrepublik installiert wurden 
und weiter in Betrieb sind, wie auch am Inhalt 
der Sendungen selbst heftige Kritik geübt. Diese 
Kritik war berechtigt. Sie ist auch nicht völlig er-
folglos gewesen. Wir haben in einzelnen Fällen 
eine Wendung zum Besseren feststellen können. 
Diese Wendung zum ,Besseren ist ungenügend und 
ändert nichts am Prinzip, daß eben ausländische 
Rundfunksender auf dem Gebiet der Bundesrepu-
blik in Betrieb sind. 

Wir wollen nicht mißverstanden werden. Wir 
anerkennen die Notwendigkeit der Unterrichtung 
jener Menschen, die hinter idem Eisernen Vorhang 
leben. Wir wünschen keine Propaganda, wohl aber 
Information, Aufklärung. Die Verbreitung objek-
tiver Informationen über die Vorgänge in der west-
lichen Welt, von der diese Menschen abgeschlossen 
sind, über Vorgänge in der Bundesrepublik, ja 
selbst über Vorgänge in  diesen Ländern selbst ist 
eine Notwendigkeit. Die Menschen leiden ja nicht 
nur unter dem materiellen Terror, sie leiden auch 
unter dem geistigen Terror und befinden sich in 
einer geistigen Zwangsjacke. 

Unerträglich ist aber die Form, in welcher sich 
diese Tätigkeit abwickelt. Bisher geschah dies auf 
Grund des Besatzungsrechts. Jetzt soll nun aus die-
sem Besatzungsrecht Vertragsrecht werden. Die 
Bundesrepublik wird in ihrer Souveränität einge-
schränkt, ohne daß sie einen wirklichen Einfluß 
auf den Inhalt dessen hat, was gesendet wird. Dies 
ist mehr als 'bedauerlich. Nicht nur die Vereinigten 
Staaten haben ein Interesse an der Entwicklung 
hinter dem Eisernen Vorhang, ein Interesse hat 
auch die Bundesrepublik. Wir lehnen jede missio-
näre Sendung des deutschen Volkes im Osten ab. 
Wir denken nicht an eine Sendung, die bis zum 
Ural reicht. Wir wollen auch keine Einflußnahme 
auf die Verhältnisse in ,den Nachbarstaaten üben 
außer der einen, daß wir wünschen, daß diese 
Staaten möglichst bald  in den Besitz ihrer vollen 
Freiheit kommen. Aber wir haben ein legitimes 
Interesse am Schicksal der 18 Millionen Deutschen 
in der Sowjetzone. Wir haben ein ebenso legitimes 
Interesse an der Heimat der Vertriebenen, die jen-
seits von Oder und .  Neiße und hinter dem Böhmer-
wald liegt. 
Man kann mittels des  Rundfunks das friedliche 

Zusammenleben der Völker auf der Basis gerech-
ter Lösungen vorbereiten. Man kann aber auch 
alten und neuen Nationalismus nähren und selbst 
durch einseitiges Verschweigen von Tatsachen 
Komplikationen für die Zukunft schaffen. Die bis

-

herigen Erfahrungen, die mit diesen ausländischen 
Sendern auf idem Gebiet der Bundesrepublik ge-
macht wurden, berechtigen zu großem Mißtrauen. 
Der Rundfunk, auch dieser Rundfunk, kann zu 
einem Mittel der Beeinflussung deutscher oder ge-
samtdeutscher Interessen werden. Kollege Wehner 
hat uns heute nachmittag ein Beispiel erzählt, wie 
bei „Free Europe" die jüngsten Ereignisse hinter 
dem Eisernen Vorhang und ihre Auswirkungen auf 
die westliche Welt dargestellt werden. Wir wissen, 
daß RIAS unbestreitbare Verdienste um die Auf-
klärung und Ermunterung der Deutschen in der 
Sowjetzone hat. Aber ist es nicht bezeichnend, daß 
eben dieser RIAS die Erklärung der Berliner SPD, 
die in jener entscheidenden Nacht vom 17. auf den 
18. des vergangenen Monats abgegeben wurde und 
die vereinbarungsgemäß in den Morgenstunden 
zwischen 5 und 6 Uhr, wo die Menschen sonst zur 
Arbeit zu gehen gewohnt sind, gesendet werden 
sollte, nicht gesendet hat und daß er vom Wort der 
SPD erst im Laufe des Tages aus einer Presseerklä-
rung_dieser Partei Kenntnis genommen hat? 

(Zuruf rechts: Wie schrecklich!) 

Ist es nicht bezeichnend? Ja, es ist bedauerlich, daß 
so etwas geschieht; denn es wäre berechtigt ge-
wesen, daß das Wort der SPD gerade in dieser 
Stunde an die Arbeiter in Berlin und in der  So-
wjetzone gekommen wäre. 

Ist es nicht ebenso bezeichnend, daß z. B. bei 
RIAS kein heimatvertriebener Abgeordneter — ich 
meine die demokratischen Abgeordneten des Bun-
destages — die Möglichkeit hat, einmal ein politi-
sches Grußwort an seine zahlreichen in der Sowjet-
zone lebenden Freunde zu richten, an Menschen, 
die ihrer ganzen inneren Einstellung nach zweifel-
los nicht zu den Stützen des bolschewistischen Re-
gimes gehören? 

Der Vertrag — so ist zu befürchten — verewigt 
diese Zustände. Es ist bedauerlich, daß trotz ein-
stimmiger Beschlüsse — wie der Herr Bericht-
erstatter hier mitgeteilt hat — sowohl des Aus-
schusses für Presse, Film und Rundfunk wie auch 
des Auswärtigen Ausschusses an 'dem Vertrag im 
Prinzip nichts geändert werden konnte. Wir er-
halten keine paritätische Kommission, die das Mit-
spracherecht hat, und wir haben auch mit der lan-
gen Laufzeit zu rechnen, die eine Kündigung erst 
in einer Zeit ermöglicht, in der wir vor völlig 
anderen politischen Verhältnissen stehen werden. 
Was sich hier anbahnt, ist nichts anderes als eine 
Art Rundfunk-Kolonialherrschaft, gegen die wir 
auf das schärfste zu protestieren haben. 

Es wurde zugesichert, daß man wohl über die 
Dinge reden könne. Aber das kennen wir. Wir 
wissen, wie es sich dabei verhält. Es sind Gespräche 
im nachhinein. Wenn das Kind in den Brunnen 
gefallen ist, kann man über die Dinge reden, und 
dann bleibt nichts übrig, als weinend an der Klage-
mauer zu stehen und zu hoffen, daß sich die Dinge 
in Zukunft ändern. Würdig ist dieser Zustand für 
die Bundesrepublik nicht. — Ich sehe da gerade den 
Herrn Bundesfinanzminister vor mir, und ich lenke 
seine Aufmerksamkeit auch auf gewisse steuer-
liche Konsequenzen des Vertrags. Es ist sicher für 
ihn nicht uninteressant, zu wissen, daß sich die 
zahlreichen und in der Regel 'sehr wohl dotierten 
Angestellten, denen wir ihren Verdienst, soweit 
er ehrlich verdient ist, nicht schmälern und miß-
gönnen möchten, immerhin im Zustand der Steuer-
freiheit befinden. 
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(Paul [Württemberg]) 
) Meine Damen und Herren! Dieser Vertrag ist un-
möglich. Wir kommen in einen Zustand, der im 
neunten Jahr nach Beendigung des Krieges doch 
nicht mehr aufrechterhalten werden kann. Es wäre 
zu hoffen gewesen, daß gerade die Vereinigten 
Staaten der Welt ein Beispiel -gegeben hätten — 
auch dem Osten ein Beispiel gegeben hätten —, 
daß man solche Dinge auch auf einer anderen 
Ebene machen kann. 

(Abg. Dr. Mende: Sie hätten die Verträge 
ratifizieren sollen!) 

— Das ist kein Einwand. Diese Veränderung ge-
schieht auch bereits auf Grund der Voraussetzung, 
daß die Verträge ratifiziert werden, sonst könnte 
es ja weiter beim Besatzungsrecht bleiben. 

(Abg. Dr. Mende: Es wäre aber mehr er

-

reicht worden, wenn die Verträge schon 
ratifiziert worden wären!) 

— Ich bezweifle, daß man mehr erreicht hätte als 
jetzt, da einmütige Beschlüsse sowohl des Auswär-
tigen Ausschusses als auch des Fachausschusses, des 
Ausschusses für Fragen der Presse, des Rundfunks 
und des Films, vorlagen. 
Ich möchte bei dieser Gelegenheit nicht versäu-

men, darauf aufmerksam zu machen, daß wir eine 
deutsche Pflicht zur Aufklärung haben. Da hat man 
die Frage zu stellen, warum hier die Chancen nicht 
ausgenutzt werden, die bestehen. Die Bundesregie-
rung hat sich bisher nur hemmend in den Weg ge-
stellt, als die Arbeitsgemeinschaft der Rundfunk-
anstalten die Initiative entwickelte, einen über-
regionalen deutschen Langwellensender in Betrieb 
zu setzen. Wir könnten heute diese deutsche Lang-
welle längst in Betrieb haben, wenn die Bundes-
regierung damals nicht bremsend entgegengetreten 
wäre. Auf diesem Gebiete wäre mehr Aktivität 
erwünscht und erforderlich, als sie beim Abschluß 
dieser Verträge gezeigt wurde. 

Ich möchte abschließend bemerken, daß diese Art 
der Rundfunkpolitik unserer Pflicht zur objekti

-

ven Aufklärung nicht dient. Sie beschneidet außer-
dem die deutsche Souveränität, ehe wir sie noch 
errungen haben, und schädigt schließlich auch die 
deutschen Interessen. 
Das sind die Gründe, die die sozialdemokratische 

Fraktion veranlassen, in dieser Frage eine ableh-
nende Stellung zu beziehen. 

Präsident D. Dr. Ehlers: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die allgemeine Aussprache der dritten 
Beratung. Einzelbesprechung entfällt, da Ände-
rungsanträge nicht gestellt sind. 

Ich komme zur Abstimmung über die Artikel I, 
— II, — III, — Einleitung und Überschrift des Ge-
setzes betreffend das Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika über den Betrieb gewisser 
Rundfunkanlagen innerhalb der Bundesrepublik 
vom 11. Juni 1952. — Ich bitte die Damen und Her-
ren, die dem Gesetz in seiner Gesamtheit zuzu-
stimmen wünschen, eine Hand zu erheben. — Ich 
bitte um die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das 
erste war die Mehrheit. Das Gesetz ist ange-
nommen. 

Es wurde mir gesagt, daß noch eine Erklärung 
gemäß § 36 der  Geschäftsordnung abgegeben wer-
den sollte; aber offenbar heute nicht. Es besteht 
ja auch morgen die Möglichkeit dazu. 

Meine Damen und 'Herren,  ich schlage Ihnen vor, 
daß wir heute die Sitzung abbrechen und Punkt 3 a 
und b der Tagesordnung betreffend die Große An-
frage und den Ausschußbericht zur Saarfrage an 
die Spitze der morgigen Tagesordnung stellen. 

Ich berufe die nächste Sitzung des  Deutschen 
Bundestages auf morgen, Donnerstag, den 2. Juli, 
9 Uhr, und schließe die 278. Sitzung. 

(Schluß der Sitzung: 20 Uhr 33 Minuten.) 
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Namentliche Abstimmungen 
1. über den Änderungsantrag der Abgeordneten Frühwald und Genossen zum Einzelplan 10, Haus-

halt für den Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
in der dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die Feststellung des Bundeshaushalts 
1953 (Umdruck Nr. 1023 Ziffer 1), 

2.

über den Änderungsantrag der Fraktion der SPD (Umdruck Nr. 1042) zum Änderungsantrag der 
Fraktionen CDU/CSU, FDP, DP, FU (Umdruck Nr. 1031 Ziffer II) zur Beratung des Antrags der 
Fraktion der SPD (Nr. 4444 der Drucksachen) betr.  Vier-Mächte-Verhandlungen zur Wieder-
vereinigung Deutschlands, 

3.

über den Änderungsantrag Umdruck Nr. 1031 Ziffer III, 

4.

über den Änderungsantrag Umdruck Nr. 1031 Ziffer I. 

Name 1 2 
Abstimmung 

3 

5.

4 

CDU/CSU I 

Dr. Adenauer 	 Nein Nein Nein Ja 
Albers 	  Nein Ja Nein Ja 
Arndgen 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Bartram (Schleswig

-

Holstein) 	 Nein Nein Nein Ja 
Bauereisen 	 Nein Nein Nein Ja 
Bauknecht 	 Nein enthalten Nein Ja 
Dr. Baur (Württemberg) Nein Nein Nein Ja 
Bausch 	- Nein Ja enthalten Ja 
Becker (Pirmasens) 	. Nein Ja Nein Ja 
Blank (Dortmund) 	 — — — — 
Frau Brauksiepe 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. von Brentano 	 Nein Nein Nein Ja 
Brese 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Brökelschen . . . Nein Nein Nein Ja 
Dr. Brönner 	 Nein Ja Nein Ja 
Brookmann 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Bucerius 	 Nein Nein Nein Ja 
Frau Dietz 	 Nein enthalten Nein Ja 
Donhauser 	 — — — ja 
Dr. Dresbach 	 Nein enthalten Nein Ja 
Eckstein 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Edert 	 enthalten Nein enthalten Ja 
D. Dr. Ehlers 	 Nein Nein Nein Ja 
Ehren 	  Ja Nein Nein Ja 
Eplée 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Erhard 	 — — — — 
Etzenbach 	 entschuld. Nein Nein Ja 
Even 	  enthalten Nein Nein Ja 
Feldmann 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Fink 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Frey 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Fuchs 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Freiherr von Fürstenberg Nein Nein Nein Ja 
Fürst Fugger von Glött . 	 Nein Nein Nein Ja 
Funk 	  Nein enthalten Nein Ja 
Gengler 	  Nein Nein Nein Ja 
Gerns 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Gerstenmaier 	 Nein Nein Ja Ja 
Gibbert 	  Nein Nein Nein Ja 
Giencke 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Dr. Glasmeyer 	 Nein Nein Nein Ja 
Glüsing 	  — Nein Nein Ja 
Gockeln 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Götz 	  Ja Nein Nein Ja 
Frau Dr. Gröwel 	 Nein entschuld. entschuld. entschuld. 
Günther 	  Nein Nein Nein Ja 
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Name 1  2 
Abstimmung 

3 4 

Dr. Handschumacher 	. . . krank krank - krank krank 
Frau Heiler 	 Nein Ja Nein Ja 
Heix 	  enthalten Nein Nein Ja 
Dr. Henle 	 Nein entschuld. entschuld. entschuld. 
Hilbert 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Höfler 	  Nein Nein Nein Ja 
Hohl 	  Ja Nein Nein Ja 
Hoogen 	  Nein Nein Nein Ja 
Hoppe 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Horlacher 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Horn 	  Nein Nein Nein Ja 
Huth 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Jaeger (Bayern) ..  Ja Nein Nein Ja 
Junglas 	  Nein enthalten Nein Ja 
Kahn 	  Nein Nein Nein Ja 
Kaiser 	  Nein - Nein Ja 
Karpf 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Kather 	 Ja Nein Nein Ja 
Kemmer 	  Nein Nein Nein Ja 
Kemper 	  Nein Ja Nein Ja 
Kern 	  Nein Nein Nein Ja 
Kiesinger 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Kleindinst 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Köhler 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Kopf 	  Nein enthalten Nein Ja 
Kühling 	  Nein Nein Nein Ja 
Kuntscher 	 Ja Nein Nein Ja 
Kunze 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Laforet 	 krank krank krank krank 
Dr. Dr. h. c. Lehr 	 Nein — — 
Leibfried 	 Ja Nein Nein Ja 
Lenz 	  Nein Nein Nein Ja 
Leonhard 	  Nein enthalten Nein Ja 
Lücke 	  Nein Ja Nein Ja 
Majonica 	  Nein Nein Nein Ja 
Massoth 	  Nein Nein Nein Ja 
Mayer (Rheinland-Pfalz) 	 Nein Nein Nein Ja 
Mehs 	  Ja Ja Ja Ja 
Mensing 	  Nein Nein Nein Ja 
Morgenthaler 	 Nein Nein Nein Ja 
Muckermann 	 Ja Nein Nein Ja 
Mühlenberg 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Dr. Müller (Bonn) 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Müller-Hermann 	 Ja Ja Nein Ja 
Naegel 	  Nein Nein Nein Ja 
Neber 	  Nein Ja Nein Ja 
Nellen 	  Nein Ja Nein Ja 
Neuburger 	 Nein Nein Nein Ja 
Nickl 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Niggemeyer 	• • • • Nein Nein Nein Ja 
Dr. Niklas 	 krank krank krank krank 
Dr. Oesterle Nein Nein Nein Ja 
Oetzel 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Orth 	  Nein Nein Nein Ja 
Pelster 	  Nein Ja Nein Ja 
Pfender 	  Ja Ja Nein Ja 
Dr. Pferdmenges 	 Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Probst 	 enthalten Nein Nein Ja 
Dr. Pünder 	 Nein Ja Nein Ja 
Raestrup 	  Nein entschuld. entschuld. entschuld. 
Rahn 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Rehling 	 Nein Ja Nein Ja 
Frau Rösch 	 Nein Nein Nein Ja 
Rümmele 	 Nein Nein Nein Ja 
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3 4 

Sabel 	  Nein Nein Nein Ja 
Schäffer 	  Nein Nein Nein Ja 
Scharnberg 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Schatz 	 -- Nein Nein Ja 
Schill 	  Nein Nein Nein Ja 
Schmitt (Mainz) 	 Nein Nein Nein Ja 
Schmitz 	  entschuld. Nein Nein Ja 
Schmücker 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Schröder (Düsseldorf) 	. Nein Nein Nein Ja 
Schüttler 	  Nein Nein Nein Ja 
Schütz 	  Ja Nein Nein Ja 
Schuler 	  Nein Nein Nein Ja 
Schulze-Pellengahr 	. 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Dr. Semler 	 Nein — — — 
Dr. Serres 	 Nein Nein Nein Ja 
Siebel 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Solleder 	 Nein Nein Nein Ja 
Spies 	  Nein Nein Nein Ja 
Graf von Spreti 	 Nein Nein Nein Ja 
Stauch 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Steinbiß 	 Nein Nein Nein Ja 
Storch 	  Nein Nein Nein Ja 
Strauß 	  Nein Nein Nein Ja 
Struve 	  Nein Nein Nein Ja 
Stücklen 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Vogel 	  Nein Nein Nein Ja 
Wacker 	  Nein Nein Nein . Ja 
Wackerzapp 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Wahl 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Weber (Essen) . . Nein Nein Nein Ja 
Dr. Weber (Koblenz) . 	. 	. 	. Nein Nein Nein Ja 
Dr. Weiß 	  Nein Ja Nein Ja 
Winkelheide 	• enthalten Nein Nein Ja 
Wittmann 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Wuermeling 	 Nein Ja Nein Ja 

SPD 
Frau Albertz 	 Ja Ja Ja Ja 
Frau Albrecht 	  Ja Ja Ja Ja 
Altmaier 	  entschuld. Ja Ja Ja 
Frau Ansorge 	 Ja Ja Ja Ja 
Dr. Arndt 	  Ja Ja Ja Ja 
Arnholz 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Baade 	 entschuld. Ja entschuld. entschuld. 
Dr. Bärsch 	  Ja Ja Ja Ja 
Baur (Augsburg) 	 Ja Ja Ja Ja 
Bazille 	  Ja Ja Ja Ja 
Behrisch 	  Ja Ja Ja Ja 
Bergmann 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Bergstraeßer 	 Ja Ja Ja Ja 
Berlin 	  Ja Ja Ja Ja 
Bettgenhäuser 	 Ja Ja Ja Ja 
Bielig 	  Ja Ja Ja Ja 
Birkelbach 	 Ja Ja Ja Ja 
Blachstein 	 Ja Ja Ja Ja 
Dr. Bleiß 	  Ja entschuld. entschuld. entschuld. 
Böhm 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr.Brill 	  Ja Ja Ja Ja 
Bromme 	  Ja Ja Ja Ja 
Brünen 	  Ja Ja Ja Ja 
Cramer 	  Ja Ja Ja Ja 
Dannebom 	 Ja Ja Ja Ja 
Diel 	  Ja Ja Ja Ja 
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Abstimmung 

3 4 

Frau Döhring 	 Ja Ja Ja Ja 
Eichler 	  Ja Ja Ja Ja 
Ekstrand 	  Ja Ja Ja Ja 
Erler 	  Ja Ja Ja Ja 
Faller 	  Ja Ja Ja Ja 
Franke 	  Ja Ja Ja Ja 
Freidhof 	  Ja Ja Ja Ja 
Freitag 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Geritzmann 	  Ja Ja Ja Ja 
Gleisner 	  Ja Ja Ja Ja 
Görlinger 	  Ja Ja Ja Ja 
Graf 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Greve 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Gülich 	  Ja Ja Ja Ja 
Happe 	  Ja Ja Ja Ja 
Heiland 	  Ja Ja Ja Ja 
Hennig 	  Ja Ja Ja Ja 
Henßler 	  krank krank krank krank 
Herrmann 	  Ja Ja Ja Ja 
Hoecker 	  Ja Ja Ja Ja 
Höhne 	  Ja Ja Ja Ja 
Frau Dr. Hubert 	 Ja Ja Ja Ja 
Imig 	  Ja Ja Ja Ja 
Jacobi 	  Ja Ja Ja Ja 
Jacobs 	  Ja Ja Ja Ja 
Jahn 	  Ja Ja Ja Ja 
Kalbfell 	  entschuld. entschsuld. entschuld. entschuld. 
Kalbitzer 	  Ja Ja Ja Ja 
Frau Keilhack  Ja Ja Ja Ja 
Keuning   Ja Ja Ja Ja 
Kinat 	  Ja Ja Ja Ja 
Frau Kipp-Kaule 	 Ja Ja Ja Ja 
Dr. Koch 	  Ja Ja Ja Ja 
Frau Korspeter 	 krank krank krank krank 
Frau Krahnstöver 	 Ja Ja Ja Ja 
Dr. Kreyssig 	  entschuld. Ja Ja Ja 
Kriedemann 	  Ja Ja Ja Ja 
Kurlbaum 	  Ja Ja Ja Ja 
Lange 	  Ja Ja Ja Ja 
Lausen 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Lockmann 	 Ja Ja Ja Ja 
Ludwig 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Luetkens 	 Ja Ja Ja Ja 
Maier (Freiburg) 	 Ja Ja Ja Ja 
Marx 	  Ja Ja Ja Ja 
Matzner 	  Ja Ja Ja Ja 
Meitmann 	  Ja Ja Ja Ja 
Mellies 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Menzel 	  Ja Ja Ja Ja 
Merten 	  Ja Ja Ja Ja 
Mertins 	  Ja Ja Ja Ja 
Meyer (Hagen) 	 Ja Ja Ja Ja 
Meyer (Bremen) 	 Ja Ja Ja Ja 
Frau Meyer-Laule 	 Ja Ja Ja Ja 
Mißmahl 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Mommer 	  Ja Ja Ja Ja 
Moosdorf 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Mücke 	  Ja Ja Ja Ja 
Müller (Hessen) 	 Ja Ja Ja Ja 
Müller (Worms) 	 Ja Ja Ja Ja 
Frau Nadig 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Nölting 	  Ja Ja Ja Ja 
Nowack (Harburg) 	 Ja Ja Ja Ja 
Odenthal 	  krank krank krank krank 
Ohlig 	  Ja Ja Ja Ja 

Ollenhauer 	  Ja Ja-  Ja Ja 
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Paul (Württemberg) . . . 	 Ja Ja Ja Ja 
Peters 	  Ja Ja Ja Ja 
Pohle 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Preller 	  Ja Ja Ja Ja 
Priebe 	  Ja Ja Ja Ja 
Reitzner 	  Ja Ja Ja Ja 
Richter (Frankfurt) 	... 	 Ja Ja Ja Ja 
Ritzel 	  Ja Ja Ja Ja 
Ruhnke 	  Ja Ja Ja Ja 
Runge 	  Ja Ja Ja Ja 
Sander 	  Ja Ja Ja -  Ja 
Sassnick 	  Ja Ja Ja Ja 
Frau Schanzenbach 	. . . Ja Ja Ja Ja 
Dr. Schmid (Tübingen) . . . Ja Ja Ja Ja 
Dr. Schmidt (Niedersachsen) Ja Ja Ja Ja 
Dr. Schöne 	  Ja Ja Ja Ja 
Schoettle 	  Ja Ja Ja Ja 
Segitz 	  Ja Ja Ja Ja 
Seuffert 	  Ja Ja Ja Ja 
Stech 	  Ja Ja Ja Ja 
Steinhörster  Ja Ja Ja Ja 
Stierle 	  Ja Ja Ja Ja 
Striebeck  Ja . Ja Ja Ja 
Frau Strobel  Ja Ja Ja Ja 
Temmen 	  Ja Ja Ja Ja 
Tenhagen  Ja Ja Ja Ja 
Troppenz 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Veit 	  entschuld. Ja Ja Ja 
Wagner 	  Ja entschuld. Ja Ja 
Wehner 	  Ja Ja Ja Ja 
Wehr 	  Ja Ja Ja Ja 
Weinhold 	  Ja Ja Ja Ja 
Welke 	  Ja Ja Ja Ja 
Weltner 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Wenzel 	  Ja Ja Ja Ja 
Winter 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Wönner 	  Ja Ja Ja Ja 
Zühlke 	  Ja Ja Ja Ja 

FDP 

Dr. Atzenroth 	 enthalten — — — 
Dr. Becker (Hersfeld)... Nein Nein Nein Ja 
Dr. Blank (Oberhausen) . 	 Nein Nein Nein Ja 
Blücher 	  — — — — 
Dannemann 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Dehler 	  — — — — 
Dirscherl 	  Ja Nein Nein Ja 
Eberhard 	  Ja Nein Nein Ja 
Euler 	  Ja Nein Nein Ja 
Fassbender 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Friedrich 	 entschuld. Ja Nein Ja 
Frühwald 	  Ja Nein Nein Ja 
Funcke 	  Nein Nein Nein Ja 
Gaul 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. von Golitschek 	. .. Ja Nein Nein Ja 
Grundmann 	 enthalten Nein Nein Ja 
Hagge 	  Ja enthalten Nein Ja 
Dr. Hammer 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Hasemann 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Hoffmann (Lübeck) . . Ja Nein Nein Ja 
Dr. Hoffmann (Schönau) 	 Nein enthalten 	 enthalten Ja 
Frau Hütter 	 enthalten Ja Nein Ja 
Frau Dr. Ilk 	 Ja Nein Nein Ja 
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Jaeger (Essen) 	 Ja Nein Nein Ja 
Juncker 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Kneipp 	 Ja Nein Nein Ja 
Kühn 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Leuze 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Luchtenberg 	 Ja Nein Nein Ja 
Margulies 	 Ja enthalten Nein Ja 
Mauk 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Mende 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Miessner 	 enthalten Nein Nein Ja 
Neumayer 	 Nein — — — 
Dr.  Dr. Nöll von der Nahmer Ja Nein Nein Ja 
Onnen 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Pfleiderer 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Preiß 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Preusker 	 Ja Nein Nein Ja 
Rademacher 	 Ja Ja enthalten Ja 
Rath 	  Ja Nein Nein Ja 
Revenstorff 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Schäfer 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Schneider 	 Ja Nein Nein Ja 
Stahl 	  — Nein Nein Ja 
Stegner 	  Ja Nein Nein Ja 
Dr. Trischler 	 Ja — — Ja 
de  Vries 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Wellhausen 	 Ja Nein Nein Ja 
Wirths 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 

DP 

Ahrens 	  Nein Nein Nein Ja 
Eickhoff 	  Nein Nein Nein Ja 
Ewers 	  Nein Nein Nein Ja 
Farke 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Fricke 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Hellwege 	 — Nein Nein Ja 
Jaffé 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Kalinke 	 Nein Nein Nein Ja 
Kuhlemann 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Leuchtgens 	 Nein Nein Nein Ja 
Löfflad 	  Nein Nein Nein Ja 
Matthes 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. von Merkatz 	 Nein Nein Nein Ja 
Schuster 	  Nein Nein Nein Ja 
Dr. Seebohm 	 enthalten Nein Nein Ja 
Tobaben 	  Nein Nein Nein Ja 
Walter 	  Nein Nein Nein Ja 
Wittenburg 	 enthalten Nein Nein Ja 
Dr. Woltje 	 Nein Nein Nein Ja 
Dr. Zawadil 	 Ja Nein Nein — 

FU 
Freiherr von Aretin . 	. 	. 	. Ja Nein Nein. Ja 
Dr. Bertram (Soest) . 	. 	. 	. beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Dr. Besold 	 Ja Nein Nein Ja 
Clausen 	  enthalten entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Decker 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	. 	 Ja Nein Nein Ja 
Determann 	 Nein Nein Nein Ja 
Eichner 	  Ja Nein Nein Ja 
Hoffmann (Lindlar) 	. . 	 enthalten enthalten enthalten Ja 
Lampl 	  Ja Nein Nein Ja 
Maerkl . 		 Ja Nein Nein Ja 
Mayerhofer 	 Ja entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Meitinger 	 Ja Nein Nein Ja 
Pannenbecker 	 — Nein Nein Ja 
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Parzinger 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Reismann 	 entschuld. Nein Nein Ja 
Ribbeheger  Nein Nein  Nein Ja 
Volkholz 	  Ja Nein Nein Ja 
Wartner 	  Ja Nein Nein Ja 
Willenberg 	 Nein Nein  Nein Ja 

KPD 

Agatz 	  Ja  Ja Ja Nein 
Fisch 	  Ja Ja Ja Nein 
Gundelach 	  Ja Ja Ja Nein 
Harig 	  Ja Ja Ja Nein 
Kohl (Stuttgart) 	 Ja Ja Ja Nein 
Müller (Frankfurt) 	 Ja Ja Ja Nein 
Niebergall 	  Ja Ja Ja Nein 
Niebes 	  Ja Ja Ja Nein 
Paul (Düsseldorf) 	 Ja Ja Ja Nein 
Reimann 	  Ja Ja Ja Nein 
Renner 	  Ja Ja Ja Nein 
Rische 	  Ja Ja Ja Nein 
Frau Strohbach 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Thiele 	 Ja Ja Ja Ja 

Gruppe WAV 

Goetzendorff 	 entschuld. Ja Ja Ja 
Hedler 	  Ja Ja Ja Ja 
Langer 	  entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Loritz 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Reindl 	  Ja Ja Ja Ja 

Fraktionslos 

Frau Arnold 	 Ja Ja Ja Ja ' 
Aumer 	  krank krank krank krank 
Bahlburg 	  — Nein Nein Ja 
Frau Bieganowski 	. . . 	 Ja  Ja Ja Nein 
Bodensteiner 	 Ja entschuld. entschuld. entschuld. 
Dr. Etzel (Bamberg) 	. 	. 	. 	. — Ja Ja Ja 
Freudenberg 	 entschuld. entschuld. entschuld. entschuld. 
Fröhlich 	  Ja Nein Nein Ja 
Frommhold 	 Ja Ja Ja Ja 
Frau Jaeger (Hannover) . . enthalten Ja Ja Ja 
Dr. Keller 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt 	 beurlaubt 
Müller (Hannover) 	 — — — — 
Dr. Ott 	  Ja Ja Ja Ja 
Schmidt (Bayern) 	 — Nein Nein Ja 
von Thadden 	 beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Tichi   	 krank krank krank krank 
Wallner 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Wessel 	 Ja Ja Ja 

 

Ja 
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1 
Abstimmung 

2 3 4 

Abgegebene Stimmen . . 	 352 355 356 356 

Davon 
Ja 	  204 166 146 342 
Nein 	 134 178 205 14 
Stimmenthaltung 	. . 14 11  5 — 

Zusammen wie oben 	. . . 352 355 356 356 

Berliner Abgeordnete 

 
1 

Abstimmung 
2 3 4 

CDU/CSU  
Dr. Friedensburg 	 Nein Ja Ja Ja 
Dr. Krone 	  Nein Nein Nein Ja 
Lemmer 	  beurlaubt beurlaubt beurlaubt beurlaubt 
Frau Dr. Maxsein 	 Nein Ja Nein Ja 
Dr. Tillmanns 	..  Nein Ja Nein Ja 

SPD 

Brandt 	  Ja Ja Ja Ja 
Dr. Königswarter 	.. Ja Ja Ja Ja 
Löbe 	  Ja entschuld. entschuld. entschuld. 
Neubauer 	  Ja Ja Ja Ja 
Neumann 	  krank krank krank krank 
Dr. Schellenberg 	 Ja Ja Ja Ja 
Frau Schroeder (Berlin) Ja  Ja Ja Ja 
Schröter (Ber lin) 	 Ja Ja Ja Ja 
Frau Wolff 	 Ja Ja Ja Ja 

FDP  
Dr. Henn 	  Ja Nein Nein Ja 
Hübner 	  Nein Nein Nein Ja 
Frau Dr. Mulert 	 Ja Nein Nein Ja 
Dr. Reif 	  Nein Ja Nein Ja 
Dr. Will 	  Ja Ja Nein Ja 

Zusammenstellung der Abstimmung der Berliner Abgeordneten 

1 
Abstimmung 2 

 3 4 

Abgegebene Stimmen . . 	 17 16 16 16 

Davon: S  
Ja 	  11 12 8 16 
Nein 	  6 4 8 — 
Stimmenthaltung . . . — — — — 

Zusammen wie oben . . . . 17 16 16 16 
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